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166. Sitzung 

Bonn, den 3. April 1968 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Folgende amtliche Mitteilung wird ohne Verle-
sung in den Stenographischen Bericht aufgenommen: 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mit Schreiben vom 
1. April 1968 mitgeteilt, daß der Ausschuß gegen die 

Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung Nr. 
422/67/EWG, Nr. 5/67/Euratom des Rates vom 25. Juli 1967 
über die Regelung der Amtsbezüge für den Präsidenten und 
die Mitglieder der Kommission sowie für den Präsidenten, 
die Richter, die Generalanwälte und den Kanzler des Ge-
richtshofes 

keine Bedenken erhoben habe. 

Ich rufe Punkt I der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 

— Drucksache V/2793 — 

Wir kommen zunächst zu den Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz. Zur 
Beantwortung ist Herr Staatssekretär Professor 
Ehmke hier. 

Ich rufe die Frage 82 des Abgeordneten Wurbs 
auf: 

Hält es die Bundesregierung mit der von ihr vertretenen so-
zialen Gerechtigkeit für vereinbar, daß nadi den geltenden Ge-
setzen in noch schwarzen Kreisen Haus - bzw. Wohnungseigen-
tümer keine Möglichkeit haben, in ihr Haus einzuziehen, ob-
wohl sie bereit sind, für den Mieter eine Ersatzwohnung mit 
angemessener Miete zu stellen und zusätzlich eine Abfindungs-
summe zu zahlen? 

Ist Herr Wurbs im Saal? 

(Abg. Dr. Imle: Die Frage wird übernom

-

men!) 

Dr. Ehmke, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Justiz: In der Frage wird unterstellt, daß 
Hauseigentümer in den schwarzen Kreisen nach gel-
tendem Recht keine Möglichkeit haben, in ihr eige-
nes Haus einzuziehen, wenn es vermietet ist, selbst 
wenn sie bereit sind, für den Mieter eine Ersatz-
wohnung mit angemessener Miete zu stellen und 
zusätzlich eine Abfindung zu zahlen. Diese Unter-
stellung trifft nicht zu. 

In den schwarzen Kreisen kann der Vermieter 
nach § 4 des Mieterschutzgesetzes auf Aufhebung 
des Mietverhältnisses klagen, wenn er an der Rück

-

gabe des Mietraums ein dringendes Interesse hat 
und nicht das Interesse des Mieters und seiner Fa-
milie an der Beibehaltung des Wohnraums derart 
überwiegt, daß dem Mieter die Rückgabe nicht zu-
gemutet werden kann. In § 4 Abs. 1 Satz 2 und 3 
des Mieterschutzgesetzes wird näher ausgeführt, 
welche Umstände bei der Interessenabwägung zu-
gunsten des Vermieters und welche zugunsten des 
Mieters besonders berücksichtigt werden müssen. 
Die Vorschrift berücksichtigt die Interessen der Ver-
mieter und der Mieter unter den besonderen Ver-
hältnissen, wie sie auf den Wohnungsmärkten in 
den schwarzen Kreisen noch gegeben sind, in ange-
messener Weise. Die Interessenabwägung kann im 
Einzelfall dazu führen, daß das Interesse des Mieters 
oder seiner Familie an der Beibehaltung des Wohn-
raums überwiegt. Es ist aber nicht gerechtfertigt, 
solche Fälle zu verallgemeinern. 

Im übrigen ist es auch in den weißen Kreisen 
möglich, daß bei der Interessenabwägung, die im 
Rahmen der sogenannten Sozialklausel vorzuneh-
men ist, die Interessen des Mieters oder seiner Fa-
milie an der Fortsetzung des Mietverhältnisses ge-
genüber einem Eigenbedarf des Vermieters als über-
wiegend angesehen werden und deshalb das Miet-
verhältnis verlängert und eine Räumungsklage des 
Vermieters abgewiesen wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 83 des Herrn Abgeordneten 
Bühler auf: 

Sind der Bundesregierung Fälle von Störungen der öffentlichen 
Ordnung bekannt, bei denen die zuständigen Justizbehörden, 
entgegen den einschlägigen Vorschriften, untätig geblieben sind? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Ehmke, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Justiz: Der Bundesregierung sind Fälle von 
Störungen der öffentlichen Ordnung, bei denen die 
zuständigen Justizbehörden entgegen den einschlä-
gigen Vorschriften untätig geblieben sind, nicht be-
kannt. Eine Umfrage bei den Landesjustizverwaltun-
gen hat ergeben, daß auch dort keine Fälle bekannt 
sind, in denen die Justizbehörden bei Fällen von 
Störungen der öffentlichen Ordnung entgegen den 
einschlägigen Vorschriften der Strafprozeßordnung 
nicht tätig geworden sind. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Bühler. 

Bühler (CDU/CSU) : Besteht die Möglichkeit, 
Herr Staatssekretär, Justizorgane, die untätig blei-
ben, zur Rechenschaft zu ziehen? 

Dr. Ehmke, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Justiz: Die Möglichkeit besteht, Herr 
Abgeordneter, nach den allgemeinen Vorschriften 
des Strafgesetzbuchs, wie etwa denen über die 
Rechtsbeugung. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 84 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hofmann auf: 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die Staatsanwalt-
schaften in der Bundesrepublik Deutschland die Gesetze zum 
Schutze der Jugend in genügendem Maße beachten und anwen-
den, insbesondere bei den Veröffentlichungen in Wort und Bild 
der deutschen Illustrierten und Nachrichtenmagazine? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Ehmke, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Justiz: Die für die Verfolgung von Verstö-
ßen gegen die Gesetze zum Schutz der Jugend zu-
ständigen Staatsanwaltschaften unterstehen der 
Dienstaufsicht der Landesjustizverwaltungen, de-
nen gegenüber der Bundesminister der Justiz kei-
nerlei Weisungsbefugnisse hat. Ich habe jedoch 
keinen Anlaß, anzunehmen, daß die Staatsanwalt-
schaften nicht — wie es dem Legalitätsprinzip ent-
spricht — nachdrücklich gegen etwaige Verstöße 
gegen die §§ 184, 184 a des Strafgesetzbuchs und 
gegen die einschlägigen Bestimmungen des Gesetzes 
über die Verbreitung jugendgefährdender Schrif-
ten vorgehen. Die Landesjustizverwaltungen haben 
besondere Zentralstellen zur Bekämpfung unzüch-
tiger und jugendgefährdender Schriften, Abbildun-
gen und Darstellungen eingerichtet, die ihrer Auf-
gabe mit Nachdruck nachkommen. 

Die Schwierigkeit liegt aber darin, daß die Mei-
nungen darüber, was offensichtlich jugendgefähr-
dend oder gar unzüchtig im Sinne des Gesetzes ist, 
weit auseinandergehen. Hier wirken sich nicht nur 
der Wandel der allgemeinen Anschauungen, son-
dern auch regionale Unterschiede aus, aus denen 
sich möglicherweise in den verschiedenen Gebieten 
eine unterschiedliche Verfolgungsintensität ergibt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Hofmann. 

Dr. Hofmann (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, bei der weitläufigen Ausdehnung meiner 
Frage darf ich hinzufügen: Sind Sie nicht der Mei-
nung, daß bei manchen Veröffentlichungen in Bild 
und auch in Wort die immanente Grenze der Presse-
freiheit erreicht sei? 

Dr. Ehmke, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Justiz: Diese Entscheidung müssen wir 
den dafür zuständigen Gerichten überlassen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die 
Frage 85 des Herrn Abgeordneten Dr. Hofmann 
auf: 

Wenn die Frage 84 verneint werden muß, welche Konsequen-
zen gedenkt die Bundesregierung aus diesem Faktum zu ziehen? 

Dr. Ehmke, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Justiz: Mit der Antwort, die ich soeben 
gegeben habe, ist auch die Frage 85 beantwortet. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Vielen Dank. 
Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Justiz erledigt. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für das Post- und Fernmeldewesen 
auf, zunächst die Frage 45 des Herrn Abgeordneten 
Brück (Holz) — er ist im Saal: 

Wie hat die Bundesregierung den Wunsch der Presse-Rund-
funk-AG Saarbrücken auf Zuteilung von Frequenzen zum Be-
trieb eines privaten Fernsehens im Saarland beantwortet? 

Bitte, Herr Minister! 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Präsident, darf ich die drei 
Fragen, weil sie zusammenhängen, gemeinsam be-
antworten? 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte sehr! Ich 
rufe dann auch die Fragen 46 und 47 des Herrn 
Abgeordneten Brück (Holz) auf: 

Haben Mitglieder oder Beamte der Regierung des Saarlandes, 
Mitglieder des Landtages des Saarlandes oder Mitglieder der 
Gremien des Saarländischen Rundfunks mit Mitgliedern oder 
Beamten der Bundesregierung Gespräche über die Zuteilung von 
Frequenzen für den Betrieb eines privaten Fernsehens im Saar-
land geführt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, Frequenzen 
für den Betrieb eines privaten Fernsehens im Saarland zur Ver-
fügung zu stellen? 

Bitte, Herr Minister! 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Das Schreiben der Presse Rund-
funk-AG Saarbrücken mit dem Wunsche auf Ertei-
lung von Frequenzen zum Betrieb eines privaten 
Fernsehens im Saarland wurde von mir dahingehend 
beantwortet, daß erst dann hierüber entschieden 
werden kann, wenn die Regierung des Saarlandes 
die Genehmigung zur Veranstaltung von Rundfunk-
sendungen erteilt hat. 

Die Staatskanzlei des Saarlandes hat sich brieflich 
in dieser Angelegenheit am 5. Januar 1968 an das 
Bundesministerium für das Post- und Fernmelde-
wesen mit der Bitte um Auskunft gewandt. 

Die im Stockholmer Plan 1961 für den Bereich des 
Saarlandes vorgesehenen Fernsehfrequenzen sind 
für die Ausstrahlung des Ersten, Zweiten und Drit-
ten Fernsehprogramms verplant. Daneben könnte 
noch eine Benutzung des Kanals 39 in Erwägung 
gezogen werden. Der Kanal 39 ist im Stockholmer 
Plan 1961 an sieben Standorten im Bundesgebiet auf-
geführt, darunter für den Standort Felsberg im Saar-
land mit bestimmten technischen Merkmalen. Diese 
Merkmale sind u. a. französische Fernsehnorm, 
Strahlrichtung Frankreich. 
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Bundesminister Dr. Dollinger 
Der Kanal 39 wurde der Europäischen Rundfunk-

und Fernseh-AG, Europa I, versuchsweise und bis 
31. Dezember 1967 befristet mit den genannten tech-
nischen Merkmalen zugeteilt. Der Versuchssender 
im Kanal 39 ist nicht in Betrieb genommen worden. 
Eine Verlängerung der Versuchsgenehmigung wurde 
nicht beantragt. 

Daher ist der Kanal 39 jetzt wegen Frequenz

-

mangels für die Schließung einiger Lücken in der 
Versorgung des Saarlandes und des Landes Rhein-
land-Pfalz mit dem Zweiten und Dritten Fernseh-
programm vorgesehen. Falls diese Lücken in Kauf 
genommen werden, könnte der Kanal 39 — mit ge-
wissen technischen Auflagen und nach Koordinie-
rung mit den Nachbarländern gemäß dem Stock-
holmer Abkommen — für ein privates Fernsehen im 
Saarland zur Verfügung gestellt werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Brück. 

Brück (Holz) (SPD) : Herr Präsident, ich habe den 
Eindruck, daß meine zweite Frage nicht beantwortet 
worden ist. 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Ich darf die Antwort auf die 
zweite Frage wiederholen: 

Die Staatskanzlei des Saarlandes hat sich brieflich 
in dieser Angelegenheit am 5. Januar 1968 an das 
Bundesministerium für das Post- und Fernmelde-
wesen mit der Bitte um Auskunft gewandt. 

inwieweit dann — und wann — informatorische 
Gespräche stattgefunden haben, kann ich im einzel-
nen nicht sagen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Herr Brück. 

Brück (Holz) (SPD) : Sie sagen also: Sie können 
nicht sagen, ob informatorische Gespräche mit Be-
amten Ihres Hauses stattgefunden haben? 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Das kann ich deshalb nicht sagen, 
weil hier mit Oberpostdirektionen und mit Abtei-
lungen gesprochen werden kann. Offiziell ist die 
Verbindung mit diesem Schreiben, das ich erwähnt 
habe, aufgenommen worden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Herr Brück. 

Brück (Holz) (SPD) : Wären Sie bereit, nachzu-
forschen, ob im Bereich Ihres Hauses solche Ge-
spräche geführt worden sind? 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Das kann man selbstverständlich 
versuchen. Ich weiß aber nicht, was es an dieser 
ganzen Sache im Grunde genommen ändern soll. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Brück. 

Brück (Holz) (SPD) : Darf ich Ihnen mitteilen, daß 
es im Saarland Gerüchte gibt, nach denen mit dem 
Bundespostministerium abgesprochen sei, Frequen-
zen zuzuteilen. 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Für das Bundespostministerium 
spricht der Postminister, und ich habe hier meine 
Auskunft erteilt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die fünfte Zu-
satzfrage, Herr Brück! 

Brück (Holz) (SPD) : Da Sie davon sprachen, daß 
der Staatssekretär in der Staatskanzlei an Sie ge-
schrieben hat: hat er gefragt wegen der Presse

-

Rundfunk-AG oder wegen einer Gesellschaft, die 
im Saarland neu gegründet worden ist und deren 
Präsident der Präsident des Saarländischen Land-
tags, Dr. Maurer, ist? 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Ich kann Ihnen den Brief im 
Augenblick nicht vorlesen, weil ich ihn nicht bei 
der Hand habe. Aber der Brief bezieht sich auf die 
Zulassung dieser Gesellschaft entsprechend Ihrer 
Frage. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die letzte Zu-
satzfrage, Herr Brück. 

Brück (Holz) (SPD) : Wären Sie bereit, mir eine 
Kopie des Briefes zuzustellen? 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Ich will das prüfen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister, da Sie in Ihrer Antwort von sieben Stand-
orten im Kanal 39 sprachen, darf ich Sie fragen, wie 
die übrigen sechs Standorte zur Zeit genutzt werden 
oder welche Nutzung durch die Bundesregierung 
vorgesehen ist. 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Ich teile Ihnen das gern schriftlich 
mit. Ich habe die einzelnen Standorte nicht hier. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Gibt es im 
Bereich der Bundesregierung Erwägungen, diese 
Standorte privaten Fernsehstationen zuzuteilen? 
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Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Solche Erwägungen werden im 
Augenblick nicht angestellt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Minister, sind Sie bereit, 
den Beamten zu rügen, der Ihnen Ihre Unterlagen 
zusammenstellte und der diesen entscheidenden 
Brief nicht den Unterlagen beifügte? 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Ich glaube, daß das, was ich gesagt 
habe, ausreichend war. Es wurde nicht nach dem In-
halt des Briefes gefragt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die Fra-
gen 48, 49 und 50 des Herrn Abgeordneten Müller 
(Berlin) auf: 

Was sieht der Betriebs- und Organisationsplan der Deutschen 
Bundespost im Hinblick auf die Zahl der Post- und Fernmelde-
ämter in Berlin, gemessen an der Einwohnerzahl im Vergleich 
zu anderen Großstädten der Bundesrepublik Deutschland, für die 
Zukunft vor? 

Sind auf Grund des bestehenden Betriebs- und Organisations-
plans offensichtliche Benachteiligungen für Postbenützer und 
Postangehörige in Berlin zu befürchten? 

Was gedenkt die Bundesregierung — falls die Frage 49 bejaht 
wird — zu tun, um sowohl Benützer als auch Angehörige der 
Deutschen Bundespost in Berlin vor unzumutbaren Benachteili-
gungen zu schützen? 

Ist Herr Abgeordneter Müller im Saal? — Bitte, 
Herr Minister! 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Herr Präsident, gestatten Sie, daß 
ich die Fragen gemeinsam beantworte. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Bitte sehr! 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Nach dem Betriebs- und Organisa-
tionsplan für Berlin ist vorgesehen, die Zahl der ver-
waltungsmäßig selbständigen Ämter des Postwesens 
von zur Zeit 21 auf 14 zu verringern. Im Fermelde-
dienst sind für die zur Zeit vorhandenen drei Fern-
meldeämter und ein Fernmeldezeugamt bei dem 
gegenwärtigen Verkehrsumfang keine innerbetrieb-
lichen, organisatorischen Maßnahmen geplant. 

Die vorgesehene Rationalisierungsmaßnahme ent-
spricht der im gesamten Bundesgebiet seit Jahren 
durchgeführten Neuordnung der postalischen Ämter-
organisation und dient dem Ziel, den Postbetrieb bei 
gleichbleibenden oder möglichst verbesserten Be-
triebsleistungen wirtschaftlicher zu gestalten. Sie 
folgt damit den Empfehlungen des Bundesbeauftrag-
ten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung und den 
Vorschlägen der Sachverständigen-Kommission für 
die Deutsche Bundespost. Hierbei vermittelt ein nur 
auf Zahlen gegründeter Vergleich mit anderen Groß-
städten kein klares Bild, weil die Ämter in Berlin 
infolge der besonderen Lage der Stadt ausschließlich 
örtliche Aufgaben haben, während vergleichbare 
Ämter in den übrigen Großstädten überwiegend 

überörtliche Versorgungsaufgaben weit über die 
Stadtgrenzen hinaus wahrnehmen. 

Es sind auf Grund des bestehenden Betriebs- und 
Organisationsplanes weder Benachteiligungen für 
die Postbenutzer noch für die Postangehörigen zu be-
fürchten. Die der unmittelbaren Postversorgung der 
Bevölkerung dienenden Einrichtungen wie Postämter 
bleiben und werden betrieblich durch diese verwal-
tungsorganisatorischen Maßnahmen nicht berührt. 

Bei den unvermeidbaren personellen Auswirkun-
gen wird wie bisher so auch in Zukunft dafür ge-
sorgt, daß alle frei werdenden Arbeitskräfte sogleich 
eine laufbahn- und dienstpostengerechte Unterbrin-
gung in neuen Beschäftigungsstellen finden. Unter 
Mitwirkung der Personalvertretungen wird hierbei 
darauf geachtet, daß sich für die betroffenen Postbe-
diensteten keine Nachteile für ihren dienstlichen 
Werdegang ergeben und auch keine unzumutbaren 
Härten auftreten. 

Es besteht daher keine Veranlassung, Berliner 
Postbenutzer oder Postangehörige vor vermeintlich 
unzumutbaren Benachteiligungen zu schützen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Müller. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Bundesmini-
ster, sind die von Ihnen genannten 14 Postämter nun 
das endgültige Ergebnis oder ist noch mit einem wei-
teren Abbau zu rechnen? 

Dr. Dollinger, Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen: Das ist sicher für längere Zeit das 
endgültige Ergebnis. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatzfra-
gen. — Vielen Dank für die Beantwortung dieser 
Fragen. 

Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs-
geschädigte, und zwar die Frage 1 des Herrn Abge- 
ordneten Dr. Imle: 

Welche Gründe veranlassen den Bundesvertriebenenminister, 
über die Ausgabenreste von 1967 für Wohnraumbeschaffungs-
darlehen nach dein Kriegsgetangenenentschädigungsgesetz unter 
Berücksichligung der Tatsache, daß damit die neuen Bewilligun-
gen für das Jahr 1968 praktisch blockiert weiden, erst im Juli 
d. J. zu entscheiden? 

Ist Herr Imle im Saal? — Ja. 

Zur Beantwortung hat das Wort der Herr Bun-
desminister. 

von Hassel, Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nach § 30 Abs. 2 der 
Reichshaushaltsordnung dürfen Beträge, die bei 
übertragbaren Ausgabebewilligungen am Schluß 
eines Rechnungsjahres nicht verwendet sind, nur 
mit vorheriger Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen verausgabt werden. 

Nach § 6 des Haushaltsgesetzes darf der Bundes-
minister der Finanzen diese Zustimmung nur ertei- 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 166. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 3. April 1968 	8675 

Bundesminister von Hassel 
len, wenn innerhalb desselben Einzelplanes ver-
anschlagte Beträge in gleicher Höhe für diesen 
Zweck in Abgang gestellt werden oder wenn sicher-
gestellt ist, daß in demselben Einzelplan am Schluß 
des Rechnungsjahres Ausgabereste in gleicher 
Höhe verbleiben. 

Unter dieser Voraussetzung hat der Bundes-
minister der Finanzen von dem Ausgaberest 1967 
im März dieses Jahres einen Betrag von 3,5 Millio-
nen DM für Darlehen nach dem Kriegsgefangenen-
entschädigungsgesetz freigegeben. Über diesen Be-
trag kann jedoch erst verfügt werden, wenn zu 
übersehen ist, ob eine der beiden gesetzlich vor-
geschriebenen Bedingungen erfüllt ist. Diese Uber-
sicht ist erst im Laufe des Haushaltsjahres 1968 zu 
gewinnen. Ich hoffe aber, noch in diesem Monat 
einen Teilbetrag des Ausgaberestes verteilen zu 
können. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Keine Zusatz-
frage; vielen Dank für die Beantwortung. 

Die nächsten beiden Fragen sind die Fragen 2 und 
3 aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Zahl der Wissenschafts-
attachés in den großen Industriestaaten in nächster Zeit zu ver-
mehren? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, eine ge-
meinsame Technische Hochschule im Rahmen der EWG zu 
gründen? 

Zur Beantwortung ist der Herr Bundesminister 
anwesend. Bitte, Herr Bundesminister! 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Bisher wurde eine Stelle für 
den Wissenschaftsreferenten an der Botschaft Lon-
don bewilligt und besetzt. Außerdem hat der Haus-
halstausschuß des Deutschen Bundestages jetzt in 
seiner Sitzung vom 14. Dezember 1967 zwei neue 
Planstellen für die Botschaften Paris und Washing-
ton gemäß § 11 des Haushaltsgesetzes 1967 geneh-
migt. In der gleichen Sitzung hat der Haushalts-
ausschuß eine weitere Stelle für einen Wissen-
schaftsreferenten an der Botschaft Tokio genehmigt, 
die jedoch erst mit dem Inkrafttreten des Haushalts-
gesetzes 1968 besetzbar ist. Darüber hinaus ist von 
der Bundesregierung eine weitere Stelle für einen 
Wissenschaftsreferenten an der Botschaft in Moskau 
in ihren Haushaltsvoranschlag aufgenommen wor-
den. 

Schließlich ist nach dem derzeitigen Plan vorge-
sehen, in den folgenden Jahren einige weitere Stel-
len für Wissenschaftsreferenten bei deutschen Aus-
landsvertretungen einzurichten. Dabei ist es zur Zeit 
noch nicht möglich, bestimmte Dienstorte anzugeben. 
Das Bestreben geht jedoch dahin, ähnlich der Praxis 
anderer Staaten dann Wissenschaftsreferenten zu 
bestellen, die für größere regionale Bereiche zu-
ständig sein sollen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Lohmar. 

Dr. Lohmar (SPD) : Herr Minister, erlauben die 
bisherigen Erfahrungen der Bundesregierungen ein 

Urteil darüber, ob die Entsendung nur eines Wis-
senschaftsreferenten in Ländern der von Ihnen ge-
nannten Größenordnung auf die Dauer ausreichen 
wird? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Ich halte es für möglich, daß 
wir bei besonders großen Botschaften zumindest zur 
Entsendung eines Hilfsreferenten kommen werden. 
Das ist z. B. für Washington bereits durch Abord-
nung von Beamten meines Hauses eingeleitet. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Frau Geisendör-
fer! 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Minister, 
was verstehen Sie unter Wissenschaftsreferenten"? 
Die Einrichtung dieser Stelle ist bisher immer unter 
dem Titel „Wissenschaftsattachés" gelaufen. Wie 
sind diese Wissenschaftsreferenten bei den aus-
wärtigen Vertretungen eingeordnet? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Die Formulierung „Wissen-
schaftsreferenten" ist das Ergebnis interministeriel-
ler Besprechungen zwischen den beteiligten Res-
sorts. Ich glaube, damit soll deutlich werden, daß 
dieser Referent eine gleichwertige Stellung gegen-
über den anderen großen Referaten einer Botschaft 
hat, etwa dem Wirtschaftsreferenten oder, soweit 
vorhanden, dem Sozialreferenten und dem Kultur-
referenten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Zu-
satzfrage, Frau Geisendörfer. 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Minister, 
meine Frage gründet sich darauf, daß zeitweise beim 
Auswärtigen Amt erörtert worden ist, ob der Wis-
senschaftsreferent dem Kulturattaché zu- oder unter-
geordnet werden sollte. Ist nun geklärt, daß der 
Wissenschaftsattaché eine eigene verantwortliche 
Aufgabe bei den auswärtigen Vertretungen hat, ge-
nauso wie es in anderen Ländern auch der Fall ist? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Ja, das ist befriedigend ge-
klärt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Dann zur Frage 3 
des Herrn Abgeordneten Dr. Lohmar. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Ein konkreter Vorschlag, im 
Rahmen der EWG eine gemeinsame Technische 
Hochschule zu gründen, ist der Bundesregierung 
nicht bekannt. Es ist in den Diskussionen früherer 
Jahre deutlich geworden, daß die wissenschaftlichen 
Organisationen und die Vertreter der Hochschulen 
der Bundesrepublik Deutschland dem Gedanken 
einer europäischen Universität, der sich auch auf 
den Euratom-Vertrag gründet, überwiegend skep-
tisch gegenüberstanden. 
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Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Dr. Lohmar. 

Dr. Lohmar (SPD) : Herr Minister, darf ich dar-
auf aufmerksam machen, daß hier nicht nach der 
europäischen Universität gefragt wird, sondern nach 
dem Projekt einer Technischen Hochschule, etwa 
den Vorstellungen entsprechend, die der franzö-
sische Finanzminister gegen Ende des vergangenen 
Jahres entwickelt hat und die darauf hinauslaufen, 
eine Art europäisches MIT zu bilden? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Eine offizielle Initiative der 
französischen Regierung in dieser Frage ist nicht er-
folgt. Es gibt jedoch, ausgehend von der Arbeit 
einer Studienkommission der Nordatlantischen Ver-
sammlung, ein Konzept, ein europäisches Institut 
für Wissenschaft und Technik zu errichten. Ich 
habe diesen Gedanken jedoch deshalb nicht in 
meine Beantwortung einbezogen, weil er sich durch 
zwei Merkmale von der Institution der Art, die Sie 
erfragt haben, unterscheidet. Das eine Merkmal ist, 
daß diese Überlegungen im Rahmen der Nordatlan-
tischen Versammlung davon ausgehen, daß auch 
andere europäische Länder, die nicht der EWG an-
gehören, Träger einer solchen Institution sein soll-
ten. Zum anderen ist in diesen Überlegungen vorge-
schlagen, ein Europäisches Institut für Wissenschaft 
und Technik zu errichten, also nicht eine Technische 
Hochschule. Das würde wohl bedeuten, daß das 
Schwergewicht dieses Instituts auf der Forschung 
und auf den Aufgaben der Entwicklung im Bereich 
der modernen Technologie liegt. Dieser Vorschlag, 
der der Bundesregierung von dem beteiligten deut-
schen Mitglied der Studienkommission zugeleitet 
wurde, wird gegenwärtig innerhalb der Bundes-
regierung sorgfältig geprüft. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Lohmar? 

Dr. Lohmar (SPD) : Herr Minister, darf man Ihre 
profunden Bemerkungen über die Möglichkeiten 
einer solchen Hochschule zum Anlaß nehmen, Sie zu 
bitten, diese Vorschläge von seiten der Bundes-
regierung so bald wie möglich den in Frage kom-
menden europäischen Partnern zu unterbreiten und 
nicht unbedingt auf eine französische Initiative zu 
warten? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Die Bundesregierung ist noch 
nicht davon überzeugt, Herr Kollege Lohmar, daß im 
gegenwärtigen Zeitpunkt der europäischen Zusam-
menarbeit eine Technische Hochschule, d. h. auch 
mit dem starken Schwergewicht auf der Lehre, wirk-
lich dringend notwendig ist. Sie ist aber bereit, alle 
konkreten Vorschläge von seiten sachkundiger Ab-
geordneter des Bundestages oder der europäischen 
Versammlungen oder der Wissenschaft aufgeschlos-
sen zu diskutieren, und läßt es insoweit offen, ob 
sie zu einer anderen Meinung kommt, als ich sie 
jetzt vortrage. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatz-
frage, Herr Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Minister, darf ich dem 
ersten Teil Ihrer Antwort entnehmen, daß der Ge-
danke einer Europäischen Universität nunmehr 
praktisch endgültig aufgegeben ist? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Es wird Ihnen nicht unbe-
kannt sein, Herr Kollege Berkhan, daß die viele 
Jahre zurückliegenden Beratungen über die Grün-
dung einer Europäischen Universität u. a. auch des-
halb nicht erfolgreich waren, weil es eine unter-
schiedliche rechtliche Auslegung der entsprechenden 
Bestimmungen des Euratom-Vertrages gab. Es gab 
einige Vertragspartner, die der Auffassung waren, 
daß die dort vorgesehene europäische Institution 
ausschließlich auf den Bereich der Kernenergie in 
der Forschung oder in qualifizierten Studien be-
schränkt werden solle. Ich möchte aber nicht sagen, 
daß dieser Gedanke damit für alle Zeit von der 
Tagesordnung abgesetzt ist. Ich will nicht ausschlie-
ßen, daß wir im weiteren Fortgang der europäischen 
Wissenschaftspolitik uns wieder der Frage nähern, 
ob wir etwa für die sogenannte post graduate stu-
dies, d. h. also die nach dem Normalstudium fol-
genden besonders qualifizierten Studiengänge, euro-
päische Einrichtungen schaffen sollten. Ich muß aber 
noch einmal sagen, daß es nach dieser Diskussion, 
die Jahre zurückliegt, keine konkreten, genau de-
taillierten Initiativen gibt, die dieser Frage eine 
neue hohe Priorität gegeben hätten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Minister, sind Sie im 
Sinne der Antwort, die Sie soeben hier gegeben 
haben, bereit, bei der nächsten Zusammenkunft mit 
den Kollegen im Rahmen der EWG mit den Mi-
nistern, die Ihre Gesprächspartner sind, dieses 
Thema wieder einmal vorsichtig zu diskutieren? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Ich bin gern dazu bereit, 
wenn die vorher notwendigen Erörterungen im 
deutschen Rahmen, d. h. mit den wissenschaftlichen 
Organisationen, den Hochschulen und den Mitglie-
dern des Bundestags, dafür neue und wichtige Ge-
sichtspunkte ergeben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Minister, sind 
Sie sich im klaren darüber, daß Ihre zu Anfang und 
jetzt soeben gegebenen Auskünfte doch wohl nicht 
ganz vereinbar sind mit den Beschlüssen der 
Regierungschefs auf der Gipfelkonferenz in Rom, 
die da gesagt haben, daß diese Frage beschleunigt 
und energisch erneut geprüft werden müßte, und 
daß es sogar jetzt eine Dokumentation des EWG-
Parlaments gibt, aus der klar ersichtlich ist, daß es, 
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Kahn-Ackermann 

jedenfalls für ein Empfinden, nicht so ist, daß es 
keine konkreten Vorschläge für die Errichtung die-
ser Universität gibt, jedenfalls im Rahmen der dort 
verabschiedeten Entschließungen? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Ich würde bei allem Respekt 
vor diesen Entschließungen sagen, daß sie immer 
noch mehr allgemeiner Art sind und einer weiteren 
Konkretisierung in Besprechungen des Bundestags 
und der wissenschaftlichen Organisationen bedür-
fen, um zu einer wirklich voll befriedigenden Grund-
lage für Regierungsverhandlungen zu werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Minister, sind 
Sie nach den bisher gemachten Erfahrungen mit mir 
der Meinung, daß diese Frage doch wohl bloß 
politisch entschieden werden kann und daß Sie bei 
dieser politischen Entscheidung zumindest auf alle 
Kollegen dieses Hauses zählen können, die in den 
europäischen Parlamenten sitzen, weil sie bisher 
bekundet haben, daß sie eine solche Universität 
wünschen? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Herr Kollege Kahn-Acker-
mann, Ihre letzte Frage ist doch Anlaß zu einer 
grundsätzlichen Bemerkung. Es gibt hier überhaupt 
keinen Gegensatz in der Erkenntnis der Notwen-
digkeit, die Forschung und die Lehre in Europa über 
die nationalen Grenzen hinweg weiter zu inten-
sivieren und — wenn Sie so wollen — zu europäi-
sieren. 

Die einzige Frage, die in den kommenden Bera-
tungen weiterhin eine Rolle spielen wird, ist fol-
gende. Ist es besser, diese intensivere Verbindung 
in Europa durch die Öffnung der nationalen Einrich-
tungen in Forschung und Lehre herbeizuführen, d. h. 
durch den weiteren Austausch von Studenten und 
Wissenschaftlern, den wir in wachsendem Maße 
haben, mit hohen staatlichen Mitteln zu fördern, 
oder braucht man spezifisch europäische Institutio-
nen? Ist es also im Einzelfall richtiger, nationale 
Institutionen europäisch zu öffnen im Sinne der 
Internationalität und Universalität der Wissen-
schaft, oder soll man gleichsam auf der „grünen 
Wiese" völlig neue Einrichtungen schaffen? Das ist 
eine rein methodische Frage, die aber mit dem 
Grundsatz einer engeren europäischen Zusammen-
arbeit kontrovers nichts zu tun hat. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Raffert. 

Raffert (SPD) : Herr Minister, läßt die Tatsache, 
daß Sie als Bundesminister für wissenschaftliche 
Forschung die beiden von Herrn Dr. Lohmar einge-
brachten Fragen beantwortet haben, den erfreu-
lichen Schluß zu, daß hier Kompetenzverlagerungen 
in Ihr Haus hinein eingetreten sind, und wird dar-
aus ein Trend erkennbar? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Es gibt in diesen Fragen aus 
Gründen, die ich gar nicht näher zu erläutern 
brauche, gemeinsame Zuständigkeiten mehrerer 
Bundesressorts. Es liegt in der Natur der Sache, 
daß für die Besetzung von Auslandsvertretungen 
und auch für Fragen der europäischen Politik das 
Auswärtige Amt eine wesentliche Mitzuständigkeit 
hat und behalten muß. Die Frage der Beantwortung 
solcher Punkte, die in die Zuständigkeit mehrerer 
Ministerien fallen, wird innerhalb der Bundesregie-
rung von Fall zu Fall kollegial geregelt. 

(Zustimmung der Abg. Frau Brauksiepe.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Frau Geisendörfer. 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister, könnte man die von Ihnen bejahte Euro-
päisierung nicht auch in einem zeitlichen Nachein-
ander sehen, d. h. zunächst den Austausch von Wis-
senschaftlern und Studenten vornehmen, aber die 
Errichtung einer Institution auf der „grünen Wiese", 
wie Sie sagten, energisch planen? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister für wissen-
schaftliche Forschung: Ich will die Möglichkeit nicht 
ausschließen. Ich muß aber sagen, daß der bisherige 
Stand der Diskussion im nationalen und internatio-
nalen Rahmen den europäischen Regierungen keine 
Motivation gegeben hat, hier zu endgültigen Ent-
scheidungen zu kommen. Ich bin jedoch gern bereit, 
diese Frage auch auf Grund dieser Debatte in dem 
zuständigen Ausschuß des Bundestages gründlich 
mit den interessierten Kollegen zu erörtern. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Herr Minister, sind Sie sich 
darüber im klaren, daß die Antwort auf die vor-
letzte Frage so ausgelegt werden könnte, als ob die 
Bundesrepublik stärker die Tendenz verfolge, Auf-
gaben im nationalen Rahmen — -- 

Vizepräsident Dr. Mommer: Moment, Herr 
Abgeordneter. Es ist nicht möglich, auf die vorher-
gegangene Frage zurückzukommen. Das geht nicht. 

(Abg. Dröscher: Dann bitte ich, meine Frage 
anders formulieren zu dürfen!) 

— Nein, das kann ich nicht zulassen. Wir haben so 
viele Fragen, und viele Kollegen bekommen ihre 
Fragen schriftlich beantwortet, kommen also hier 
nicht zum Zuge. Dann ist es nicht möglich, auf eine 
früher gestellte Frage zurückzukommen. 

Dröscher (SPD) : Dann bitte, ich, das anders for-
mulieren zu dürfen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Nein, das ist 
dann keine Frage der Formulierung. 
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Sie haben die Fragen aus Ihrem Geschäftsbereich 

beantwortet. Ich danke Ihnen. 

Es liegt eine Frage aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesschatzministers vor, die Frage 4 des Herrn 
Abgeordneten Weigl: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Höchstbeträge der ERP-
Kredite für Fremdenverkehrsmaßnahmen in den Zonenrand- und 
Bundesausbaugebieten zu erhöhen? 

Zur Beantwortung hat das Wort Herr Staats-
sekretär Langer. 

Dr. Langer, Staatssekretär des Bundesschatz-
ministeriums: Herr Abgeordneter, ich kann Ihre 
Frage nicht uneingeschränkt bejahen. Gestatten Sie 
mir, daß ich gleich erkläre, warum wir nicht an eine 
generelle Erhöhung der Höchstbeträge der ERP-Kre-
dite denken. Es kommt dem Bundesschatzminister 
sehr darauf an, möglichst vielen Betrieben in den 
Zonenrand- und Bundesausbaugebieten zu helfen. 
Würden wir die Höchstbeträge allgemein herauf-
setzen, dann würde notwendigerweise die Zahl der 
Betriebe, denen geholfen werden kann, verringert. 
Der Bundesschatzminister ist aber bereit, in Einzel-
fällen eine Ausnahme von dem von Ihnen genann-
ten Kredithöchstbetrag von 150 000 DM zuzulassen, 
sofern förderungswürdige Vorhaben bei entspre-
chendem Einsatz von Eigen- und sonstigen Fremd-
mitteln auf andere Weise nicht finanziert werden 
können. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Weigl. 

Weigl (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wären 
Sie im Blick auf die Arbeitsmarktlage in den Zonen-
rand- und den Bundesausbaugebieten bereit, die 
Höchstbeträge und die Zinssätze für alle derartigen 
Kredite zu verbessern, allerdings unter der Voraus-
setzung — und danach darf ich fragen  , daß die 
dadurch möglichen Investitionen überwiegend zur 
Schaffung neuer Arbeitsplätze führen? 

Dr. Langer, Staatssekretär des Bundesschatz-
ministeriums: Herr Abgeordneter, diese Frage kann 
ich nicht bejahen. Ich glaube, ich habe 'das Problem 
eben deutlich gemacht. Wir haben ja nur einen be-
stimmten Betrag, der uns zur Verfügung steht. Er 
erfährt zwar von Jahr zu Jahr eine gewisse Verän-
derung, kann aber im Gesamtvolumen nicht wesent-
lich gesteigert werden. Würden wir die Höchstbe-
träge generell erhöhen, dann kämen wir dazu, daß 
die Zahl der Objekte, die gefördert werden können, 
wesentlich verringert würde, und wir würden damit, 
glaube ich, gerade dem Wunsch, die mittelständische 
Wirtschaft und die mittlere verarbeitende Industrie 
zu fördern, nicht mehr gerecht werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wird die 
Bundesregierung zukünftig hei der Bewilligung von 
ERP-Krediten nach dem Gesichtspunkt verfahren, 

möglichst viele kleine Kredite statt weniger hoher 
Kredite zur Verfügung zu stellen? 

Dr. Langer, Staatssekretär des Bundesschatz-
ministeriums: Herr Abgeordneter, hier ist das Pro-
blem nun gerade von der anderen Seite gesehen. 
Ich darf hier sagen, daß wir uns gemeinsam mit 
dem Hohen Haus bemühen, den Ansatz für Zonen-
randgebiete für die Position Mittelstand und 
mittlere verarbeitende Industrie von 65 Millionen 
DM im Jahre 1967 auf 85 Millionen DM im Jahre 
1968 zu erhöhen. Damit hätten wir eine höhere 
Verfügbarkeit gerade in diesem den Mittelstand in-
teressierenden Bereich. Der Plan wird im Ausschuß 
beraten, hat hier aber noch nicht die zweite und 
dritte Lesung erfahren. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, darf ich 
Ihre Ausführungen also so auslegen, daß Sie zu-
künftig nach wie vor interessiert sind, besonders die 
mittelständische Wirtschaft gerade in den besagten 
Gebieten zu unterstützen? 

Dr. Langer, Staatssekretär des Bundesschatz-
ministeriums: Ganz besonders, Herr Abgeordneter. 
Das kommt in den Zahlen die ich eben genannt 
habe — immerhin eine Erhöhung des Ansatzes um 
rund ein Drittel —, zum Ausdruck. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Enders. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, sehen Sie 
dann die Notwendigkeit für die Erhöhung von ERP-
Mitteln im Zonenrandgebiet für den Fremdenver-
kehr gegeben, wenn es gilt, neue Fremdenverkehrs-
gebiete zu erschließen, wie es beispielsweise in der 
Rhön notwendig ist? 

Dr. Langer, Staatssekretär des Bundesschatz-
ministeriums: Herr Abgeordneter, ich darf darauf 
hinweisen, daß die Mittel für den Fremdenverkehr 
und für das Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe 
eine Unterposition im Rahmen der Position, die ich 
eben genannt habe — 85 Millionen DM für das 
Zonenrandgebiet hoffentlich im Jahre 1968 und wei-
tere 30 Millionen DM für die Bundesausbauge-
biete —, sind. Wir sind froh, daß die Anträge, die 
im letzten Jahr vorgelegen haben, im wesentlichen 
erledigt werden konnten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Fritsch. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD): Herr Staatssekretär, 
ist Ihnen bekannt, daß die Inanspruchnahme der 
ERP-Kredite insbesondere deshalb auf Schwierig-
keiten stößt, weil nur bis zu 50 % der Investitions-
kosten beliehen wird? 

Dr. Langer, Staatssekretär des Bundesschatz-
ministeriums: Herr Abgeordneter, wir bleiben im 
Interesse der Förderung einer möglichst hohen Zahl 
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von Objekten bei dem Mischungsprinzip. Wir geben 
also ERP-Mittel, die durch Mittel der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau aufgestockt werden und die noch 
eine Eigenfinanzierung oder eine Finanzierung durch 
die Hausbanken einschließen. Bei dem Prinzip wol-
len wir bleiben, um, wie eben gesagt, möglichst viel 
Hilfe gehen zu können. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Porsch. 

Porsch (FDP): Herr Staatssekretär, sind Sie nicht 
auch der Meinung, daß gerade im Zonenrandgebiet 
und vor allem im bayerischen Grenzland der Aus-
bau des Fremdenverkehrs deshalb wichtig ist, weil 
dort in absehbarer Zeit mit einer Industrieansied-
lung nicht zu rechnen ist? 

Dr. Langer, Staatssekretär des Bundesschatz-
ministeriums: Herr Abgeordneter, ich bin sehr ent-
schieden der Meinung — aber das greift über das 
Ressort des Bundesschatzministeriums hinaus 
daß mittel- und langfristig in Deutschland — und ich 
glaube, das gilt ganz besonders für die Zonenrand-
gebiete, die ja landschaftlich sehr schön sind — noch 
sehr viel getan werden muß, um ein modernes 
Beherbergungs- und Fremdenverkehrsgewerbe zur 
Verfügung zu haben. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Vielen Dank für 
die Beantwortung dieser Frage. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Verteidigung auf. Zur Beant-
wortung ist Herr Staatssekretär Adorno hier. 

Wir kommen zunächst zu den Fragen 19 und 20 
des Herrn Abgeordneten Jung. Ist Herr Jung im 
Saal? Herr Jung ist nicht im Saal. Dann werden die 
Fragen schriftlich beantwortet. 

Die Fragen 21 bis 23 werden an anderer Stelle 
aufgerufen. 

Ich rufe dann die Frage 24 des Herrn Abgeordne-
ten Cramer auf. Ist Herr Cramer im Saal? Er ist nicht 
im Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. 

Frage 25 des Herrn Abgeordneten Dröscher: 

Wird. nachdem Reisen von öffentlichen Bediensteten nach 
Jugoslawien ohne Einschränkungen möglich sind, nun auch 
Wehrpflichtigen und Soldaten, die keinen besonderen Zugang 
zu Verschlußsachen haben, die Reise in dieses Land genehmigt? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Abgeord-
neter, durch die Aufnahme diplomatischer Beziehun-
gen mit Rumänien und Jugoslawien haben sich bis-
her, und zwar ebenso wie nach Aufnahme diploma-
tischer Beziehungen mit der Sowjetunion im Jahre 
1955, keinerlei Anhaltspunkte für eine Auflockerung 
der derzeitigen Bestimmungen ergeben. Wie bereits 
in der Fragestunde der 44. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 26. Mai 1966 ausgeführt, ist die 

Bundeswehr nach wie vor Hauptangriffsziel der 
Nachrichtendienste kommunistischer Länder. Es be-
steht weiterhin die Gefahr, daß bekannte oder er-
kannte Bundeswehrangehörige durch Druckmittel 
für nachrichtendienstliche Zwecke gefügig gemacht 
werden. Außerdem ist bisher nicht ersichtlich, daß 
die im Ostblock bestehenden Absprachen, Personen, 
an denen besonderes Interesse besteht, gegenseitig 
auszuliefern, durch die Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen mit der Bundesrepublik Deutschland 
hinfällig geworden sind. 

Der Grund für das Reiseverbot im Bereich der 
Bundeswehr ist aber nicht nur das Sicherheitsbedürt-
nis der Bundeswehr, sondern ebensosehr die Für-
sorgepflicht des Dienstherrn für den einzelnen Bun-
deswehrangehörigen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Herr Staatssekretär, drückt sich 
in dieser Haltung nicht. ein unberechtigtes Miß-
trauen einmal gegen das Besuchsland Jugoslawien, 
zu dem wir doch jetzt diplomatische Beziehungen auf-
genommen haben, und zum anderen auch gegenüber 
den Bundeswehrangehörigen., die etwa als Wehr-
pflichtige oder Nichtgeheimnisträger doch gar keine 
besondere Veranlassung haben, geschützt zu werden, 
aus? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich möchte diese 
Frage verneinen. Ich möchte weiterhin darauf hin-
weisen, daß dieser Fragenkomplex, wenn es ge-
wünscht wird, aus sicher verständlichen Gründen im 
Verteidigungsausschuß näher behandelt werden 
sollte. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Ist Ihnen bekannt, Herr Staats-
sekretär, daß gerade das Reiseverbot nach Jugosla-
wien bei den Bundeswehrangehörigen auf besonde-
res Unverständnis stößt? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Das ist mir nicht 
bekannt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die Fra-
gen 26, 27 und 28 des Herrn Abgeordneten Richter 
auf. Sie werden von Herrn Berkhan übernommen. 
Zunächst Frage 26: 

Welches sind die Grunde datür, daß die Schule für Innere 
Führung in eine G 1-Schule umgewandelt werden soll, unter 
Abtrennung des zivilen Forschungs- und Lehrstabes? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Es besteht nicht. 
die Absicht, die Schule der Bundeswehr für Innere 
Führung umzuwandeln oder in irgendeiner Weise 
einzuengen. Innere Führung und die Bearbeitung 
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von Personalfragen sind bekanntlich im Führungs-
gebiet G 1 zusammengefaßt. Sie gehören sachlich 
und organisatorisch zusammen. 

Tagungen und Lehrgänge für Personaloffiziere 
wurden an der Schule seit ihrem Bestehen abgehal-
ten und werden auch weiterhin Bestandteil des 
Lehrplanes sein. Das bedeutet keine Verminderung 
des eindeutigen Schwergewichts, das die Schule den 
Fragen der Inneren Führung beimißt. Der Bundes-
minister der Verteidigung ist fortgesetzt bemüht, 
die Bedeutung der Schule der Bundeswehr für 
Innere Führung und ihre Auswirkung auf die Truppe 
zu steigern. 

Der wissenschaftliche Forschungs- und Lehrstab 
ist seit Bestehen der Schule von dem militärischen 
Lehrstab getrennt. Kommandeur der Schule und 
Direktor des wissenschaftlichen Forschungs- und 
Lehrstabs sind auf Zusammenarbeit angewiesen. 
Beide unterstehen unmittelbar dem Bundesminister 
der Verteidigung. Der weitere Ausbau des wissen-
schaftlichen Forschungs- und Lehrstabes ist Gegen-
stand laufender Überlegungen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zusatzfrage, 
Herr Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Darf ich Ihrer Antwort entneh-
men, daß für den leider verstorbenen Professor 
Möbus ein Nachfolger gefunden wurde? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Wir sind dabei, 
dies mit angemessener Beschleunigung einem gu-
ten Ende zuzuführen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit, in einem persönlichen Gespräch von mir 
einen personellen Vorschlag entgegenzunehmen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Dazu bin ich 
selbstverständlich gern bereit. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Schmitt -Vockenhausen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Staats-
sekretär, würden Sie meinen, daß die angemessene 
Beschleunigung jetzt wirklich am Platze ist? 

(Sehr gut! in der Mitte) 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Wir stehen, so-
weit ich das im Augenblick beurteilen kann, vor 
dem Abschluß der Prüfung dieser Frage.  

Vizepräsident Dr. Mommer: Frage 27 des 
Herrn Abgeordneten Richter: 

Für welche Themenbereiche sind die Forschungen der „Wehr-
soziologischen Forschungsgruppe" an der Kölner Universität ge-
heim und damit der Öffentlichkeit, vor allem wissenschaftlicher 

Überprüfung, nicht zugänglich? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Die im Auftrag 
des Bundesministers der Verteidigung durchgeführte 
wehrsoziologische Forschung in der Bundeswehr ist 
nicht geheim. Unter der Leitung des Direktors des 
Forschungsinstituts für Soziologie der Universität 
Köln, Professor Dr. René König, beschäftigt sich 
eine kleine Forschungsgruppe mit soziologischen 
Fragestellungen, die für die Bundeswehr von Inter-
esse sind. 

Seit diesem Jahr gibt das Ministerium in der 
Schriftenreihe Innere Führung, Reihe Wehrsoziolo-
gische Untersuchungen, die wichtigsten und interes-
santesten Studien heraus. Der Verteiler der Studien 
berücksichtigt überwiegend die Dienststellen und 
Einheiten der Bundeswehr, aber auch die entspre-
chenden Fachbereiche der Universitäten, Hochschu-
len und Institute. Den Mitgliedern der Ausschüsse 
des Deutschen Bundestages für Verteidigung und 
Haushalt werden die Veröffentlichungen ebenfalls 
zugeleitet. Damit ist gewährleistet, daß die Studien-
ergebnisse nicht nur der Bundeswehr verfügbar ge-
macht werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Staatssekretär, wären Sie 
bereit, die wissenschaftlichen Arbeiten im Original 
der wissenschaftlichen Bibliothek des Deutschen 
Bundestages zuzustellen, damit sie dort eingestellt 
und ausgeliehen werden können? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ich bin gern be-
reit, diese Frage prüfen zu lassen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Dann die Frage 
28 des Herrn Abgeordneten Richter: 

Sicht das Bundesverteidigungsministerium eine Möglichkeit, 
die Tiefflugverbindungsstrecke im Raum Ellwangen zu verlegen 
und Schabdurchbrüche in diesem Raum zu verbielen, um zu 
sichern, daß die wertvollen Kirchen und Baudenkmäler vor 
weiterem Schaden bewahrt bleiben? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Ellwangen liegt 
an der Einmündung der Tiefflugstrecke Nr. 17 in das 
Tieffluggebiet Nr. 7. Die Möglichkeit, ob und wie 
diese Tiefflugstrecke verlegt werden kann, muß mit 
der Bundesanstalt für Flugsicherung und den Län-
derbehörden untersucht werden. 

Da Ellwangen direkt auf der Grenze des Tiefflug-
gebietes Nr. 7 liegt, wäre auch für dieses Gebiet 
die Änderung der Abmessungen zu untersuchen. Ich 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 166. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 3. April 1968 	8681 

Parlamentarischer Staatssekretär Adorno 
darf jedoch darauf aufmerksam machen, daß dieses 
Tiefflugsystem 250 ft zur Zeit nur von der britischen 
Luftwaffe beflogen wird, Die übrigen Luftstreitkräfte 
benutzten das Tiefflugsystem 500 ft, welches sich 
über das gesamte Bundesgebiet erstreckt. Eine Ab-
nahme der Lärmbelastung ist daher durch diese 
Maßnahme nicht zu erwarten. 

Übungsüberschallflüge über der Bundesrepublik 
Deutschland wurden durch die seit 1. November 
1967 eingeführten neuen Bestimmungen für die Luft-
waffe untersagt. Werkstattüberschallflüge und ein-
zelne Abfangüberschallflüge können jedoch nicht 
eingeschränkt werden. 

Wegen der Ausbreitung der Schallwellen bis zu 
40 km beiderseits des Flugweges können einzelne 
kleine Gebiete, zumal wenn sie wie Ellwangen in 
der Mitte des süddeutschen Raumes liegen, nicht 
durch Überflugverbote ausgeklammert werden. 

Überschallflüge werden jedoch nur noch in Höhen 
über 36 000 ft — zirka 11 000 m — durchgeführt, wo-
bei Schäden am Boden normalerweise nicht ent-
stehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Berkhan. 

Berkhan (SPD) : Herr Staatssekretär, Ihrer Ant-
wort darf ich entnehmen, daß mit den regionalen Be-
hörden, die für Denkmalpflege und Denkmalschutz 
zuständig sind, ein gutes Einvernehmen besteht und 
daß die Luftwaffe alles tut, um die Beschädigung 
von Baudenkmälern zu verhindern. 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Das dürfen Sie 
meiner Antwort entnehmen. Ich darf darauf hin-
weisen, daß die Maßnahmen, die getroffen worden 
sind, nicht nur den Mitgliedern dieses Hohen Hauses 
im einzelnen bekanntgegeben worden sind, sondern 
auch den Ministerpräsidenten der Länder und daß 
wir in ständiger Fühlungnahme mit den Landes-
regierungen stehen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Fellermaier. 

Fellermaier (SPD) : Herr Staatssekretär, könn-
ten Sie erläutern, ob sich die britische Luftwaffe aus 
besonderen Gründen der Regelung unserer und an-
derer Luftstreitkräfte nicht angeschlossen hat, da sie 
als einzige mit 250 Fuß in dieser Tiefflugstrecke 
fliegt? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Soweit mir be-
kannt ist, handelt es sich hier um Maschinen mit 
einer verhältnismäßig langsamen Geschwindigkeit, 
die verhältnismäßig wenig Lärm verursachen. Ich 
darf in diesem Zusammenhang auch darauf aufmerk-
sam machen, daß seit Erlaß der neuen Bestimmun-
gen die Klagen über Lärmbelästigung wesentlich 
zurückgegangen sind. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Die Fragen 29 
bis 31 des Herrn Abgeordneten Ollesch können wir 
wohl so behandeln, daß die beiden ersten Fragen 
zusammen beantwortet werden. — Ich rufe dann 
zunächst die Fragen 29 und 30 auf: 

Glaubt die Bundesregierung, eine angemessene ärztliche Ver-
sorgung stationärer und ambulanter Art von Soldaten durch die 
in zahlreichen Sanitätsbereichen der Bundeswehr tätigen zivilen 
Vertragsärzte gewährleisten zu können, die diese Aufgabe nur 
stundenweise neben ihrer voll ausgebauten zivilen Praxis er-
füllen? 

Ist es angesichts der in Frage 29 geschilderlen Situation nicht 
zweckmäßiger, dem einzelnen Soldaten im Frieden die freie 
Heilfürsorge auf Behandlungsschein durch von ihm frei gewählte 
Ärzte des zivilen Bereichs zu ermöglichen und stall dessen die 
wenigen vorhandenen Militärärzte auf die Lazarette und Stäbe 
zu konzentrieren, damit alle für den Verteidigungsfall erforder-
lichen Maßnahmen gründlich vorbereitet werden kenne? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Die Zahl der in 
der Bundeswehr tätigen Ärzte beträgt zur Zeit 
1510. Davon sind 230 Vertragsärzte, 750 Berufs- und 
Zeit-Sanitätsoffiziere und 530 wehrpflichtige Ärzte. 
Die Zahl der Vertragsärzte lag vor zwei Jahren noch 
bei über 500, konnte aber, vor allem durch den Ein-
satz wehrpflichtiger Ärzte, die nach ihrer Voll-
approbation 12 bzw. 18 Monate ihre Wehrdienst-
pflicht als Arzt in der Bundeswehr erfüllen, ver-
mindert werden. 

Die ärztliche Versorgung in den Sanitätsbereichen 
der Bundeswehr konnte durch den Einsatz der Ver-
tragsärzte, die Aufgaben der Truppenärzte gemäß 
Vertrag übernommen hatten, dabei für Sprech-
stunden allerdings oft nur stundenweise zur Ver-
fügung standen, sichergestellt werden. Aufgaben 
der Vor- und Fürsorge, der Präventivmedizin, konn-
ten allerdings nicht uneingeschränkt erfüllt werden. 
Der Bundesminister der Verteidigung hat sich in 
den letzten Jahren besonders bemüht, die Truppen-
arztstellen mit Sanitätsoffizieren zu besetzen; diese 
Bemühungen werden fortgesetzt. 

Im übrigen haben die Vertragsärzte mit vorbild-
licher Pflichttreue ihre Aufgaben erfüllt. Der Ver-
band der niedergelassenen Ärzte Deutschlands hat 
in der Hauptversammlung am 14./15. Oktober 1967 
diese Tatsache besonders unterstrichen. 

Aus organisatorischen, disziplinaren und Aus-
bildungsgründen muß die Durchführung der gesetz-
lich gewährten freien Heilfürsorge in unmittel-
barer Truppennähe und hierfür eigens eingerichte-
ten Behandlungsstätten, den Sanitätsbereichen, er-
folgen. 

Zu den Aufgaben des Truppenarztes gehören: 
Beratung des Kommandeurs und der Kompaniechefs 
in allen sanitätsdienstlichen Angelegenheiten, die 
Gesundheitsfürsorge, die ärztliche Untersuchung 
und Behandlung, der ärztliche Unterricht, die Ver-
waltung des ärztlichen Gerätes usw., das ärztliche 
Berichtswesen und ärztliche Gutachten. Alle diese 
Aufgaben können nur zentral, in einer zentralen 
Einrichtung, von einem Arzt — nämlich dem Trup-
penarzt — durchgeführt werden. 

Eine Ausgabe von Behandlungsscheinen, die für 
jeden niedergelassenen Arzt gelten, würde eine 
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Zersplitterung der Ordnung und der Ausbildung, 
eine Erschwerung für die Aufrechterhaltung der 
Disziplin und damit eine Herabsetzung des Ein-
satzwertes der Einheit mit sich bringen. 

Die Inspektion des Sanitäts- und Gesundheits-
wesens im Bundesministerium der Verteidigung be-
müht sich seit Jahren, gleichermaßen die Durchfüh-
rung der freien Heilfürsorge, die Lazarettbehand-
lung und die Aufstellung einer Reservelazarett-
organisation für den Verteidigungsfall vorzuberei-
ten. Ich darf dabei daran erinnern, daß bereits eine 
Reservelazarettorganisation von fast 90 000 Betten 
mit dem dazugehörigen Gerät einsatzbereit ist. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, darf ich einmal zur gesamten Regie-
rungsbank hin sagen, daß bei der großen Zahl der 
eingehenden Fragen sowohl die Fragesteller — auch 
mit ihren Zusatzfragen Disziplin über müssen, 
wenn alle zu ihrem Recht kommen sollen, 

(Zustimmung bei der SPD) 

als auch die Beantwortung durch die Vertreter der 
Bundesregierung ein wenig gedrängt werden muß, 
damit hier möglichst viele Fragen mündlich beant-
wortet werden können. 

(Beifall.) 

Eine Zusatzfrage, Herr Ollesch? — Keine Zusatz-
frage. 

Dann rufe ich die Frage 31 des Herrn Abgeord-
neten Ollesch auf: 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß Wehrpflichtige, 
die keinen medizinisch-technischen Beruf ausgeübt haben, nach 
Sanitätskurzlehrgängen selbständig Blutentnahmen durchführen? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Im Ausbildungs-
gang eines Wehrpflichtigen sind vorgesehen: Aus-
bildung für Sanitätspersonal in Erster Hilfe (6 Wo-
chen) und Krankenpflegelehrgang (12 Wochen). 

Diese Ausbildung wird auf den im Kranken-
pflegegesetz festgelegten Ausbildungsgang zum 
Krankenpfleger und Krankenpflegehelfer angerech-
net. Wehrpflichtige, die an dieser Ausbildung erfolg-
reich teilgenommen haben, können unter Verantwor-
tung eines Arztes selbständig Blutentnahmen durch-
führen. 

Die Blutentnahme aus der Vene setzt das Erler-
nen der Injektionstechnik voraus. Zu der Ausbil-
dung von Heilhilfskräften in der Injektionstechnik 
ist zu bemerken, daß das geltende Recht keine Be-
stimmung enthält, nach der es Heilkräften untersagt 
wäre, Injektionen als heilkundliche Hilfstätigkeit 
unter Aufsicht eines Arztes vorzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Ollesch. 

Ollesch (FDP) : Herr Staatssekretär, können Sie 
ausdrücklich bestätigen, daß solche Blutentnahmen 
unter Aufsicht eines Arztes durchgeführt werden? 

Adorno, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Unter Aufsicht 
und Verantwortung eines Arztes, soweit ich es im 
Augenblick übersehen kann, ja. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Vielen Dank für 
die Beantwortung der Fragen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Verkehr auf. Zur Beantwortung 

 
ist hier Herr Staatssekretär Börner. 

Die Fragen 32 bis 34 des Herrn Abgeordneten 
Picard können wohl gemeinsam beantwortet wer

-

den: 
In welchen Ländern werden nach Kenntnis der Bundesregie-

rung Elektroautos entwickelt, um die bei Benzin- oder Diesel-
motoren gegebenen Belästigungen durch Lärm oder giftige Ab-
gase zu vermeiden? 

Wie weit ist die Entwicklung von Elektroautos in der Bundes-
republik Deutschland und in den auf die Frage 32 zu nennenden 
Ländern gediehen? 

Ist damit zu rechnen, daß in absehbarer Zeit, gegebenenfalls 
mit Hilfe verstärkter staatlicher Initiative, ein marktgerechtes 
Elektroauto zur Verfügung steht? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, mit der 
Entwicklung von Elektromobilen befaßt man sich in 
Frankreich, in Großbritannien, in Italien, in Japan, 
in den Vereinigten Staaten von Amerika und auch 
in der Bundesrepublik Deutschland. 

Die Elektromobile, die bisher für den Personen-
verkehr gebaut worden sind, sind als Prototypen 
anzusehen, da sie wegen des hohen Fahrzeugge-
wichtes und des geringen Aktionsradius noch kei-
nen wirtschaftlichen Einsatz gewährleisten. 

Auch in der Bundesrepublik Deutschland werden 
auf dem Gebiet der Entwicklung von Elektrofahr-
zeugen besonders hinsichtlich der Entwicklung von 
leistungsfähigen Akkumulatoren von der Industrie 
erhebliche Anstrengungen unternommen. Es kann 
erwartet werden, daß schon im Laufe der nächsten 
ein bis zwei Jahre für die Personenbeförderung in 
den Ballungsgebieten ein brauchbarer Omnibus mit 
Elektroantrieb der Öffentlichkeit vorgestellt wird. 
Mit der Fertigung von Personenkraftwagen mit 
Elektroantrieb ist wegen der erwähnten technischen 
Schwierigkeiten erst zu einem späteren Zeitpunkt 
zu rechnen. 

Die Vorteile des Elektromobils wegen seiner ge-
ringen Lärmentwicklung und seiner völligen Frei-
heit von giftigen Abgasen werden von der Bundes-
regierung erkannt. Wir haben deswegen schon in 
den vergangenen Jahren Forschungsaufträge für 
die Entwicklung von leistungsfähigeren Akkus mit 
einem Gesamtbetrag von 130 000 DM vergeben. 

Die Entwicklung, Herr Kollege, steht aber noch 
am Anfang. Wir sind der Meinung, daß die For-
schung und Entwicklung auf dem Gebiet von Kraft-
fahrzeugen mit Elektroantrieb auf europäischer 
Ebene wirkungsvoll vorangetrieben werden kann, 
und haben deshalb auch die Anregung der Arbeits-
gruppe „Forschungspolitik" bei der EWG unter- 
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stützt, dieses Thema als ein Gemeinschaftsprojekt 
aufzugreifen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Picard. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß nach neueren Erprobungen in England und 
in Italien für Elektroautos zum Beispiel ein Radius 
von annähernd 400 km und eine Geschwindigkeit 
von annähernd 100 km möglich sind? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, diese 
Angaben sind mir aus der Fachpresse bekannt. Aber 
es muß abgewartet werden, ob sie auch einer stren-
gen wissenschaftlichen Prüfung standhalten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr Picard. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sehen 
Sie eine Möglichkeit einer Beschleunigung der Ent-
wicklung durch europäische Zusammenarbeit, wie 
Sie soeben angedeutet haben? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Die Entwicklung ist in 
den von mir genannten Staaten so weit fortge-
schritten, daß ich glaube, daß der Zeitraum, den ich 
insbesondere für den Omnibus vorhin genannt habe, 
eingehalten werden kann. Wir wären sehr glücklich, 
wenn im Rahmen der EWG die Forschung auf die-
sem Gebiet noch intensiviert werden könnte. Ich 
darf aber darauf hinweisen, daß es sich hier nicht 
nur um ein Problem staatlicher Grundlagenfor-
schung handelt, sondern um Dinge, die mit hohem 
kommerziellem Interesse von bestimmten Konzer-
nen in wirtschaftlichen Größenordnungen vorange-
trieben werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Dritte Zusatz-
frage, Herr Picard. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, wie die deutsche Automobilindustrie 
zur Frage der Entwicklung von Elektromobilen 
steht? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich habe 
darauf hingewiesen, daß es auch in der Bundes-
republik Deutschland hoffnungsvolle Ansätze gibt. 
Das Argument, das bisher gegen die Verwendung 
von Elektromobilen bestand, war auch z. B. ein 
steuerliches Argument. Das ist durch den Stand der 
Beratungen im Hohen Hause ja zum Teil ausge-
räumt. Wir hoffen, daß in absehbarer Zeit hier im 
Deutschen Bundestag eine gesetzliche Regelung ver-
abschiedet werden wird, die dieses Argument gegen 
das Elektromobil aufhebt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Elbrächter. 

Dr. Elbrächter (CDU/CSU) : Sie haben dem 
Haus mitgeteilt, daß die Bundesregierung bzw. Ihr 
Haus bereit ist, einen Betrag von 130 000 DM für 
Forschungen auf dem Gebiet von modernen Akkus 
einzustellen. Ist Ihnen bekannt, daß etwa der zehn-
fache Betrag notwendig wäre, um in absehbarer 
Zeit, d. h. im Laufe von zwei bis drei Jahren, zu 
einem nennenswerten Ergebnis zu kommen? 

Zweite Frage: Ist Ihnen bekannt, daß in den USA 
von der Regierung her ein Vielfaches dieser Summe 
für diese Zwecke ausgegeben wird? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich habe 
vorhin nicht gesagt., daß wir bereit sind, diesen Be-
trag zur Verfügung zu stellen, !sondern daß wir ihn 
in der zurückliegenden Zeit schon zur Verfügung 
gestellt haben und daß auf Grund der Initiative der 
Industrie und unserer  zusätzlichen Bemühungen hier 
doch schon erfolgversprechende Ergebnisse vorlie-
gen. Ich bestreite nicht, daß in den USA mit mehr 
Mitteln en dem gleichen Problem gearbeitet wird. 
Aber Sie dürfen nicht vergessen, daß wir in dieser 
Forschung jetzt an einem Punkt sind, wo der Staat 
aus seiner Neutralitätspflicht heraus nicht den einen 
oder den anderen Konzern bevorzugen darf, sondern 
abwarten muß, welche Prototypen hier erfolgver-
sprechend durch die Wirtschaft auf dem Markt vor-
gestellt werden. 

(Abg. Dr. Elbrächter meldet sich zu einer 
weiteren Zusatzfrage.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Elbrächter, 
Sie haben bereits zwei Fragen gestellt. 

Ich rufe die Frage 35 des Abgeordneten Schon-
hofen auf: 

Welchen Stand haben die Bemühungen der Bundesregierung, 
die Lage der in West-Berlin wohnenden Bediensteten der Deut-
schen Reichsbahn zu verbessern? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, in West-
Berlin wohnen zur Zeit etwa 5000 Eisenbahner, die 
im Dienst der Deutschen Reichsbahn stehen.. Sie er-
halten ihre Bezüge unmittelbar von dort. 

Von diesen Eisenbahnern waren etwa 600 am 
8. Mai 1945 im Reichsbahndienst beschäftigt. Hier-
von haben etwa 300 Anwartschaft auf Versorgung 
nach dem Gesetz zu Art. 131 des Grundgesetzes. Auf 
diesen Personenkreis habe ich Ihre Frage bezogen. 
Die Rechtsverhältnisse dieser Eisenbahner regeln 
sich bei Eintritt des Versorgungsfalles nach den Vor-
schriften des genannten Gesetzes. Sie nehmen dann 
an den  Verbesserungen des Beamtenversorgungs-
rechts in vollem Umfange teil. Hierdurch konnte in 
den vergangenen Jahren wesentlichen Wünschen 
entsprochen werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Schonhofen. 

Schonhofen (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es 
richtig und entspricht es der heutigen Rechtslage, 
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und wenn ja, möchte ich fragen, ob es vertretbar 
ist, daß ein Westberliner Eisenbahner, der mög-
licherweise wegen des politischen Druckes, dem er 
ausgesetzt ist, sozusagen freiwillig aus dem Dienst 
der Deutschen Reichsbahn ausscheidet, in diesem 
Falle alle Ansprüche nach dem 131 er Gesetz verliert? 

 
Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 

Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, die 
Handhabung der entsprechenden Bestimmungen 
durch die Hauptverwaltung der Deutschen Bundes-
bahn würde an sich eine solche Praxis nicht zulassen. 
Ich bin aber gern bereit, wenn Sie mir hier einen 
Einzelfall nennen können, Ihnen schriftlich die ent-
sprechende Stellungnahme unseres Hauses zu lie-
fern. Ich meine nicht, daß es mit dem Gesetz und mit 
unseren politischen Absichten in Einklang gebracht 
werden kann, wenn durch das Verlassen des Dien-
stes aus politischen Gründen solche Rechtsfolgen ent-
stehen sollten. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich rufe die Fra-
gen 36 bis 38 des Abgeordneten Dr. Freiwald auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die anteilige Finanzierung des 
V-Bahn-Projektes der Deutschen Bundesbahn in der Stadt Frank-
furt (Main) aus den Mitteln des Mineralölsteuermehraufkom-
mens gemäß den  Richtlinien für die Bundeszuwendungen zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden auf 
Grund des Artikels 8 § 4 des Steueränderungsgesetzes sicher-
zustellen? 

Karin angesichts des engen Verbundes der im Bau befind-
lichen, von der Stadt Frankfurt (Main) und dem Land Hessen 
finanzierten U-Bahn und der projektierten unterirdischen V-Bahn 
auf die Gegenfinanzierung für die V-Bahn verzichtet werden? 

Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, weitere Investi-
tionsmittel für die V-Bahn zur Verfügung zu stellen, nachdem 
die  Stadt Frankfurt (Main) infolge der Finanzierung des U-Bahn-
baues Mittel für die V-Bahnfinanzierung nicht oder nur in be-
schränktem Umfange zur Verfügung stellen kann, andererseits 
aber auch die von der Deutschen Bundesbahn projektierte V-
Bahn nicht nur dem Personennahverkehr, sondern dem gesamten 
Durchgangsverkehr durch die Stadt Frankfurt (Main) zugute 
kommt? 

Ich nehme an, daß die drei Fragen im Zusam-
menhang beantwortet werden können. 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, die Frage 
36 darf ich wie folgt beantworten. Die Bundesregie-
rung ist hierzu bereit. Die Gewährung eines Zuschus-
ses des Bundes für das Jahr 1968 ist vorgesehen. 
Voraussetzung für die Bewilligung ist die Sicher-
stellung der Gegenfinanzierung. 

Auf die Fragen 37 und 38 darf ich wie folgt ant-
worten. Nach den Richtlinien über die Verteilung 
des Mineralölsteuermehraufkommens kann der 
Bund nur einen Zuschuß in Höhe von 50 °/o der zu-
schußfähigen Baukosten gewähren. Die übrige 
Finanzierung, also die sogenannte Gegenfinanzie-
rung, muß sichergestellt sein. Das gilt auch für die 
Frankfurter V-Bahn, da sie als ein Vorhaben des öf-
fentlichen Personennahverkehrs aus dem 3-Pf-Mine-
ralölsteueraufkommen finanziert wird. Über die Zu-
wendungen nach den Mineralölsteuer-Richtlinien 
hinaus bestehen für den Bund keine Möglichkeiten, 
zusätzliche Investitionsmittel für die V-Bahn Frank-
furt bereitzustellen. Zur Erzielung einer optimalen 
Verkehrsbedienung müssen U-Bahn und V-Bahn als 
ein Gemeinschaftsprojekt betrachtet werden. Bei der 
Finanzierung ist daher davon auszugehen, daß die 

Vorhaben jeweils nach den Notwendigkeiten eines 
abgestimmten Baufortschritts gemeinsam zu dotieren 
sind. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Freiwald. 

Dr. Freiwald (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
treffen Pressemeldungen zu, wonach ein Hinde-
rungsgrund für das Anlaufen des Projekts darin zu 
suchen ist, daß zwischen Bundesbahn und Stadt noch 
kein Vertrag über einen Tarif- und Betriebsverbund 
abgeschlossen werden konnte? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, diese 
Pressemeldungen treffen nicht zu. Der Vorstand der 
Bundesbahn hat sich grundsätzlich bereit erklärt, 
einen solchen Vertrag mit der Stadt Frankfurt abzu-
schließen. Dabei sollen die Grundsätze des Hambur-
ger Verkehrsverbundes als Vorbild zugrunde gelegt 
werden. Diese Absichtserklärung der Bundesbahn 
entspricht im übrigen dem Verkehrspolitischen Pro-
gramm der Bundesregierung, welches ausdrücklich 
für die öffentlichen Verkehrsmittel in den Ballungs-
gebieten einen Tarifverbund empfiehlt. Im Falle 
Frankfurt ist es allerdings im gegenwärtigen Zeit-
punkt noch nicht möglich, einen solchen Verbund-
vertrag im einzelnen zu formulieren, da hierfür noch 
wesentliche tatsächliche Gegebenheiten und Erfah-
rungen fehlen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Zunächst möchte 
ich doch um mehr Ruhe bitten, meine Damen und 
Herren. Soweit Sie an der Fragestunde nicht betei-
ligt sind, bitte ich Sie, Platz zu nehmen. 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Freiwald. 

Dr. Freiwald (CDU/CSU) : Hält die Bundesregie-
rung es auf Grund der bisher gemachten Erfahrun

-

gen und angesichts der Verschuldung der Großstädte 
nicht doch für angebracht, dem Hause zu empfehlen, 
die Bundeszuschüsse zu erhöhen, um die Gegen-
finanzierung der Städte bzw. der Länder verringern 
zu können? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, das be-
trifft im grundsätzlichen die Verwendung der Mine-
ralölsteuer. Ich bitte um Verständnis dafür, daß ich 
für unser Haus hier keine Erklärung abgeben kann. 
Sie wissen, daß die Frage der Zweckbindung der 
Mineralölsteuer im ganzen in der politischen Dis-
kussion der zurückliegenden Jahre eine erhebliche 
Rolle gespielt hat. 

Zu Frankfurt möchte ich Ihnen aber konkret sa-
gen: Die Bundesregierung kann sich bei der Bemes

-

sung des Bundeszuschusses nur nach den Richtlinien 
über die Verteilung des erhöhten Mineralölsteuer-
aufkommens richten. Danach hat ein Bundeszuschuß 
in diesem Falle die Maximalhöhe von 50 % Das 
Problem, welches Sie anschneiden, kann unseres Er- 
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achtens nur allgemein im Rahmen der von der Bun-
desregierung angeregten Finanzreform gelöst wer-
den. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Frau Freyh. 

Frau Freyh (SPD) : Auf welche Höhe würde sich 
für das Jahr 1968 die anteilige Finanzierung für die 
V-Bahn, nach der in der Frage 36 gefragt worden 
ist, belaufen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Frau Kollegin, in der 
Mittelplanung für die Bundeszuwendungen ist für 
die V-Bahn Frankfurt ein Bundesanteil von 8,6 Mil-
lionen DM vorgesehen. Davon sind 5,8 Millionen 
DM Haushaltsmittel und 2,8 Millionen DM Kredit-
mittel. Der Kapitaldienst für die Kredite soll aus 
dem Mineralölsteuer-Mehraufkommen gedeckt wer-
den. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Frau Freyh. 

Frau Freyh (SPD) : Darf ich Sie noch einmal 
nach dem Verbundvertrag fragen, Herr Staatssekre-
tär, und zwar danach, ob bei den Überlegungen für 
diesen Verbundvertrag besondere Probleme aufge-
taucht sind oder ob es sich lediglich um den Zeit-
punkt handelt, daß es also erst in absehbarer Zeit 
möglich ist, sich konkrete Vorstellungen zu machen. 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Frau Kollegin, die 
Hauptverwaltung der Bundesbahn hat keinen Zwei-
fel daran gelassen — ich habe darauf schon hinge-
wiesen - , daß sie zum Abschluß eines solchen 
Vertrages grundsätzlich bereit ist. Wenn aber von 
anderen Partnern ein Junktim mit anderen Proble-
men geschaffen werden sollte, ergeben sich daraus 
Konsequenzen, die sehr ernst gesehen werden müs-
sen. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zusatzfrage, 
Herr Matthöfer. 

Matthöfer (SPD) : Herr Staatssekretär, würde Ihr 
Haus einen Vorschlag unterstützen, im Rahmen der 
Finanzreform den Anteil des Bundes an der Finan-
zierung von Verkehrsbauten in den Großstädten 
von 50 auf 66 2/3% zu erhöhen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, die Vor-
schläge der Bundesregierung zur Finanzreform sind 
bekannt. Ich möchte die weitere Diskussion nicht 
durch eine Erklärung heute morgen präjudizieren. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Noch eine Frage, 
Herr  Matthöfer! 

Matthöfer (SPD) : Sehen Sie denn nicht das 
Dilemma der Großstädte, Herr Staatssekretär, die 
einerseits dadurch, daß immer mehr Menschen in 

die umliegenden Gemeinden ziehen, in ihrer Steuer-
kraft geschwächt werden und, indem sie anderer-
seits durch die Errichtung solcher Verkehrsbauten 
zu dieser Streuung beitragen sollen, noch finanziell 
stark belastet würden? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich kann 
Ihre Meinung nicht in vollem Umfang teilen, weil 
hier Fragen der Raumordnung, der Städteplanung 
und auch der Verkehrsplanung ineinander greifen. 
Ich glaube nicht, daß die Fragestunde dazu geeignet 
ist, die Problematik, die in Ihrer Frage steckt, aus-
zudiskutieren. Ich bin allerdings überzeugt, daß der 
Deutsche Bundestag bei seinen Beratungen über 
die Finanzreform eine Lösung im Auge hat und 
schaffen wird, die den großen Gemeinschaftsauf-
gaben, die die Städte zu lösen haben, gerecht wird. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Ich danke für die 
Beantwortung dieser Fragen. Damit ist die Frage-
stunde beendet. 

Wir nehmen nun die zweite Beratung des Bundes-
haushalts 1968 wieder auf. Ich rufe also auf: 

II. Zweite Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes über die Feststellung des Bundes-
haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1968 
(Haushaltsgesetz 1968) 

Drucksache V/2150 — 
Berichte des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) 

Wir kommen zu Punkt 6: 

6. hier : Einzelplan 09 
Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft 

— Drucksachen V/2709, zu V/2709 

Berichterstatter: Abgeordneter Westphal 
dazu 
Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Anpassung und Ge-
sundung des deutschen Steinkohlenberg-
baus und der deutschen Steinkohlenberg-
baugebiete. 
— Drucksache V/2078 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (13. 
Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 
— Drucksache V/2802 --

Berichterstatter: 
Abgeordneter Westphal 

h) Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. 
Ausschuß) 
— Drucksache V/2797 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Luda, 
Abgeordneter Lange, 
Abgeordneter Opitz 

(Erste Beratung 131. Sitzung) 
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Es ist zweckmäßig, daß wir zuerst eine allgemeine 
Aussprache über diesen Einzelplan und über den Ge-
setzentwurf führen. Wünschen die Berichterstatter 
das Wort? — Herr Berichterstatter Westphal hat das 
Wort. 

Westphal (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bin jetzt wohl der erste von den Be-
richterstattern, die für einen bestimmten Einzelplan 
im Haushaltsausschuß tätig sind, der die Möglich-
keit nutzt, als Berichterstatter in der Haushalts-
debatte das Wort zu einem Einzelplan zu nehmen. 

Es ist eine große und auch von mir bejahte Tradi-
tion dieses Hauses, daß bei den Etatberatungen alle 
grundsätzlichen Fragen und auch alle aktuellen Fra-
gen des jeweiligen Einzelbereichs zur Debatte ste-
hen. Es ist gut, daß wir die Beratungen über den 
Haushalt dazu benutzen, alle diese Grundsatz- und 
aktuellen Fragen zu erörtern. 

Aber wir Haushaltsleute — das darf in diesem 
Zusammenhang vielleicht einmal gesagt werden —
haben dabei immer ein etwas seltsames Gefühl. 
Einerseits sagen wir ein Ja zu dieser Konzeption, zu 
dem Diskutieren der grundsätzlichen Fragen; ande-
rerseits aber kommt bei solchen Beratungen immer 
die Arbeit, die wir im Haushaltsausschuß für die Vor-
bereitung der Verabschiedung des Haushalts im Ple-
num geleistet haben, zu kurz. Wir haben dann etwa 
ein halbes Jahr „Knochenarbeit." am Haushalt ge-
leistet, und wenn es dann zur Plenardebatte über 
diese Fragen kommt, reden andere Kollegen des 
Hauses über die großen Fragen der Politik. Das ist 
das etwas seltsame Gefühl, das uns im Haushalts-
ausschuß bewegt. 

Da wir nicht die Rolle von Buchhaltern spielen 
möchten, haben wir uns auf die Suche nach Fragen 
zu begeben, die einen direkten inneren Zusammen-
hang zwischen politischer Bedeutung und dem Zah-
lenwerk sowie dem Inhalt dessen haben, was der 
Haushaltsplan, den wir zu vertreten haben, enthält. 
Praktisch steuern wir damit aber eigentlich doch 
immer an den großen Fragen vorbei. Wenn man als 
Berichterstatter eines Haushaltsplans zu diesen Fra-
gen hier etwas sagen möchte, ist man in solchen 
Schwierigkeiten. 

Ich will Ihnen das gern einmal an einem Beispiel 
erläutern. Gerade im Bereich der Währungspolitik 
gibt es recht bedeutsame Fragen. Die Zahlungs-
bilanzprobleme, die Schwierigkeiten, die z. B. un-
sere englischen Freunde, aber auch die Amerikaner 
in letzter Zeit mit diesen Fragen haben, und deren 
Auswirkungen auf unsere wirtschaftliche Situation 
müßten hier doch eigentlich besprochen werden. 

Da heißt es z. B. in der Teilziffer 33 des Jahres-
wirtschaftsberichts 1968, den wir am Anfang dieses 
Jahres beraten haben, daß zusätzliche kompensie-
rende Maßnahmen zu erwägen sind, wenn die Wirt-
schafts- oder Währungspolitik in wichtigen Partner-
ländern zu wesentlichen Beeinträchtigungen der 
deutschen Ausfuhrentwicklung führen würde. Zwar 
war die Pfundabwertung vor Abgabe des Jahres-
wirtschaftsberichtes schon bekannt und ist mit in 
die Beratungen darüber einbezogen worden. Auch 

die amerikanischen Maßnahmen, die im Zusammen-
hang mit cien Zahlungsbilanzschwierigkeiten der 
USA stehen, sind damals mit angeklungen. Aber 
inzwischen — seit der Behandlung des Jahreswirt-
schaftsberichts der Bundesregierung hat es einige 
dramatische Entwicklungen und Zuspitzungen im 
Zusammenhang mit dem Weltwährungssystem ge-
geben. Die Notenbankgouverneure sind in Washing-
ton Mitte März zusammengewesen. 

Jetzt, gerade einige Tage vor unseren Beratun-
gen, am vergangenen Wochenende, am 29./30. März, 
haben in Stockholm nicht nur die Notenbankgouver-
neure, sondern auch die Minister, die Wirtschafts- 
und Finanzminister des Zehnerklubs, beraten. Die 
Notenbankgouverneure sind dabei gewesen. Aber 
die Bedeutung dieser Zusammenkunft scheint beson-
ders durch die Tatsache unterstrichen worden zu 
sein, daß die Minister selbst die Konferenz veran-
staltet und geleitet haben und wichtige Fragen des 
internationalen Währungssystems erörtert haben. 
Das Treffen hatte seine besondere Bedeutung ange-
sichts der Währungsunruhe der letzten Monate. Die 
Maßnahme der Pfundabwertung trug nicht zur Be-
ruhigung bei, auch nicht das, was von der amerika-
nischen Regierung angekündigt worden ist. 

Aber darüber hat der Haushaltsausschuß — des-
halb führe ich dieses Beispiel an   nicht beraten. 
Alle diese Fragen kann der Haushaltsausschuß im 
Zusammenhang mit dem Zahlenwerk, das er über 
viele, viele Sitzungen hinweg zu behandeln hat —
noch dazu zu Zeiten, in denen Sie hier im Plenum 
beraten —, nicht in seine Beratungen einbeziehen. 
Deshalb bleibt mir als Berichterstatter eigentlich nur 
die Möglichkeit, den Minister aufzufordern zumal 
das Thema noch besonders „frisch" ist —, uns, dem 
Parlament, zu diesen Fragen einiges zu sagen. 

Es ist wichtig zu wissen, ob es zutrifft, ,daß sick 
unsere französischen Partner dem, was in Stockholm 
beschlossen worden ist, fügen werden. Denn sie ha-
ben sich eine endgültige Stellungnahme vorbehalten 
und bestehen weiter auf der Golddeckung des inter-
nationalen Währungsausgleichs. Darüber hinaus ist 
es notwendig, in diesem Haus ein Wort darüber zu 
hören, ob die Beruhigungstendenz, die zur Zeit an 
den Goldmärkten zu verzeichnen ist — das könnte 
man vielleicht als einen Erfolg der Konferenz von 
Stockholm werten  , auf längere Sicht auch wirk-
lich anhalten wird. 

Ich finde auch, daß es wichtig wäre, hier ein Wort 
zu der Frage zu hören, was man von der Stärkung 
der Position der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und ihres Einflusses auf den Internationalen 
Währungsfonds und die Politik, die dort getrieben 
wird, erwarten kann. 

Was bedeutet — so möchte ich Sie abschließend 
hierzu fragen — praktisch und auf längere Sicht die 
Gewährung von Sonderziehungsrechten? Wie sieht 
also nach der Konferenz von Stockholm die poli-
tische und ökonomische Zukunft des westlichen 
internationalen Währungssystems aus? Mir scheint, 
daß diese Debatte dazu genutzt werden sollte, dar-
über ein paar Worte zu sagen. 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 166. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 3. April 1968 	8687 

Westphal 

Für den Berichterstatter des Haushaltsausschusses 
zum Einzelplan des Bundeswirtschaftsministers gilt 
es also nun, die eine oder andere Rosine noch zu-
sätzlich aus der Arbeit, die wir geleistet haben, her-
auszupicken. Es handelt sich hierbei um Fragen, die 
für uns alle, so meine ich, doch von einiger Bedeu-
tung sind. Es wäre wünschenswert, hier auch noch 
einmal die Ansichten der Regierung kennenzuler-
nen, und wir sollten der Regierung deutlich machen, 
daß wir auf eine Lösung dieser Fragen drängen. 

Ich greife folgendes heraus. Es wird nachher im 
Zusammenhang mit der Beratung über das Kohle-
anpassungsgesetz eine umfassende Debatte zum 
Kohleproblem geben. Es kann nicht meine Auf-
gabe sein, die Kohlefrage hier noch einmal in beson-
derer Weise hervorzuheben, obwohl der Einzelplan 
des Wirtschaftsministers durch die finanziellen Aus-
wirkungen der Kohlepolitik der Bundesregierung 
stark bestimmt ist. Ich muß mich auch hier auf 
wenige Bemerkungen beschränken. 

Ich möchte also folgende Frage in Erinnerung 
bringen. Im Einzelplan des Wirtschaftsministeriums 
gibt es seit einigen Jahren, seit 1966, eine Position, 
die dazu bestimmt ist, die Kosten zu decken für den 
Transport von Kohle, die nicht verkauft werden 
konnte, zu mehr oder weniger revierfernen Orten 
sowie für deren Lagerung. Das war damals eine 
kurzfristige Maßnahme zur Stützung der Situation 
in den Revieren. 4 Millionen t Kohle wurden von 
der Notgemeinschaft Deutsche Steinkohle GmbH 
gekauft. Der Bund hat einen erheblichen Zuschuß zu 
den Kosten geleistet. Er hat darüber hinaus zusam-
men mit dem Land Nordrhein-Westfalen und zum 
Teil auch mit dem Saarland die Kosten übernom-
men, die durch die Einlagerung der Kohle an Plät-
zen fern vom Revier — relativ fern vom Revier, 
möchte ich einschränkend sagen — entstehen. Er tut 
das noch bis zum Jahre 1969. 

Ich werfe diese Frage auf, weil viele von uns an 
diesen Titel eigentlich gern heran möchten, weil wir 
sagen, das sei doch keine sehr sinnvolle Hilfsmaß-
nahme im Bereich der Kohlepolitik von damals 
gewesen, und der heutige Wirtschaftsminister hat 
das mitzuschleppen, was damals beschlossen worden 
ist. Aber es muß gesehen werden, daß zur Zeit in 
den Revieren in einer recht erfreulichen Weise, 
wenn auch nicht sehr umfassend, die Halden abge-
baut werden. Das ist ein Vorgang, der für die Kohle 
günstiger ist. Das sind Auswirkungen der Kohle-
politik der Bundesregierung, zum Teil aber auch 
Auswirkungen von Feierschichten. Viele Dinge kom-
men dabei zusammen. Worauf es mir und dem 
Haushaltsausschuß ankommt, ist, daß die Bundes-
regierung nicht vergißt, nun auch darauf zu drängen, 
daß diese mit unserer Hilfe, mit Steuergeldern ge-
kaufte Kohle nicht bis zuletzt auf der Halde lagert, 
und mit für ihren Verkauf gesorgt wird. Ich muß 
daran erinnern, daß ab 1969 für diese Dinge kein 
Geld mehr im Bundeshaushalt zur Verfügung stehen 
wird. Es wird sicher auch sehr schwierig sein, in 
diesem Hause eine Mehrheit dafür zu finden, wei-
terhin Mittel für die Lagerkosten zu bewilligen. Es 
muß also etwas getan und darauf gedrängt werden, 
daß die Notgemeinschaft diese Kohle verkauft. 

Der zweite Punkt, den ich erwähnen will, ist das 
zweite Verstromungsgesetz. Ich glaube, man kann 
sagen, daß es offensichtlich einen guten Anlauf ge-
habt hat. Allerdings hat es dabei auch einige be-
sorgniserregende Dinge gegeben, über die wir im 
Zusammenhang mit dem Kohleanpassungsgesetz 
etwas hören werden. Wir mußten die im Tiefbau 
geförderte Braunkohle in die Förderungsmaßnah-
men des Kohlegesetzes mit einbeziehen, weil ge-
rade dieser Bereich unter den Maßnahmen zur För-
derung der Steinkohle beim Einsatz in der Elektri-
zitätswirtschaft leidet. 

Aber ich will hier in diesem Zusammenhang nur 
auf einen Punkt hinweisen. Mitte dieses Jahres soll 
auf Grund eines Wunsches dieses Hauses über die 
Erfahrungen mit dem zweiten Verstromungsgesetz 
berichtet werden. Wir bitten darum, daß dies zur 
rechten Zeit geschieht, damit wir das damals in 
intensiven, aber auch schnellen Beratungen zu-
stande gekommene Gesetz dann unter die Lupe neh-
men können, um eventuell das Verfahren zu ver- 
bessern. Es geht allerdings — das muß der Vertre-
ter des Haushaltsausschusses natürlich sagen — 
nicht um die Erweiterung des finanziellen Rahmens 
dafür. 

Der dritte Punkt, den ich ansprechen möchte, ist 
die Kokskohlebeihilfe. Es war meine erste parla-
mentarische Tätigkeit hier auf dieser Bühne, noch 
in der Rolle eines Mitglieds in der Oppositionspar-
tei damals, dafür einzutreten, daß eine solche Hilfe 
geschaffen wird, die gleichzeitig bei der Stahlindu-
strie wirkt und den Absatz von Kohle sichert. Wir 
haben ein solches Instrument nun seit anderthalb 
Jahren. Man kann wohl sagen, daß dies die erste 
europäische Gemeinschaftskasse geworden ist, in 
die unser Land weniger einzahlt, als es heraus-
bekommt. Es wäre schön, wenn das für andere 
europäische Gemeinschaftskassen ein Vorbild sein 
könnte und nachgeahmt werden könnte. Hier  funk-
tioniert es offensichtlich. 

Erfreulicherweise hat auch die mittelfristige 
Finanzplanung dieses Thema aufgegriffen. Die zu-
nächst vorgesehene und eigentlich wünschenswerte 
enge zeitliche Begrenzung für diese Förderungs-
maßnahme kann nicht mehr so eng gesehen wer-
den, sondern es sind Weiterführungen über die 
nächsten Jahre erforderlich. Der Haushaltsausschuß 
hat zur Kenntnis genommen, daß die Regierung bei 
ihren Bemühungen um die Fortschreibung der mit-
telfristigen Finanzplanung diesem Thema Beachtung 
geschenkt hat. 

Ich möchte einen weiteren Punkt ansprechen, der 
nichts mit dem Kohlebereich zu tun hat, nämlich 
unsere Entscheidungen im Haushaltsausschuß über 
die Förderung der Werften. Im Haushalt dieses Jah-
res, 1968, sind die fortführenden Mittel für das 
5. und das 5. erweiterte — man nennt es „5 a" — 
Werfthilfeprogramm bewilligt worden. Aber wir 
haben inzwischen im Haushaltsausschuß auch über 
das 6. Werfthilfeprogramm gleicher Größenordnung 
gesprochen. Ich will das hier erwähnen, um deutlich 
zu machen, daß es notwendig war, Vorentscheidun-
gen für Aufträge an unsere Werften in den Jahren 
1970, 1971 und 1972 zu treffen. Es war erforderlich, 
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diese Dinge jetzt anzugehen und dafür die Möglich-
keiten zu schaffen, so daß unsere Werften wissen: 
Die Hilfen des Bundes gehen weiter. 

Ich spreche dieses Thema aus zwei Gründen an, 
zunächst deshalb, weil die Werfthilfeprogramme 5, 
5 a und 6 nur den Auftragsbereich decken, der aus 
den Ländern außerhalb der EWG und aus den Nicht-
entwicklungsländern kommt. Hier sind die EWG-
Fragen in besonderer Weise schwierig. Ich möchte 
aber erwähnen, daß uns die Regierung nach Auffas-
sung des Haushaltsausschusses nähere Aufklärung 
über die Probleme geben müßte, die im Zusammen-
hang mit den Aufträgen, die aus den Entwicklungs-
ländern möglich sind, stehen, und darüber, was wir 
auf diesem Gebiet in Zukunft tun können. Wir wis-
sen, daß das Schwierigkeiten bereitet, aber der 
Haushaltsausschuß hat die Regierung aufgefordert, 
in absehbarer Zeit darüber einen Bericht zu geben, 
um diese Fragen diskutieren zu können. 

Ich spreche dieses Thema aber auch noch aus fol-
gendem Grunde an. Im Grunde genommen ist das, 
was wir hier mit dem Werfthilfeprogramm tun, so-
sehr wir es tun müssen, doch eine unerfreuliche 
Sache. Was wir tun, ist eine Herabschleusung von 
Zinssätzen bei der Hereinnahme von Aufträgen für 
die Werften aus den vorhin genannten Gebieten 
dieser Erde, und zwar für eine ganze Reihe von 
Jahren. Wir tun dies in Konkurrenz zu den Subven-
tionen anderer Staaten. Wir tun es deshalb, um 
auch unsererseits bei einer guten Auftragslage in 
aller Welt dafür Sorge zu tragen, daß die deutschen 
Werften etwas davon abbekommen. Das ist notwen-
dig; wir müssen es tun. Es geht auch um die Siche-
rung der Arbeitsplätze in unseren Werften an der 
Küste, ganz entscheidend sogar. Aber war wir tun 
ist die Teilnahme an einer Konkurrenz der Subven-
tionen. Meine Frage, die daraus resultiert, lautet: 
Was geschieht eigentlich auf Regierungsebene und 
auf internationaler Ebene, z. B. im Rahmen der 
OECD, aber auch an anderen Stellen, um diese Pro-
bleme einer Konkurrenz von staatlichen Subventio-
nen zur Herabschleusung auf die japanischen Kon-
ditionen zu meistern? Das ist der Grund, warum ich 
dazu eine Bemerkung mache. 

Dann habe ich noch eine Bemerkung zur Verbrau-
cherpolitik zu machen, die auch in diesem Einzel-
plan einen Platz hat. Mir kommt alles das, was wir 
haushaltsmäßig in diesem Bereich tun, immer ein 
wenig verloren, unbedeutend und auch zersplittert 
vor. Zersplittert insbesondere deshalb, weil es für 
diesen Bereich auch in einem anderen Einzelplan, 
dem Einzelplan des Landwirtschafts- und Ernäh-
rungsministers in seiner Funktion als Ernährungs-
minister, einige Positionen gibt. Ob da ein Zusam-
menspiel gegeben ist, wage ich zu bezweifeln. 

Die Zersplitterung zeigt sich aber auch an anderer 
Stelle. Wir haben z. B. eine Reihe von Zuwendun-
gen für Verbraucherorganisationen, einerseits an die 
Frauenverbände für hauswirtschaftliche Beratung, 
andererseits zur Unterrichtung der Verbraucher über 
Marktvorgänge. Das geht an Verbraucherzentralen 
und ihre Beratungsstellen. Darüber hinaus gibt es 
eine Reihe anderer Maßnahmen. Was fehlt — auch 
darauf hat der Haushaltsausschuß in seinen Bera

-

tungen hingewiesen —, ist ein umfassendes Konzept 
der Verbraucherpolitik. Wir möchten darüber hier 
oder im Haushaltsausschuß — wahrscheinlich aber 
wohl zusammenfassend für das Haus — einmal das 
„Ganze im Stück" vom Wirtschaftsminister der Gro-
ßen Koalition hören. Wir haben erlebt, wie der 
Wirtschaftsminister im Zusammenhang mit der Ein-
führung der Mehrwertsteuer sehr darauf gedrängt . 

hat, daß die Rolle des Verbrauchers in den Vorder-
grund gebracht wurde. Ich denke, nicht ohne Erfolg. 
Aber ich sage es noch einmal: Wir müssen das 
Ganze in einem Stück sehen. 

Ein Teil dieser Überlegungen bezieht sich auf das 
Testinstitut. Dazu liegt diesem Hause ein Ände-
rungsantrag vor. Ich hatte mich im Haushaltsaus-
schuß darum bemüht, eine Aufstockung der Mittel 
für das Testinstitut von 3 Millionen DM um 500 000 
DM auf 3,5 Millionen DM im Jahre 1968 zu errei-
chen. Dort gelang es nicht, eine Mehrheit dafür 
zu finden. Aber jetzt sieht es — ich freue mich dar-
über — anders aus. Das Haus hat quer durch alle 
Fraktionen einen gemeinsamen Antrag eingebracht, 
und ich hoffe, daß er Annahme findet, zumal die 
Aufstockung zu einer erheblichen Verbesserung des 
Testinstituts führen würde, nachdem die Kritik ge-
zogen hat und wirksam geworden ist. Ich hoffe, daß 
das Haus dem Antrag seine Zustimmung gibt. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Wenn ich recht 
verstehe, spricht Herr Westphal als Berichterstatter, 
und dann ist eine Zwischenfrage nicht erlaubt. 

Westphal (SPD) : Ich hätte sie gerne ertragen. 
Aber vielleicht können wir das nachher diskutie-
ren. 

Ich weiß, daß das Testinstitut vielleicht noch 
mehr Mittel braucht. Aber was es in diesem Jahr 
sinnvoll verkraften kann, ist durch den vorgesehe-
nen Ansatz gut gedeckt. Ich glaube, das kann ich mit 
gutem Gewissen sagen. Für das nächste Jahr ist für 
das Testinstitut wieder ein Ansatz von 4 Millionen 
DM vorgesehen, was den Verträgen entspricht, die 
mit dieser Stiftung abgeschlossen worden sind. 
Ich muß allerdings darauf aufmerksam machen, daß 
dieser Vertrag eine Bindung bis zum Jahre 1969 
hat. Danach muß man sich dann überlegen, wie es 
grundsätzlich in der Zukunft weitergehen soll. 

Dies ist alles, was ich Ihnen aus den Beratungen 
des Haushaltsausschuses über den Einzelplan des 
Bundeswirtschaftsministers an Brocken herauszupik-
ken hatte. Mir scheint, daß es ein paar Punkte sind, 
die auch dem Wirtschaftsminister selbst Gelegenheit 
geben werden, hier einiges über die Fortführung 
seiner Politik zu sagen. Ich darf dabei noch einmal 
in besonderer Weise an die drängenden Fragen zur 
internationalen Währungspolitik erinnern. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, ich hatte allerdings auch den Eindruck, 
daß hier die Berichterstattung und die allgemeine 
Aussprache nicht scharf getrennt wurden. 

(Sehr richtig! bei der FDP und bei der 
CDU/CSU.) 

Nun, das können wir so durchgehen lassen. 
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Vizepräsident Dr. Mommer 
Die anderen Herren Berichterstatter zum Einzel-

plan 09 haben sich auch zu Wort gemeldet. Zunächst 
Herr Abgeordneter Gewandt! 

Gewandt (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
seh r geehrten Damen und Herren! Ich möchte mir er-
lauben, in Ergänzung der Erläuterung, die der Kol-
lege Westphal gegeben hat, einiges zum Einzel-
plan  09 zu bemerken. Der Herr Mitberichterstatter 
hat bereits darauf hingewiesen, daß wir uns in den 
wesentlichsten Punkten im Ausschuß einig gewesen 
sind, daß allerdings eine Reihe von Fragen noch 
weiterer Klärung bedarf. 

Ich möchte zunächst auf ein Problem eingehen, das 
der Kollege Westphal hier erörtert hat, nämlich auf 
die Annahme des Werftförderungsprogramms durch 
den Haushaltsausschuß. Hierzu möchte ich folgendes 
hervorheben. Das jetzige Werftförderungsprogramm 
ist ungenügend. Es reicht nicht aus, um die Beschäf-
tigung auf unseren Werften langfristig zu sichern. 
Warum? Das gegenwärtige Förderungsprogramm be-
zieht nur Aufträge aus Nichtentwicklungsländern 
ein. Wir wissen aber, daß neue Flotten in Entwick-
lungsländern gebaut werden. Wir können davon 
ausgehen, daß zwar der Bedarf an Schiffsraum zu-
nimmt, weil der Gesamtumfang des Außenhandels 
zunimmt, daß aber die traditionellen Schiffahrtsna-
tionen ihren Anteil sicherlich nicht in dem Maße 
erhöhen werden, wie der Welthandel wächst. 

Wir haben die Bundesregierung aufgefordert, sie 
möge ihrerseits kundtun, in welcher Weise Aufträge 
aus Entwicklungsländern berücksichtigt werden kön-
nen. Bisher ist es leider nur dann möglich, solche 
Aufträge zu fördern — und fördern heißt in diesem 
Falle eigentlich nur, die Wettbewerbsverzerrungen 
zu Lasten der deutschen Werften zu reduzieren —, 
wenn Kapitalhilfeabkommen abgeschlossen worden 
sind. Aber häufig ist es so, daß die Kapitalhilfeab-
kommen so eng bemessen sind, daß keineswegs 
die Möglichkeit besteht, die Schiffahrt einzubezie-
hen. Häufig setzen auch die Entwicklungsländer an-
dere Prioritäten. Deshalb wäre es interessant, zu 
erfahren, in welcher Weise die Bundesregierung 
diesem Problem gerecht zu werden trachtet. 

Im übrigen, Herr Bundeswirtschaftsminister, ist 
auf eine Besonderheit aufmerksam zu machen. 
Wenn in zunehmendem Maße -- und daran kann 
kein Zweifel sein – in Entwicklungsländern Flotten 
entstehen, dann wird es sich dabei um Flotten han-
deln, die sich in Staatsregie befinden. Unternehmen 
in Staatsregie, insbesondere, wenn gewisse Erfah-
rungen fehlen, versprechen nicht immer Rentabilität. 
Das bedeutet, daß möglicherweise die Freiheit der 
Schiffahrt stärker eingeschränkt wird, als uns lieb 
ist. Ich möchte hier deshalb die Frage zur Diskus-
sion stellen, ob wir nicht unsererseits Kooperation 
anbieten sollten, d. h. eine Bereederung gemeinsam 
mit Entwicklungsländern, um dadurch zu verhin-
dern, daß wir eines Tages aus dem Markt verdrängt 
werden. 

Der Kollege Westphal hat darauf hingewiesen, 
daß ein Antrag vorliegt, wonach — und das steht 
im Gegensatz zu den Beratungen im Haushaltsaus

-

schuß — das Warentestinstitut in Berlin besser aus-
gestattet werden soll. Ich glaube, es ist aussichtslos, 
sich in der gegenwärtigen Situation dem Antrag zu 
widersetzen. Ich will es auch nicht tun. Nur eines 
möchte ich unterstreichen: Es ist wenig sinnvoll, 
daß ein Parlamentsausschuß die Durchleuchtung 
eines Instituts verlangt und daß, bevor er von dem 
Prüfungsbericht Kenntnis hat, eine Aufstockung die-
ser Zuwendungen erfolgt. Ich glaube, wir wären 
besser beraten gewesen, abzuwarten, zu welchen 
Ergebnissen die Prüfungsinstanz gekommen ist. 
Denn welchen Sinn können Berichte haben, die wir 
anfordern, wenn bereits vor ihrer Erörterung voll-
endete Tatsachen geschaffen werden? 

Der Herr Mitberichterstatter ist — und das mit 
Recht — auch auf den Entwurf eines Gesetzes zur 
Anpassung und Gesundung des deutschen Stein-
kohlebergbaues eingegangen. Der Haushaltsaus-
schuß hat zu diesem Thema festgestellt, daß er die 
Zielsetzung unterstützt, aber nicht alle Einzelheiten 
hat beraten können. Zu der Sache selbst wird hier 
noch gesprochen. Der Ausschuß befand sich auch in 
der schwierigen Lage, daß zu den finanziellen Aus-
wirkungen im Augenblick nicht viel gesagt werden 
kann. Die Zustimmung zur Zielsetzung war dem 
Haushaltsausschuß deshalb um so leichter, weil 
während der Beratungen des Wirtschaftsausschusses 
noch einmal im § I des Gesetzes ganz deutlich fest-
gehalten wurde, daß die Notwendigkeiten des tech-
nischen Fortschritts und der Energiewirtschaft nicht 
behindert werden dürfen. 

Aber die Frage ist für uns nun: Wie werden diese 
Ziele erreicht? In welcher Weise wird von dem Ge-
setz Gebrauch gemacht? Und was bedeutet es für 
den Haushalt? Wenn Sie die Ausgabenseite betrach-
ten, stellen Sie fest, daß eine Reihe von Maßnah-
men, für die wir bereits Geld eingesetzt haben, bei-
spielsweise das Abfindungsgeld, hier nur gesetzlich 
verankert wird. Wir haben allerdings bei den Haus-
haltsberatungen keine Möglichkeit gehabt, festzu-
stellen, welche Kosten der Kohlebeauftragte verur-
sachen wird. Wie ich meine, wird es aber ange-
sichts der Bedeutung dieser Aufgabe sicher keine 
Rolle spielen, ob hier einige hunderttausend Mark 
ausgegeben werden müssen. Man rechnet mit einem 
Stab von möglicherweise 50 Bediensteten. 

Darüber, welche Auswirkungen die steuerlichen 
Maßnahmen — §§ 8, 9 und 10 — haben werden, 
konnte uns keinerlei Aufschluß gegeben werden. Im 
übrigen sind auch die Auswirkungen der Investi-
tionsprämien dem Haushaltsausschuß nur in Form 
einer Schätzung zur Kenntnis gebracht worden. Das 
bedeutet also, daß wir nur ungefähre Vorstellungen 
haben. Dennoch haben wir im Hinblick auf die Ziel-
setzung keinerlei Bedenken erhoben, sondern auch 
im Haushaltsausschuß unsere Zustimmung gegeben. 
Das gleiche betrifft natürlich auch die Erhöhung des 
Bürgschaftsvolumens, was eine Voraussetzung für 
die Durchführung dieses Plans ist. 

Ich möchte nun hoffen — damit komme ich auf 
einen Punkt des Berichts des Haushaltsausschusses 
zurück, der sich mit der Zielsetzung identifiziert —, 
daß Sie, Herr Bundeswirtschaftsminister, die Linie, 
die Sie in der Vergangenheit durchgesetzt haben 
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1 und die wir begrüßen, trotz möglicher Einflüsse von 

hier und da auch in der Zukunft durchhalten. 

Aber eines 	das möchte ich abschließend sagen 
— spielt für den Haushalt natürlich eine wichtige 
Rolle. Das ist die Frage der finanziellen Stabilität 
und der Solidität des Haushalts insgesamt. Wir wis-
sen, welche verhängnisvollen Auswirkungen die de-
fizitäre Lage der Haushalte in den Vereinigten Staa-
ten und in Großbritannien gehabt hat. Ich glaube, 
der Bundeswirtschaftsminister hat gemeinsam mit 
dem Herrn Bundesfinanzminister auch für die Staats-
finanzen eine hervorragende Verantwortung. Er muß 
der Hauptverbündete des Bundesfinanzministers 
sein, wenn es darum geht, solide finanzielle Verhält-
nisse in Deutschland zu schaffen. Der Bundeswirt-
schaftsminister muß auch dann der stärkste Ver-
bündete des Finanzministers sein, wenn es darum 
geht, die mittelfristige Finanzplanung nicht nur als 
eine Fortschreibung zu betrachten, sondern wirklich 
als eine Zielsetzung mit Verlagerungen von Auf-
gaben. Ich glaube, das entscheidende Kriterium für 
den Haushalt muß sein, ob wir Stabilität und Wachs-
tum wahren und auch in Zukunft — das ist, glaube 
ich, wichtig — eine sozialorientierte Leistungs-
gemeinschaft bleiben. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, für unsere Arbeit ist es doch sehr wich-
tig, daß wir uns bemühen, klar auseinanderzuhalten, 
wann jemand berichtet, was irgendwo geschehen ist, 
und wann jemand seine Meinung ausspricht. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir sind damit falsch gestartet, und ich schlage vor, 
daß wir mit der Geschäftsordnung ins reine kom-
men, indem wir in der allgemeinen Aussprache fort-
fahren. Da haben Herren das Wort, die zufällig auch 
Berichterstatter waren. 

Das Wort hat Herr Dr. Luda. 

Dr. Luda  (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte hier mehr eine Er-
gänzung des von den drei Berichterstattern zum 
Kohleanpassungsgesetz schriftlich erstatteten Be-
richts geben. 

Meine Damen und Herren, wir sind sehr froh, daß 
seit Ende vorigen Jahres auf dem Kohlemarkt eine 
Beruhigung eingetreten ist. Im Ausschuß für Wirt-
schaft und Mittelstandsfragen sind wir uns darüber 
einig gewesen, daß das im wesentlichen auf die 
beiden Verstromungsgesetze zurückzuführen ist, 
welche der Deutsche Bundestag am 23. Juni 1965 
und am 30. Juni 1966 verabschiedet hat, und ferner 
auf die Kokskohlebeihilfe, welche die vorige Bun-
desregierung Anfang 1966 bei der Hohen Behörde 
der Montanunion beantragt und welche die Hohe 
Behörde am 21. Februar 1967 bewilligt hat. Wir sind 
uns im Ausschuß ferner darüber einig gewesen, daß 
diese gewisse Erleichterung, die wir im Augenblick 
auf dem Kohlesektor Gott sei Dank feststellen kön-
nen, keine Veranlassung dafür sein darf, die not-
wendigen Sanierungsmaßnahmen weiter zu verzö

-

gern. Wir waren uns einig, daß es erforderlich sei, 
das Gesetz jetzt schleunigst in Kraft zu setzen. 

Meine Damen und Herren,  es  ist bedauerlich, daß 
die dankenswerten Bemühungen des Herrn Bundes-
wirtschaftsministers, auf dem Verhandlungswege 
eine Einheitsgesellschaft an Rhein und Ruhr zu-
stande zu bekommen, bis zum heutigen Tage keinen 
Erfolg gehabt haben. Es ergab sich vielmehr ein 
Zeitverlust für die notwendigen Anpassungsmaß-
nahmen und auch für die Beratung und Verabschie-
dung dieses Kohleanpassungsgesetzes. 

Versuche, durch eine Art von konzertierter Ak-
tion ordnend in das wirtschaftliche Geschehen ein-
zugreifen, sind durchaus zu begrüßen. Wir müssen 
uns jedoch der offenkundigen Gefahr, daß dadurch 
notwendige staatliche Maßnahmen beinträchtigt 
oder verzögert werden können, immer bewußt sein. 
Der Staat ist mehr als eine Clearing-Stelle für pri-
vatwirtschaftliche Interessen. 

(Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Hört! 
Hört!) 

Ein weiterer Punkt. Im Wirtschaftsausschuß ist 
immer wieder darauf hingewiesen worden, daß es 
nicht darum geht, Bestehendes zu konservieren. 
Auch das möchte ich ausdrücklich betonen. Alle 
sind entschlossen, dafür zu sorgen, daß die notwen-
dige Anpassung an die laufende Entwicklung auf 
dem Energiemarkt erreicht werden kann. Deshalb 
haben die Mitglieder der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion im Wirtschaftsausschuß entscheidenden Wert 
darauf gelegt, daß dieses Kohieanpassungsgesetz 
als Ganzes befristet wird. Der Ausschuß hat daher 
eine Befristung zum 31. Dezember 1977 beschlossen. 
Mit dieser Befristung, meine Damen und Herren, 
entspricht das Kohleanpassungsgesetz — ich glaube, 
das sagen zu können — voll und ganz den Grund-
säzten für eine sektorale und regionale Struktur-
politik, welche die Bundesregierung am 24. Novem-
ber 1966 beschlossen hat und deren Grundsätze in 
der letzten Strukturdebatte dieses Hohen Hauses 
vor wenigen Wochen allseits anerkannt worden 
sind. Trotz der Befristung zum 31. Dezember 1977 
sollte es aber der Bundesbeauftragte als seine 
Pflicht erachten, möglichst noch zu einem früheren 
Zeitpunkt zu der gewünschten Anpassung auf dem 
Kohlesektor zu gelangen — das liegt sicherlich im 
allseitigen Interesse , damit die staatlichen Ein-
griffe, die dirigistischen Eingriffe möglichst bald 
wieder aufhören. 

Schließlich haben die Mitglieder der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion im Ausschuß entscheidenden 
Wert darauf gelegt, daß die Bundesregierung bei 
der Berufung des Bundesbeauftragten und seiner 
Mitarbeiter völlig freie Hand in der Richtung hat, 
daß es sich dabei um Beamte, um Angestellte oder 
um anderweitig vertraglich verpflichtete Personen 
handeln kann; denn wir sind uns alle einig gewe-
sen, daß das Gesetz möglichst wirtschaftsnah prak-
tiziert werden muß, wenn die Bemühungen über-
haupt Erfolg haben sollen. 

Es geht also nicht an, daß die Kohle etwa durch 
den zu schaffenden Apparat „verwaltet" wird. Sinn 
des staatlichen Eingriffs in einen Teil der unterneh- 
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merischen Funktionen der Kohlebergbauunterneh-
men ist es lediglich, die notwendigen, aber schwie-
rigen Weichenstellungen zu gewährleisten. 

Der Ausschuß hat also nicht verkannt, daß die 
dirigistischen Einflußmöglichkeiten des Bundes-
beauftragten in unserer Wirtschaftsordnung eigent-
lich ein Fremdkörper sind und daß die Gefahr be-
steht, daß dies als ein Präjudiz auch für andere 
Wirtschaftszweige angesehen werden könnte, ob-
wohl solche Maßnahmen allenfalls in der Ausnah-
mesituation des Steinkohlebergbaus vertretbar sind. 
Der Ausschuß hat auch nicht verkannt, daß das Ge-
setz Lösungen anstrebt, ohne die Struktur des 

 gesamten Energiemarktes unmittelbar zu verändern. 
Diesen Erkenntnissen müssen wir bei unserer wei-
teren Arbeit Beachtung schenken. 

Für den Erfolg des Gesetzes kommt es nach mei-
ner Ansicht im wesentlichen auf dreierlei an: er-
stens auf eine harmonische Zusammenarbeit des 
Steinkohlebergbaus mit dem Bundesbeauftragten, 
zweitens darauf, daß es dem Bundesbeauftragten 
gelingt, das unternehmerisch Richtige mit dem im 
öffentlichen Interesse Notwendigen zu verbinden, 
und drittens, daß die Bundesregierung möglichst 
bald ein energiepolitisches Gesamtkonzept erarbei-
tet und  veröffentlicht. 

Man kann daher nur unterstreichen, was der 
Bundesrat bei der ersten Lesung des Kohlegesetzes 
erklärt hat. Er äußerte u. a. — ich zitiere mit Geneh-
migung des Herrn Präsidenten die „Auflassung, 
daß die speziellen Maßnahmen auf dem Steinkohle-
sektor nur dann einen bleibenden Erfolg heben 
werden, wenn die Bundesregierung im Rahmen 
ihrer nationalen Verantwortung und ihrer Teil-
nehme an der europäischen Energiepolitik ein ener-
giepolitisches Konzept entwickelt, in das sich die 
einzelnen Energieträger einordnen." 

Also, was wir hier machen, und auch was der 
Bundesbeauftragte künftig zu leisten haben wird, 
muß laufend in die noch zu formulierende euro-
päische Energiepolitik eingeordnet werden. Das ist 
für unseren Steinkohlebergbau von entscheidender 
Bedeutung, das ist aber auch für unsere Partnerstaa-
ten wichtig, denn unser Steinkohlebergbau ist ja, 
wie Sie wissen, meine Damen und Herren, der lei-
stungsfähigste in Europa überhaupt. Es ist also aus 
europäischer Sicht nicht zu verantworten, gerade 
diesen Bergbau mehr schrumpfen zu lassen, als im 
europäischen Maßstab angezeigt erscheint. Zum Er-
fordernis einer sinnvollen Handhabung dieses Ge-
setzes gehört es daher auch, daß die Maßnahmen 
dieses Gesetzes laufend mit der Energiepolitik der 
EWG abgestimmt werden. 

Nach alledem bin ich der Auffassung, daß die 
Instrumente, die wir im Kohieanpassungsgesetz 
vorgesehen haben, geeignet sind, die anstehenden 
Probleme zu lösen und dem Steinkohlebergbau eine 
bedeutende Stellung im Rahmen der europäischen 
Energieversorgung zu sichern; das alles im Inter-
esse aller Menschen, die im Steinkohlebergbau ihre 
berufliche und wirtschaftliche Existenz gefunden 
haben, und damit auch im Interesse der gesamten 
deutschen Volkswirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Lange. — Meine Damen und 
Herren, Sie wissen alle, in welcher Zeitnot wir in 
dieser Woche sind. Bisher haben sich die Redner an 
die Dichgans-Regel gehalten und eine Viertelstunde 
gesprochen. Ich möchte alle Redner darum bitten, 
daß sie sich bewußt sind, in welcher Zeitnot wir uns 
in dieser Woche befinden. 

Bitte, Herr Lange, Sie haben das Wort. 

Lange (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Recht herzlichen 
Dank, Herr Präsident, für die Mahnung. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das war ja gar 
keine. 

Lange (SPD) : Ich will versuchen, hier als Bericht-
erstatter das zu sagen, was zu sagen ist. 

Wenn die Mitglieder des Hohen Hauses und die 
anderen Beteiligten und Betroffenen den Bericht le-
sen, werden sie feststellen, daß einige Paragraphen 
nicht besonders behandelt sind. Das hat einfach 
daran gelegen, daß sie in den Ausschußberatungen 
keine besondere Rolle gespielt haben. Es handelt 
sich um die ursprünglichen §§ 16, 22 und 37, ebenso 
um §§ 18 und 19. 

Gestatten Sie mir noch einen Hinweis auf den 
gegenwärtigen § 40, den früheren § 36. Dort ist eine 
Änderung vorgenommen worden dergestalt, daß dem 
Bundesbeauftragten vom Bundesminister für Wirt-
schaft weitere Verwaltungsaufgaben übertragen 
werden können. 

Dann noch für den Ausschuß folgende Feststel-
lung : Es ist nicht nur die Meinung der Mitglieder der 
CDU/CSU-Fraktion im Ausschuß, sondern es ist der 
Wille des gesamten Ausschusses gewesen, dieses Ge-
setz zu befristen, um allen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes klarzumachen, daß hier keine Unter-
stützungen bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag gewährt 
werden sollen, sondern daß mit der Begrenzung die-
ser Maßnahmen auf die Beteiligten und Betroffenen 
ein heilsamer Zwang ausgeübt werden soll, sich an-
ders zu verhalten als bisher, Marktpolitik zu betrei-
ben, Preispolitik zu betreiben und nicht im Sinne 
des Rheinisch-Westfälischen Kohlesyndikats Vertei-
lungspolitik zu machen. 

Der Ausschuß legt Wert darauf, festzustellen, daß 
dieses Gesetz der Exekutive die Möglichkeit gibt, 
aktive Energiepolitik unter Einschluß der Kohlepoli-
tik   keine isolierte Kohlepolitik — zu betreiben. 
Entsprechend den Darlegungen des Berichterstatters 
Dr. Luda sind die Primärenergieträger insgesamt 
zu sehen; so ist auch die Aufgabe des Bundesbeauf-
tragten als Bundesoberbehörde, die unmittelbar dem 
Bundesminister für Wirtschaft unterstellt ist, zu be-
werten. 

Der Ausschuß ist der Meinung, daß mit den Instru-
mentarien, die sowohl dem Bundesbeauftragten als 
Vollstreckungsorgan als auch der Bundesregierung 
zur Verfügung stehen, ein Druck auf diejenigen aus-
geübt werden kann, die bisher gezögert haben, sich 
im Ruhrgebiet zu optimalen Unternehmensgrößen, 



8692 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 166. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 3. April 1968 

Lange 
auch im Sinne einer Gesamtgesellschaft, ob geglie-
dert oder ungegliedert, zusammenzufinden. Mit Hilfe 
dieses Gesetzes kann also die Tendenz zur Bildung 
der Gesamtgesellschaft verstärkt werden. Min-
destens kann aber, solange eine solche Gesamtge-
sellschaft und solche optimalen Unternehmensgrößen 
nicht erreicht sind, bewirkt werden, daß auf den Ge-
bieten der Förderung, der Investitionen, des Absat-
zes und der Belegschaften das Verhalten der Berg-
bauunternehmen aufeinander abgestimmt wird. Nur 
so tritt nämlich das ein, was dem Grunde nach mit 
der Errichtung einer Gesamtgesellschaft effektiv 
werden sollte: weitgehende Belegschaftsumsetzun-
gen und Vermeidung sozialer Härten, die ansonsten, 
wenn sie unumgänglich sind, durch andere Maßnah-
men auf Grund des Gesetzes aufgefangen werden 
sollen. 

Weiter ist der Ausschuß der Meinung, dem Parla-
ment einen Entwurf vorgelegt zu haben, der in der 
Tat die Exekutive in den Stand setzt, die erforder-
lichen Voraussetzungen — einschließlich des Bun-
desbeauftragten — für eine wirksame Energiewirt-
schaftspolitik in der Bundesrepublik, aber unter 
Berücksichtigung der europäischen Gemeinschaften 
und der sich daraus ergebenden Notwendigkeiten, 
schaffen zu können. Wir sind auch insoweit Vorstel-
lungen der Steinkohlebergbauländer entgegenge-
kommen, als der Ausschuß die Erwartung hegt, daß 
auch künftighin in den Jahreswirtschaftsberichten 
der Bundesregierung, wie in dem ersten schon er-
folgt, ein besonderer energiewirtschaftlicher Teil 
enthalten sein wird, der die energiepolitischen Ab- 
sichten der Bundesregierung erkennen läßt und auch 
erkennen läßt, in welcher Weise die verschiedenen 
Primärenergieträger in diese energiepolitischen Ab-
sichten eingebaut sind. So besteht dann auch die 
Möglichkeit, daß in entsprechender Weise das Par-
lament diese Dinge unter Kontrolle halten kann. 

Meine Damen, meine Herren, alles in allem ist 
der Ausschuß der Überzeugung — und er hofft, daß 
auch das Hohe Haus aus den Vorschlägen des Aus-
schusses diese Überzeugung gewinnen kann —, daß 
wir an einem entscheidenden Wendepunkt unserer 
Kohle- und Energiepolitik angelangt sind, daß das 
Unzulängliche der letzten zehn Jahre Kohleentwick-
lung überwunden werden kann und künftighin — 
ich unterstreiche, was hier Dr. Luda als Berichter-
statter schon gesagt hat — trotz leichter Besserung 
der Lage niemand der Meinung ist, wir brauchten 
diese Maßnahmen nicht. Der Ausschuß spricht die 
Erwartung aus, daß die Beteiligten, das sind also 
der Unternehmensverband Ruhrbergbau — um in-
sonderheit auf die Ruhr abzuheben — und die IG 
Bergbau und Energie, sich so schnell wie möglich 
über die noch zwischen ihnen streitigen Fragen ver-
ständigen, damit niemand mehr in der Öffentlich-
keit den Eindruck gewinnt, daß irgendwer ein Inter-
esse daran habe, aus diesen Notwendigkeiten, die 
seitens des Parlaments festgestellt sind, auszu-
brechen. Diese Erwartung, diesen Appell glauben 
wir aussprechen zu dürfen, und wir hoffen, daß ihm 
auch entsprochen wird. Das System von Maßnah-
men, das dem Bundesbeauftragten zur Verfügung 
steht, wird auch in diese Richtung mit wirken und 
insoweit einen heilsamen Zwang ausüben für eine 

Entwicklung, die der Gesamtheit unserer Volkswirt-
schaft, der Gesamtheit unseres Volkes, dient. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Opitz. 

Opitz (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich stehe jetzt vor der Frage, ob oder wie-
weit ich mich nun an dem bisher stattfindenden 
Duell der Berichterstatter beteiligen will oder ob 
ich Ihnen das ersparen soll. Ich stehe vor der Frage, 
ob ich z. B. anhand der Berichte Ihnen die abwei-
chenden Meinungen der Minderheit vortragen soll 
oder die abweichenden Meinungen der Mitglieder 
der FDP-Fraktion im Wirtschaftsausschuß, ob ich 
also das Recht des Berichterstatters in der Form 
mißbrauchen soll, daß ich bereits bei der Berichter-
stattung in die politische Diskussion einsteige. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Verzeihung, 
Herr Kollege Opitz: wir sind in der allgemeinen 
Aussprache; es steht Ihnen frei, Ausführungen — — 

Opitz (FDP) : Jawohl, Herr Präsident, und ich 
habe auch die Absicht, Sie zu unterstützen. Ich will 
mich nämlich darauf beschränken, auf den Bericht zu 
verweisen, und die politische Diskussion den Red-
nern der Fraktion überlassen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Brand. 

Brand (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich werde ausschließ-
lich zu dem heute zur Verabschiedung anstehenden 
Kohleanpassungsgesetz sprechen, weil ich es bei der 
Bedeutung dieses Gesetzes für unsere gesamte Ener-
giepolitik nicht für richtig halte, daß man seine Be-
ratung mit irgendwelchen allgemeinen wirtschafts-
politischen Fragen vermantscht. 

Dieses Gesetz geht in seinen Wurzeln auf eine 
Debatte zurück, die wir anläßlich einer Großen An-
frage zur Situation der Kohle am 16. März 1966 in 
diesem Hause führten. Wenn Sie die damals gege-
benen Darstellungen unserer energiepolitischen Lage 
und der sich daraus ergebenden Problematik nach-
lesen, dann werden Sie feststellen, daß sie keiner 
wesentlichen Korrektur bedürfen. Der Übergang von 
einer Energiemangellage zu einem Energieüberan-
gebot, die besondere Stellung der europäischen 
Kohlewirtschaft, das Vordringen anderer Energie-
träger, der daraus resultierende Strukturwandel in 
den Bergbaugebieten mit seinen wirtschaftlichen und 

 sozialen Folgewirkungen, diese und andere Fakten 
veranlaßten uns damals, eine Bestandsaufnahme 
unserer Energiepolitik vorzunehmen, aus der sich 
dann als Programm der damaligen Bundesregierung 
u. a. ergaben: die Verbesserung der Maßnahmen für 
die soziale Sicherung der Bergarbeiter, die Gewäh-
rung einer Stillegungsprämie, in Verbindung damit 
die Begründung einer Aktionsgemeinschaft zur 
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Intensivierung der Umstrukturierung, eine zusätz-
liche Stabilisierung des Steinkohleabsatzes im Elek-
trizitätsbereich, Verbesserung der Selbstbeschrän-
kung beim Heizölabsatz und Initiativen auf euro-
päischer Ebene. Ich erinnere mich noch genau, daß 
am Ende der Aussprache vor zwei Jahren der da-
malige Wirtschaftsminister Schmücker zu mir kam, 
um über seine Idee zu sprechen, einen Kohlebeauf-
tragten zur besseren Koordinierung, Steuerung und 
Überwachung des Anpassungsprozesses und der 
Hilfsmaßnahmen einzusetzen. 

In dem uns heute vorliegenden Gesetz sehe ich 
eine folgerichtige Weiterentwicklung unserer dama-
ligen Bemühungen. Der Wirtschaftsausschuß als der 
federführende Ausschuß hat das Gesetz mit beson-
derer Priorität beraten und dabei die verschiedenen 
Möglichkeiten der Kohlepolitik in den Kreis seiner 
Betrachtungen einbezogen. Die vorgenommenen 
Änderungen bzw. Ergänzungen fixieren zusammen 
mit den übrigen Bestimmungen des Gesetzes die 
Zielsetzungen und die Leitlinien für das Kohlepro-
gramm der kommenden Jahre. Es wurde festgelegt, 
daß der Kohlebeauftragte von der Bundesregierung 
berufen und als Bundesoberbehörde dem Bundes-
wirtschaftsminister unmittelbar unterstellt wird. 
Seine Funktionen sind in den Paragraphen 3, 4 und 
6 a erweitert worden, wie Sie es im Ausschußbericht 
dargestellt finden. Die Höchstgrenze des Bürg-
schaftsrahmens wurde im § 11 erweitert und das Be-
teiligungsverhältnis Bund — Länder entsprechend 
geändert. 

Natürlich hat es bei den Beratungen auch Stimmen 
gegeben, die mit der Schlußberatung des Gesetzes 
warten wollten, bis eine Neuordnung im Unterneh-
mensbereich perfekt ist. Einige Wochen haben wir 
im Wirtschaftsausschuß gezögert, haben gewartet, 
haben also die Geduld aufgebracht, um die man uns 
gebeten hatte. Nachdem aber mehrere Termine, die 
wir uns selbst gesetzt hatten, verstrichen waren, 
ohne daß sich eine endgültige Formierung im Unter-
nehmensbereich abzeichnete, haben wir in Überein-
stimmung mit dem Ministerium die Beratungen zügig 
zu Ende geführt. Ich glaube, daß dieser Entschluß 
richtig war, denn ein weiterer Aufschub des Geset-
zes hätte sich nur nachteilig für den Bergbau und die 
dort Beschäftigten auswirken können. 

Gelegentlich der ersten Beratung hier in diesem 
Hohen Hause hatte ich erwähnt, daß einige meiner 
politischen Freunde dem Einbau einer öffentlich-
rechtlichen Körperschaft mit Zwangsmitgliedschaft 
an Stelle eines Bundesbeauftragten den Vorzug 
geben würden. Auch hierüber ist natürlich, und 
zwar sehr ausführlich, gesprochen worden. Doch 
haben wir uns mit großer Mehrheit dafür entschie-
den, dem Regierungsentwurf zu folgen. 

In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern, 
daß die jetzt von einem Bundesbeauftragten durch-
zuführende und durchzusetzende Anpassung und 
Neuordnung des Steinkohlenbergbaus vom Gesetz-
geber und von der Regierung schon einmal dem 
Bergbau selbst anvertraut worden sind, und zwar 
durch das Rationalisierungsverhandsgesetz und die 
in der Begründung erörterten Aufgaben und Leit

-

gedanken des schon 1963 als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts geschaffenen Rationalisierungs-
verbandes. Dieser Verband besteht vor wie nach, 
und der Bergbau hat immer noch die Möglichkeit, 
ihn als Basis für eigene Initiativen zu benutzen. 
Aber, meine Damen und Herren, in einem Wirt-
schaftszweig, der so bedeutende finanzielle Stüt-
zungsmittel erhält wie der Bergbau, hat der Staat 
die Pflicht, steuernde und kontrollierende Funk-
tionen auszuüben, wie sie unser Gesetz vorsieht, 
und darüber hinaus Impulse für die weitere Ent-
wicklung zu setzen. Wir erwarten von diesem 
Gesetz, daß es gerade in dieser Beziehung eine 
integrierende und die Entwicklung beschleunigende 
Wirkung ausübt. 

Wenn nicht alle Zeichen trügen, stehen wir in die-
sem Frühjahr vor einem konjunkturellen Auf-
schwung, eine günstige Zeit für diejenigen, die 
entschlossen sind, notwendig gewordene Umstruk-
turierungen durchzuführen, aber eine gefährliche 
Zeit für diejenigen, die glauben sich im Schatten 
einer Wirtschaftsbelebung wieder zur Ruhe begeben 
und alles beim alten belassen zu können. Das führt 
dann leicht zu einem bösen Erwachen. 

Wenn wir das heute zur Beratung anstehende 
Gesetz als die konsequente Fortsetzung der mit dem 
Rationalisierungsverband eingeleiteten Kohlepolitik 
ansehen, wäre es mir persönlich lieber gewesen, wir 
hätten auf das Mehr an staatlicher Führung, das 
dieses Gesetz bringt, verzichten können. Das hätte 
aber zur Voraussetzung gehabt, daß der Bergbau 
selbst sich früher und entschlossener auf freiwilliger 
unternehmerischer Grundlage neu organisiert hätte. 
Wäre das geschehen, dann hätten wir einen Kohle-
beauftragten wahrscheinlich gar nicht nötig. 

Ich verkenne nicht, daß die Interessenlage der 
einzelnen Steinkohlenunternehmen höchst unter-
schiedlich ist, je nachdem welche Kohle sie fördern, 
ob man in einem Verbund und in welchem Verbund 
man arbeitet usf. Aber in welchem Wirtschaftszweig 
gibt es derartige Unterschiede nicht? Ich übersehe 
auch nicht die Standortgebundenheit des Bergbaus. 
Aber welchem Industriezweig ist jemals so groß-
zügig mit Steuergeldern geholfen worden wie dem 
Bergbau? In einer Marktwirtschaft sollten derartige 
Hilfen vorrangig als Hilfen zur Selbsthilfe gegeben 
werden, nicht als Dauersubventionen, die zwangs-
läufig dirigistische Folgen nach sich ziehen müssen. 

(Vor sitz: Vizepräsident Schoettle.) 

In der Aussprache vom 16. März 1966 habe ich 
schon gesagt — mit Genehmigung des Präsidenten 
darf ich diese zwei Sätze hier zitieren —: 

Vom Steinkohlenbergbau selbst müssen wir 
erwarten, daß er zur Flurbereinigung und Kon-
zentration seiner Förderkapazitäten, die über 
die Unternehmensgrenze hinausgehen, in seinen 
eigenen Reihen alle Möglichkeiten der Selbst-
hilfe ausschöpft. 

Der zweite Satz lautet: 

Es ist uns bewußt, daß den finanziellen Hilfen 
zur Stärkung der Wettbewerbskraft der Kohle 
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im Haushalt klare Schranken gesetzt und auch 
der Belastbarkeit der Gesamtwirtschaft durch 
energiepolitische Schutzmaßnahmen zugunsten 
des Bergbaus Grenzen gezogen sind. 

Ich meine, das wäre deutlich genug gewesen. Es ist 
alles schon einmal dagewesen. Es ist nur leider in der 
Zwischenzeit auf seiten des Bergbaus nicht viel an 
überbetrieblicher freiwilliger Neugruppierung pas-
siert, die wir deutlich genug in der Vergangenheit 
gefordert haben und die wir bei dem Ausmaß der 
staatlichen Hilfen hätten erwarten können. 

Mit diesem Gesetz — dessen sind wir uns durch-
aus bewußt — greift der Staat lenkend in den Um-
strukturierungsprozeß und die Anpassung eines 
wichtigen Wirtschaftszweiges ein und übernimmt 
damit einen Teil aktiver Mitverantwortung an die-
sem Prozeß. Das hat sich aus der Situation heraus 
als notwendig erwiesen. Meine politischen Freunde 
und ich stehen deshalb zu diesem Gesetz. Es ist 
unser Wille, daß jetzt keine Zeit mehr vertan wird 
und daß durch dieses Gesetz und den Bundesbeauf-
tragten, der nun tätig wird, dem Steinkohlenberg-
bau und den Menschen in den Revieren ein klarer 
Weg gewiesen und zu baldiger Gewißheit und 
Sicherheit verholfen wird. 

Von den Unternehmensleitungen erwarten wir, 
daß sie nicht weiter gebannt auf ihre partiellen 
Interessenlagen starren, sondern daß sie ihr unter-
nehmerisches Handeln nach überbetrieblichen Ge-
sichspunkten ausrichten. Denn es geht doch darum, 
die Existenz des gesamten Steinkohlenbergbaus da-
durch zu sichern, daß die Kohle als Energieträger 
wieder attraktiv gemacht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dem Bergbau sind dabei konkret vier große Auf-
gaben gestellt: 

Erstens. Er muß sich eine optimale Unternehmens-
organisation geben, die natürlich auch gegliedert 
sein kann. 

Zweitens. Er muß seine Steinkohlenproduktion so 
zusammenfassen, daß die ertragsstärksten Bergwerke 
in ihrer vollen Leistungsfähigkeit ausgelastet wer-
den und die geförderte Kohlenmenge den Absatz-
möglichkeiten auf dem Energiemarkt entspricht. 

Drittens. Er muß die Bergleute stillgelegter Zechen, 
die weiterhin im Bergbau bleiben wollen, auf die 
langfristig gesicherten Arbeitsplätze der besten 
Zechen in den Revieren umsetzen. 

Viertens. Er muß einen realistischen Anpassungs-
plan vorlegen, in dem die notwendige Umsetzung 
der Bergleute und die erforderlichen Zechenschlie-
ßungen sowie in der Übergangszeit auch die Feier-
schichten in eine sozial, regional und kohlewirt-
schaftlich vertretbare Ordnung gebracht werden. 

Das Gesetz enthält bestimmte Fristen und macht 
die Fortführung der finanziellen Hilfen von der Ein-
haltung dieser Fristen abhängig. Es bietet aber an-
dererseits wertvollste Hilfen für den Steinkohlen-
bergbau wie die Bürgschaftsermächtigung für die 
Konzentration des Bergbaus in Höhe einer finan-
ziellen Abdeckung bis zu 3 Milliarden DM. 

Der Bergmann kann durch die gesetzliche Ver-
ankerung des Gesamtsozialplans ohne Sorge in die 
Zukunft sehen; er und seine Familie sind auf Jahre 
hinaus hierdurch gesichert. Die Reviere erhalten 
durch das Gesetz und seine Investitionsprämien 
einen entscheidenden Impuls für die Ansiedlung 
neuer Industrieunternehmen und die Schaffung neuer 
Arbeitsmöglichkeiten. 

In der Kette der einige Jahre zurückreichenden 
Maßnahmen zur Existenzsicherung unseres Stein-
kohlenbergbaus ist dieses Gesetz das letzte Glied. 
Wir versprechen uns davon, eine solide Grundlage 
geschaffen zu haben, von der ausgehend wir über 
unsere Energiesituation im ganzen nachzudenken 
haben. 

Die Kohlepolitik steht zwar im Augenblick im 
Vordergrund der aktuellen Erfordernisse; sie kann 
aber immer nur ein Teil der Gesamtenergiewirt-
schaftspolitik sein. Es ist also keineswegs so, daß 
wir uns etwa einbilden, ein Soll erfüllt zu haben 
und uns jetzt zur Ruhe begeben zu können. Wir 
werden schon im Hinblick auf die Rasanz der tech-
nischen Entwicklungen und auf das sich ständig ver-
ändernde Energieangebot unsere energiepolitische 
Situation laufend neu zu überprüfen und zu über-
denken haben. Wir haben es deshalb auch begrüßt, 
daß die Bundesregierung im Jahreswirtschaftsbe-
richt 1968 ihren Blick auf die Gesamtheit der Ener-
giewirtschaft gerichtet hat. 

Für die Zukunft unseres Steinkohlebergbaus ist 
von ausschlaggebender Bedeutung, welche Rolle er 
in der Energieversorgung der Europäischen Ge-
meinschaft einnehmen kann. Wir werden noch mehr 
als bisher unsere Energiepolitik auf die europäischen 
Verhältnisse auszurichten haben. Unser dringender 
Appell an die Organe der Gemeinschaft geht dahin, 
die Bemühungen um die europäische Energiepolitik 
zu beschleunigen und auch in der Energiewirtschatt 
für Fortschritte zu sorgen, die auf eine echte Wirt-
schaftsunion ausgerichtet sind. 

Wenn wir aber Fortschritte in der Energiepolitik 
der Europäischen Gemeinschaft erzielen wollen, 
dann wird dies nur möglich sein, wenn die Anpas-
sung des Bergbaus und die Marktchancen der Re

-

viere in der Gemeinschaft von allen Mitgliedstaaten 
nach gleichen Maßstäben geregelt werden. Wir 
brauchen hier bei uns keine Sonderstellung für die 
deutsche Steinkohle, und wir beanspruchen sie 
auch nicht. Bei gleichen Möglichkeiten, bei gleichen 
Chancen auf dem europäischen Markt wird die 
deutsche Steinkohle auf die Dauer doch den Kern 
der europäischen Kohleversorgung bilden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auch aus diesem Grunde und um dieser Entwick-
lung willen müssen wir mit dem vorliegenden 
Kohleanpassungsgesetz die Ausgangsbasis für eine 
Gesundung des deutschen Steinkohlebergbaus und 
der deutschen Steinkohlebergbaugebiete schaffen. 
Unsere nationalen Maßnahmen sind im wesentlichen 
auf das Jahr 1971 abgestellt. Für weitere Entschei-
dungen bei uns oder im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaft müssen die nächsten zwei Jahre zei- 
gen, was im Steinkohlebergbau erreichbar ist, wie 
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groß sein Nutzen ist und wie schwer oder leicht 
seine Lasten für die gesamte Volkswirtschaft sind. 
Die Arbeit im Steinkohlebergbau und am Stein-
kohlebergbau in diesen zwei Jahren ist nicht nur 
für die Gegenwart von Bedeutung, sie wird weg-
weisend für die längerfristigen Entscheidungen in 
der Energiepolitik sein. Unser Wunsch geht vor 
allein nach wie vor dahin, daß die Steinkohle als 
heimische Energiequelle den ihr zukommenden Platz 
in unserer Energieversorgung einnehmen kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, als gutes Omen für 
(las positive Wirksamwerden des Kohleanpassungs-
gesetzes sehe ich die Tatsache an, daß es getragen 
wird von den beiden großen Parteien des Bundes-
tages, die in einer — ich darf das ohne jedes falsche 
Pathos feststellen — sehr harmonischen Zusammen-
arbeit das Gesetz gemeinsam beraten haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich würde es aber für nicht ganz fair ansehen, wenn 
ich dabei die loyale Mitarbeit unserer Kollegen von 
der Oppositionspartei und des von ihr gestellten 
Vorsitzenden im Wirtschaftsausschuß unerwähnt 
ließe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
Abgeordneten der FDP.) 

Zum Schluß möchte ich dem Herrn Wirtschafts-
minister wünschen, daß er in Kürze als Kohlebeauf-
tragten eine sachliche befähigte, energische und ziel-
klare Persönlichkeit gewinnt, der wir für ihre sicher-
lich nicht einfache, aber für einen ganzen Mann reiz-
volle Aufgabe ein Glückauf mit auf den Weg geben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister für Wirtschaft. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Schon gestern in der Generaldebatte und 
heute in der Aussprache zum Einzelplan 09 wurde 
die konjunkturpolitische und die währungspolitische 
Aktivität der Bundesregierung erwähnt. Ich glaube, 
es ist angebracht, daß ich in diesem Augenblick dem 
Haus erst einmal über die grundsätzlichen Probleme 
der Konjunktur- und Währungspolitik Bericht er-
statte, bevor wir in der Behandlung des besonderen 
Gesetzes weiterschreiten. 

Mir scheint, daß wir diese Fragen der Währungs-
politik und der Konjunkturpolitik heute und hier 
am besten in den Griff bekommen, indem ich nicht 
einfach den historischen Ablauf der Ereignisse dar-
lege, sondern indem wir uns ganz konkret fragen 
und das Wort „konkret" spielte gestern in den Bei-
trägen von Herrn Scheel eine besondere Rolle — : 
In welcher Lage befand sich diese Bundesrepublik 
Deutschland, als Mitte März in den Vereinigten 
Staaten von Amerika die interne Golddeckung auf-
gehoben wurde? 

Wir alle wissen, was jenem entscheidenden Be-
schluß in Amerika vorausgegangen war. Der Präsi

-

dent der Vereinigten Staaten von Amerika hatte im 
Januar einschneidende Maßnahmen zur Sanierung 
der amerikanischen Zahlungsbilanz angekündigt. Sie 
alle wissen, meine Damen und Herren, daß die An-
kündigungen des Präsidenten bis dahin nicht ver-
mocht hatten, das Vertrauen in den Dollar wieder-
herzustellen. Die Spekulation auf das Gold und auf 
die D-Mark und gegen den Dollar eskalierte mehr 
und mehr von Woche zu Woche. Die „New York 
Times" vom 15. März schrieb: „Der Dollar geriet un-
ter Belagerung." Diese Entwicklung führte, wie ge-
sagt, am 14. März zur Aufhebung der internen Gold-
deckung in den Vereinigten Staaten von Amerika. 

Die Notenbankpräsidenten der his dahin dem so-
genannten Goldpool angehörenden Länder — das 
sind die USA, Großbritannien, die Bundesrepublik 
Deutschland, Italien, die Schweiz, die Niederlande 
und Belgien -- wurden nach Washington eingeladen. 
Die Beschlüsse der sieben Notenbankgouverneure 
vom 17. März sind bekannt. Erstens haben wir seit 
diesem Tage einen gespaltenen Goldmarkt. Die sie-
ben Notenbanken verrechnen untereinander das 
Gold zu monetären Zwecken zum alten, offiziellen 
Goldpreis von 35 Dollar pro Unze. Zweitens geben 
sie kein Gold an die freien Goldmärkte ab und neh-
men keines dort auf. Drittens beschlossen die sieben 
Notenbanken eine zusätzliche Stützung des Pfundes 
durch Notenbankkredite über den Weltwährungs-
fonds in Höhe von 1,2 Milliarden Dollar, woran sich 
die Bundesrepublik mit 150 Millionen Dollar be-
teiligt. 

Meine Damen und Herren, die Dramatik jener 
Ereignisse ist hier vielleicht manchmal gar nicht so 
bewußt geworden. Sie spiegelte sich aber in den 
heftigen Reaktionen der amerikanischen Öffentlich-
keit in jenen Tagen wider. Und nicht nur in privaten 
Meinungsäußerungen kam die Erinnerung an das 
Jahr 1929, an jenen „schwarzen Freitag", oder die 
Erinnerung an das Jahr 1931, als England das Pfund 
abwertete, hoch. Die amerikanische Nation war 
durch diese Vorgänge Mitte März dieses Jahres tief 
aufgewühlt. Ich möchte, damit wir den Ernst der 
Situation erkennen, noch einmal die „New York 
Times" zitieren, ohne mir als Fremder dabei die 
harten Wertungen jener großen Zeitung gegenüber 
dem eigenen Lande zu eigen zu machen. Das Zitat 
lautet wörtlich: 

Möglicherweise wollten die meisten Käufer 
weder rasche Gewinne erzielen noch den Dollar 
angreifen. Sie suchten Schutz gegen eine Na-
tion, die ihre umfangreichen Hilfsmittel ver-
geudet, die in einen eskalierenden Krieg hin-
eingerutscht ist, den sie nicht gewinnen zu kön-
nen glaubt, und die gelähmt und gespalten ... 
erscheint. 

So harte Worte sind in Amerika an die eigene 
Adresse gerichtet worden, und ich glaube, wir kön-
nen diese harten Worte und ernsten Feststellungen 
nur respektieren. 

Ich frage nun: In welcher Lage befand sich die 
Bundesrepublik in jenen Tagen? Ohne in irgend-
einer Weise überheblich zu sein, können wir fol-
gende vier Punkte feststellen: 
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Erstens. Die Bundesrepublik konnte jene Ereig-
nisse mit gelassener Stärke durchstehen. 

Zweitens. Die D-Mark erweist sich als eine der 
stabilsten Währungen der Welt. 

Drittens. Der seit der zweiten Hälfte des Jahres 
1967 durch die Maßnahmen der Bundesregierung in 
Gang gekommene Konjunkturaufschwung hat sich 
im neuen Jahr fortgesetzt und erwies sich schon als 
so kräftig, daß er durch die Beschlüsse und durch 
die Ereignisse in Washington nicht beeinträchtigt 
wurde. 

Viertens. Die Bundesrepublik selber ist dadurch 
in der Lage und verpflichtet, bei der Lösung der 
internationalen Zahlungsbilanz- und Währungspro-
bleme entscheidend Hilfe zu leisten. Dazu gehört zu-
nächst einmal eine gute Gläubigerpolitik, und zu 
der guten Gläubigerpolitik gehört — und seit mehr 
als einem Jahr betreiben wir das — eine aktive 
Konjunkturpolitik in diesem Hause und in diesem 
Lande. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Herr Kollege Scheel meinte gestern, wir befänden 
uns immer noch mehr oder weniger auf der Tal-
sohle. Ich kann das nur als Ergebnis einer Infor-
mationslücke bei unseren Kollegen der FDP-Frak-
tion ansehen. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Genscher: Das hat er doch gar nicht 

gesagt!) 

— Herr Genscher, wenn wir heute die Statistiken 
insgesamt überblicken, sehen wir ganz klar — das 
will ich nur mit ein paar Zahlen andeuten —: Die 
Talfahrt begann tatsächlich schon im Sommer 1966. 
Die Auftragseingänge nahmen im dritten Quartal 
1966 zum erstenmal ab. Im vierten Quartal 1966 san-
ken sie um 6,6 %, und die neue Bundesregierung 
war ehrlich — und sie hatte recht damit —, wenn 
sie in ihrer Regierungserklärung vom 13. Dezember 
1966 sagte: Die Talsohle liegt noch vor uns. Denn 
im ersten Quartal 1967 sanken die Auftragsein-
gänge um 10 %. Dann gelang es, am Ende dieses 
ersten Quartals 1967 und in den folgenden Wochen 
die Talfahrt abzustoppen. Das Minus in den Auf-
tragseingängen unserer deutschen Wirtschaft ver-
ringerte sich von da ab konstant: zweites Quartal 
1967 minus 5,1 %, drittes Quartal 1967 minus 0,5%. 
Im vierten Quartal 1967 erreichten wir den positi-
ven Zuwachs von 13,3 % bei den Auftragseingän-
gen, der sich im Januar dieses Jahres mit plus 
13,8 % fortsetzte. 

Das ist eine eindeutige Aufwärtsbewegung, die 
eben durch die konjunkturpolitischen Maßnahmen 
entfacht wurde und von der wir annehmen, daß sie 
mehr und mehr auf die spontanen Kräfte des Mark-
tes übergreift. Allein die Zunahme der deutschen 
Einfuhr im Februar dieses Jahres — und das ist die 
letzte Zahl — urn 20 % ist ein Beweis dafür, daß 
die Aufwärtsbewegung voranschreitet. 

Es gehört zur guten Gläubigerpolitik, daß wir 
unsere inländische Nachfrage steigern. Aber es 
wäre falsch gewesen, wenn die Bundesregierung an-
gesichts der Entwicklung in den Vereinigten Staaten 

und in England allein auf die Stärke der inneren 
Entwicklung vertraut und gepocht hätte. Sie mußte 
vielmehr ihren internationalen Verpflichtungen 
direkt genügen; denn unsere Überschüsse sind doch 
die Defizite in den Zahlungsbilanzen anderer Län-
der. 

Auch deswegen schlug die Bundesregierung am 
4. März 1968, also vor der Zuspitzung der Lage in 
den USA, im Ministerrat der europäischen Gemein-
schaften vor, die Mitgliedstaaten der europäischen 
Gemeinschaften möchten den in der Kennedy-Runde 
vorgesehenen Zollabbau zeitlich erheblich vorziehen. 
Diese sogenannte asymmetrische Beschleunigung der 
Kennedy-Runde soll einen Beitrag Europas zu den 
Lösungen für die Zahlungsbilanzschwierigkeiten der 
USA darstellen. Das ist eine Hand, die Europa 
Amerika reichen soll. Dieser Beitrag soll zugleich 
die amerikanische Regierung davon abbringen, ihrer-
seits einfuhrbeschränkende Maßnahmen in Richtung 
auf einen neuen weltweiten Protektionismus einzu-
führen. Wir sollten und wollen diese mögliche Ket-
tenreaktion verhindern. 

Auf Grund des deutschen Vorstoßes, den einige 
Mitgliedstaaten der europäischen Gemeinschaften 
unterstützen, wurde die Kommission in Brüssel be-
auftragt, diese Angelegenheit innerhalb von 14 Ta-
gen zu prüfen. In der neuen, darauf folgenden Sit-
zung des Ministerrates am 25. März dieses .Jahres 
konnte festgestellt werden: 

Erstens. Der deutschen Initiative hatten sich im 
Sinne einer Parallelaktion inzwischen ganz andere 
Länder außerhalb der Gemeinschaft beigesellt. Es 
liegen entsprechende Offerten auf einseitige asym-
metrische Beschleunigung der Kennedy-Runde zu-
gunsten Amerikas von Großbritannien, von anderen 
wichtigen EFTA-Ländern sowie von Kanada und 
von Japan vor. Das ist das erste, was festgestellt 
wurde. 

Zweitens. Auch Frankreich konnte sich jetzt nicht 
mehr grundsätzlich dem Gedanken der asymmetri-
schen Beschleunigung des Zollabbaus entziehen. Die 
Kommission wurde in der gleichen Sitzung beauf-
tragt, nunmehr sofort die entsprechenden diploma-
tischen Kontakte mit den Regierungen außerhalb der 
Gemeinschaft, also USA, England usw., aufzuneh-
men. Die Sitzung des Ministerrats, auf der die Er-
gebnisse dieser Verhandlungen erörtert werden sol-
len, wird nächste Woche stattfinden. 

Meine Damen und Herren, diese deutsche Initia-
tive auf dem Gebiet der Handelspolitik ist, glaube 
ich, zugleich auch ein Beispiel für die Richtigkeit der 
allgemeinen Europapolitik der Bundesregierung. Ich 
weiß nicht, warum unser Kollege Scheel gestern 
meinte, in der Großen Koalition gebe es in bezug 
auf die Europapolitik der Bundesregierung keine 
klare Mehrheit. Diese Bundesregierung hat doch 
sofort nach ihrer Amtseinführung die naheliegende 
und notwendige Rolle des Vermittlers zwischen den 
angelsächsischen Ländern und Frankreich erkannt, 
übernommen und praktiziert. 

Ein Beispiel habe ich eben genannt. Ein zweites 
Beispiel kann ich Ihnen jetzt nennen, nämlich die 
europäische Rolle der Bundesrepublik bei der 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 166. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 3. April 1968 	8697 

Bundesminister Dr. Schiller 
Reform des Weltwährungssystems. Auch da geht es 
wieder darum, daß wir unentwegt versuchen, die 
angelsächsischen Länder und Frankreich zusammen-
zubringen. Im April vorigen Jahres gelang es nach 
zähen Verhandlungen im Rahmen der Sitzung der 
europäischen Wirtschafts- und Finanzminister in 
München, einen Kompromiß innerhalb der Sechs her-
beizuführen. Die sechs Mitgliedstaaten bekannten 
sich damals zu einem neuen System der Sonder-
ziehungsrechte, das eines Tages als zusätzliche 
Liquidität die bisherigen konventionellen Reserve-
mittel Gold und Leitwährungen — d. h. Dollar und 
Pfund — ergänzen würde. Die Sechs stellten für 
das neue System bestimmte europäische Bedingun-
gen auf. Frankreich hatte bis dahin diesem ganzen 
System aus grundsätzlichen Erwägungen sehr skep-
tisch gegenübergestanden. Dennoch gelang damals 
die Einigung, und sie wurde darauffolgend in zwei 
Sitzungen in der Gruppe der Zehn in London im 
Juli und August vorigen Jahres vollendet. 

Amerika stimmte der von Europa geforderten 
Mehrheit. von 85 % bei der Aktivierung der Sonder-
ziehungsrechte zu, d. h. bei einem Anteil des Europas 
der Sechs im Quotensystem des Weltwährungsfonds 
von 17 % stimmte damit Amerika der Sperrminori-
tät der EWG-Länder für die Aktivierung der Sonder-
ziehungsrechte zu. Frankreich seinerseits stimmte 
den Sonderziehungsrechten als Kreditfazilität zu, 
indem der Grundsatz der Rekonstitution der Zie-
hungsrechte auf 70% der Ausgangsbasis festgelegt 
wurde. 

Auf dieser Grundlage wurde dann der grolle 
Akkord von Rio auf der Weltwährungskonferenz im 
September gefunden. 106 Länder stimmten dem 
neuen System zu. Die Exekutivdirektoren wurden 
beauftragt, die entsprechenden neuen Statuten aus-
zuarbeiten, damit sie den nationalen Parlamenten 
als Änderung des Vertrags von Bretton Woods zur 
Ratifizierung vorgelegt werden könnten. Zu diesem 
Zweck war die Währungskonferenz nun in Stock-
holm am 29. und 30. März einberufen, nämlich um 
offengebliebene Einzelfragen zum System der Son-
derziehungsrechte im Rahmen der Zehn noch einmal 
zu diskutieren. 

Wie wir aber alle wissen, meine Damen und 
Herren, hatte sich die Welt inzwischen gründlich 
verändert. Seit den Ereignissen von Washington 
Mitte März, in der Mitte des Monats, in dem die 
Konferenz von Stockholm stattfand, ist unser Welt-
währungssystem — seien wir ehrlich — nicht mehr 
das alte, es ist ein neues System, ein System des 
Übergangs. Die Sitzung in Stockholm — da hatte 
unser französischer Kollege recht — bestand nicht 
mehr darin, ein paar Papiere im Sinne eines Semi-
nars zu vervollkommnen, obwohl das auch nötig 
war. Es war ganz selbstverständlich, daß die Debat-
ten in Stockhohn eben nicht nur urn  die Vervoll-
kommnung der Sonderziehungsrechte gingen, die 
irgendwann im Jahre 1969 aktiviert werden würden, 
sondern daß man sich sehr ernst, sehr nachdrücklich 
mit der währungspolitischen Lage in der Welt von 
heute befaßte. Damit hatte die Stockholmer Konfe-
renz vom letzten Wochenende eine weit über das 
Monetäre hinausgehende Bedeutung. Es ging 

eigentlich um den Bestand der westlichen Währungs-
solidarität, jener Währungssolidarität — das müs-
sen wir auch sehen, meine Damen und Herren —, 
die fast ein Vierteljahrhundert seit 1945 eine bei-
spiellose Ausweitung des Welthandels und die 
Prosperität in den führenden Welthandelsländern 
ermöglicht hat. Das muß man auch anerkennen. 

Wie gesagt, diese neue Währungsunruhe wurde 
durch das Anschwellen der Zahlungsbilanzdefizite 
in Amerika und England ausgelöst. Frankreich, das 
seit langem in der daraus resultierenden Schwäche 
des Dollars, der Schlüsselwährung von Bretton 
Woods, einen entscheidenden Konstruktionsmangel 
sieht, drängte deshalb auf eine Reform an Haupt 
und Gliedern. In dieser bedrohlichen Situation, die 
in Stockholm kulminierte, reichten monetäre Lösun-
gen allein nicht mehr aus. Auf der Konferenz mußte 
zugleich auch eine politische Lösung gefunden wer-
den. Ich sehe den politischen Erfolg der Konferenz 
von Stockholm darin, daß es gelungen ist, die 
Gruppe der Zehn als Kern der westlichen Währungs-
gemeinschaft allen düsteren Prognosen zum Trotz 
zusammenzuhalten. Meine Damen und Herren, 
Frankreich hat sich in dieser Hinsicht nicht abseits 
gestellt. In dem Teil des Kommuniqués der Konfe-
renz, dem auch Frankreich zugestimmt hat, ist aus-
drücklich gesagt, daß die Mitglieder des Zehner-
Klubs, also auch Frankreich, zusammenarbeiten wol-
len, urn an einer Stabilisierung der Währungsver-
hältnisse mitzuwirken. Diese Ziffer 6 des Kom-
muniqués von Stockholm ist auf einen deutschen 
Vorschlag zurückzuführen, und diese Ziffer 6, die 
von den Zehn beschlossen ist, zeigt zugleich: Die 
zehn Länder — Regierungen und Notenbanken —
sind ab sofort handlungsfähig, ab sofort his zu jenem 
Tage X, da im Jahre 1969 möglicherweise die Son-
derziehungsrechte ins Leben treten werden. 

Es war in der Tat wichtig, eine Antwort auf die 
Frage zu finden: Was geschieht von heute an bis 
zu jenem Tage X im Jahre 1969 in der Weltwäh-
rungspolitik? Die Antwort ist mit der Ziffer 6 gefun-
den. Ein weiterer Erfolg ist, daß nunmehr die Vor-
aussetzungen für die Schaffung der Sonderziehungs-
rechte selbst geklärt sind, wenn auch nur neun von 
den zehn Ländern diesem Punkte zugestimmt haben. 
Und es ist wichtig, daß die Vereinigten Staaten 
jene inhaltlichen Reformen des Weltwährungsfonds 
akzeptiert haben, die insgesamt alle zu einer Stär-
kung des europäischen, genauer des EWG-Einflusses 
im Fonds führen. Monetär besteht der Erfolg der 
Konferenz darin, daß mit den neuen Ziehungsrech-
ten ein erster Schritt in eine neue Weltwährungs-
ordnung getan wird, und zwar ein Schritt auf einem 
Wege der Evolution, nicht des abrupten Übergangs. 
Die bisherigen Reservemedien — Gold-, Dollar- und 
Pfundguthaben — bleiben erhalten, wenn sie auch 
auf die Dauer relativ zurücktreten werden durch das 
Hinzukommen der Sonderziehungsrechte und durch 
die Siebener-Beschlüsse von Washington vom 
17. März. 

Hinzu kommen also als drittes elastisches und 
dynamisches Element die neuen Ziehungsrechte für 
den Fall, daß ein Mangel an Weltliquidität auftre-
ten sollte. Und ich möchte hinzufügen: Mit den 
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neuen Ziehungsrechten kommt zugleich ein rationa-
les, von den Zufällen der Zahlungsbilanzdefizite und 
den Goldpreisschwankungen freies System der Re-
serveschaffung ins Spiel, und von ihm wird eines 
Tages eine disziplinierende Wirkung auf das Ver-
halten aller einzelnen Welthandelspartner ausgehen. 

Ziehen wir das Fazit dieser gesamten Aktivität, 
so können wir feststellen: Sicherlich haben wir in 
Stockholm nicht alles erreicht. Aber wir haben die 
europäischen Gesichtspunkte für das neue System 
der Sonderziehungsrechte stärker durchgesetzt, auch 
als Fünf — und gerade als Fünf! —, als je zuvor. 
Die Sonderziehungsrechte sind nun europäisierter 
denn je. Wir haben damit zugleich das Vertrauen 
der Weltöffentlichkeit in unser Währungssystem, 
das sich unzweifelhaft im Übergang befindet, nach-
haltig gestärkt. 

Der Präsident der Vereinigten Staaten von Ame-
rika hat auf unseren Wunsch, den wir in Stockholm 
seinem Finanzminister Henry Fowler eröffnet hat-
ten, wie Sie alle wissen, sehr prompt reagiert. Hier 
wird oft übersehen, daß sich Präsident Johnson in 
seiner denkwürdigen Ansprache vom letzten Sonn-
tag, dem 31. März, sehr nachdrücklich auch zu diesen 
Finanz- und Währungsfragen sowie den Steuerfra-
gen geäußert hat. Er sagte wörtlich — und das war 
genau das Wort, das von Amerika erwartet 
wurde —: 

Ich habe bei vielen Gelegenheiten betont, daß 
ohne ein Steuergesetz oder ohne verminderte 
Ausgaben das Defizit des nächsten Jahres sich 
in Amerika wiederum auf etwa 20 Milliarden 
Dollar belaufen würde. Ich habe auch die Not-
wendigkeit unterstrichen, in unserer Ausgaben-
politik strenge Prioritäten zu setzen. Ich habe 
betont, daß, wenn wir nicht handeln und nicht 
sofort und entschieden handeln, sehr starke 
Zweifel überall in der Welt über die amerikani-
sche Bereitschaft auftreten würden, finanziell 
das eigene Haus in Ordnung zu halten. Jedoch 

-— so fuhr der Präsident fort, meine Damen und 
Herren — 

hat der Kongreß nicht gehandelt. 

Präsident Johnson sagte wörtlich: 

So stehen wir heute abend 

— Sonntag abend — 

vor der schwersten finanziellen Bedrohung in 
der Nachkriegszeit, einer Bedrohung der Rolle 
des Dollars als der Grundlage des internationa-
len Handels und der Finanzen in der Welt. 

Präsident Johnson fügte hinzu: 

In der letzten Woche haben die hauptsächlichen 
Industrieländer auf der Währungskonferenz in 
Stockholm beschlossen, einen großen Schritt in 
Richtung auf die Schaffung eines neuen inter-
nationalen Währungs- oder Reservemediums zu 
machen, das das internationale Währungssystem 
stärken wird. Aber damit dieses System funk-
tioniert, müssen gerade die Vereinigten Staaten 
ihre Zahlungsbilanz ins Gleichgewicht oder 
nahezu ins Gleichgewicht bringen. Wir müssen 
eine verantwortungsvolle Finanzpolitik in un

-

serem Lande treiben. Die Verabschiedung eines 
Steuergesetzes ist gegenwärtig zusammen mit 
einer Ausgabenkontrolle absolut notwendig. 

Diese Worte des amerikanischen Präsidenten 
waren nicht nur ein Ereignis, sondern auch ein Er-
gebnis der Verhandlungen von Stockholm, und sie 
hatten wiederum ein Ergebnis und ein Ereignis zur 
Folge; denn der US-Senat hat nun endlich gestern 
abend, nach etwa acht Monaten Beratung, mit 53 
gegen 35 Stimmen für die 10 %ige Ergänzungsab-
gabe zur Einkommen- und Körperschaftsteuer ge-
stimmt. 

(Hört! Hört! bei der SPD und in der Mitte.) 

Wir sollten respektieren, daß dort nun die Stunde 
der Wahrheit gekommen ist und daß man aus den 
ernsten Worten des Präsidenten die Konsequenzen 
zieht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Bei diesen harten Maßnahmen der Vereinigten 
Staaten von Amerika sollten wir aber auch daran 
denken, daß die neue Lage zugleich uns in 
Deutschland vor neue wirtschafts- und finanzpoli-
tische Aufgaben im eigenen Hause stellen kann. Die 
Welt bleibt ja dadurch, daß z. B. in Amerika Nach-
frage durch Mehrbesteuerung ausfällt, nicht so, wie 
sie bisher war. 

In ihrem Jahreswirtschaftsbericht von Ende Ja-
nuar dieses Jahres hat die Bundesregierung unter 
Ziffer 33 in Abs. 2 folgendes gesagt — ich bin sehr 
erfreut darüber, daß Herr Kollege Westphal schon 
darauf hingewiesen hat —: 

Sollte die Wirtschafts- oder Währungspolitik in 
wichtigen Partnerländern zu wesentlichen Be-
einträchtigungen der deutschen Ausfuhrent-
wicklung führen, sind zusätzliche kompensie-
rende Maßnahmen zu erwägen. 

Das war Januar dieses Jahres. Ich glaube, dieser 
Satz ist deutlich genug. Er beweist, daß diese Bun-
desregierung im Bereich der Wirtschafts-, Währungs- 
und Finanzpolitik eine vorausschauende Politik be-
treibt, eine Politik, die Alternativen ins Auge faßt, 
die vielleicht im Januar noch nicht für jeden auf 
der Hand lagen, 

(Abg. Ertl: Das hören wir immer wieder!) 

und genau in diesem Sinne werden wir unsere Po-
litik fortsetzen, mit denselben guten Resultaten, die 
Sie hei der FDP vielleicht noch nicht alle erkannt 
haben 

(Zuruf von der FDP: Wir lesen doch Zei

-

tung!) 

eine Politik der Stetigkeit und des angemessenen 
Wachstums. Das Wort „Wachstumspsychose", das 
gestern so am Rande und wohl im Grunde freund-
schaftlich fiel, ist dabei allerdings völlig unange-
bracht. Im Gegenteil, mit unserer maßvollen Ziel-
projektion für eine Zuwachsrate des Bruttosozial-
produkts von 4 °/o real im Jahre 1968 haben wir 
uns jeder extremen Lösung ferngehalten; ja, wir ha-
ben im Gegensatz zu manch anderen Stellen draußen 
externe, d. h. ausländische Ereignisse einkalkuliert, 
wie die soeben zitierte Ziffer 33 Abs. 2 des Jahres- 
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Wirtschaftsberichts beweist. Diesen unseren Weg 
einer Politik des guten Gläubigers und einer Politik 
der Expansion und der Stabilität werden wir fort-
setzen. Es ist doch so, daß Deutschland in diesen 
16 Monaten im internationalen Bereich ein Hort der 
Stabilität geworden ist. Das können Sie doch nicht 
abstreiten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der FDP.) 

Und die Bundesrepublik wird das auch bleiben. Die 
Stabilität werden wir aufrechterhalten. Aber wir 
müssen zugleich eine industrielle Expansion er-
reichen, die unserem internationalen Beitrag zur 
Wiederherstellung der Zahlungsbilanzgleichgewichte 
und unserer Verpflichtung dazu entspricht. Nur da-
mit erreichen wir auch das zweite und doch wohl 
wesentliche Ziel unserer gemeinsamen Politik: daß 
Deutschland seine Position als eine führende Indu-
strienation in der  Welt  festigt. Beide Ziele sind 
konform. 

Der Produktivitätsfortschritt wurde gestern mehr-
fach erwähnt. Meine Damen und Herren, seit dem 
Einbruch der Rezession ist der Produktivitätsfort-
schritt in der deutschen Industrie im letzten Jahr 
unentwegt angestiegen, bis auf 11,5 % — viertes 
Quartal im Vergleich zum Vorjahresstand. Übrigens 
hat dieser Produktivitätsfortschritt die Lohnzuwachs-
rate im Jahre 1967 weit überschritten. Das muß man 
auch einmal festhalten, was das Maß der Lohnpolitik 
des Jahres 1967 betrifft. 

Diese Steigerung der technischen und der wirt-
schaftlichen Produktivität wollen wir auch fort-
setzen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Frage? 

(Bundesminister Dr. Schiller: Jawohl!) 

Bitte, Herr Abgeordneter Scheel! 

Scheel (FDP) : Herr Minister, sind Sie mit mir 
darüber einig, daß zwischen der Rezession — die 
keine zufällige war — und dem Produktivitätsfort-
schritt ein gewisser Zusammenhang besteht? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Und 
zwar ein negativer! Eindeutig! In der eigentlichen 
Rezession ist der Produktivitätsfortschritt zurück-
gegangen. In dem Moment, wo wir die Rezession 
aufgefangen haben, ist der Produktivitätsfortschritt 
wieder größer geworden. 

Scheel (FDP) : Würden Sie mir nicht darin zu-
stimmen, daß die Folge einer Rezession ein Produk-
tivitätsfortschritt ist? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: 
Nein, da stimme ich Ihnen in keiner Weise zu. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Eine Rezession für sich ist ein Verlust an Produk-
tivität: Der Weg aus der Rezession ergibt einen 
Produktivitätsfortschritt im Vergleich zur Lage in 
der Rezession. 

Scheel (FDP) : Darf ich vielleicht feststellen, ob 
Sie sich nicht versprochen haben. Ein Verlust an 
Produktion? Oder sagten Sie, ein Verlust an Produk-
tivität? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: 
Auch an Produktivität! Denn nur im Aufschwung 
und nur in einer angemessenen Expansion — darauf 
komme ich gleich werden die Investitionen mög-
lich, die den technischen Fortschritt tragen, Herr 
Scheel. 

(Zuruf des Abg. Scheel.) 

— Das ist das Gegenteil von Rezession, was ich 
jetzt beschrieben habe. — Herr Staratzke, Sie sind 
doch ein Expansionist. Sie werden mir doch auch 
dabei helfen. 

Dr. Staratzke (FDP) : Herr Bundesminister, um 
diese Frage hier abzuschließen: Würden Sie mir zu-
stimmen, wenn ich meine, daß Rezession und Pro-
duktivitätsfortschritt nicht unbedingt voneinander 
abhängig sind, sondern durchaus Produktivitätsfort-
schritt in einer Rezession betrieben werden kann? 
Denn wir müssen ja nicht nur an die Investitions-
aufwendungen denken, sondern auch an andere 
Dinge, die den Produktivitätsfortschritt fördern. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: 
Welche anderen Dinge meinen Sie? 

Dr. Staratzke (FDP) : Die Arbeit zum Beispiel. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Da-
mit kommt genau der Punkt! Was nützt in einer 
Rezession die sogenannte gestiegene Arbeitsmoral, 
lieber Herr Kollege Staratzke, wenn die Unterneh-
mermoral — nicht im Sinne von Ethik, sondern im 
Sinne von Dispositionsfreudigkeit   in cien Keller 
geht? Dann geht nämlich auch die Produktivität zu-
schanden. Und das ist die Lage in der Rezession. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Wollen Sie noch eine 
Frage gestatten, Herr Minister? 

Dr. Staratzke (FDP) : Herr Minister, würden Sie 
mir zustimmen, daß Sie jetzt einen Fall herausge-
griffen haben, der, ich möchte mal sagen, etwas in 
die Einseitigkeit und Polemik hineingeht? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: 
Nein! 

Dr. Staratzke (FDP) : Wir wollten hier in der 
kleinen Debatte, die entstanden ist, nichts weiter als 
feststellen, daß ein Kausalzusammenhang zwischen 
Rezession und Produktivität nicht unbedingt sein 
muß, sondern daß auch in der Rezession ein Produk-
tivitätsfortschritt generell möglich ist, oder viel-
leicht gerade in einigen Branchen möglich ist. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ich glaube, Herr Staratzke, es war sehr schwer, bei 
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dieser Ihrer Auslassung ein Fragezeichen anzubrin-
gen. Aber ich nehme das so entgegen und sage Ihnen 
noch einmal: ich habe, glaube ich, meine Auffassung 
von dem Zusammenhang zwischen Produktivitäts-
fortschritt und Rezession eindeutig geschildert. In 
der Rezession tritt eben das ein, was wir alle nicht 
wollen, nämlich: der technische Fortschritt erlahmt, 
durch die verbesserten Unternehmerdispositionen im 
Aufschwung wird er gefördert. Das ist das Entschei-
dende. Aber, Herr Staratzke, das ganze war doch 
der Schnee vorn vergangenen Winter, und ich finde, 
wir sollten das lassen. Sie neigen zwar immer ein 
bißchen dazu, diese Geschehnisse der Jahre 1966/67 
nachträglich hier bewältigen zu wollen; 

(Heiterkeit bei der SPD) 

aber lassen wir das doch. 

(Abg. Dr. Staratzke: Wir haben ja inzwi

-

schen Frühling bekommen!) 

— Ja, eben mit der neuen Regierung und der neuen 
Politik! 

(Beifall bei der SPD. — Lachen bei der FDP.) 

Ich glaube, wir sind alle einig, daß wir nur durch 
steigende Investitionen dafür sorgen können, daß 
technische Neuerungen und Erfindungen aus den 
Labors und den Entwicklungsabteilungen immer 
stärker in die Produktionsstätten hinübergehen. Eine 
expansive Wirtschaftspolitik, die dies fördert, ist 
nach meiner Ansicht   ich komme damit zum 
Schluß — das beste Mittel, um die Stabilität der 
deutschen Wirtschaft, um zugleich aber auch die 
Stabilität der deutschen Währung zu sichern in einer 
gefährdeten, und ich füge hinzu: auch einer ge-
fährlichen Umwelt, in der wir heute leben. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Da der Herr Mini-
ster angekündigt hat, daß er zum Schluß komme, 
habe ich ihn im Interesse des Fortganges unserer 
Geschäfte nicht unterbrochen, um noch eine Frage 
zuzulassen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Friderichs. 

Dr. Friderichs (FDP) : Herr Präsident! Verehrte 
Damen! Meine Herren! Der Herr Bundeswirtschafts-
minister hat die Debatte aus den Niederungen der 
Kohle in die Höhenlage einer neuen Politik geführt, 
und ich glaube, hei seinem eigenen Haushalt soll-
ten wir ihm dafür dankbar sein. 

Herr Minister Schiller, Sie haben die Ausfüh-
rungen des Kollegen Scheel vom gestrigen Tage 
unterstrichen, als er sich mit der Frage: neue oder 
alte Politik auseinandergesetzt hat. In der Tat ist 
zu verspüren — und dafür habe ich Verständnis --, 
daß die Sozialdemokraten ein großes Interesse daran 
haben, ihre Mitwirkung an einer Regierung trans-
parent zu machen. Ich glaube, wir können überein-
stimmend feststellen, daß es dem Herrn Bundes-
wirtschaftsminister gelungen ist, mit seinem Pro-
gramm einer aufgeklärten Marktwirtschaft diese 
sozialdemokratischen Intentionen an der Meinungs-
börse überdurchschnittlich zur Geltung zu bringen. 
Ich könnte mir vorstellen, daß sich, wenn wir so 

fortfahren, ausgezeichnete Slogans auch für die 
Bundestagswahl anbieten könnten: „SPD 69 die 
neueste SPD, die es je gab", 

(Sehr gut! und Heiterkeit bei der FDP) 

sollte die Koalition dann noch bestehen, mit dem 
Zusatz: „aber mit alter Waschkraft", damit auch die 
CDU einen Teil abkriegt. 

(Erneute Heiterkeit bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren von der CDU-Fraktion, 
Sie sind in eine etwas schwierige Lage geraten, weil 
Sie offensichtlich den richtigen Widerpart im wirt-
schaftspolitischen Konzert noch nicht recht gefun-
den haben. Wir stellen fest, daß die frühere Wahl-
kampf-Dampflokomotive ja nun ins Museum ge-
wandert ist — oder ab und zu auf Auslandsreisen 
geht —, und es ist zweifellos gelungen, den Fort-
schritt zu symbolisieren durch eine neue, ohne 
Zweifel zugkräftige Elektrolok mit gewissen strom-
linienförmigen Eigenschaften. Aber das reicht natür-
lich nicht aus, um Ihren Part auch deutlich zu 
machen. Daher müssen wir uns von der Opposition 
mit dem Herrn Bundeswirtschaftsminister und seiner 
neuen Politik auseinandersetzen, vielleicht stellver-
tretend für den einen oder anderen in diesem Hause, 
der zwar unserer Meinung ist, aber aus Disziplin 
oder Loyalität, oder wie man das nennt, das nicht so 
recht darf. Neue Wirtschaftspolitik bedeutet ja noch 
nicht richtige Wirtschaftspolitik. Insofern darf man 
wohl auch beim Haushalt dieses Herrn Bundeswirt-
schaftsministers einige Fragen stellen. Es sind näm-
lich Tendenzen da, die Zweifel rechtfertigen. Es sind 
Maßnahmen getroffen worden, die die Gegnerschaft 
heraufbeschwören müssen. 

Die Wirtschaftspolitik der sogenannten zahlenmä-
ßig großen Koalition ist bisher ausschließlich auf 
die Überwindung der Stagnation ausgerichtet. Ich 
habe manchmal den Eindruck, daß an der Meinungs-
börse dem Wunderglauben an das Wirtschaftswun-
der der 50er Jahre der Glaube an das „kalkulierte 
Wachstum nach Maß" jetzt folgen muß. Die Bundes-
regierung hat verständlicherweise die Bemühung, 
den Eindruck zu erwecken, sie habe ihre wirtschafts-
politischen Ziele klar und deutlich erkannt und sie 
verfüge durch ein geschaffenes Gesetz über die Mit-
tel, die Ziele zu erreichen. Herr Bundeswirtschafts-
minister, es gibt eine Reihe von Fakten und Maß-
nahmen, die es gerechtfertigt erscheinen lassen, 
die Frage anzuschneiden: Wiegen wir nicht die am 
Wirtschaftsprozeß Beteiligten in einer Scheinsicher-
heit? Sind wirklich Regierung und Instrumente ech-
ten Belastungen gewachsen? Denn bei der Frage, 
ob wir erst seit 16 Monaten die stabilste Währung 
und die stabilste Wirtschaft in dem Konzert haben, 
läßt sich zweifellos auch einmal die Frage aufwer-
fen, ob es nicht auch früher schon einmal Phasen 
eine deutschen Politik gab, in denen sich unsere 
Wirtschaftsordnung und unsere Finanzsituation 
durch beachtliche Stabilität auszeichneten. Wenn ich 
mich recht entsinne, gab es früher sogar schon ein-
mal eine Aufwertung, um dem gerecht zu werden. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Regierungser

-

klärung die monetäre und die fiskalische Global

-

steuerung und die Verbesserung des marktwirt- 
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schaftlichen Wettbewerbs als Hauptaufgaben für 
sich selbst bezeichnet. Ich glaube nicht zu weit zu 
gehen mit der Feststellung, daß bisher die Bundes-
regierung der Globalsteuerung eindeutigen Vor-
rang eingeräumt hat und die zweite sich selbst ge-
stellte Hauptaufgabe, die ich betonen möchte, leider 
vernachlässigt hat. 

Ich bin. der Meinung, daß die Bundesregierung 
bei Amtsantritt die wirtschaftliche Situation zutref-
fend analysiert hat. Das sollten wir auch als Oppo-
sition hier attestieren; denn nur das ist die Legitima-
tion, auch Kritik anzubringen, wo sie angebracht 
werden muß. Die politischen Konsequenzen aus der 
zutreffenden Analyse sind allerdings unzureichend, 
teilweise widersprüchlich und zum Teil verfehlt ge-
zogen worden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich habe auch den Eindruck, daß die Instrumente der 
Globalsteuerung in Bedeutung und Wirksamkeit 
mitunter nicht ganz richtig eingeschätzt worden sind. 
Zu keinem Zeitpunkt hat diese Bundesregierung 
eine in sich geschlossene konjunkturpolitische Ak-
tion gestartet. Ich betone: zu keinem Zeitpunkt. 

Erstens. Die Maßnahmen zur Konjunkturbelebung 
in zwei Investitionshaushalten waren nicht mit einer 
entschlossenen Bereinigung des Bundeshaushalts 
verknüpft. Durch das Erfordernis, aus konjunkturel-
len Gründen die volkswirtschaftliche Gesamtnach-
frage zu erhöhen, ist die Haushaltssanierung nicht 
unnötig oder gar unmöglich geworden. Die Kon-
junkturlage war für diese Bundesregierung Vor-
wand, Sparentscheidungen im Bundeshaushalt aus-
zuweichen. Im Interesse antizyklischer Fiskalpolitik 
kommt es beim Bundeshaushalt auf seine expansive 
Wirkung auf die Volkswirtschaft an. Insoweit stim-
men wir den Bemühungen des Herrn Bundeswirt-
schaftsministers, einen Haushalt aufzubauen, der 
diese Wirkung produziert, vollinhaltlich zu. Aber, 
Herr Bundesminister, das enthebt einen doch nicht 
des Zwanges, den Haushalt auf seine Struktur hin 
zu überprüfen. Denn eine Strukturüberprüfung hätte 
dieses wirtschafts- und konjunkturpolitische Ziel 
überhaupt nicht gefährdet. 

Für die Frage der Konjunkturpolitik kommt es 
nämlich nur darauf an, daß die Ausgaben höher als 
die Haushaltseinnahmen sind, d. h. auf die konjunk-
turelle Ausstoßwirkung per Saldo, nicht hingegen 
auf das Gesamtvolumen des Haushalts, also die 
absolute Höhe der Ausgaben. Im Gegenteil, wenn 
es gelungen wäre, unter dem Diktat der leeren 
Kassen die Gesamtausgaben zu senken, diese kon-
junkturausstoßende Wirkung gleichwohl zu er-
zielen, aber durch die Gesamtsenkung mehr Mittel 
in Privathand, um gleichzeitig Investitionen zu täti-
gen, zu erhalten, dann wäre es eine konzertierte 
konjunkturpolitische Aktion gewesen. Das war 
offensichtlich nicht möglich, nicht weil dem Bundes-
wirtschaftsminister die Einsicht fehlte, sondern — er 
hat es genauso gesehen und häufig genug genauso 
gesagt — weil dieser Regierung die Kraft fehlte, 
diese Entscheidungen im Widerspruch der Meinun-
gen zwischen Plisch und Plum zu treffen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich glaube, daß die Auseinandersetzungen um Be-
standteile des Haushalts zwischen dem Herrn Bun-
desfinanzminister und dem Herrn Bundeswirt-
schaftsminister der Beweis für die Richtigkeit dieser 
These sind. 

Es ist doch wohl keine Frage, daß eine grundsätz-
liche Umstrukturierung dieses Bundeshaushalts nur 
unter dem Diktat der leeren Kassen möglich ist, 
niemals in Zeiten der von uns allen wieder ange-
strebten Hochkonjunktur. Dann wird es eben nicht 
möglich sein, die Reformen durchzuführen, ganz 
einfach aus politischen Gründen. Wir sollten uns 
das doch hier nicht vorerzählen. Wir wissen doch 
selbst, wie die Begehrlichkeit in demselben Augen-
blick wächst und welchen Gefahren dieses Parla-
ment und vor allen Dingen die jeweilige Regierung 
dabei unterliegen. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Frage des Herrn Abgeordneten Dichgans? 

Dr. Friderichs (FDP) : Bitte! 

Dichgans (CDU/CSU) : Herr Dr. Friderichs, könn-
ten Sie uns, da wir gerade bei der Haushaltsdebatte 
sind, vielleicht etwas konkreter sagen, welche Aus-
gaben Sie zur Streichung vorschlagen, um Ihr Spar-
ziel zu erfüllen? 

Dr. Friderichs (FDP) : Ich hatte die Absicht, Herr 
Kollege Dichgans, das in einer gewissen Ordnung 
vorzutragen. Dort, wo ich zu den Maßnahmen der 
Strukturpolitik komme, wollte ich dazu etwas sagen. 

(Zuruf von der Mitte: Sie wollten es nach- 
her sagen!) 

— So ist es. 

Zweitens. Die konjunkturbelebenden Maßnahmen 
des Bundeswirtschaftsministers wurden durch gleich-
zeitige konjunkturdämpfende Entscheidungen be-
einträchtigt. Ich nenne Stichworte: Branntwein-, 
Schaumwein-, Tabaksteuer; Mineralölsteuer, Mehr-
wertsteuer, Ergänzungsabgabe; allgemeine Ver-
sicherungspflicht, Investitionssteuer. 

(Zuruf des Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. 
Möller.) 

— Es ist keine Frage, Herr Kollege Möller, wenn 
ich eine bewußte Wachstumspolitik betreibe, daß 
ich durch die gleichzeitige Einführung einer Ergän-
zungsabgabe, die die Investierenden trifft, unter 
gleichzeitiger Erhöhung der Mehrwertsteuer, die die 
Verbraucher trifft, nicht unbedingt konjunkturför-
dernde Maßnahmen betreibe. 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe von den 
Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zwischenfrage, 
Herr Abgeordneter Ott. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Kollege, sind Sie mit mir 
der Meinung, daß die Investitionssteuer keine Ver-
teuerung gegenüber dem bisherigen Zustand be-
deutet? 
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Dr. Friderichs (FDP) : Herr Kollege Ott, das ist 
doch nicht eine Frage der Verteuerung. Die Frage der 
Investitionssteuer betrifft die Frage, ob die Unter-
nehmer durch diese Steuer angereizt werden, zu 
investieren, oder ob, um mit dem Herrn Bundeswirt-
schaftsminister zu sprechen, ihre Moral — nicht 
ethisch gemeint — sich so auswirkt, daß sie nicht 
investieren. Es ist doch keine Frage der Preiser-
höhung oder der Preisstabilität, sondern es ist eine 
Frage der Wachstumspolitik oder der Widersprüch-
lichkeit der Politik dieser Regierung bei der Wachs-
tumspolitik. 

(Beifall bei der FDP.) 

Niemand anders also als die Bundesregierung selbst 
erhöht Wachstum mittels Krediten und schmälert 
Wachstum mittels wachstumshemmender Entschei-
dungen. 

(Sehr wahr! bei der FDP.) 

Das wollte ich charakterisieren. Der Werkzeug-
kasten — um den Herrn Bundeswirtschaftsminister 
zu zitieren — des Stabilitätsgesetzes hilft eben 
wenig, wenn die jeweilige Regierung nicht in der 
Lage ist — wahrscheinlich aus Gründen der Mehr-
heitsverhältnisse , sich der Werkzeuge zu be-
dienen. 

Die Belebung der privaten Nachfrage, die Anre-
gung der privaten Investitionstätigkeit, Herr Kol-
lege Ott, das wäre das Gebot der Stunde, um die 
initialzündende Wirkung der öffentlichen Mittel 
nunmehr auf den privaten Bereich übergreifen zu 
lassen, aber nicht gleichzeitig Erhöhungen und Be-
lastungen derjenigen, die investieren sollen, zu 
schaffen durch — ich wiederhole es noch einmal — 
Steuererhöhungen auf dem Gebiet der Verbrauch-
steuern und Steuererhöhungen auf dem Gebiet der 
Investitionen. 

Drittens. Die Maßnahmen zur Konjunkturbele-
bung sind sehr einseitig gekennzeichnet durch eine 
recht hohe Verschuldung, nicht bemessen am Brutto-
sozialprodukt, Herr Bundeswirtschaftsminister, son-
dern gemessen am Tempo und gemessen an den 
Aussichten der mittelfristigen Finanzplanung. Herr 
Kollege Scheel hat dazu gestern ja einiges gesagt. 
Ich betone ausdrücklich, Herr Bundeswirtschafts-
minister, daß wir einer soliden und straffen Haus-
haltspolitik in Bund, Ländern und Gemeinden zu-
stimmen und sie als Basis für eine gefahrloses 
deficit spending anerkennen. Dann sagen wir ja 
zum deficit spending; aber deficit spending auf 
der Basis einer nicht soliden Haushaltspolitik in 
Bund, Ländern und Gemeinden beinhaltet Gefahr. 
Sie können also nicht ausweichen, indem Sie die 
Höhe in Vergleiche zum Sozialprodukt setzen. Die 
Form der Konjunkturbelebung durch kurzfristige 
Geldmarktmittel ist in sich gefährlich, und die nach 
Ihnen kommende Bundesregierung wird es 1970 
mit Sicherheit merken, wenn sie gezwungen sein 
wird, die Haushalte auszugleichen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Herr Professor Burgbacher möchte etwas fragen. 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Friderichs, welche der notwendigen Ausgleichsmaß

-

nahmen hätten Sie an Stelle einer maßvollen Ver-
schuldung ergriffen? 

(Zuruf von der FDP: Maßvoll!) 

— Daß sie maßvoll ist, hat er ja nicht bestritten. 

Dr. Friderichs (FDP) : Daß die Verschuldung 
maßvoll ist, habe ich nicht bestritten, nein. 

(Abg. Dr. Burgbacher: Eben!) 

— Ich habe die Form dieser Verschuldung qualitativ 
für nicht gut gehalten. 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Deshalb meine 
Frage. Wie hätten Sie denn statt durch Verschuldung 
die Deckungslücken überbrückt? 

Dr. Friderichs (FDP) : Beispielsweise durch die 
Streichung nicht produktiver Subventionen für über-
holte Strukturen, Herr Professor Burgbacher. 

(Zurufe von den Regierungsparteien: Welche?) 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Dieser Slogan ist 
des Hause wohlbekannt. Würden Sie so freundlich 
sein, dem Hause diese Subventionen zu nennen, die 
Sie meinen. 

Dr. Friderichs (FDP) : Ich komme gleich zur 
Kohlepolitik; da kann ich Ihnen welche nennen. 

(Abg. Dr. Burgbacher: Schön, wir werden es 
nicht vergessen! — Lachen bei der FDP.) 

Der Kapitalmarkt, meine Damen und Herren, ist 
ein Seismograph für die Qualität der Politik. Hohe 
Zinssätze, übermäßige Anforderungen der öffent-
lichen Hand, Bevorzugung der öffentlichen Hand 
durch steuerliche und sonstige Vorteile lassen ein 
gleichgewichtiges Wachstum nach Maß zur Zeit nicht 
zu. Vom Kapitalmarkt her sind somit keine aus-
reichenden Voraussetzungen — ich hoffe, Herr Pro-
fessor Burgbacher, darin stimmen Sie mir wenigstens 
zu — für ein stetiges und angemessenes Wachstum 
gegeben. 

Viertens. Bewußte Wachstumspolitik der Bundes-
regierung ist nach meiner Meinung ein selbstver-
ständliches Ziel und eine selbstverständliche Auf-
gabe jeder Wirtschaftspolitik in einem sozial verant-
wortlichen Industriestaat. Aber ein gleichwertiges 
und gleichrangiges Petitum muß und wird bleiben 
ein Höchstmaß an Stabilität, wenn auf die Dauer 
sozialer Friede und soziale Gerechtigkeit erreicht 
werden sollen. Herr Bundeswirtschaftsminister, es 
geht uns nicht um das Ob der Wachstumspolitik, 
sondern es geht um das Wie der Wachstumspolitik, 
und hier allerdings sind Zweifel angebracht. Hier 
liegen die Schwächen der Politik dieser Regierung, 
also nicht in der Zielrichtung, sondern in der kraft-
losen Form der Durchsetzung. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ein Bedenken noch zu der ehrgeizigen Planung 
von Wachstumsraten. Ich habe den Eindruck, die 
Regierung ist ein bißchen zu ehrgeizig in der Pla-
nung von Wachstumsraten. Sie läuft Gefahr, Ge- 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 166. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 3. April 1968 	8703 

Dr. Friderichs 

fangene ihrer eigenen Planung zu werden; denn wir 
wissen selbst, wie schwierig es ist, später zu sagen: 
Die Planung wurde nicht erreicht. Es besteht also die 
Gefahr, daß dann, wenn aus Gründen, die gar nicht 
in der Haushaltspolitik, sondern in ganz anderen 
Faktoren liegen, Ziele nicht erreicht werden, die 
jeweilige Regierung mit zusätzlichen und nicht ver-
tretbaren Maßnahmen sich selbst legitimieren will, 
weil sie ihre eigenen Wachstumsvorgaben mit Zwang 
oder auch mit unseriöser Politik zu erreichen sucht. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ich glaube, daß niemand klarer als Herr Professor 
Watrin ausgesprochen hat, zu welchem Problem das 
führt. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn ich ihn kurz 
zitieren dürfte: 

Eine Regierung kann durchaus in die Lage ge-
raten, an einmal proklamierten Zielen festhal-
ten zu müssen, selbst wenn diese unter den 
ursprünglichen Voraussetzungen nicht mehr 
realisierbar sind. Sie steht dann vor der Alter-
native, entweder trotz der Hindernisse mit 
allen verfügbaren Mitteln, auch wenn die Alter-
nativkosten unangemessen hoch sind, doch an 
ihren ursprünglichen Zielen festzuhalten, und 
setzt sich damit der Gefahr eines Mißer-
folges aus. Oder aber sie ändert ihre Zielprojek-
tionen und geht politische Risiken ein. Die 
Flexibilität des konjunkturpolitischen Handelns, 
die Möglichkeit, sich ohne große politische Rück-
zugsgefechte an neue Situationen anzupassen 
und auf sie zu reagieren, wird daher durch die 
Globalsteuerung eher eingeschränkt als geför-
dert. 

Das sind die Probleme, die in der Zukunft auf diese 
Regierung zukommen, nämlich entweder politische 
Rückzugsgefechte antreten zu müssen oder aber mit 
Zwangsmitteln an der eigenen Vorausschätzung 
festzuhalten. 

Der Bundesregierung wird nachgesagt — rühmlich 
nachgesagt —, sie habe die Zahl — 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten sie eine 
Zwischenfrage von Herrn Abgeordneten Ravens? 

Dr. Friderichs (FDP) : Bitte sehr! 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Ravens. 

Ravens (SPD) : Herr Kollege Dr. Friderichs, kön-
nen Sie sich auch eine dritte Alternative vorstellen, 
nämlich die der realen Vorausschätzung der Mög-
lichkeiten? 

(Lachen bei der FDP.) 

Dr. Friderichs (FDP) : Erfahrungsgemäß sind die 
Vorausschätzungen im allgemeinen im Trend rich-
tig, aber bisher nie richtig gewesen, wenn es sich 
um quantifizierte Vorausschätzungen gehandelt hat. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie noch eine Frage? 

Dr. Friderichs (FDP) : Ja. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Kollege Friderichs, könnten 
Sie sich eine andere dritte Lösung vorstellen: 
daß noch einige der bereits angekündigten Rück-
trittsabsichten realisiert werden? 

Dr. Friderichs (FDP) : Herr Kollege Dorn, mir 
wäre das nicht angenehm. Mir war es schon beim 
letzten nicht angenehm. Ich hätte die Mannschaft 
gern bis 1969 zusammen. Wir haben uns eingeschos-
sen. Das ist dann sehr viel einfacher. 

(Heiterkeit. — Zurufe.) 

— Ja, Herr Kollege, auf diesen Zwischenruf möchte 
ich eigentlich eingehen. Ich muß Ihnen ganz offen 
sagen -- — 

(Abg. Scheel: Können Sie den Zwischenruf 
einmal wiederholen?) 

— Der Herr Kollege hat gesagt: mit Platzpatronen. 
Dann verstehe ich wirklich nicht, warum Herr Lücke 
gegangen ist. Wenn da Platzpatronen schon aus-
reichen! 

(Beifall bei der FDP.) 

So hatte ich ihn nicht eingeschätzt. Aber Sie kennen 
ihn besser. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Frage? 

Dr. Friderichs (FDP) : Bitte, Herr Minister 
Schiller. 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Kollege Friderichs, Sie 
stimmen doch wohl mit mir überein, daß es besser 
ist, Realitäten zu diskutieren als mögliche Alterna-
tiven in der Zukunft? 

 Dr. Friderichs (FDP) : Insoweit stimme ich mit 
Ihnen überein, auch bezüglich der Ausführungen von 

Herrn Scheel von gestern — wenn ich darauf zurück-
kommen darf —, der nämlich bei der Frage der 
Konjunkturpolitik und der Talsohle nicht bestritten 
hat, was Sie heute morgen gesagt haben, nämlich 
Auftragseingänge. Er hat vielmehr die realen Pro-
duktionszahlen genannt, und die haben seine gestri-
gen Ausführungen gerechtfertigt. 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Kollege Friderichs, ist 
Ihnen bekannt, daß wir zu Beginn vorigen Jahres 
eine Zielprojektion für das Jahr 1967 gemacht 
haben, die höher lag als der Ablauf im Jahre 1967? 
Ist Ihnen das bekannt? 

Dr. Friderichs (FDP) : Das ist mir bekannt. 

Dr. Schiller (SPD) : Ist Ihnen irgendeine Maß-
nahme dieser Bundesregierung bekannt, mit der wir 
versucht hätten, à tout prix, auch auf Kosten ,des 
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Gleichgewichts, diese zu hoch einkalkulierte Ziel-
vorstellung zu erreichen? 

Dr. Friderichs (FDP) : Jawohl, Form und Me-
thode der Abwicklung des zweiten Eventualhaus -

halts.  
(Beifall bei der FDP.) 

Es ist Ihnen wohl bekannt, Herr Professor Schiller 
— das ist eine Frage, die nicht mehr ,unmittelbar in 
Ihren Bereich fällt —, daß die Umsetzung an der 
Basis, die Auftragsvergabe weiß Gott in sehr vielen 
Fällen nach Methoden gemacht worden ist, die nicht 
zu rechtfertigen sind. 

(Beifall bei der FDP.) 

Dr. Schiller (SPD) : Aber, Herr Friderichs — — 
Darf ich noch eine Frage stellen, Herr Präsident? 

Vizepräsident Schoettle: Das hängt von dem 
Herrn Abgeordneten ab. 

Dr. Friderichs (FDP) : Bitte, selbstverständlich. 

Vizepräsident Schoettle: Zu einer Zwischen-
frage Herr Abgeordneter Gewandt. 

Gewandt (CDU/CSU) : Herr Kollege Friderichs, 
würden Sie Ihre Kritik bezüglich des zweiten 
Eventualhaushalts etwas konkreter definieren? Sie 
haben dieses Thema sehr global hier abgehandelt. 

Dr. Friderichs (FDP) : Wenn ich auch von Global-
steuerung rede, bin ich gleichwohl immer bereit, 
konkret zu werden. Ich meine, daß die Vergabe von 
Aufträgen aus dem zweiten Eventualhaushalt nicht 
in ausreichendem Maße in Strukturen gegangen ist 
— ich meine jetzt, sektoral —, von denen 'starke, auf 
die Dauer sichtbare strukturelle Verbesserungen 
ausgegangen wären, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zum Beispiel?) 

und daß auch die regionale Verteilung nicht unseren 
Vorstellungen entsprochen hat. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Würden Sie jetzt 
dem Herrn Abgeordneten Schiller eine Frage ge-
statten? 

Dr. Friderichs (FDP) : Bitte sehr. 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Kollege Friderichs, ist 
Ihnen bekannt, was dazu geführt hat, daß trotz allen 
Fehlern, die diese Bundesregierung nach Ihrer Mei-
nung gemacht hat, im Laufe des Jahres 1967 die 
Stabilität unseres Preisniveaus immer besser gewor-
den ist und wir im Dezember sogar eine Preissteige-
rungsrate von 0,4 °/o erreicht haben? 

Dr. Friderichs (FDP) : Herr Professor Schiller, 
ohne daß ich selbst Professor der Nationalökonomie 

wäre, hoffe und glaube ich, daß mir bekannt ist, wor-
auf das beruht. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Er möchte ja 
nur vermeiden, auszusprechen, daß das die 

Wirtschaftspolitik war!) 

— Entschuldigen Sie bitte. Ich bin gefragt worden, 
ob mir das bekannt sei. Diese Frage habe ich bejaht. 

Der Bundesregierung ist nach unserer Meinung 
vorzuwerfen, daß sie bei ihrer Wachstumspolitik 
Probleme des Wachstums auf lange Sicht nicht genü-
gend berücksichtigt hat, und zwar in erster Linie 
im Rahmen der Strukturpolitik. Hier hat sie bisher 
nicht den Mut gehabt, wachstumshemmende Bastio-
nen bewußt anzupacken, aufzuknacken und notfalls 
zu zerstören. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Könnten Sie 
uns mal ein paar Beispiele nennen, damit 

wir das konkret haben?) 

— Ja, das kommt auch. Die Bilanz der Großen Koa-
lition, Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, ent-
spricht insoweit durchaus meinen Erwartungen, weil 
sie selbst — die Große Koalition — ein Erzeugnis 
überholter Markt- und Machtstrukturen ist. Insofern 
wundert auch das Ergebnis nicht. Jede durchgrei-
fende Reform — — 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Sie  sollten uns 
Beispiele bringen!) 

— Kommt sofort, ein bißchen Geduld, Herr Schmitt-
Vockenhausen! 

Jede wirklich durchgreifende Reform würde die-
sem Regierungsbündnis das eine oder andere Stand-
bein wegschlagen. Beispiel: die Finanzreform, die 
Gemeindefinanzreform, die Energiepolitik, Herr Kol-
lege Schmitt-Vockenhausen, zu der ich jetzt einiges 
sagen möchte. 

(Zuruf von der SPD: Die Landwirtschafts

-

reform zum Beispiel!) 

Die Energiepolitik hat sich eben nicht dadurch 
ausgezeichnet, — — 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: In den Jah

-

ren, in denen Sie in der Regierung waren, 
ist zur Finanzreform überhaupt nichts ge

-

schehen! — Gegenrufe von der FDP: Sie 
sollten einmal Ihr Gedächtnis überprüfen! 
Wer hat denn die Kommission eingesetzt? 
— Gegenruf des Abg. Schmitt-Vockenhau

-

sen: Auf unseren Antrag hin!) 

Auf dem Gebiete der Energiepolitik, über die wir 
heute in der verbundenen Debatte etwas sagen soll-
ten, hat die Bundesregierung es bisher nicht fertig-
gebracht, die Weichen eindeutig auf Wachstum zu 
stellen. Ich beziehe mich insoweit auf meine wieder-
holten Ausführungen in diesem Hohen Hause. Ich 
habe vermißt, Herr Professor Schiller, daß Sie eine 
eigene energiepolitische Konzeption in einer be-
stimmten Phase durchgesetzt hätten. Vielmehr haben 
Sie auf die, wie ich meine, unheilige Allianz der 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen in 
diesem betreffenden Wirtschaftszweig gewartet. Die 
Summe der Gruppenegoismen in diesem Bereich 
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kann man, glaube ich, gefahrlos als ein Kartell ge-
gen den Fortschritt bezeichnen. Sie haben es bei der 
Energiepolitik nicht vermocht, eine Konzeption an-
zubieten, die die Lösung vom Markt her sucht, wie 
der vorliegende Entwurf des Kohleanpassungsgeset-
zes beweist. 

Was soll der Kohlebeauftragte — um hierzu kon

-

kret etwas zu sagen — mit der Aufgabe, die ihm 
gestellt wird, die optimale Unternehmensgröße zu 
bestimmen, wenn der Marktwirtschaftler Schiller 
weiß, daß niemand besser als der Markt selbst die 
optimale Unternehmensgröße bestimmt, sicher nicht 
ein Mensch, der die Betriebszahlen kennen soll, sie 
den Mitwettbewerbern nicht weitergeben soll, die 
optimale Unternehmensgröße erreichen soll, gleich-
zeitig aber die Regionalpolitik, die Strukturpolitik 
und die Konjunkturpolitik in dem betreffenden Ge-
biet berücksichtigen soll? Er ist nicht in der Lage, 
unter diesen gegebenen Voraussetzungen die opti-
male Unternehmensgröße zu fixieren. Überhaupt hat 
die Vergangenheit bewiesen, daß das eben mit ad-
ministrativen Mitteln nicht möglich ist, sondern nur 
vom Markt her. Die Chance, in der Energiepolitik 
den Durchbruch nach vorn zu einer Wettbewerbs-
politik auch in diesem Bereich zu finden, ist vertan 
worden. Die Unternehmenskonzentration allein? 
Heute war ja erfreulicherweise nur noch sehr wenig 
von Ihrer damaligen Rede zu spüren, in der, ohne 
daß er genannt wurde, der Rheinstahl-Plan eine 
überwiegende Rolle gespielt hat, was wir als eine 
späte, aber nicht zu späte Einsicht anerkennen. 

Ich bedauere, Herr Professor Schiller, daß Sie 
nicht mehr zu der zweiten Hauptaufgabe Ihres Res-
sorts gesagt haben, daß in der Regierungserklärung 
sehr hart angesprochen worden war, nämlich zur 
Wettbewerbspolitik. Auch heute morgen haben Sie 
leider nicht gesagt, welche Wettbewerbspolitik Sie 
in Deutschland auf die Dauer treiben wollen. Es gab 
einmal eine Phase, in der das ausgeweitete Oligopol 
in einigen Ihrer Reden anklang. Seit etwa einem 
Jahr hört man davon nichts mehr. Wir — und die 
deutschen Unternehmer auch — hätten gern, um 
Klarheit zu haben gewußt, wohin diese Wettbe-
werbspolitik geht. 
Sie wollen mit Investitionsprämien im Ruhrgebiet 
Betriebe ansiedeln — ein löbliches Ziel. Darf ich 
Sie fragen, Herr Professor Schiller, und wären Sie 
bereit, uns darauf konkrete Antworten zu geben: 
Welche Maßnahmen hat Ihr Haus in Arbeit, um dort, 
wo die Versorgungsunternehmen Monopole sind 
oder monopolähnliche Stellungen haben, das zu ver-
hindern, was es im Augenblick zu beklagen gilt, 
nämlich überhöhte Strompreise und damit Schwie-
rigkeiten bei der Ansiedlung von Industriebetrie-
ben, insbesondere in dem Gebiet, in dem mit In-
vestitionsprämien Betriebe angesiedelt werden sol-
len? Meine Frage an Sie: Wäre es eine Möglichkeit, 
dort, wo Energieversorgungsunternehmen Monopol-
stellungen einnehmen, sie zu zwingen, ihre Ab-
nehmerverträge öffentlich bekanntzugeben, damit 
wenigstens hier die Markttransparenz für die Ab-
nehmer gewährleistet ist? Oder welche Konzeption 
haben Sie sonst bei der Änderung des Energiege-
setzes im Sinne eines besseren Wettbewerbs im 
Interesse einer wachstumsorientierten Politik? 

Ein stetiges Wachstum bedarf der Bewältigung 
der Strukturprobleme und fortlaufenden Ergänzung 
der entsprechenden Maßnahmen. Dazu bedarf es 
auch einer Verbesserung der Infrastruktur. In dieser 
Legislaturperiode muß eine Finanzreform und nicht 
eine Mini-Gemeindefinanzreform verabschiedet wer-
den. 

Die öffentlichen Haushalte sind die Kostenrech-
nung des Unternehmens Bundesrepublik. Solange 
dieses Unternehmen nicht genügend Zukunftsin-
vestitionen vornimmt — und hieran fehlt es in der 
Tat in den Haushalten —, wird es innen- und außen-
politisch das bleiben, was es seit Ende der fünfziger 
Jahre — und das sei zugestanden — ist, nämlich 
ein politischer Grenzanbieter. Solange dieses Unter-
nehmen nur noch politische Ersatzinvestitionen vor-
nimmt, um die „heiligen Kühe" der fünfziger Jahre 
am Leben zu erhalten, darf sich seine Führung nicht 
wundern, wenn sie angesichts der sich schnell än-
dernden Verbrauchergewohnheiten mehr und mehr 
am Markt vorbeiproduziert. Viele Jugendliche und 
Studenten sind als Abnehmer in dieser Phase ver-
lorengegangen. Ich glaube, daß es nicht darauf an-
kommt, volle Terminkalender bei unseren Ministern 
zu haben, sondern den Bürgern die versprochenen 
Reformen zu liefern. 

Sie sehen, Herr Professor Schiller, daß wir in einer 
gesunden Wachstumspolitik, verbunden mit einer 
guten Strukturpolitik, immer an Ihrer Seite sein 
werden, aber nur auf der Basis einer soliden Haus-
haltspolitik und der Kraft, in der Koalition das 
durchzusetzen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? 

Dr. Friderichs (FDP) : Herr Professor Burgbacher! 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Friderichs, Sie sprachen von den „heiligen Kühen". 
Wollen Sie mir die Frage beantworten, warum Sie 
sie zur Zeit Ihrer Mitregierung nicht geschlachtet 
haben? 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der FDP.) 

Dr. Friderichs (FDP) : Herr Professor Burg-
bacher, wenn Sie mich so fragen, darf ich Ihnen mit 
einer Gegenfrage antworten, nämlich mit der Frage, 
ob Sie sich noch an unsere Unterhaltung vor und im 
Kabinettsaal des Bundeskanzleramtes bei der seiner-
zeitigen Weichenstellung für die Energiepolitik er-
innern. Sind Sie sich nicht dessen bewußt, daß ich 
bereit war, mit meiner Fraktion diese „heiligen 
Kühe" zu schlachten, die Sie damals noch streichel-
ten und fütterten? 

(Beifall bei der FDP.) 

Herr Professor Schiller, wir haben eine letzte 
Bitte an Sie. Versuchen Sie, Ihre Schlagzeilen 
machende Aktivität umzumünzen in konkrete Re-
formen im Interesse der deutschen Wirtschaft, da-
mit im Interesse des Ansehens und der Kraft der 
Bundesrepublik Deutschland im internationalen 
Wettbewerb sie wieder anziehender für die jungen 
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Menschen wird, denen wir ein Ziel vorgeben müs-
sen, das nicht darin bestehen kann, global zu 
steuern, sondern das darin bestehen muß, klare, 
optimistische, wachstumsorientierte Politik konse-
quent durchzuführen und nicht mit Kompromissen 
zu verhindern. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Brück [Köln] : 
Herr Dr. Friderichs, ich wollte Sie nur an 
Ihr Versprechen erinnern! — Abg. Schmitt-
Vockenhausen: Die Frage ist nach der Me-
thode des Kellners — Kollege kommt gleich 

nicht beantwortet worden! Gegenruf von 
der FDP: Da oben ist das Rednerpult!) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ravens. 

Ravens (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Gestatten Sie mir, bevor ich, wie der Kol-
lege Friderichs es genannt hat, in die Niederungen 
der Kohle zurückkehre — denn dieses Gesetz steht 
hier ja wohl als eines der wichtigen Strukturgesetze 
mit zur Verabschiedung; ich hatte allerdings den 
Eindruck, der Herr Kollege Friderichs hätte das 
noch gar nicht gemerkt, es kann sein , nur ein 
paar Bemerkungen zu seinen Ausführungen zu 
machen. 

Herr Kollege Friderichs, Ihr Wunschkatalog war 
vielfältig. Er war vielfältig in dem Ruf nach Re-
formen aller möglichen Arten. Aber würden Sie mir 
zustimmen, wenn ich sage, daß man eigentlich nur 
das reformieren kann, was bisher schlecht war? 

(Zuruf von der FDP: Nein!) 

Und liegt darin nicht auch das Zugeständnis der 
Freien Demokraten, die erst vor knapp eineinhalb 
Jahren aus der Regierungsverantwortung aus-
geschieden sind, daß die Regierung der Großen 
Koalition heute all das reformieren muß, was sie 
in weiten Bereichen vorgefunden hat? 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Friderichs (FDP) : Herr Kollege Ravens, sind 
Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich eine 
andere Vorstellung vom Begriff „Reform" habe? 
Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß meine 
Fraktion der Auffassung ist, daß man auch Gutes 
verbessern kann? 

Ravens (SPD) : Das mag zweifellos sein. Aber 
dann verstehe ich nicht, warum Sie eine so schreck-
liche Angst haben, daß bisher noch nicht zu Ende 
gebrachte Reformen den Prozeß der weiteren Ent-
wicklung unserer Bundesrepublik in schwerste Ge-
fahren bringen müßten. So ging es doch wohl aus 
Ihren Ausführungen hervor. 

Sie haben einiges über die wachstumshemmenden 
Barrieren in der Strukturpolitik, die noch nicht ab-
gebaut worden sind, vorgebracht. Ich habe mich ge-
fragt, ob Sie z. B. die Anträge Ihrer Fraktion in der 
Grünen Debatte gar nicht gelesen haben, ob Sie 
sie nicht zur Kenntnis genommen haben. Ich muß 

wirklich fragen, ob Sie mit Ihren Kollegen aus dem 
Agrarausschuß darüber gesprochen haben, als Sie 
diese Passage konzipierten. Da war von Abbau 
strukturerhaltender Subventionen fast keine Rede 
mehr. Aber das nur nebenbei. 

Lassen Sie mich zur zweiten und dritten Lesung 
des Kohleanpassungsgesetzes zurückkommen. Es ist 
ja ein bißchen schwierig, in einer so vermischten 
Debatte immer wieder von dem einen Thema zum 
anderen zu kommen. Ich bitte um Verständnis. Es 
ist nicht meine Schuld, daß ich jetzt hier stehe, son-
dern es ist durch das hohe Präsidium so gewollt. 

„Ist Ihnen allen eigentlich gegenwärtig, daß es 
kein demokratisches Land im freien Europa gibt, 
das sich eine solche primitive Form der Führung 
der Kohlewirtschaft gestattet wie wir in Deutsch-
land?" 

Herr Präsident, ich bitte nachträglich um Entschuldi-
gung, daß ich nicht vorab darum gebeten habe, hier 
zitieren zu dürfen. Denn diese Frage, meine Damen 
und Herren, hat mein verehrter Parteifreund Hein-
rich Deist vor fast 11 Jahren, am 28. November 1957, 
in diesem Hause stellen müssen. Keiner wird diesem 
bedeutenden Wirtschaftspolitiker Anerkennung und 
Respekt verweigern können, wenn er sich vergegen-
wärtigt, daß es Heinrich Deist zu dieser Frage im 
.Jahre 1957 gezwungen hatte, als kaum einer die 
heraufziehende Kohlenkrise sah. 

Über Jahre hinweg haben wir in diesem Parla-
ment energiepolitische Debatten geführt, aber ohne 
politische Wirkung; das sage ich an dieser Stelle 
ausdrücklich auch an die Adresse der Freien Demo-
kraten. 

Fritz Erler hat mit Recht, so meine ich, am 5. Juli 
1965 noch einmal öffentlich festgestellt — ich darf 
zitieren, Herr Präsident —: 

Doch die Bundesregierung verfügt immer noch 
nicht über eine einheitliche energiepolitische 
Konzeption. Ihre Stillegungsprämien sind nur 
Subventionen an die Eigentümer ... Um das 
Schicksal der sonst Betroffenen macht man sich 
offenbar weniger Gedanken. Wir haben u. a. in 
drei Großen Anfragen gedrängt, daß man sich 
nicht auf punktuelle Hilfe beschränkt, sondern 
die Strukturprobleme anpackt, bei denen es nicht 
um die Kohle allein geht, sondern um den Ener-
giemarkt im ganzen. 

Herr Kollege Scheel, das ist gleichzeitig eine Ant-
wort auf Ihre Ausführungen von gestern. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion hat in 
ihrem Acht-Punkte-Programm, das sie vor der Bil-
dung der Großen Koalition als Aufgabenkatalog 
für eine neue Regierung öffentlich vorgetragen hat, 
zwei Forderungen gestellt. Sie hat zunächst gefor-
dert, daß die staatliche Wirtschaftspolitik einen 
neuen wirtschaftlichen Aufschwung anzuregen habe. 
Niemand kann daran zweifeln, daß ein Aufschwung 
nach Maß inzwischen eingeleitet worden ist. In den 
acht Punkten von 1966 hatten wir weiter verlangt: 

Die Anpassung einiger Wirtschaftszweige an 
neue Marktverhältnisse muß gefördert werden. 
Umstellungsschwierigkeiten müssen gemildert 
werden. 
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Für die Kohle- und Energiepolitik wird diese unsere 
damalige Forderung, die uns zugleich Verpflichtung 
gewesen ist, heute vom Gesetzgeber erfüllt. 

Anpassung an neue Marktstrukturen bedeutet im 
Bereich der Energiepolitik, daß man von der Vor-
aussetzung ausgehen muß, daß der Anteil der Stein-
kohle am Gesamtenergiebereich zurückgegangen ist. 
Es bedeutet aber auch, daß die Anpassung der Stein-
kohle an den Markt nur über inner- und über-
betriebliche Rationalisierung möglich ist, damit die 
Wettbewerbsfähigkeit der Kohle am Markt wieder 
verbessert werden kann. 

Das Gesundungs- und Anpassungsgesetz für Stein-
kohle ist nicht nur ein Gesetz für die Steinkohle. 
Es ist der Versuch des Bundes, den schwierigsten 
Teil des Energiesektors zu ordnen, und damit der 
Beginn einer planvollen Energiepolitik und nicht 
einer Energieplanung. 

Der Bundestag hat die Bundesregierung in einer 
Entschließung im Bericht zum Jahreswirtschafts-
bericht aufgefordert, den Jahreswirtschaftsbericht 
künftig nach § 2 des Stabilitäts- und Wachstums-
gesetzes durch einen energiewirtschaftlichen Teil zu 
ergänzen. Es versteht sich dabei für uns von selbst 
und es ergibt sich auch wohl aus dem jetzt zu ver-
abschiedenden Gesetz und aus dem Bericht, daß 
dabei die Lage der deutschen Steinkohlenbergbau-
gebiete und des deutschen Steinkohlenbergbaus 
im organischen Zusammenhang mit der übrigen 
Energiewirtschaft darzustellen ist. Darüber hinaus, 
Herr Bundesminister, erwarten wir auch eine Be-
richterstattung über die Wirkungsweise des heute 
zu verabschiedenden Gesetzes. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich aber 
auch sagen, daß es mit der Berichterstattung allein 
zweifellos nicht getan sein kann. Die Bundesregie-
rung wird künftig im Rahmen des Jahreswirtschafts-
berichtes auch ihre energiepolitischen Absichten dar-
zulegen haben. Mein Fraktionsvorsitzender Helmut 
Schmidt hat in der Energiedebatte am 11. November 
1967 mit Nachdruck unserer Auffassung Ausdruck 
gegeben, daß wir im Interesse einer gesicherten und 
preisgünstigen Energieversorgung der deutschen 
Wirtschaft darauf bestehen müssen, daß die Bundes-
regierung sich um die wirtschaftlichen Strukturen 
auf dem Mineralölsektor sowie auf dem Sektor des 
Erdgases und der Atomenergie kümmert. Gerade 
auf dem Gebiet des Mineralöls wäre vor dem Hin-
tergrund weniger übergroßer ausländischer Anbieter 
der Verzicht auf die Schaffung eines deutschen Mine-
ralölkonzerns ausreichender Größe in privater Hand 
nicht zu verantworten. 

Die wirtschaftliche Entwicklung in der Bundes-
republik Deutschland hat bis zum heutigen Tage 
auch den von Bundeswirtschaftsminister Professor 
Karl Schiller vorgetragenen Vorstellungen recht ge-. 
geben. Der Bundeswirtschaftsminister ist damals den 
Vorstellungen eines ehemaligen Staatssekretärs im 
Bundeswirtschaftsministerium nicht gefolgt und hat 
sich nicht darauf eingelassen, auf eine globale An-
regung der Konjunktur zu verzichten und die wirt-
schaftspolitischen Maßnahmen der Bundesregierung 
in einzelnen strukturellen Maßnahmen zu verzetteln. 

Unsere Einschätzung der damaligen Lage, zunächst 
allgemeine Maßnahmen für einen Aufschwung nach 
Maß, für ein ausreichendes Wachstum der Gesamt-
wirtschaft zu erreichen, um in diesem Rahmen die 
einzelnen strukturellen Probleme in Angriff zu neh-
men, hat sich sicherlich als richtig erwiesen. 

Wir haben während der Beratung dieses Gesetz-
entwurfs im Ausschuß mit Bedauern und einigem 
Zweifel am volkswirtschaftlichen Einschätzungsver-
mögen und Einsichtsvermögen einiger, sicherlich 
nicht der Mehrzahl der deutschen Unternehmer das 
schleppende und manchmal scheinbar sogar auf 
Verzögerung angelegte Gebaren beobachtet. Wir 
haben bei einigen dieser Unternehmer wenig Ver-
ständnis gesehen für die besonderen Probleme der 
Arbeitnehmer in diesem Bereich. Wir stehen nach 
wie vor auf dem Standpunkt: Eine Einheitsgesell-
schaft auf freiwilliger Basis mit ausreichender unter-
nehmenswirtschaftlicher Grundlage ist die beste Ge-
währleistung dafür, um an der Ruhr zu geordneten 
Verhältnissen zu kommen. Ich erinnere in diesem 
Zusammenhang an die Rede unseres Fraktionsvor-
sitzenden Helmut Schmidt am 11. November 1967. 

Die im Gesetz ebenfalls alternativ vorgesehene 
mögliche Form der „optimalen Betriebsgröße" sehen 
wir als eine sinnvolle Lösung des Überganges hin 
zu einer Einheitsgesellschaft an der Ruhr. Wir sehen 
sie auch im Zusammenhang mit den Erfahrungen der 
bestehenden Einheitsgesellschaften an der Saar und 
im Aachener Revier, die schon eine optimale Größe 
gefunden haben. Die drei Einheitsgesellschaften wer-
den als zukünftig selbständige Einheiten unter der 
Aufsicht des Kohleamtes und des Kohlebeauftragten 
ihre Investitionen, ihren Absatz und ihre personal-
politischen Entscheidungen besser planen können, 
als es  in  einigen Einzelgruppen möglich ist. Wir 
setzen dabei auf die freiwillige Einsicht der betrof-
fenen Zechengesellschaften. Wir setzen darauf, daß 
sie die Notwendigkeit der Umstrukturierung erkannt 
haben und daß sie daraus auch die Konsequenzen 
ziehen. Dieses Gesetz ist nicht zuerst ein Gesetz des 
staatlichen Zwanges. Es gibt die Möglichkeiten und 
die Anreize zur notwendigen Konzentration. Hier 
haben die Unternehmungen die Möglichkeiten auf 
freiwilliger Basis kraft eigener Einsicht und mit Hilfe 
des Kohlebeauftragten zu nutzen. Der Kohlebeauf-
tragte und das Kohleamt sind nicht zuerst staatliche 
Büttel; sie sollen das Ordnungsinstrument sein. 

Ich sehe das Kohleamt auch nicht vordergründig 
als eine Institution zur Ausübung von Sanktionen. 
Eine darauf vorwiegend abgestellte Kohlepolitik 
wäre von vornherein sicherlich nicht zum politischen 
Erfolg verurteilt. Ich sehe in diesem Amt eine Insti-
tution der offenen Information und der Vorberei-
tung rationaler Entscheidungen aller Betroffenen in 
den Einheitsgesellschaften an der Ruhr, an der Saar 
und im Aachener Revier auf der Basis der Energie-
politik der Bundesregierung. Aber, meine Damen 
und Herren, wenn der Vernunft nachgeholfen wer-
den muß, dann fordern wir den Kohlebeauftragten 
und das Amt auf, mit aller Härte zu Sanktionen zu 
greifen. 

Der notwendige allgemeine Strukturwandel in 
den Bergbaugebieten von Ruhr und Saar, der mit 
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diesem Gesetz gefördert wird, ist sicherlich eine 
Aufgabe, die in den nächsten vier Jahren so weit-
gehend gefördert werden und gelöst sein kann, daß 
dann die Wirtschaft in diesen Räumen aus eigener 
Kraft weiter wachsen kann. Die Investitionshilfen 
für Unternehmen, die das Gesetz bereitstellt, wer-
den eine gezielte industrielle und gewerbliche Neu-
ansiedlung und Erweiterung der Kapazitäten ermög-
lichen. Dazu bedarf es allerdings zweierlei Voraus-
setzungen: Die Bodensperre der Zechengesellschaf-
ten darf nicht weitergetrieben werden. Sollte dies 
geschehen, dann muß das Kohleamt von der mög-
lichen Enteignung von Grund und Boden für Indu-
strieansiedlungen mutig, zielbewußt und zweckbe-
wußt Gebrauch machen. Und zweitens: Die von den 
Landesregierungen vorgelegten Strukturprogramme 
sollten nun nicht mehr lange zerredet werden, son-
dern sie sollten in die Wirksamkeit umgesetzt wer-
den. Dabei wissen wir, daß der Bund hier finanzielle 
Hilfestellung zu leisten hat. Der Herr Bundesfinanz-
minister sollte in diesem Falle — so dankenswert 
das sonst sein mag — nicht unbedingt nur den 
treusorgenden und sparsamen Hausvater spielen. 
Herr Bundesfinanzminister, die Radikalisierung, zu 
der die Nichtlösung der Kohlekrise an Ruhr und 
Saar führt, und die Ausblutung dieser Wirtschafts-
räume werden auf die Dauer teurer sein als die 
Mitbeteiligung an diesen beiden Strukturprogram-
men an Ruhr und Saar. 

(Beifall bei der  SPD.) 

Ich glaube, das sollten wir dabei einmal sehen. 
Statistische Betrachtungsweise hilft uns in diesem 
Bereich nicht weiter, wir müssen Kosten und mög-
liche Folgen gegenüberstellen, und dann sollten wir 
uns in der heutigen Situation für die Mithilfe an 
der Ruhr und an der Saar entscheiden. 

Mit dem Kohleanpassungs- und Gesundungsge-
setz ist erstmals seit Bestehen der Bundesrepublik 
ein Strukturgesetz für die Wirtschaft vom Bund vor-
gelegt worden. Für uns Sozialdemokraten stand bei 
diesem Strukturgesetz die soziale Sicherung der im 
Bergbau Beschäftigten an hervorragender Stelle bei 
der Entwicklung der Instrumente dieses Gesetzes. 
Wir legten — und haben dabei bei der Bundesregie-
rung lebhafte Unterstützung gefunden   Wert auf 
eine mittelfristige Einkommenssicherung für die 
vom strukturellen Umbau betroffenen Arbeitneh-
mer. Wir legten auch Wert darauf, daß die Unter-
nehmen, die staatliche Subventionen und Stille-
gungsprämien erhalten, einen Teil dieser staatlichen 
Mittel den Arbeitnehmern für ihre Sicherheit zu-
gute kommen lassen. Wir haben darauf gedrungen, 
daß das Kohleamt gegenüber den Unternehmern 
die gleichen Sanktionsmöglichkeiten hat, gleichgül-
tig ob sie in personellen oder belegschaftspolitischen 
oder technischen Bereichen Empfehlungen des Be-
auftragten nicht folgen. Es gibt andere, die den 
Unternehmern belegschaftspolitisch mehr freie Hand 
lassen wollten. Dies war für uns als Sozialdemokra-
ten unannehmbar. Die Kumpels an der Ruhr und 
an der Saar haben für uns das höchste Maß an 
staatlichem und sozialem Schutz verdient. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Ausgestaltung des im Gesetz verankerten 
Sozialplans ist im Rahmen der Beratungen des  Stein

-

kohleanpassungsgesetzes für uns Sozialdemokraten 
ein Schwerpunkt gewesen. Wir haben uns in den 
letzten Wochen sehr viel Mühe darum gegeben, und 
ich muß sagen: wir haben es mit unserem Koalitions-
partner im Bewußtsein gemeinsamer Verantwortung 
gegenüber den Kumpels an der Ruhr und an der 
Saar zu einer hohen Übereinstimmung gebracht. Der 
Gesamtsozialplan ist in der Koalition eine der un-
umstrittenen Voraussetzungen für die soziale Ab-
sicherung der Arbeitnehmer an der Ruhr und an 
der Saar. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aus den vorhin dargelegten Gründen kann das 
Kohleanpassungs- und Gesundungsgesetz nicht in 
allen Teilen Modell für ein starkes staatliches, finan-
zielles Engagement bei anderen Strukturproblemen 
in unserer Wirtschaft sein. Denn Strukturpolitik, An

-

passung von überholten Wirtschaftsstrukturen an 
neue Strukturen, bleibt ja wohl zunächst immer erst 
eine Aufgabe der Unternehmungen. Der Staat hat 
dort seine Verpflichtungen, wo diese Aufgaben aus 
eigener Kraft heraus nicht zu lösen sind. Daß sie 
aus eigener Kraft nicht mehr lösbar waren, hat uns 
die zehnjährige Leidensgeschichte des Steinkohle-
bergbaus alle miteinander gelehrt. Hier teile ich 
nicht die Auffassung des Kollegen Friderichs, daß 
man das weiter dem Markt überlassen könne. Viel 
zu lange hat man in diesem Hause gehofft, der 
Markt könne diese schwierigen Probleme lösen. 
Aber so wie dieses Gesetz in seiner Gesamtheit 
nicht unbedingt ein komplettes Modell für die Lö-
sung von Strukturproblemen in anderen Bereichen 
sein kann, so gilt doch der darin enthaltene Ge-
samtsozialplan mit der mittelfristigen Einkommens-
sicherung, mit der Förderung von Umschulung und 
mit der Beteiligung der Unternehmen an den Lasten 
des Arbeitnehmers für uns als ein vollwertiges und 
übertragbares Modell. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? — Bitte, Herr Moersch! 

Moersch (FDP) : Herr Kollege, ist Ihnen bewußt, 
daß Sie soeben meinen Kollegen Friderichs falsch 
zitiert haben? Er hat gesagt, das sei nach markt-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten und Methoden zu 
lösen, und er hat genau erklärt, was er damit meint, 
nämlich daß die Anbietung das Entscheidende ist 
und nicht der Dirigent, der bestimmt, was betriebs-
wirtschaftlich richtig sei. 

Ravens (SDP) : Eben, Herr Kollege Moersch, und 
das hat man in den vergangenen 10 Jahren zwar 
mit einer Fördergarantie, aber auf der anderen 
Seite mit einer Verkaufsgesellschaft oder mit zwei 
Verkaufsgesellschaften versucht, Das Problem ist 
dadurch nicht gelöst worden; im Gegenteil, die 
Diskrepanz zwischen Verkauf und Förderung ist 
ständig größer geworden. Wir stehen hier nur vor 
der Frage, ob allein über den Preis als Regulativ 
eine vernünftige Energiepolitik und in Zukunft eine 
Absicherung möglich ist, ob es denn gelingt, wenn 
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man wahllos über den Preis ausscheiden läßt, zu 
vernünftigen Konzentrationen der Felder und der 
Förderung zu kommen und auch die Frage der 
Arbeitnehmer in diesen Gebieten sowie die Fragen 
der Umstrukturierung zu regeln. Wir meinen, alle 
diese Fragen mit Nein beantworten zu müssen. Hier 
geht es nur über den Weg, der hier vorgeschlagen 
worden ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Lassen Sie mich aber zum Gesamtsozialplan zu-
rückkommen. Für uns ist dieser Gesamtsozialplan 
der Ausdruck der sozialen Verpflichtung der Wirt-
schaftspolitik der Großen Koalition. In diesem 
Gesamtsozialplan zeigt sich, daß das Wort von der 
sozialverpflichteten Wirtschaft auch in Taten um-
gesetzt werden kann. Hier ist dieses Wort in eine 
Tat umgesetzt worden. 

Für uns Sozialdemokraten, und, wie ich hoffe, nicht 
nur für uns, ist es allerdings unverständlich, daß 
eine Minderheit der Zechenunternehmen an der Ruhr 
versucht, bei der Bildung einer Gesamtgesellschaft 
oder anderer im volkswirtschaftlichen Sinne opti-
maler Unternehmenseinheiten die im Montanbereich 
eingeführte Mitbestimmung an rechtsformalen Argu-
menten scheitern zu lassen. Jeder Einsichtige weiß 
doch, daß die Schaffung eines Sozialbeauftragten mit 
Mitbestimmungsfunktion in allen Betrieben der 
künftigen größeren Einheiten den Anpassungs-
prozeß für die einzelnen Betriebe erleichtern wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Gerade auch in solchen Situationen liegt es doch 
eigentlich auf der Hand, daß Umsetzungen, Ent-
lassungen und andere Maßnahmen im personellen 
Bereich besser zusammen mit der Belegschaft als 
etwa gegen die Belegschaft erreicht werden können. 
Gerade bei diesen notwendigen harten Maßnahmen 
kommt es auf das Zusammenwirken von Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern an, wenn Partnerschaft 
in dieser Wirtschaft einen Sinn erhalten soll. Wer 
die Bildung einer Gesamtgesellschaft dazu benutzen 
will, erworbene Rechte der Arbeitnehmerschaft zur 
Seite zu bringen, der darf sich nicht darüber wun-
dern, daß ihm nicht mehr geglaubt wird, wenn er 
von Partnerschaft redet. 

Niemand aber auch sollte sich infolge der staat-
lichen Subventionen für die nächsten beiden Jahre 
in Sicherheit wiegen, weil die Absatzsituation sich 
relativ stabilisiert habe. Wir dürfen uns nicht ver-
führen lassen, jetzt weiter in den Tag zu leben wie 
zuvor. Die mit Milliarden von Steuergeldern ge-
schaffene Atempause muß von den für die Stein-
kohlenbergbaugebiete verantwortlichen Landesre-
gierungen, von den Unternehmern und von den Ar-
beitnehmern dazu benutzt werden, die Kohle an die 
Marktverhältnisse anzupassen, die Kapazitäten auf 
das vom Markt her gebotene Maß zu bringen, die 
Arbeitnehmer auf neue Beschäftigungen vorzuberei-
ten und die Steinkohlenbergbaugebiete so umzu-
strukturieren, daß neue Arbeitsplätze in einer wach-
senden Wirtschaft in ausreichender Zahl vorhanden 
sind. Wer dies nicht tut, wer hier glaubt verzögern 

zu können, der wird die Verantwortung zu überneh-
men haben, wenn nach der Atempause an der Ruhr 
erneut schwierige wirtschaftliche Krisen auftreten, 
die dann politisch wahrscheinlich nicht mehr aufge-
fangen werden können. 

Meine Damen und Herren, mit der Verabschiedung 
dieses Gesetzes und des ihm innewohnenden Ge-
samtsozialplans und des Strukturplans wird ein Pro-
zeß der Ausblutung und Schrumpfung der Wirt-
schaftskraft und der damit verbundenen sozialen 
Spannungen und Ängste in den Steinkohlengebieten 
umgekehrt in einen Prozeß der Gesundung und des 
langfristigen gesicherten Wachstums. Meine Frak-
tion stimmt dem Gesetz in der vorliegenden Form 
zu. 

Lassen Sie mich aber auch am Schluß der Beratun-
gen dieses Gesetzes — und ich hoffe, das tue ich im 
Namen des ganzen Hauses und aller Kollegen des 
Wirtschaftsausschusses — einen Dank sagen an die 
Mitarbeiter des Ausschusses für die unermüdliche 
Arbeit, die sie mit uns und mit diesem Gesetz in 
den vergangenen Wochen gehabt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich darf hier auch einen besonderen Dank an die 
Herren des Wirtschaftsministeriums sagen, die uns 
während dieser schwierigen Beratungen in hervor-
ragender Weise ihre Mitarbeit angedient und diese 
Mitarbeit auch in die Tat umgesetzt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir wissen, daß hier bei all den Schwierigkeiten, 
die uns dieses Gesetz in seiner Beratung gebracht 
hat, auch bei den Unwägbarkeiten, die wir uns immer 
vorgestellt und zu ergründen versucht haben, eine 
„konzertierte Aktion" während der Beratungen zwi-
schen den Vertretern der Bundesregierung und den 
Vertretern dieses Parlaments nötig war, um ein Ge-
setz in dieser, wie wir meinen, umfassenden Form 
heute und so schnell verabschieden zu können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Meine Damen und 
Herren! Wir treten jetzt in die Mittagspause ein. 

Die Sitzung wird fortgesetzt um 14.30 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung von 12.55 
bis 14.30 Uhr.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die unter-
brochene Sitzung ist wieder eröffnet. 

Meine Damen und Herren, ich verstehe es zwar 
nicht ganz, aber der amtierende Präsident hat be-
kanntgegeben, daß jetzt die Aussprache zum Einzel-
plan 09 und zum Kohleanpassungsgesetz unterbro-
chen werden soll und die Einzelpläne 01, 02 und 03 
behandelt werden sollen. Dann, unterstelle ich, soll 
zurückgekehrt werden zum Einzelplan 09 und zum 
Kohleanpassungsgesetz. Die höhere Strategie ver-
stehe ich zwar nicht, aber es muß irgendein tiefer 
Sinn dahinter sein. Weil es so verkündet ist, wird es 
jetzt so gemacht, damit wir weiterkommen. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
Ich rufe also jetzt auf: 

3. hier: Einzelplan 01  

Bundespräsident und Bundespräsidial-
amt 

— Drucksache V/2701 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Baier 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort wünscht. — Der Herr Berichterstatter verzich-
tet. Wortmeldungen? — Keine Wortmeldungen. Die 
Aussprache ist geschlossen. 

Wer dem Einzelplan 01 in zweiter Beratung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! --- Enthaltungen? — Bei sie-
ben Enthaltungen ist der Einzelplan 01 angenom-
men. 

Ich rufe auf: 

4. hier: Einzelplan 02 

Deutscher Bundestag 

— Drucksache V/2702 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Götz 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort wünscht. 

(Abg. Dr. Götz: Ich verzichte!) 

— Der Herr Berichterstatter verzichtet. 

Meine Damen und Herren, hier liegen Änderungs-
anträge vor, zunächst der Änderungsantrag der Ab-
geordneten Dr. Klepsch und Genossen auf Um-
druck 399 *). 

(Abg. Dichgans wünscht das Wort in der 
allgemeinen Aussprache.) 

— Zur allgemeinen Aussprache hier? Herr Kollege 
Dichgans, im allgemeinen haben wir keine allge-
meine Aussprache. Aber ich gebe Ihnen das Wort, 
ohne jeden Zweifel. 

Jetzt aber habe ich erst einmal den Änderungs-
antrag der Abgeordneten Dr. Klepsch und Genossen 
aufgerufen. Herr Abgeordneter Dr. Klepsch, möchten 
Sie das Wort zur Begründung? — 

(Abg. Dr. Götz: Herr Präsident, zuerst 
kommt doch der Antrag Umdruck 400 **) 
zum Tit. 101 ! Der Antrag Klepsch ist zum 

Tit. 302 a!) 

— Ich bedanke mich, Herr Berichterstatter. Aber 
man kann es so oder anders machen. Man kann der 
Reihenfolge der Umdrucke nach gehen. Dann kommt 
der Umdruck 399 zuerst; er ist gerade einen Punkt 
vor 400. Man kann es auch völlig anders machen. 
Für eine Methode muß man sich entscheiden. Jetzt 
sind wir bei dem Antrag Umdruck 399. 

Herr Abgeordneter Dr. Klepsch! 

*) Siehe Anlage 2 
**) Siehe Anlage 3 

Dr. Klepsch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe die Ehre, den Antrag 
Umdruck 399 kurz zu begründen. Ich möchte eine 
Vorbemerkung zur Geschichte des Antrags machen. 
Der größte Teil der Antragsteller, verbunden mit 
anderen Kollegen, hat sich bereits vor anderthalb 
Jahren mit dem gleichen Anliegen, etwas ausge-
weitet, an den Bundestagsvorstand gewandt. Damals 
wurde uns auch Gelegenheit gegeben, dort unsere 
Auffassungen vorzutragen. Im Bundestagsvorstand 
hat dann eine ganze Reihe von Gesprächen stattge-
funden. Aber ein positives Ergebnis, so wie es die 
Antragsteller heute erbitten, ist bei diesen Beratun-
gen und Gesprächen leider nicht zutage getreten. 

(Abg. Haase [Kassel]: Aus naheliegenden 
Gründen!) 

Um nun die Angelegenheit zu einer Entscheidung 
zu bringen, aber die Beratungen über Veränderun-
gen im Diätengesetz nicht zu erschweren, haben sich 
die Antragsteller entschlossen, ihr Anliegen erst 
in der zweiten Beratung vorzubringen. Es dreht sich 
im Kern um die Arbeitsbedingungen für die Abge-
ordneten, Arbeitsbedingungen, die unseres Erach-
tens im Vergleich zu Verwaltung und Wirtschaft 
völlig unerträglich sind. 

Ich möchte das deshalb ausdrücklich sagen, weil 
wir vor der Schwierigkeit stehen, daß wohl jeder 
unserer Wähler annimmt, daß wir über geradezu 
idealtypische Arbeitsbedingungen verfügen. Viele 
unserer Kollegen haben das in Gesprächen mit Wäh-
lern in Versammlungen immer wieder feststellen 
dürfen, daß davon ausgegangen wird, daß der Ab-
geordnete durch die Hilfskräfte, durch das Zurver-
fügungstehen von Hilfsmitteln völlig entlastet sei 
von der manuellen Arbeit, von der Aktenablage, 
dem Zwei-Finger-Tippen von Briefen und ähnlichem. 
Wir alle wissen, daß das nicht so ist. Ich möchte 
mich dabei auch besonders herzlich an jene Kolle-
gen wenden, die aus guten Gründen — weil sie im 
Parlament eine besondere Funktion haben — über 
den notwendigen Apparat verfügen 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Nur für 
die Funktion) 

für die Funktion, ganz richtig, Herr Kollege 
Schmidt — und vielleicht deshalb dieser Situation 
des gewöhnlichen Abgeordneten etwas entwöhnt 
sind, 

(Abg. Haase [Kassel] : Sehr gut!) 

der jeden Handgriff selber tun muß. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD.) 

Es sind viele Zeitungsartikel über dieses Thema 
geschrieben worden. Sehr viele Kollegen in diesem 
Hause haben diese Zustände dargestellt, beleuchtet 
und beklagt. Diese Artikel wurden im wesentlichen 
überall sehr verständnisvoll aufgenommen. Unser 
Problem ist nur, daß das Anliegen im Kern noch 
immer nicht erfüllt worden ist. 

Nun weiß ich wohl, daß man eine ganze Reihe 
von Anforderungen an den Abgeordneten heute 
stellt, und zwar im wachsenden Maße, Anforderun-
gen, die er — den Erwartungen entsprechend — 
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kaum erfüllen kann. Wie soll er gleichzeitig hier im 
Plenum sein und die Anliegen seines Wahlkreises 
bearbeiten? Es ist klar, daß die öffentliche Kritik, 
die uns immer wieder gegenübertritt — wie schwach 
besetzt ein Haus wie dieses ist , damit zusammen-
hängt, daß die Kollegen eben mit solchen Tätig-
keiten belastet sind, die sie daran hindern. an der 
Willensbildung und an den Beratungen -  dieses 
Hauses teilzunehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD.) 

Ich möchte die Fülle der Details, die zu berichten 
wären, nicht breiter ausmalen. Aber auf einen Punkt 
möchte ich Ihr Augenmerk doch besonders richten. 
Es geht den Antragstellern in allererster Linie dar-
um, das Ansehen und die Arbeitsfähigkeit dieses 
Hauses zu heben. Deshalb ist der Antrag auch so 
gefaßt worden, daß er den Kollegen, die unter den 
Schwierigkeiten besonders leiden, die ich nur anzu-
deuten versucht habe, eine Entlastung verschafft. 
Wir haben deshalb ausdrücklich die Formel „gegen 
Nachweis" in den Antrag hineingenommen, weil wir 
zum Ausdruck bringen wollten, daß es uns nicht um 
irgendeine Art verkappter Diätenerhöhung geht. 
Im Gegenteil, der in Anspruch genommene Betrag 
wird ja in vollem Umfang versteuert werden; der 
in Anspruch genommene Betrag ist für den einzel-
nen Abgeordneten ein reiner Posten für Hilfskräfte. 

Deshalb möchte ich sehr nachdrücklich sagen, daß 
es viele von uns mit der Öffentlichkeit beklagen, 
daß ein so großer Einfluß der Bürokratie auf die 
Beratungen und die Willensbildung dieses Hauses 
besteht. Das hängt eben damit zusammen, meine 
verehrten Kollegen, daß sich ein großer Teil von 
uns nicht in dem erforderlichen Maße von allen 
möglichen Belastungen frei machen kann, Belastun-
gen, die jeder von Ihnen genau kennt und die ihm 
vom Kern her seine Aufgabe, die Kontrollfunktion 
des Parlaments auszuüben, an der Willensbildung 
bei allen wichtigen Entscheidungen mitzuwirken 
und darüber hinaus in allen Detailbereichen einen 
wirklich sachverständigen, in sich geschlossenen, 
soliden Beitrag zu leisten, außerordentlich schwer-
machen. 

Ich möchte Sie deshalb sehr herzlich darum bitten, 
diesem Antrag zuzustimmen, auch diejenigen, die 
meinen, sie hätten das, was beantragt wird, nicht 
nötig. Denen steht es ja völlig frei, die gegebenen-
falls zur Verfügung gestellte Summe nicht in An-
spruch zu nehmen. 

(Sehr wahr! bei den Abgeordneten der 
CDU/CSU.) 

Das ist doch völlig klar. Ich möchte nur die herz-
liche Bitte an alle richten, sich einmal in die Lage 
eines „gewöhnlichen" Abgeordneten zu versetzen, 
der seinem Wahlkreis dienen will, der seine Auf-
gaben in diesem Hause erfüllen will, der sich der 
Fülle von Petitionen und Zuschriften annehmen 
will, kurz, der das tun will, was das deutsche Volk, 
was der Wähler idealtypisch von ihm verlangt. 

In diesem Sinne wäre ich Ihnen, meine Damen 
und Herren, sehr dankbar, wenn Sie dem Antrag 
auf Umdruck 399 zustimmten, vor allem auch des

-

halb, weil er im Kern schon sehr lange — inzwi-
schen noch etwas erweitert dem Vorstand des 
Bundestages vorgelegen hat, ohne daß etwas ver-
bessert worden wäre. Ich bin der Meinung, daß 
eine Deckung im Gesamthaushalt mit Sicherheit 
gefunden wird. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit, die Sie 
mir geschenkt haben. Ich weiß, daß auch bei ande-
ren Problemen eine Deckung gefunden werden 
konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat Frau Abgeordnete Krappe. 

Frau Krappe (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Einmal als Mitberichterstatte-
rin für den Einzelplan 02, zum anderen aber auch 
als „gewöhnliche" Abgeordnete, wie Sie, Herr 
Klepsch, zu sagen beliebten, möchte ich gegen Ihren 
Antrag sprechen. Ich bin seit 41 Jahren berufstätig 
und hatte das Pech, überall viel arbeiten zu müs-
sen; darum fällt es mir hier nicht so schwer. Ich 
habe es nie anders kennengelernt. 

(Lachen und vereinzelter Beifall bei der 
CDU/CSU.) 

Dieses Problem ist bei den Beratungen im Haus-
haltsausschuß Mitte März von einigen Kollegen an-
gesprochen worden. Es ist darüber im Haushalts-
ausschuß ziemlich lange diskutiert worden. Die 
Mehrheit ,sah sich allerdings nicht in der Lage, die-
sem Antrag zuzustimmen und Mittel für 1968 be-
reitzustellen. Es ist in keinem Parlament üblich, 
derart weitgehende Änderungen, die die Abge-
ordneten betreffen, mittels eines Zusatzantrages 
im Plenum zu beschließen. 

(Abg. Haase [Kassel) : Über Jahrzehnte!) 

Es ist vielmehr üblich, eine solche Frage in ausgie-
bigen interfraktionellen Besp rechungen zu prüfen. 
Das halte ich auch für besser. 

600 DM Unkostenbeitrag ist, wie jeder weiß, an 
sich nicht viel. Dieser Betrag müßte bei Gelegen-
heit erhöht werden. Ich möchte dazu aber folgen-
des sagen. Gerade diejenigen, die sich jetzt über 
die ungünstigen Arbeitsbedingungen beklagen, soll-
ten doch bitte daran denken, daß der Neubau der 
hier entsteht, ja mit dazu beitragen soll, die Ar-
beitsbedingungen wesentlich zu verbessern 

(Abg. Haase  [Kassel]:  Räumlich!) 

und vom nächsten Jahr an Verhältnisse zu schaffen, 
die denen die 20 Jahre lang anders haben arbeiten 
müssen, geradezu paradiesisch erscheinen werden. 
Daran sollten auch diejenigen denken, die hier sol-
che Anträge stellen. 

Es wurde gesagt, die Arbeitsbedingungen seien 
unmöglich. Ich bin erst 10 1 /2 Jahre hier. Diejenigen 
aber, die dem Bundestag seit 1949 angehören und 
noch schlechtere Möglichkeiten hatten als wir, die 
wir jetzt ein halbes Büro haben, haben damals sehr 
gute Gesetze gemacht und sehr umfangreiche Ge-
setze ausgearbeitet. Es kann also nicht nur an den 
Arbeitsbedingungen liegen, ob gute Arbeit geleistet 
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wird oder nicht. Das Haus, das im nächsten Jahr 
fertig wird, belastet zur Zeit unseren eigenen Haus-
halt sehr stark. Deshalb ist es, glaube ich, unmög-
lich, in diesem Stadium 7,2 Millionen DM zusätzlich 
für 1968 zu bewilligen. Wir sagen anderen, daß 
ihnen berechtigte Wünsche nicht auf einmal erfüllt 
werden könnten, sondern daß sie sich bescheiden 
und einiges auf spätere Jahre zurückstellen mögen. 
Dieses Ansinnen stünde auch diesem Hause für 
seine eigenen Angelegenheiten gut an. Wenn im 
nächsten Jahr der Einzelplan 02 dadurch entlastet 
wird, daß der Bau ausläuft und dann diese Summen 
nicht mehr für den Bau benötigt werden, ist ein 
günstiger Zeitpunkt gegeben, über Verbesserungen 
dieser Art zu sprechen. Ich würde daher bitten, für 
1968 diesen Antrag abzulehnen. 

(Vereinzelter Beifall.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Rutschke. 

Dr. Rutschke (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Antrag, der uns vorliegt, 
bedeutet, daß wir den Einzelplan 02 um 7 252 000 DM 
erhöhen müßten. Bei einem derartigen Betrag kön-
nen wir dem Antrag in der Form, wie er hier ge-
stellt ist, nicht ohne weiteres zustimmen. 

Ich gebe dem Herrn Kollegen Klepsch durchaus 
recht, wenn er die Auffassung vertritt, daß auch der 
Abgeordnete des Deutschen Bundestages in der Lage 
sein muß, so wie jeder Amtmann oder Regierungsrat 
in der Verwaltung arbeiten zu können. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU/ 
CSU. — Abg. Haase [Kassel] : Wie jeder 

Oberinspektor!) 

Ich halte es für gefährlich, wenn so argumentiert 
wird, daß den Abgeordneten die Mittel für zusätz-
liche Arbeitsplätze als eigenes Einkommen ange-
rechnet werden. Das wird leider Gottes in der 
Öffentlichkeit getan. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU/CSU.) 

Trotzdem bin ich der Meinung, daß im Augen-
blick die Möglichkeit für eine Annahme dieses An-
trags besteht, weil wir einfach räumlich nicht in der 
Lage sein werden, das zu realisieren. Als Abge-
ordnete sitzen wir noch zu zweit und zu dritt in 
einem Raum. Ich möchte Sie fragen, wie Sie da noch 
zwei oder drei zusätzliche Schreibkräfte hinsetzen 
wollen. 

(Abg. Dr. Tamblé: Auf den Schoß setzen!) 

— Das ist eine Möglichkeit. Aber das wäre vielleicht 
nicht ganz im Sinne der Arbeit, die wir in diesem 
Hause zu leisten haben. 

Meine Damen und Herren, dieses gesamte Pro-
blem bedeutet praktisch, daß wir hier über eine 
Frage entscheiden, die uns selbst betrifft. Ich darf 
auf die Ausführungen meines Kollegen Mertes hin-
weisen, der schon bei der Frage der Diätenreform 
dargelegt hat, daß es eine außerordentlich mißliche 
Sache für das Parlament ist, sein eigener Arbeit-
geber in bezug auf Entlohnung usw. sein zu müssen. 

Deshalb empfehle ich, die Frage zunächst einmal 
in der Form zu klären, daß wir einen Antrag ab-
warten, den wir von der freien demokratischen Frak-
tion in kürzester Zeit einbringen werden, einen 
Senat für Parlamentsfragen zu schaffen. Dieser Senat 
sollte dann auch über dieses Problem entscheiden. 
Diesem Senat sollen unabhängige Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens angehören, die nicht Mit-
glieder dieses Hauses sind. Er soll einen Bericht 
darüber geben, was für die berechtigten Belange der 
Abgeordneten getan werden muß und was an Ände-
rungen notwendig ist. Ich glaube, daß sich gerade 
diese Frage sehr dazu eignet, von einer unabhän-
gigen Kommission behandelt zu werden. Diese Kom-
mission würde feststellen können, daß wir unsere 
Arbeit hier praktisch ohne Hilfskräfte leisten müs-
sen, daß jeder sein eigener Registrator, seine eigene 
Stenotypistin usw. sein muß. Denn mit dem, was uns 
an Bürokostenentschädigung bisher zugebilligt wor-
den ist, lassen sich keine Hilfskräfte bezahlen. 

(Abg. Haase [Kassel]: Große Erkenntnis!) 

— Ja, Herr Kollege Haase, das verkenne ich keines-
falls. Daß hier irgendeine Lösung getroffen wird, 
dafür bin ich sehr. Bloß überlegen Sie bitte, auch im 
Hinblick auf die Kritik, die in diesen Fragen am 
Parlament ständig geübt wird, daß wir uns dann 
besser auf ein Urteil unabhängiger Persönlichkeiten 
verlassen sollten, die diese schwere Entscheidung 
zumindest in der Öffentlichkeit vorbereiten. 

Herr Kollege Blumenfeld. 

Blumenfeld (CDU/CSU) : Herr Kollege Rutschke, 
meinen Sie nicht, daß es besser wäre, anstatt einen 
unabhängigen Senat oder ein ähnliches Sachver-
ständigengremium damit zu beauftragen, einfach den 
Wähler aus der Öffentlichkeit einmal in unsere 
Büros zu bringen? Dann wird er von ganz allein die 
Berechtigung dieses Anliegens bestätigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dr. Rutschke (FDP) : Herr Kollege Blumenfeld, 
dieser Gedanke mag durchaus erwägenswert sein. 
Ich weise bloß darauf hin, daß die Wähler selbst 
nicht bereit sein werden, die Fahrt nach Bonn und 
zurück zu bezahlen. Das müßten wir dann hier 
auch wieder beschließen, und ich glaube, dann wäre 
die Elle länger als der Kram. Dann würden wir dafür 
mehr Geld ausgeben, als wir tatsächlich für die 
Verbesserung der Verhältnisse hier benötigen. 

Ich würde Sie bitten, diesen Antrag so lange 
zurückzustellen — die Fraktion der FDP kann ihm 
heute nicht zustimmen —, bis dieses Gremium, das 
wir vorschlagen werden, eingesetzt ist. Dieses Gre-
mium könnte dann diese Frage selbst behandeln. Ich 
bitte daher, diesen Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Seit fünfzehn Jahren!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Brese. 
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Brese (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Meine Kollegin Frau Krappe und 
mein Kollege Herr Rutschke haben die Ab-
lehnung dieses Antrags bereits begründet. Ich 
möchte Ihnen nur sagen: Ich bin seit 20 Jahren im 
Wirtschaftsrat und im Bundestag und gehöre zu den 
Abgeordneten, die nie eine Sekretärin zu Hause 
gehabt haben und die es gewöhnt sind, — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das merkt man!) 

— Den Zwischenruf „Das merkt man!" können Sie 
sich wirklich sparen. Ich glaube, ich bin ein flei-
ßiger Abgeordneter, und das hat sich in meinem 
Wahlkreis sehr gut niedergeschlagen. 

(Beifall.) 

Ich bin es aber auch gewöhnt — genau wie Frau 
Krappe es gesagt hat — zu arbeiten, ich habe das 
von Jugend auf gelernt. Ich bin durchaus der Mei-
nung: Wenn man hier den festen Willen hat zu 
arbeiten, dann ist jederzeit die Gelegenheit dazu 
gegeben. Es sind hier Kolleginnen und Kollegen 
anwesend, die mit mir im Wirtschaftsrat waren. 
Damals hatten wir große Probleme zu lösen, wir 
mußten unter den denkbar schlechtesten Verhält-
nissen arbeiten, und auch wir haben gute Gesetze 
gemacht. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Klepsch (CDU/CSU) : Herr Kollege Brese, 
soll ich Ihren wiederholten Ausführungen entneh-
men, daß Sie davon ausgehen, ein großer Teil der 
Mitglieder des Hauses — zumindest die Antrag-
steller — habe nicht gelernt zu arbeiten? 

Brese (CDU/CSU): Das kann ich nicht ohne wei-
teres behaupten; das werde ich auch nicht behaup-
ten. Aber die Auffassung zur Arbeit ist sehr ver-
schieden; das muß ich Ihnen allerdings sagen. 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU. 
Abg. Haase [Kassel]: Das ist richtig! 

Bravo!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Schulze-Vorberg! 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Brese, wenn Ihnen bekannt ist, daß sich die in 
qualifizierten Berufen tätigen Personen der Unter-
stützung von Hilfskräften, seien sie wissenschaft-
licher oder technischer Art, bedienen, warum glau-
ben Sie, daß dieses Prinzip, das in der ganzen 
freien Wirtschaft und in allen Ländern der Welt gilt, 
im Bundestag nicht angebracht ist? 

Brese (CDU/CSU) : Herr Kollege, das spüre ich 
immer wieder: Sehr viele Herren gehen davon 
aus, daß sie in dem Beruf, den sie draußen beklei-
den, eine Vorzimmerdame und auch eine Sekretärin 
gehabt haben, und sie können sich nicht vorstel-
len, daß man hier nun selber seine Post erledigen 
muß. Wir haben doch oben Schreibhilfen, und Sie  

können doch Ihre Briefe diktieren! Wenn ein Man- 
gel an Schreibhilfen besteht, können wir ja diesen 
Schreibdienst verstärken. Das ist meine Meinung. 

(Zuruf des Abg. Haase [Kassel].) 

— Wenn Sie das wünschen, Herr Haase, kann ich 
Ihnen noch sehr viel sagen, vielleicht auch aus 
meiner Erfahrung, aus der Sie noch viel lernen 
können. Denn ich habe nicht umsonst meinen Zeige-
finger hier sehr häufig erhoben. Ich weiß nämlich, 
wie es draußen aussieht, meine Damen und Herren. 
Ich habe mich hier niemals als beamtete Person 
gefühlt, ich habe mich hier als Vertreter des Volkes 
gefühlt und bin auf die Wünsche meiner Wähler 
und meines Wahlkreises 'eingegangen. Wenn Sie 
einen Beweis dafür haben wollen, so darf ich Ihnen 
sagen: Ich habe 5600 Stimmen mehr als meine 
eigene Partei bekommen. Da muß man sich wohl um 
einen Wahlkreis gekümmert haben. 

(Zuruf von der SPD: Das ist aber sehr 
bedenklich!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage der Frau Abgeordneten Geisen-
dörfer? 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU): Herr Kollege 
Brese, ohne nun darüber streiten zu wollen, ob es 
im Augenblick der richtige Zeitpunkt ist, diesen An-
trag anzubringen, möchte ich Sie doch fragen, ob 
Sie der Meinung sind, daß es der mangelnde Wille 
zur Arbeit ist, der diesem Antrag zugrunde liegt, 
oder die Überzeugung, daß die Abgeordneten einen 
wichtigeren Teil der Arbeit, qualifiziertere Arbeit, 
mit allen ihren Kräften leisten sollen, als sie auf 
Grund der jetzigen Arbeitsbedingungen zu leisten 
imstande sind? 

Brese (CDU/CSU) : Ich gebe Ihnen recht; es wer-
den sicher gute Absichten sein. Aber ich sage Ihnen, 
wenn man an seine eigene persönliche Fähigkeit 
appelliert und seine Pflicht ernst nimmt, dann kann 
man auch sehr viel ohne diese Hilfskräfte erledigen. 

Ich bin jedenfalls jederzeit in der Lage, mich hier 
unterrichten zu lassen. Da gehe ich zu den Mini-
sterien und hole mir Auskunft. 

(Unruhe. — Zuruf von der CDU/CSU: Zu 
Fuß?) 

— Das mache ich auch noch. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Könen? 

Brese (CDU/CSU): : Bitte schön! 

Könen (Düsseldorf) (SPD) : Herr Kollege Brese, 
sind Sie eigentlich der Meinung, daß es Dummheit 
oder Überheblichkeit in der freien Wirtschaft ist, 
wenn man Leute mit 20 DM Stundenlohn nicht mit 
Arbeiten beschäftigt, die andere für 3 DM machen? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU.) 
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Brese (CDU/CSU): Ja, wissen Sie, ich komme aus 
einem Teil der freien Wirtschaft, in dem es aller-
dings anders aussieht als in dem gewerblichen Teil, 
wo Sie sind. Als Landwirt ist man gewohnt, vieles 
auch über den Acht-Stunden-Arbeitstag hinaus zu 
machen. Das kann ich Ihnen sagen. Nach diesen 
Grundsätzen trete ich auch hier an. Ich bin immer 
noch in der Lage gewesen, meine Aufgabe zu erfül-
len. Ich will mich hier nicht länger darüber verbrei-
ten. 

Ich möchte Sie bitten, diesen Antrag auf Umdruck 
399 abzulehnen. Denken Sie an die Summe, die hier 
ausgeworfen werden soll: 7,252 Millionen DM. Für 
Deckung ist gesorgt, wurde mir gesagt. Meine Da-
men und Herren, Sie wissen ganz genau, wie die 
Deckung besorgt wird. Das kann man nicht ewig 
machen. Deshalb noch einmal die Bitte: lehnen Sie 
mit mir den Antrag ab. 

(Zuruf von der SPD: Nach dieser Rede kann 
man nur noch zustimmen! 	 Weiterer Zu- 
ruf von der SPD: Herr Brese hat mich über- 

zeugt!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Mommer. 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Auch ich bin seit 1949 Mitglied 
des Hauses und habe mit gesehen — und ich habe 
dabei mitgewirkt —, wie sich die Verhältnisse in 
unserem Hause langsam, aber doch, verbessert ha-
ben. Ich habe auch 1949 in Washington ein Vorbild 
dafür studiert, wie einem Abgeordneten die Hilfs-
mittel an die Hand gegeben werden, damit er seine 
Arbeit fach- und sachgerecht machen kann. Das hat 
seinen Niederschlag in vielem gefunden, was wir 
hier getan haben, im Ausbau der Abteilung II, der 
Abteilung III, unserer Wissenschaftlichen Abteilung, 
in dem Bemühen, unseren Abgeordneten mehr Ar-
beitsraum zu verschaffen. Drüben steht jetzt ein 
Rohbau, der ein Ausdruck dieses Bemühens ist. 

Aber alles, meine Damen und Herren, hat seine 
Zeit gebraucht, und bei allem war es auch unsere 
Pflicht, Augenmaß zu haben 

(Beifall in der Mitte) 

für das, was einerseits wünschenswert und durchaus 
begründet wäre und was andererseits in einer gege-
benen Situation möglich war. Ich glaube, daß wir 
da immer so ungefähr den rechten Weg zwischen 
dem Wünschenswerten und dem Möglichen gefun-
den haben. Meine Damen und Herren, der Rohbau 
da drüben kostet ja auch Geld, in diesem Jahr eine 
Rate von 12 Millionen DM oder so ähnlich. Ferner 
haben wir vor einer Woche hier ein Gesetz verab-
schiedet, das auch mit einem ähnlichen Betrag zu 
Buch schlägt. 

Meine Damen und Herren, Augenmaß müssen wir 
haben. 

(Zustimmung des Abg. Brese.) 

In dem Bau da drüben ist ja auch wieder etwas zur 
Verbesserung der Arbeitsmöglichkeiten vorgesehen, 
nicht nur, daß dann jeder endlich — endlich muß ich 

sagen — das eigene Arbeitszimmer bekommt, son-
dern für mehrere Abgeordnete ist dann wieder ein 
Sekretariatzimmer vorgesehen; und wir werden da 
qualifizierte Sekretärinnen anstellen, die den Abge-
ordneten bei der Arbeit helfen. 

Also da geht es wieder einen Schritt vorwärts. 
Wenn wir den Bau drüben beziehen können, bekom-
men wir auch eher Platz um zusätzliche Hilfskräfte 
unterbringen zu können. Sie müssen ja auch irgend-
wo einen ruhigen Schreibtischplatz haben; sonst 
können sie doch gar nicht ihre Arbeitskraft ent-
falten. 

Um es kurz zu machen, ich finde, daß das Bemü-
hen, das in diesem Antrag zum Ausdruck kommt, 
berechtigt ist und daß sich Vorstand und Haushalts-
ausschuß und alle, die damit befaßt sind, auch 
bemühen müssen, dies in angemessenen Fristen und 
mit dem richtigen Maß zu verwirklichen. Aber, 
meine Damen und Herren, in diesem Jahr würde 
ich den Zeitpunkt nicht für richtig halten. 

Ich mache Ihnen deswegen den Kompromißvor-
schlag, den Änderungsantrag in einen Entschlie-
ßungsantrag umzuwandeln, der bei der dritten 
Lesung an den Vorstand des Bundestages über-
wiesen wird, der dann gebeten wird, für den Haus-
haltsplan des Bundestages für das Jahr 1969 zu 
prüfen, was hier steht, und es, soweit es dann 
irgend möglich ist — finanziell und den Raumver-
hältnissen entsprechend —, zu verwirklichen. 

Mein Antrag, Herr Präsident, ist ein Änderungs-
antrag zu einem Änderungsantrag. Ich beantrage 
also, daß der Änderungsantrag in einen Entschlie-
ßungsantrag umgewandelt wird. Darüber wäre dann 
wohl zuerst abzustimmen. Wenn dieser Antrag der 
Umwandlung abgelehnt würde, sähe ich mich zu 
meinem Leidwesen gezwungen, dem Antrag hier 
nicht beipflichten zu können. Ich glaube sogar, 
wegen des Augenmaßes und der Verantwortung, 
die jeder von uns bei solchen Dingen hat, wäre es 
zweckmäßig, namentlich abstimmen zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Kollege 
Dr. Mommer, wir müssen uns jetzt recht verstehn. 
Wenn ich Sie recht verstanden habe, schlagen Sie 
vor, daß der Änderungsantrag Umdruck 399 geändert 
wird, und zwar würde er dann lauten: „Der Bundes-
tagsvorstand wolle prüfen: ..." Habe ich Sie so 
recht verstanden? Damit würde natürlich implizite 
die Überweisung dieses Antrags an den Bundestags-
vorstand als Material beschlossen. Ich stelle das nur 
fest, damit wir uns über die geschäftsordnungs-
mäßige Behandlung der Sache im klaren sind. Ich 
möchte, daß darüber nicht die mindesten Zweifel 
bestehen, Herr Antragsteller Dr. Klepsch. Ich sage 
es, damit jedem klar ist, worum es geht. Aus die-
sem Änderungsantrag würde folgen — ich wieder-
hole es noch einmal —, wenn er angenommen 
würde, daß der Antrag an den Bundestagsvorstand 
überwiesen würde. Da wir den Änderungsantrag 
nicht hängenlassen können — denn es ist ja ein 
Änderungsantrag hier zur zweiten bzw. dritten 
Lesung —, müßte es heißen: „Der Bundestagsvor- 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
stand wolle prüfen:..." Das heißt, der Antrag wäre 
für dieses Jahr erledigt. Darüber muß man sich klar 
sein. 

Da ich schon beim Fragen bin: Herr Antragsteller, 
wie ist es denn mit der Deckung? — Aber vielleicht 
gebe ich Ihnen dazu nachher noch das Wort. 

Jetzt hat zunächst der Herr Abgeordnete Dr. Mül-
ler (München) das Wort. 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In der deutschen Öffent-
lichkeit und vor allem in der deutschen Jugend, 
gerade in der studentischen Jugend, herrscht seit 
vielen Monaten Unruhe über unsere Gesellschaft. 
Ich glaube, diese Unruhe kommt im wesentlichen 
daher, daß diese Öffentlichkeit und diese Jugend er-
kannt haben, daß die Einrichtungen dieser parlamen-
tarischen Demokratie nicht unbedingt den Vorstel-
lungen der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts ent-
sprechen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und 
der CDU/CSU. — Zuruf des Abg. Dorn.) 

Es wird so viel von Establishment gesprochen und 
vom Widerstand dagegen. Es wird so viel von der 
Chancengleichheit der Demokratie gesprochen. Da-
bei wird vergessen, daß die Chancengleichheit auch 
in diesem Hause nicht gegeben ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD 
und der CDU/CSU.) 

Hier verhält es sich ähnlich wie mit dem allgemei-
nen Anspruch auf Bildung. Wenn ich das nötige 
Kleingeld für die Bildung nicht habe, dann nützt 
mir der Anspruch auf Bildung nichts. Und wenn ich 
nicht als Abgeordneter die Arbeitsbedingungen 
habe, dann nützt es mir und anderen Abgeordneten, 
die über bessere Bedingungen verfügen, weil sie 
das nötige Kleingeld haben oder weil sie Verbands-
geschäftsführer sind oder sonst Funktionen haben, 
gar nichts; dann ist die Chancengleichheit eben 
nicht gegeben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der Herr Kollege Brese hat vorhin von der Arbeit 
gesprochen. Ich habe mir mein Studium als Arbeiter, 
als Stahlrohrgerüstbauer, verdient. Ich bin aber nicht 
in diesen Bundestag gewählt worden — um das klar 
zu sagen —, um meine Zunge in erster Linie zum 
Ablecken der Briefmarken zu benutzen, die ich auf 
die Briefe kleben muß. Ich bin auch nicht dazu in 
den Bundestag gewählt worden, daß ich täglich 
Kilometer zu Fuß zurücklege, um überhaupt einmal 
an meine Post heranzukommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Ich bin auch nicht in den Bundestag gewählt worden, 
um Ansuchen von Wählern, von Leuten draußen 
nicht vertreten zu können, weil mir nicht ein-
mal jemand zur Verfügung steht, der einen Kon-
takt mit dem Ministerium herstellt; ich muß zwei 
Stunden lang wegen so einer Sache telefonieren. 

(Beifall in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Müller (München) (SPD) : Bitte, gerne. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Dr. Mommer! 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Kollege Müller, könn-
ten Sie nicht das ins Auge fassen, was viele von 
uns tun und was auch ich jahrelang getan habe, 
nämlich aus den Mitteln, die der Bundestag Ihnen 
zur Verfügung stellt — Bürokostenpauschale —, 

allein oder mit anderen eine Ganztags- oder Halb-
tagssekretärin zu finanzieren, so daß das Briefmar-
kenlecken dann jemand anders besorgen kann? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD 
und CDU/CSU.) 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Kollege 
Mommer, ich bin für diese Frage wirklich dankbar, 
denn hier kann ich vor der deutschen Öffentlichkeit 
sagen, daß das, was ich mit meiner Frau tue, indem 
ich sie ausbeute, ohne daß sie dafür ein Entgelt er-
hät, im Grunde ein Skandal ist. Meine Frau hat im 
letzten Jahr ohne Bezahlung 3700 persönliche Briefe 
geschrieben. Ich kann das nicht von den 600 DM 
Unkostenpauschale bezahlen. Ich lege es Ihnen 
gerne vor, so wie ich den Wählern meines Wahl-
kreises die Abrechnung vorgelegt habe. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD 
und CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Bühler? 

Dr. Müller (München) (SPD) : Gern, bitte! 

Bühler (CDU/CSU) : Herr Kollege, ist Ihnen be-
kannt, daß die Wissenschaftliche Abteilung des 
Bundestages, die für uns unentbehrlich ist, zur Zeit 
zerrissen, zerteilt ist und daß sich zum Teil andere 
in ihren Büros — anscheinend für Jahre — etab-
lieren und daß der Bundestag glaubt, die Einrichtun-
gen für die kosmetische Verschönerung, den Friseur-
salon, bevorzugt im alten Hochhaus unterbringen 
zu müssen? Ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie 
dazu Stellung nehmen würden. 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Kollege, ich 
bin Ihnen für diese Frage wirklich sehr dankbar. Ich 
will Ihnen eine Erfahrung berichten. Ich habe mich 
bemüht, über die Wissenschaftliche Abteilung des 
Deutschen Bundestages ein Exemplar der New York 
Times zu bekommen, in dem ein Interview mit 
einem gewissen Herrn Dutschke stand. Es wurde 
mir mitgeteilt, daß der Deutsche Bundestag wegen 
der schwierigen Finanzlage leider nicht einmal in 
der Lage sei, sich die bedeutendste Zeitung der Ver-
einigten Staaten, die New York Times zu halten. 

(Widerspruch und Zurufe.) 

Wenn man das betrachtet und wenn man — — 

(Weitere Zurufe von der Mitte.) 

— Das ist eine Tatsache, so leid es mir tut. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Kollege Müller, sollte es Ihnen 
in Ihrer jahrelangen Tätigkeit in diesem Hause 
völlig entgangen sein, daß Sie jederzeit von jeder 
großen Tageszeitung, von jeder großen deutschen 
wie ausländischen Tageszeitung photokopierte 
Presseauszüge in der Pressestelle dieses Hauses 
bekommen können? 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Kollege Dorn, 
es tut mir leid, anscheinend haben Sie nicht diese 
Erfahrungen wie ich gemacht. Die Kollegen, die bei 
der Presseauswertung arbeiten, habe ich gebeten, 
die New York Times zu besorgen. Sie haben gesagt, 
sie könnten es nicht tun. Sie haben es dann schließ-
lich über die amerikanische Botschaft gemacht und 
haben mir nach ein paar Tagen eine Photokopie 
zugestellt. Ich klage diese Leute nicht an. Ich be-
dauere nur, daß das Parlament der zweitgrößten 
Handelsmacht, wie es so schön heißt, und dritt-
größten Industrienation der Welt unter solchen 
Bedingungen arbeiten muß. 

(Beifall in der Mitte.) 

Aber lassen Sie mich noch ein paar Bemerkungen 
zu dem Zweiklassensystem oder auch Dreiklassen

-

system, wie es mein Kollege Apel einmal genannt 
hat, in diesem Hause machen. Ich habe im letzten 
Jahr eine Woche lang den amerikanischen Kongreß 
studiert. Ich möchte gleich vorausschicken, daß man 
die Vereinigten Staaten nicht mit der Bundesrepu-
blik vergleichen kann. Ein Abgeordneter des ameri-
kanischen Repräsentantenhauses hat elf bezahlte 
Hilfskräfte, die ihm für die Arbeit zur Verfügung 
stehen. Das ist eine Tatsache, die nicht abzuleugnen 
ist. Ich fordere das nicht für den Deutschen Bundes-
tag. 

(Abg. Brese: Wir sind in Deutschland! — 
Zuruf von der Mitte: Wir haben den Krieg 

verloren!) 

— Herr Brese, Sie haben recht, wir sind in Deutsch-
land. Das haben mir die Amerikaner auch gesagt; 
wir seien eine noch junge Demokratie; wir müßten 
noch lernen, daß zur Demokratie Chancengleichheit 
auch im Parlament gehört. Genau das haben sie mir 
in Amerika gesagt. 

(Beifall in der Mitte.) 

Und Herr Kollege Brese, weil ich Sie gerade ange-
sprochen habe: Es amüsiert mich ein bißchen, welche 
Wege zu den Ministerien Sie machen und was Sie 
alles hier leisten. Ich frage mich nur, wann Sie dazu 
kommen, noch wichtige Bücher zu lesen, die Sie 
lesen müssen, wenn Sie hier in diesem Hause mit-
arbeiten wollen. 

(Beifall in der Mitte. — Abg. Brese: In den 
nächsten vier Wochen haben Sie Zeit dazu, 
wenn Sie abends von Ihrer Wahlreise 

zurückkommen!) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich eine 
letzte Bemerkung machen. Ich glaube, daß diese 
Chancengleichheit, die in einer Demokratie einfach 

vorhanden sein muß, wenn die Demokratie funk-
tionieren soll, hergestellt werden muß. Sie ist in 
vielen kleinen Dingen in diesem Hause nicht vor-
handen. Das beginnt sogar schon bei der Anwesen-
heitsliste. Ich will in diese Details gar nicht ein-
steigen, denn sonst würde das noch viel delikater 
werden. Ich will das heute gar nicht tun. Aber ich 
möchte mich mit einem Argument zum Schluß noch 
auseinandersetzen. 

Es wird immer wieder behauptet, die Öffentlich-
keit draußen habe angesichts der Haushaltslage 
kein Verständnis für einen solchen Beschluß. Meine 
Damen und Herren, genau das Gegenteil ist der Fall. 
Ich hatte ein Gespräch mit dem Münchener Presse-
klub; der Kollege Konstantin von der CSU war dabei 
und auch der Kollege Felder von der SPD. Die Jour-
nalisten haben uns gesagt: Unter diesen Bedingun-
gen, wie Sie arbeiten, wären wir nicht bereit, zu 
arbeiten, und wir verstehen das nicht; Sie haben 
doch die Macht als Volksvertreter, das zu ändern, 
und Sie haben so wenig Mut, eine solche Kleinig-
keit zu ändern. Was kann man dann, so sagten Sie, 
von diesem Parlament überhaupt erwarten! 

(Beifall in der Mitte und bei Abgeordneten 
der SPD.) 

Ich glaube, daß die Öffentlichkeit draußen Ver-
ständnis hat. Viele meinen, wir hätten diese Ein-
richtungen schon; ich darf das gleich noch hinzu-
fügen. 

Aber ich glaube — das ist mir persönlich ein 
echtes Anliegen: Wenn wir wirklich die Chancen-
gleichheit in diesem Hause herstellen wollen, wenn 
wir den Abgeordneten in diesem Hause die Instru-
mente in die Hand geben wollen, die notwendig sind, 
um in einer so hoch technisierten Gesellschaft in der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts überhaupt noch 
Politik treiben zu können, dann leisten wir der 
deutschen Demokratie einen guten Dienst. Ich will 
eine Einschränkung machen. Ich glaube, es steht 
auch in einem Antrag des Kollegen Klepsch, daß der 
Bundestagsvorstand die Richtlinien zu bestimmen 
hat. Es müssen hier Einschränkungen gemacht wer-
den, damit kein Mißbrauch getrieben werden kann. 
Es sollen keine Wahlkreisgeschäftsführer damit an-
gestellt werden, sondern Leute, die wirklich hier 
im Hause helfen. Und deshalb glaube ich, wenn die-
ser Antrag angenommen wird — und ich spreche 
mich gegen die Überweisung aus —, dann wird der 
deutschen Demokratie ein guter Dienst erwiesen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und 
CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Abgeordnete Picard. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich glaube, es ist sehr 
zu begrüßen, daß wir in diesem deutschen Parla-
ment zu einer Zeit, in der es in der deutschen Öf-
fentlichkeit mit erheblichen Fragezeichen versehen 
wird, wo man beginnt zu fragen, ob der Parlamenta-
rismus noch funktioniert, endlich begonnen haben, 
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über uns selbst in diesem Hohen Hause zu reflek-
tieren. Ich habe vorhin von Herrn Vizepräsidenten 
Mommer mit eindringlichen Worten den Appell an 
die Verantwortung und an das Augenmaß vernom-
men. Ich glaube, die Antragsteller haben genau aus 
diesen beiden Gründen, Herr Vizepräsident, diesen 
Antrag gestellt. Warum denn? Wenn wir in diesem 
Parlament. die Verantwortung, die wir haben, zur 
gegenwärtigen Zeit wirklich wahrnehmen wollen, 
muß man einmal überlegen, ob wir dazu in der 
Lage sind. 

Herr Kollege Müller hat von dem Zweiklassen

-

system im Parlament selbst gesprochen. Ich möchte 
einmal alle diejenigen, die schon viele Jahre hier 
im Bundestag sind, bitten — ich gebe gern zu, ich 
habe meine Erfahrungen etliche Jahre in einem 
Landtag gesammelt und jetzt zweieinhalb Jahre 
hier —, einmal ehrlich zu überlegen, ob wir die 
Funktion des Parlaments als Kontrollorgan und als 
Legislativorgan wirklich aus eigener Kraft bisher 
s chon wahrgenommen haben. Es kommt nicht von 
ungefähr, daß eine ganze Menge von uns sich im 
Stillen darüber mokiert, daß der eine oder andere 
von uns die Rede, die er hier zum Haushalt eines 
Ministeriums hält, aus diesem Ministerium bezieht. 

(Zuruf von der Mitte: So ist es! — Zurufe 
rechts: Hört! Hört!) 

Ich spreche das ganz offen an. Wir haben in den 
letzten anderthalb Jahren so oft von der Stunde der 
Wahrheit gesprochen. Dieses Parlament muß sich 
einmal selber sehen, so wie es ist. 

Vor nicht langer Zeit hatte ich eine Gruppe von 
Kommunalpolitikern hier in diesem Bundestag. Seit-
dem ich Bürgermeister kleinerer Gemeinden, unter 
3000 Einwohnern, durch dieses Parlament in mein 
Arbeitszimmer führte und mit ihnen darüber disku-
tieren konnte, unter welchen Voraussetzungen, mit 
welchen sächlichen und personellen Möglichkeiten 
wir arbeiten, hat niemand von diesen Kommunal-
politikern noch den Antrieb verspürt, vielleicht 
irgendwann einmal Bundestagsabgeordneter zu wer-
den. Meine Damen und Herren, wenn wir uns 
selber so einschätzen wie ein durchschnittlicher 
Oberinspektor einer Kommunalverwaltung, dann 
können wir nicht beanspruchen, von der deutschen 
Öffentlichkeit noch ernst genommen zu werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? — Bitte sehr, Herr Abgeord-
neter Dr. Mommer. 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Kollege Picard, Sie 
haben soeben gesagt, es gebe Kollegen, die ihre 
Reden aus den Ministerien beziehen. Sind Sie sich 
bewußt, daß das eine schwere Anschuldigung ist 
und daß Sie die nicht machen dürften, es sei denn, 
daß Sie Namen nennen. 

(Beifall hei Abgeordneten der SPD in der 
Mitte und rechts.) 

Picard (CDU/CSU) : Herr Vizepräsident, ob das 
eine schwere Anschuldigung ist, mag das Parlament 

entscheiden. Ich stehe nicht hier, um irgend jeman-
den anzuschuldigen. 

(Zuruf rechts: Das haben Sie getan!) 

Herr Vizepräsident, ich stehe nur hier, um die Dinge 
so zu nennen, wie sie sind. 

(Abg. Frau Krappe: Das ist eine Lüge! 
Das ist eine Unverschämtheit! — Anhal

-

tende Zurufe von der SPD.) 

— Nein, nicht für dieses Haus. Ich habe es auch 
nicht für dieses Haus gesagt, Herr Kollege, sondern 
ich habe nur einmal festgestellt, daß das, wenn es 
so ist, für dieses Haus nicht mehr zu ertragen sei. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Klie-
sing? — Bitte. 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Kollege, 
ich hatte den Sinn Ihrer Anspielung auf die Ministe-
rien etwas anders verstanden, nämlich dahin, daß 
Sie sagen wollten, daß man sich der wissenschaft-
lichen Mitarbeit der Ministerien bedienen wolle. 
Wenn das Ihr Anliegen ist, möchte ich Sie fragen, 
ob sich an diesem Zustand durch die Einstellung von 
500 Bürokräften etwas ändern würden oder ob es 
nicht zweckmäßiger wäre, das hier vorgesehene 
Geld zur Verfügung zu stellen, um die wissen-
schaftlichen Mitarbeiterstäbe der Fraktionen zu ver-
stärken. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Picard (CDU/CSU) : Herr Kollege Kliesing, ich 
stehe hier, um den Antrag, der eingebracht ist, zu 
vertreten. Mir ist kein Antrag bekannt, der darauf 
abzielt, die Ausstattung der Fraktion mit wissen-
schaftlichen Mitarbeitern zu verstärken. Ich muß 
darüber nachdenken, welche Möglichkeiten ich habe. 
Wir haben schließlich nicht nur in unserer Fraktion, 
sondern auch in diesem Parlament viele Monate 
darüber diskutiert, welche Möglichkeiten es gibt. 

Ich persönlich, Herr Kollege Kliesing, bewundere 
alle diejenigen, die bisher ohne solche Möglich-
keiten, die wir für nötig erachten, gearbeitet haben. 
Ich bewundere sie deshalb, weil sie mit einem 
beinahe übermenschlichen Maß an persönlichem 
Einsatz hier ihre Leistungen vollbracht haben. Ge-
rade dieser Tage habe ich die dritte Ergänzungs-
lieferung zum „Amtlichen Handbuch des Deutschen 
Bundestages — 5. Wahlperiode" gesehen. Beim 
Durchblättern mußte ich mich allerdings fragen, 
woher ,es kommt, daß ein erheblicher Prozentsatz 
von Mitgliedern dieses Hauses in jüngeren oder 
mittleren Jahren einfach deshalb ausscheiden muß, 
weil das Übermaß an Arbeit die physischen Kräfte 
aufgezehrt hat. 

Lassen Sie mich noch einen anderen Gedanken 
äußern. Vor wenigen Wochen war draußen eine 
kleine Gruppe von, sagen wir einmal, SDS-Oppo-
nenten oder Revolutionären, wenn Sie so wollen. 

Das war anläßlich der Studentendebatte hier in 
diesem Hause. Es gab eine Diskussion, an der sich 
einige Kollegen beteiligt haben. Worauf ging der 
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Angriff? — Sicher überspitzt, sicher weit über das 
Ziel hinaus, aber im Grunde zu Recht dagegen, daß 
man das, was in diesem Parlament geschehe, von 
draußen gar nicht mehr genügend zu durchschauen 
und deshalb auch nicht mehr zu begreifen vermöge. 
Wir haben z. B. ein Finanzänderungsgesetz gemacht 
mit Auswirkungen im sozialen Bereich, die wir 
heute noch nicht genügend überblicken. Ich empfinde 
das nicht nur als unbefriedigend, sondern ich finde 
es für die Demokratie geradezu gefährlich, wenn 
wir hier selber Entscheidungen zu treffen haben, 
die wir deshalb in ihrer Bedeutung, ihrer Tragweite 
und ihren Auswirkungen nicht zu überblicken ver-
mögen, weil wir ein Ein-Mann-Betrieb sind, der 
sich mit allen möglichen Nebensächlichkeiten be-
fassen muß, aber sich nicht mit den Hauptsachen 
beschäftigen kann. 

(Abg. Brese: Wir •sind hier aber kein 
Selbstbedienungsladen!) 

— Nein, wir sind kein Selbstbedienungsladen, Herr 
Brese. Deswegen haben wir den Antrag so formu-
liert, daß eis nicht zum Selbstbedienungsladen aus-
ufern kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Wir wollen uns ja den Richtlinien des Präsidiums 
unterwerfen. Wir wollen weder einen einzigen 
Pfennig mehr haben, noch irgendwelche sonstigen 
Vergünstigungen. Was wir haben wollen, Herr Kol-
lege Brese, das sehen Sie im Antrag ganz deutlich, 
ist eine Möglichkeit, bessere personelle und sach-
liche Arbeitsmöglichkeiten zu bekommen. Wir wol-
len niemand zwingen, sie in Anspruch zu nehmen, 
wir wollen nur die Möglichkeit bieten, und Sie 
können ,sicher sein, daß der Prozentsatz der Kollegen 
hier, die darunter leiden, davon Gebrauch machen 
wird, nicht um das zu mißbrauchen, sondern um 
das zu gebrauchen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Klie-
sing? 

(Abg. Picard: Bitte sehr!) 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Picard, glauben Sie, daß der Bundestagsvorstand 
oder irgendein anderes Gremium in der Läge wäre, 
derartig vollkommene Richtlinien aufzustellen, daß 
ein Mißbrauch ausgeschlossen wäre? 

Picard (CDU/CSU): Herr Kollege Kliesing, sind 
Sie wirklich der Auffassung, daß unsere jetzige 
Regelung nicht auch unterschiedliche Vergünsti-
gungen schafft? Ich will Ihnen nur ein Beispiel an-
führen. Wenn Sie, so wie ich, einen Wahlkreis mit 
100 km Durchmesser und 163 Gemeinden haben, und 
vergleichen sich mit einem Kollegen, der entweder 
einen Wahlkreis in einer Großstadt oder der gar 
keinen Wahlkreis hat — bitte, wo finden Sie im 
Diätengesetz oder bei den Entschädigungen die 
Regelung, die diese Tatbestände entsprechend be-
rücksichtigt? Die finden Sie doch auch nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Feller-
maier? 

(Abg. Picard: Gern, Herr Präsident!) 

Fellermaier (SPD) : Herr Kollege Picard, darf 
ich Sie im Anschluß an die Frage des Kollegen Dr. 
Kliesing fragen, ob. Sie nicht die Meinung teilen, daß 
die Mitglieder dieses Hohen Hauses, wenn der Vor-
stand Richtlinien erläßt, die  Richtlinien nicht dazu 
benützen, sich persönlich zu bereichern? 

(Beifall.) 

Picard  (CDU/CSU): Aber selbstverständlich muß 
man doch von jedem Mitglied dieses Parlaments, 
meine Damen und Herren, unterstellen, daß wir 
nicht bierhergekommen sind, um irgendwelche 
privaten Bereicherungsgeschäfte zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich verwahre mich gegen dieses unverständliche 
Mißtrauen. Wir haben die Aufgabe, als Deutscher 
Bundestag die Demokratie glaubhaft, verständlich 
zu praktizieren, und nicht die Aufgabe, von der 
hier immer wieder in Fragen gesprochen wird. Ich 
kann das gar nicht verstehen. 

Lassen Sie mich den Versuch machen, diese 
Debatte auf den Kern zurückzuführen. 

(Zuruf von der SPD: Aber nicht zu lange!) 

Ich habe damit begonnen. 

(Zuruf von der FDP.) 

— Ich will ja gleich aufhören. Ich kann mich an 
Debatten erinnern, wo ich da unten gesessen und 
Ihnen viel länger zugehört habe. 

(Zuruf.) 

— Doch, sehr wohl! Mit Aufmerksamkeit sogar! 

Lassen Sie mich den Versuch machen, diese De-
batte auf den Kern zurückzuführen. Dieses Parlament 
ist Pendant zur Regierung, ist Legislativ- und Kon-
trollorgan. Das Gewicht dieses Parlaments hängt 
davon ab, ob es diese Aufgabe — die wir uns nicht 
selber zugesprochen haben, sondern die wir im Auf-
trag der Verfassung zu erfüllen haben — wirklich 
in der Lage ist zu erfüllen. Ich sehe, wenn Sie, meine 
Damen und Herren, diesem Antrag zustimmen, eine 
wesentliche bessere Möglichkeit, diese unsere Auf-
gabe zu erfüllen. 

Abschließend darf ich noch sagen: Die beantragte 
namentliche Abstimmung findet unsere Zustimmung. 
Wir bitten gleichfalls um namentliche Abstimmung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, ehe ich das Wort weiter gebe, möchte 
ich in meiner Eigenschaft als Chef der Bundestags-
verwaltung folgendes zu einer Behauptung sagen, 
die der Herr Abgeordnete Dr. Müller (München) auf-
gestellt hat. Die europäische Ausgabe der „New 
York Times" wird im Referat Pressedokumentation 
gehalten und täglich ausgewertet. 

(Rufe: Hört! Hört!) 
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Der Herr Abgeordnete Dr. Müller hatte seinerzeit 
einen Beitrag aus der amerikanischen, in New York 
erscheinenden Ausgabe verlangt. Diese Ausgabe 
wurde Herrn Dr. Müller über die Botschaft der Ver-
einigten Staaten von Amerika von der Pressedoku-
mentation am übernächsten Tage zugestellt. 

(Zurufe: Aha! — Was will er mehr?) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hermsdorf. 

Hermsdorf (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn man diesem Antrag mit einigen 
Sympathien gegenübersteht oder gegenübergestan-
den hat, dann haben die Bemerkungen des Herrn 
Dr. Müller nicht dazu beigetragen, diesen Antrag 
zu stützen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Es ist keine Frage, daß die Arbeitsbedingungen in 
diesem Hause für die Mehrzahl der Abgeordneten 
dieses Hauses nicht würdig sind. Es ist weiter keine 
Frage, daß laufend der Versuch gemacht worden 
ist und weiter gemacht wird, die Arbeitsbedingun-
gen dieses Hauses zu verbessern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Seit wann denn?) 

— Einen Augenblick! Ich versuche hier, ein wenig 
ohne Emotionen an die Sache heranzugehen. Ich 
möchte doch alle Kollegen daran erinnern, daß wir 
in diesem Hause und in den Fraktionen über zwei 
Legislaturperioden darum gerungen haben, ob es 
in diesem Hause eine Altersversorgung geben soll. 
Die Fraktionen haben sich entschieden, diese Alters-
versorgung zu machen, und wir haben dem mit 
großer Mehrheit zugestimmt. Nun frage ich Sie 
erstens, meine Damen und Herren, ob es psycholo-
gisch sehr klug ist, nun gleich diese erneute Be-
lastung nachzuschieben. 

Zweitens möchte ich Ihnen noch einmal in aller 
Form sagen: Ich bin genauso wie die Fürsprecher 
dieses Antrags daran interessiert, daß es bessere 
Arbeitsmöglichkeiten gibt; aber so, wie sie diesen 
Antrag aus der la main dem Hause zur Beschluß-
fassung vorlegen, so unsauber können wir in die-
sem Hause nicht arbeiten. 

(Vereinzelter Beifall. — Abg. Haase [Kas

-

sel] meldet sich zu einer Zwischenfrage.) 

— Nein, ich gestatte keine Zwischenfrage. 

(Abg. Haase [Kassel] : Seit Monaten wird 
er verhandelt!) 

Ich gestatte die Zwischenfrage nicht, sondern ich 
will Ihnen genau sagen, worum es mir jetzt geht. 

In dem Antrag heißt es: „jeweils gegen Nach-
weis". Nun, meine Damen und Herren, das muß 
einmal sehr ausgependelt werden ;  wie das sein soll. 
Wir können nicht einen solchen Antrag beschließen, 
ohne zu wissen, was „gegen Nachweis" heißt. Zwei-
tens heißt es in dem Antrag, daß der Bundestag 
Richtlinien für die Handhabung erlassen kann. Ich 
bin der Meinung, er müßte sie erlassen. Auch 
hier gibt es andere Möglichkeiten. Und weiter: Was 
würde es Ihnen denn nützen, wenn Sie heute diesen 
Antrag beschließen würden? Wie wollen Sie es 
erstens möglich machen, sofort alle diese Personen 

zur Verfügung zu haben? Und wo wollen Sie sie 
zweitens unterbringen? 

Ich war für den Entschließungsantrag, ich war für 
die Verweisung, um darüber reden zu können. Wenn 
Sie hier aber einen Aufstand der Politologen haben 
wollen, dann können Sie ihn haben, dann können 
wir ihn auch ablehnen. Denn Unseriöses kann dieses 
Haus nicht beschließen, und außerdem haben wir 
keine Deckung. Zweitens haben wir keine räumliche 
Möglichkeit, die Leute unterzubringen, und drittens 
haben wir auch kein Personal. Wer das beschließen 
will, der tut mir leid. 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktionen.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Ertl. 

Ertl  (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Antragsteller haben sicherlich die Ab-
sicht, die Arbeitsmethoden und die Leistungsfähig-
keit der Parlamentarier zu stärken. Das ist sicherlich 
das Positive an diesem Antrag. Um so mehr aber, 
meine ich, sollte man die Bemerkungen des Kollegen 
Mommer berücksichtigen, daß ein solcher Antrag 
einmal im Ausschuß und im Bundestagsvorstand mit 
allen Möglichkeiten genau diskutiert werden sollte, 
auch in der Kombination: wie kann man den wissen-
schaftlichen Hilfsdienst verbessern? Dabei kann ich 
für meine Fraktion erklären, wir sind mit dem wis-
senschaftlichen Hilfsdienst, insbesondere mit der Art, 
wie er die Arbeit bisher ausgeführt hat, bestens zu-
frieden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das gilt für die Pressearbeit wie auch für den übri-
gen wissenschaftlichen Hilfsdienst. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Rawe? 

Rawe (CDU/CSU) : Herr Kollege Ertl, ist Ihnen 
bekannt, daß der Bundestagsvorstand sich schon 
anderthalb Jahre mit dieser Frage befaßt oder zu-
mindest hätte befassen können? Denn so lange ist 
ihm dieser Antrag schon bekannt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ertl (FDP) : Herr Kollege, mir ist das sehr wohl 
bekannt. Wenn Sie die Zeitungen gelesen hätten, 
dann hätten Sie feststellen können, daß ich in dieser 
Frage schon einmal die Ehre hatte, mit dem Herrn 
Präsidenten einen kleinen Wortwechsel zu führen, 
und zwar über die Funktionsfähigkeit der Abgeord-
neten überhaupt, beispielsweise auch bei An- und 
Abreise. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist auch der Grund, warum ich hier das Wort 
ergreife. 

Ich begrüße es, daß hier einmal über die Arbeits-
methoden dieses Hohen Hauses gesprochen wird. 
Wir leben heute in einer Zeit, in der man überall 
den modernen pädagogischen und psychologischen 
Erkenntnissen Rechnung trägt. Da wäre es meines 
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Erachtens auch in diesem Hohen Hause an der Zeit, 
diesen modernen psychologischen und pädagogi-
schen Erkenntnissen Rechnung zu tragen. Jeder 
Pädagoge wird Ihnen sagen, daß beispielsweise 
nachmittags um fünf Uhr ein pädagogisches Tief ist 
und daß man deshalb am besten keinen Unterricht 
hält. Wir aber debattieren acht Stunden lang, ob-
wohl jedermann weiß, daß nach vier Stunden die 
geistige Kapazität erschöpft ist. Auch das ist eine 
Frage, die man einmal klären muß. Vielleicht hält 
man eine Vormittagssitzung, eine Mittagssitzung 
und eine Abendsitzung mit entsprechenden Unter-
brechungen. Dann hätte der Kollege Müller bei-
spielsweise mehr Zeit, zwischendurch Briefe zu dik-
tieren. Es muß doch einmal die Frage geklärt wer-
den, warum man nicht sinnvolle Pausen einlegt. 

Ein weiterer Punkt: Uns allen machen die vielen 
Eingaben sehr zu schaffen. Sie sind legitim, und es 
spricht für die Lebendigkeit der Demokratie, daß 
ein Abgeordneter Briefe mit Anliegen bekommt. 
Sie müssen erledigt werden. Sollte man nicht im 
Parlament einen Ausschuß schaffen und ihn mit quali-
fizierten wissenschaftlichen Hilfskräften besetzen, 
die für die Abgeordneten diese Aufgabe überneh-
men und den Fällen nachgehen? Das würde uns sehr 
entlasten. Das wäre mir lieber, als wenn 2000 DM 
zur Verfügung gestellt werden. 

Eine dritte Frage betrifft das Papier in diesem 
Hohen Haus. Es ist in der Tat nicht sinnvoll, daß 
man Drucksachen abholt, sie weiß Gott wohin 
schleppt und sie mit in den Plenarsaal nimmt. War-
um kann man die Drucksachen nicht gebündelt vor-
legen? So gäbe es viele Punkte. 

Ich meine, bevor über diesen Antrag global ent-
schieden wird, sollte zuerst gemeinsam geprüft 
werden, wie die Arbeitsmethode in diesem Hohen 
Haus effektiver werden kann. Dann wird auch die 
Leistungsfähigkeit des Abgeordneten angehoben. 
Das sollte der Sinn des Antrags sein. Daher kann 
ich ihm in der jetzigen Form nicht zustimmen. 

Herr Kollege Rutschke hat mit Recht daran er-
innert, daß wir Freien Demokraten einen unabhän-
gigen Senat für alle diese Fragen haben wollen, 
damit wir aus dem Geruch herauskommen, daß die 
Abgeordneten selbst über ihr eigenes Geld bestim-
men. Wir wollen uns um der Objektivität willen 
gern einem unabhängigen Urteil beugen. Auch das 
ist ein Stück Glaubwürdigkeit der Demokratie. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ehe ich das 
Wort dem Herrn Abgeordneten Dorn gebe, möchte 
ich folgendes sagen, meine Damen und Herren. 

1. Der Änderungsantrag des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Mommer zum Änderungsantrag der Abge-
ordneten Dr. Klepsch und Genossen ist zulässig. 

2. Der § 96 der Geschäftsordnung kann während 
der Haushaltsberatung — das steht zwar nicht in 
der Geschäftsordnung, aber es ergibt sich aus dem 
Sinn — nicht angewandt werden. Das bedeutet, daß 
Anträge, die das Gesamtvolumen des Haushalts 
ändern, einer Deckungsvorlage hier im Haus bedür

-

fen. Ich muß also die Unterzeichner des Änderungs-
antrags Umdruck 399 bitten, hier einen Deckungs-
vorschlag zu machen, über den das Haus befinden 
muß. Wenn der Antrag nämlich so, wie er steht, an-
genommen würde, würde sich die Endsumme des 
Haushalts um diesen Betrag von etwas mehr als 7 
Millionen DM erhöhen. Ich bitte also, sich damit 
weiter auseinanderzusetzen. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir Freien Demokraten 
unterstützen sowohl den Überweisungsantrag des 
Kollegen Mommer als auch, falls er abgelehnt wer-
den sollte, seinen Antrag auf namentliche Abstim-
mung. 

(Beifall bei der FDP.) 

In dieser Diskussion ist von vielen Kollegen ohne 
Zweifel manches an berechtigter Kritik vorgetragen 
worden. Das wollen wir gar nicht bestreiten. Aber 
ich meine, daraus muß man auch Konsequenzen für 
die Arbeitsmethode des eigenen Hauses ziehen. Wie 
wollen Sie es eigentlich sachlich vereinbaren — las-
sen Sie mich das in aller Offenheit sagen —, daß 
wir morgen früh von 9 Uhr bis wahrscheinlich 
13 Uhr hier im Plenum zusammensitzen, daß für 
13.15 Uhr — also genau für die Zeit, wo wir mittag-
essen könnten — eine Sitzung des Innenausschus-
ses angesetzt worden ist zur Beratung der Notstands-
gesetzgebung, damit man das noch vor Ostern eben 
unter den Tisch fegen kann — in der Ausschuß-
beratung —, und daß wir dann um 14.30 oder 15 Uhr 
hier im Plenum wieder weiterarbeiten sollen? Das 
ist ein unmöglicher Arbeitsrhythmus, der im End-
ergebnis genau dazu führt, die Abgeordneten 
physisch an den Rand ihrer Leistungsfähigkeit zu 
bringen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Wir sollten nicht selbst dazu beitragen, das, was 
einfach nicht mehr zu verkraften ist, noch in der 
Weise zu verstärken, daß wir uns die letzte Chance 
einer Pause zum Mittag hier auch noch nehmen. 

Lassen Sie mich zu dem Vorwurf des Kollegen 
Picard ein Wort sagen. Wenn der Kollege Picard 
hier pauschal feststellt, daß Mitglieder dieses Hau-
ses sich Reden aus den Ministerien geben lassen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie brauchen 
sich den Schuh nicht anzuziehen!) 

die sie hier vortragen, kann ich nur sagen: dann 
kann es sich auf Grund der Erfahrungen, die der 
Kollege Picard gemacht hat — denn er muß ja 
dafür einen Grund haben, das vorzutragen —, nur 
um Kollegen aus seiner eigenen Fraktion handeln. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der SPD. — Zuruf von der Mitte: Es steht 

in der Zeitung!) 

Meine Fraktionskollegen haben in der Vergangen-
heit, als wir in der Regierung waren, keinen Ge-
brauch davon gemacht, und wir gedenken das auch 
in der Zukunft nicht zu tun. 

(Beifall bei der FDP.) 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Dr. Klepsch! 

Dr. Klepsch (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich bin 
auf zwei Fragen des Herrn Präsidenten eine Stel-
lungnahme schuldig. Das erste ist die Frage nach 
dem Deckungsvorschlag. 

(Zuruf des Abg. Dr. Rutschke.) 

— Sie liegen ganz richtig, Herr Kollege Rutschke. —
Namens der Antragsteller schlagen wir vor, daß alle 
Informationstitel der einzelnen Ressorts der Bundes-
regierung anteilmäßig um insgesamt diesen Betrag 
gekürzt werden. 

(Lebhafter Beifall und Heiterkeit bei der 
CDU/CSU, der FDP und Abgeordneten der 
SPD. — Abg. Haase (Kassel) : Ausgezeich

-

net! — Weitere Zurufe und Unruhe.) 

Zweitens 
(Große Unruhe.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen 
Augenblick! Ich wiederhole — wir können jetzt die-
sen Antrag nicht verteilen —: ,, Alle Informations-
titel der einzelnen Ressorts der Bundesregierung 
sollen anteilsmäßig um insgesamt diesen Betrag ge-
kürzt werden." — Ich danke vielmals. 

Dr. Klepsch (CDU/CSU) : Zu der zweiten Frage, 
der geschäftsordnungsmäßigen Behandlung des An-
trags des Kollegen Mommer: Verehrter Herr Präsi-
dent, ich habe bei der Betrachtung des Werkes „Par-
lamentsrecht und Parlamentspraxis" — das Werk ist 
allen Kollegen von Ihnen aus zugegangen und be-
findet sich auch bei den Hilfen, die den Abgeord-
neten für die Abfassung von Anträgen und Anfra-
gen zugegangen sind — auf Seite 11 folgende Fest-
stellung gefunden: Bei Änderungsanträgen zu Än-
derungsanträgen ist der Grundsatz zu beachten, daß 
vor einer Abstimmung über den Hauptantrag zu-
nächst über den Änderungsantrag abgestimmt wird. 
Das gilt auch für eine Änderung zum Änderungs-
antrag. Ein Änderungsantrag zu einem Änderungs-
antrag schafft somit in der Abstimmung die Priori-
tät gegenüber dem ursprünglichen Änderungs-
antrag. 

(Heiterkeit.) 

Diese Priorität läßt sich nur rechtfertigen, wenn der 
Änderungsantrag — und jetzt kommt das Entschei-
dende — zum Änderungsantrag tatsächlich den Än-
derungsantrag im Wortlaut ändert. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Er ist dagegen nicht als zulässig anzusehen, wenn er 
einen bereits vorliegenden Änderungsantrag nicht 
im Wortlaut ändern will, sondern zu ihm ih Kon-
kurrenz tritt. In diesem Falle muß er als weiterer 
Änderungsantrag behandelt werden und genießt 
nicht ohne weiteres Priorität vor dem zuerst einge-
brachten Änderungsantrag, auch wenn er sich rein 
formal auf ihn bezieht. Es muß vielmehr über den 

zuerst eingebrachten Änderungsantrag abgestimmt 
werden. 

Das ist der Text. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Kollege 
Dr. Klepsch, wenn die gescheiten Kommentare noch 
so gescheiter Kommentaroren für die Handhabung 
der Geschäftsordnung verbindlich werden sollten, 
müßten wir einen neuen Brauch in diesem Hause 
einführen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Im allgemeinen befinde ich mich in Übereinstim-
mung mit dem Kommentar, den Sie zitiert haben. 
Nur würde das, was Sie mir jetzt sagen, die Praxis 
in diesem Hause, wie wir sie jetzt seit beinahe 
zwanzig Jahren geübt haben, vollständig ändern, 
und so etwas werden wir im Handgalopp mit Be-
stimmtheit nicht tun. 

Ich werde deshalb hier von § 128 der Geschäfts-
ordnung unverzüglich Gebrauch machen und lasse 
abstimmen über den Änderungsantrag des Abge-
ordneten Dr. Mommer zum Änderungsantrag auf 
Umdruck 399. Der Änderungsantrag des Herrn Ab-
geordneten Dr. Mommer lautet: „Der Bundestags-
vorstand wolle prüfen ..." — Ich mache noch einmal 
darauf aufmerksam, daß, wenn dieser Änderungs-
antrag angenommen wird, damit natürlich die Über-
weisung an den Bundestagsvorstand beschlossen ist. 
Ist die Abstimmungslage klar? — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Jawohl!) 

Ich lasse also über den Änderungsantrag des 
Herrn Abgeordneten Dr. Mommer, den ich soeben 
vorgelesen habe, abstimmen. Wer diesem Ände-
rungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— 2 Enthaltungen! — Das erste war die Mehrheit. 
Der Änderungsantrag des Herrn Abgeordneten Dr. 
Mommer zum Änderungsantrag auf Umdruck 399 
ist angenommen. Diese Angelegenheit ist also an 
den Bundestagsvorstand überwiesen, und zwar ohne 
aufschiebende Wirkung für die Verabschiedung des 
Bundeshaushalts 1968. 

Wir kommen jetzt zu dem Änderungsantrag auf 
Umdruck 400 *). Ich frage einen der Antragsteller —
Änderungsantrag der Abgeordneten Schmitt-Vocken-
hausen, Frau Jacobi (Marl) und Genossen —, ob das 
Wort zur Begründung gewünscht wird. 

Frau Abgeordnete Jacobi! 

Frau Jacobi (Marl) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe nicht die Ab-
sicht, Ihre bedrängte Zeit lange in Anspruch zu 
nehmen. Ich stelle den Antrag, diesen Änderungs-
antrag an den Bundestagsvorstand zu überweisen. 
Ich habe seit Monaten die Absicht gehabt, die Arbeit 
der Ausschußassistenten in diesem Hause in ein bes- 

*) Siehe Anlage 3 
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Frau Jacobi (Marl) 

seres Licht zu bringen. Es ist vielen nicht klar, 
welche Vielseitigkeit, Breite und Intensität die 
Arbeit dieser Ausschußassistenten hat. Sie ist aller-
dings nicht vergleichbar mit der Arbeit der Mini-
sterialräte in den Ministerien. Gerade darum ist in 
diesem Antrag ein neuer Weg beschritten worden. 

Ich hatte die Absicht, darauf aufmerksam zu 
machen, daß in dem Gutachten, das der Bundes-
rechnungshof über die Arbeit dieses Hauses erstellt 
hat, sehr viele widersprüchliche Aussagen zu der 
Arbeit der Ausschüsse und ihrer Assistenten ent-
halten sind. Ich möchte den Bundestagsvorstand 
bitten, diese Aussagen besonders zu prüfen. 

Ich möchte außerdem darum bitten, daß dieser 
Antrag gleichzeitig dem Innenausschuß überwiesen 
wird. Denn der Innenausschuß beschäftigt sich in den 
nächsten sechs Monaten mit dem Besoldungsneu-
regelungsgesetz, und es wäre gut, wenn auch die 
Beamten dieses Hauses mit in die Betrachtung ein-
bezogen würden. 

Ich bitte also um Abstimmung darüber: Über-
weisung an den Bundestagsvorstand, von dessen 
guten Absichten ich unterrichtet bin, und an den 
Innenausschuß. 

(Zurufe: Und Haushaltsausschuß!) 

— Und Haushaltsausschuß. 

(Beifall.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Schmitt-Vockenhausen. 

Schmitt -Vockenhausen (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Geschäftsordnungsmäßig 
muß wohl auch dieser Antrag in einen Entschlie-
ßungsantrag umgewandelt werden, damit er beraten 
werden kann. Ich bitte das Hohe Haus, wie bei dem 
vorhergehenden Antrag zu verfahren. 

(Beifall.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine 
Damen und Herren, ich habe den Eindruck, daß da-
mit die  weiteren Wortmeldungen zu diesem Antrag 
erledigt sind. Wenn keine weiteren Wortmeldungen 
erfolgen, würde ich auch hier zunächst einmal über 
den Änderungsantrag zum Änderungsantrag ab-
stimmen lassen. Hier ist die Absicht, ihn zu einem 
Entschließungsantrag zu verwandeln. Nun, Herr 
Kollege Schmitt-Vockenhausen, das macht mir 
geschäftsordnungsmäßig in der Tat selber Beschwer. 
Im Unterschied zu den Einwänden des Herrn Kol-
legen Dr. Klepsch machen mir Ihre Vorschläge, 
Änderungsanträge in Entschließungsanträge umzu-
wandeln, eine gewisse Beschwer. Das Richtige wäre, 
wenn Sie das wollen, jetzt den Änderungsantrag ab-
zulehnen und ihn in der dritten Lesung als Entschlie-
ßungsantrag neu einzubringen, so daß wir ihn nach 
der dritten Lesung, wie es die Geschäftsordnung will, 
als richtigen Entschließungsantrag behandeln und 
verabschieden können. Sind Sie einverstanden? 

Schmitt -Vockenhausen (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bin natürlich auch 
mit diesem Vorschlag einverstanden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Dann darf 
ich unterstellen, daß die Antragsteller diesen Ände-
rungsantrag zurückgezogen haben. 

Meine Damen und Herren, jetzt kommt der Ein-
zelplan 02 im ganzen. Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dichgans. 

Dichgans (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Es sind Zwei-
fel aufgetaucht, ob bei der zweiten Beratung hier 
auch allgemeine Ausführungen gemacht werden 
dürfen. Diese Zweifel haben mich überrascht. Denn 
bei allen übrigen Abschnitten des Haushalts wird 
eingehend diskutiert. Wir haben noch heute mor-
gen drei Stunden über Wirtschaftspolitik diskutiert. 
Wir haben früher über Verteidigungspolitik und 
anderes diskutiert. Eine Diskussion über unsere 
eigene Arbeitsweise, über die Frage, ob das Geld, 
das wir uns selbst bewilligen, vernünftig angelegt 
ist, scheint mir deshalb um so notwendiger zu sein, 
weil der Haushaltsplan 02 die einzige Gelegenheit 
ist, wo man überhaupt darüber reden kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Wir können über Wirtschafts- und Verteidigungs-
politik bei vielen anderen Anlässen reden. Aber 
über uns selbst reden wir niemals. 

Wie notwendig das ist, hat doch, glaube ich, die 
soeben abgeschlosene Debatte gezeigt. Es scheint 
mir notwendig zu sein, daß wir über uns selbst 
reflektieren. Aber ich glaube, wir sollten es nicht 
nur tun, wenn wir für uns selbst Geld beanspru-
chen, sondern wir sollten die Frage breiter stel-
len. Wir sollten uns auch kritisch die Frage vor-
legen, ob unsere Arbeitsweise die richtige ist. 

Meine Damen und Herren, wir haben doch eine 
Reihe von Alarmzeichen. Ich weiß nicht, ob Sie 
wissen, daß, als der Kollege Gibbert starb — — 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zwi-
schenfrage! 

Frau Jacobi (Marl) (CDU/CSU) : Herr Präsident, 
ich wollte bitten, daß Sie schellen. Es ist in diesem 
Hause nichts zu verstehen. 

(Beifall.) 

Dichgans (CDU/CSU) : Meine Damen und Her-
ren, die Erregung wirkt noch nach; dafür habe ich 
durchaus Verständnis. 

Als der Kollege Gibbert gestorben war, haben 
nacheinander vier Kandidaten der Landesliste, die 
in den Bundestag gekommen wären, das Mandat ab-
gelehnt. Vier Kandidaten! So wenig attraktiv ist das 
Bundestagsmandat inzwischen geworden. 

Gestern ist hier gesagt worden, wir müßten uns 
darum bemühen, daß die außerparlamentarische 
Opposition nicht eine antiparlamentarische Opposi- 
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Dichgans 
tion würde. Ich bin völlig dieser Meinung. Aber 
diese außerparlamentarische Opposition hat doch 
bereits eine sehr erhebliche Komponente von anti-
parlamentarischen Stimmungen, und den Schlacht-
ruf: „Alle Macht den Räten!" 

(Abg. Scheel: Den Parlamentsräten!) 

wird man doch kaum als ein Bekenntnis zur parla-
mentarischen Demokratie ansehen können. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, wir können dieser 
Kritik, glaube ich, nicht damit begegnen, daß wir 
auf unsere Verdienste hinweisen. In einem inter-
nationalen Vergleich der Parlamente bestehen wir 
sicher gut, selbst in der leidigen Frage der Präsenz; 
sie ist im ganzen im Bundestag durchaus nicht 
schlechter als im englischen Unterhaus oder im 
amerikanischen Kongreß. Wir leisten eine sachliche 
Arbeit, und wir sollten auch dankbar registrieren, 
daß es hier eigentlich kaum Geschäftsordnungs-
debatten gibt. Geschäftsordnungsdebatten sind be-
kanntlich die Plage vieler Parlamente. Wir verdan-
ken es der Arbeit des Ältestenrats und auch der 
persönlichen Intervention von Präsident Gersten-
maier, daß die Plenardebatten im ganzen sachlich 
ablaufen. Wir sind auch sehr fleißig; ich würde 
sagen: im ganzen zu fleißig, was der Qualität unse-
rer Arbeit deutlich schadet. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Damit sind wir bei dem Kern der Kritik. Die Kritik 
richtet sich nicht gegen unsere sachliche Arbeit; 
diese wird im allgemeinen anerkannt. Die Kritik 
richtet sich dagegen, daß dieser Bundestag so wenig 
politische Führung gibt. Und das ist deshalb der 
Fall, weil der Bundestag ständig überflutet ist von 
den technischen Fragen des Tages, von den Routine-
arbeiten. Wir haben so viele Einzelentscheidungen 
zu treffen, daß wir einfach nicht die Zeit finden, uns 
mit den großen Fragen zu beschäftigen, die doch 
politisch viel wichtiger sind als die 22. Novelle zu 
diesem oder jenem Gesetz. Was von uns erwartet 
wird, ist eine Aussage darüber, wie die politische 
Struktur, die soziale Struktur, die wirtschaftliche 
Struktur der Bundesrepublik etwa im Jahre 1975 
sein soll, und darüber, was wir tun müssen, um diese 
Struktur zu erreichen. Was von uns erwartet wird, 
ist doch, daß wir uns die Frage stellen, ob die Ge-
setze, die wir einmal geschaffen und die wir in 
mühsamer Bastelarbeit immer wieder verbessert 
haben, als Ganzes heute noch den Anforderungen 
des Tages entsprechen. 

Beginnen wir etwa beim Grundgesetz! Als wir im 
Jahre 1949 das Grundgesetz schufen, gingen wir von 
der Auffassung aus, daß es nur für ganz wenige 
Jahre zu halten brauche. Wir glaubten damals, daß 
die Wiedervereinigung, bald bevorstehend, uns Ge-
legenheit geben würde, alle Mängel zu beseitigen. 
Wie die Stimmung damals war, sehen Sie ja z. B. 
auch aus der Konstruktion dieses Saales. Es ist mir 
gesagt worden, daß wir seine unglückliche Architek-
tur u. a. der Auflage verdanken, daß er auch als 
Konzertsaal verwendbar sein sollte. Man hat näm-
lich damals geglaubt, wir brachten ihn gar nicht 

lange und müßten ihn also gleich als Mehrzwecksaal 
bauen. 

Meine Damen und Herren, inzwischen sind 
20 Jahre vergangen, und es hat sich sehr vieles ge-
ändert. Wir haben auch eine Reihe von Änderungen 
des Grundgesetzes vorgenommen, aber immer nur 
ad hoc, aus einzelnen Fragestellungen heraus. Wir 
haben uns aber niemals die Frage vorgelegt, ob das 
Grundgesetz als Ganzes den heutigen Bedürfnissen 
noch entspricht. Ich werde Ihnen an diesem Nach-
mittag nicht ein komplettes neues Grundgesetz vor-
schlagen, beileibe nicht. Aber ich möchte Ihnen vor-
schlagen, daß wir einmal darüber nachdenken, ob es 
nicht richtig ist, etwa heute schon zu beschließen, im 
Jahre 1974 eine neue verfassungsgebende National-
versammlung einzuberufen, die von Grund auf noch 
einmal alle Fragen stellt, die gestellt werden müß-
ten. 

Meine Damen und Herren, so viel zur Gesetz-
gebung. Es ließe sich noch vieles zu anderen Geset-
zen sagen, die ebenfalls von Grund auf durchdacht 
werden müßten. 

Einige Worte noch zu unserer Arbeitsweise. Ist 
unsere Arbeitsweise eigentlich optimal? Meine 
Damen und Herren, ich glaube, das kann niemand 
behaupten. Ich habe den Eindruck, auch wir selbst 
sind oft von einem erheblichen Unbehagen erfüllt. 
Dieses Unbehagen spiegelt sich auch in der Kritik 
wider, die wir in der Öffentlichkeit finden. Das Bun-
desgesetzblatt der letzten Legislaturperiode enthielt 
etwa 10 000 Seiten — 10 000 Druckseiten mit Vor-
schriften, für die wir, die wir für diese Gesetze ge-
stimmt haben, die Verantwortung übernehmen 
müßten. Können wir eigentlich diese Verantwortung 
übernehmen? Das ist offensichtlich unmöglich. In der 
Praxis geht das so, daß wir uns oft auf fachlich bes-
ser informierte Kollegen verlassen. Aber, meine 
Damen und Herren, ist das wirklich auf die Dauer 
das Richtige? Ich habe den Eindruck, daß der Pro-
zentsatz der Fälle, in denen nur ein kleiner Teil der 
Abgeordneten übersieht, was hier eigentlich be-
schlossen ist, ständig wächst. Daraus sollten auch 
für die Arbeit dieses Hohen Hauses Konsequenzen 
gezogen werden. 

Es gibt ja Gegenmittel. Wir könnten z. B. sehr viel 
stärker von der Möglichkeit der Ermächtigungen 
Gebrauch machen. Ich weiß, daß das an unserer 
Rechtsprechung scheitert, die die Möglichkeiten der 
Ermächtigung sehr eng gezogen hat. Aber es ist zu 
fragen, ob diese Rechtsprechung vernünftig ist, ob 
man ihr nicht durch eine Verfassungsänderung be-
gegnen müßte. 

Sie erinnern sich an die Zeiten, als es noch eine 
Umsatzausgleichsteuer gab, als wir hier lange Rei-
hen von Ausgleichsteuersätzen für einzelne Waren-
arten als Gesetzgeber beschlossen, nicht als Verord-
nungsgeber, bis zu dem Satz für „Menschenhaare, 
auch gereinigt", bis zu dem Satz für Chemikalien 
mit zehn Silben, unter denen sich niemand etwas 
vorstellen konnte. 

Ich möchte dazu folgendes sagen. Erstens. Wir 
sollten uns überlegen, ob wir nicht die Gesetzge-
bungsarbeit hier auf die Dinge konzentrieren könn- 
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Dichgans 
ten, für die wir auch ehrlich eine Mitverantwortung 
übernehmen können. 

Das zweite ist die Frage der Ausschußarbeit. Wir 
haben hier 23 Ausschüsse. Das Problem der Koor-
dinierung der Ausschüsse, der Zusammenführung 
der Einzelüberlegungen in größere Zusammenhänge 
ist offenbar nicht gelöst. Die Plenarsitzung ist oft 
nur eine Fortsetzung der Ausschußsitzung. Ich bin 
hier in der vergangenen Woche ernstlich getadelt 
worden, weil ich einen Änderungsantrag zu dem 
Bericht eines Ausschusses gestellt habe, in dem ich 
nicht mitgearbeitet hatte. 

Meine Damen und Herren, auch hier sollten wir 
uns überlegen, ob das die optimale Methode ist. 
Sie wissen, die Franzosen z. B. machen das ganz 
anders. Sie haben statt 23 Ausschüsse, wie wir sie 
haben, meines Wissens sechs große Ausschüsse und 
arbeiten im übrigen mit Ad-hoc-Ausschüssen. Dann 
wird die Koordinierung, die das Plenum offenbar 
nicht vornehmen kann, in überschaubaren Berei-
chen durchgeführt. 

Meine Damen und Herren, etwas Weiteres. Ich 
habe Ihnen eben die Frage vorgelegt, ob wir eigent-
lich durch das, was wir tun, noch durchsehen. Diese 
Frage bezieht sich nicht allein auf die Gesetze die 
wir machen, sondern ebenso auf die Fülle von In-
formationen, die auf uns zukommen. Die Bundes-
tagsdrucksachen der letzten Legislaturperiode er-
reichten aufeinandergelegt, eine Höhe von 1,70 m. 
Ich weiß nicht, wie viele Abgeordnete dieses Ho-
hen Hauses alle diese Informationen gelesen ha-
ben. Ich weiß auch nicht, wie sie es eigentlich ma-
chen, aus diesen Berg von Informationen diejenigen 
herauszufinden, die für sie wichtig sind. Der Ver-
leger Ernst Rowohlt hat einmal erzählt, daß er die 
Manuskripte dadurch vorsortierte, daß er sie zu-
nächst auf seinen Hinterkopf schlug. Ich habe den 
Eindruck, daß das ein Verfahren ist, das dem unsri-
gen in vielen sehr nahekommt. Wir müssen uns 
sehr oft auf die reine Spürnase verlassen, um 
festzustellen, was für uns wichtig ist und was nicht. 

Das brauchte nicht so zu sein, meine Damen und 
Herren. Man könnte Überlegungen darüber anstel-
len, ob man nicht die Informationen in einer Weise 
gestalten könnte, die den Zugang erleichtert. 
Der frühere amerikanische Verteidigungsminister 
McNamara hat die Vorschrift erlassen, daß in jeder 
Information auf der ersten Seite vier Informations-
punkte — nicht mehr — in einer bestimmten Glie-
derung gegeben werden müssen, nämlich 1. das 
Problem, 2. die Lösungsmöglichkeiten, 3. die Lö-
sung, die man vorschlagen will, und 4. die abwei-
chenden Meinungen. Das alles auf einer Seite! Als 
er das im Verteidigungsministerium anordnete, 
zweifelten die Generale an seiner geistigen Ge-
sundheit und sagten, die militärischen Dinge seien 
so schwierig, daß man sie auf einer Seite eben 
nicht darstellen könne. Aber ich habe es mir ange-
sehen: Nach einigen Jahren haben sie das gelernt, 
und heute arbeitet das amerikanische Verteidi-
gungsministerium glatt nach diesem System. 

Es wäre gut, wenn wir auch bei uns auf jeder 
Information eine Deckseite hätten, die uns führt. 

Meine Damen und Herren, ich will dieses Thema, 
das sehr reizvoll ist, jetzt nicht vertiefen, weil wir 
unter Zeitdruck stehen. Ich möchte Sie bitten, Ge-
legenheit zu schaffen, darüber zu reden. Der rich-
tige Ort wäre der Geschäftsordnungsausschuß. Aber 
ich trete dem Kollegen Bauer nicht zu nahe — im 
Gegenteil, ich weiß mich mit ihm einig —, wenn 
ich sage, daß der Geschäftsordnungsausschuß oft 
einfach aktionsunfähig ist, und zwar deshalb, weil 
die Kollision mit anderen Sitzungen eine ruhige Be-
ratung schwieriger Punkte unmöglich macht. 

Im Geschäftsordnungsausschuß liegen — das ist 
dem einen oder anderen von Ihnen bekannt — 
Vorlagen seit 28 Monaten ausgedruckt, die über-
haupt noch nicht angefaßt sind. Es ergibt sich die 
Frage, ob das noch mit dem Initiativrecht der Abge-
ordneten zu vereinbaren ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich weiß nicht, was wir tun sollen. Ich habe mir 
überlegt, das beste wird sein, Frau Jacobi, wir 
wenden uns an den Petitionsausschuß; vielleicht 
kann der einmal etwas helfen. 

(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, damit bin ich am Ende. 
Es handelt sich um zwei Dinge: erstens, daß wir 
in diesem Hause trotz der Überflutung mit den Auf-
gaben des Tages gelegentlich Zeit für die lang-
fristigen Erwägungen finden, und zweitens, daß 
wir den Geschäftsordnungsausschuß so gestalten, 
daß er sich mit den Problemen befassen kann. 

(Beifall auf allen Seiten.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Bauer (Würzburg), Sie haben das Wort. 

Bauer (Würzburg) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bin Herrn Dr. Dichgans 
außerordentlich dankbar, daß er den Finger in diese 
Wunde gelegt hat. Ich möchte vor dem Hause ein-
mal sagen, Herr Präsident, daß ich bisher davon 
abgesehen habe, um eine Sondergenehmigung zu 
bitten, während der Plenarsitzung zu tagen. Wir 
haben im Geschäftsordnungsausschuß in der Tat eine 
ganz große Zahl von Vorlagen, die das Haus ebenso 
unmittelbar interessieren müßten, wie wir es bei der 
Debatte vor ungefähr 20 Minuten erlebt haben. 

Wir haben allein vier Vorlagen, die das Finanz-
und Haushaltsrecht betreffen. Wir haben die inter-
essante Vorlage über die Eintragung von Inter-
essenverbänden in Listen und eine Vorlage über 
die Einsichtnahme in Gesetzentwürfe durch Abge-
ordnete. Wir haben eine ganze Reihe von Vorlagen, 
die die Opposition interessieren, nämlich zum 
Minderheitenrecht, zur Einordnung der Redner der 
Opposition, zum Recht auf Einberufung des Bundes-
tages wie zur Einsetzung von Untersuchungsaus-
schüssen; wir haben Grundgesetzänderungen bezüg-
lich des Rechts der Untersuchungsausschüsse, hin-
sichtlich der Fristenänderung im Verhältnis zwi-
schen Bundestag und Bundesrat, zum Immunitäts-
recht, das uns alle unmittelbar angeht. Und ich 
möchte daran erinnern, daß wir die Vorlage zu 
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einem Anliegen zurückverwiesen haben — leider —, 
was uns alle ganz besonders interessieren müßte; 
es geht nämlich nach wie vor um das Primat und 
die Förderung der freien Rede und der Kurzrede. 

Ich möchte die Gelegenheit benutzen, hier einmal 
vor versammeltem Hause an die Fraktionsvorstände 
und die Herren Geschäftsführer zu appellieren, doch 
für eine Besetzung des Geschäftsordnungsaus-
schusses in der Richtung Sorge zu tragen, daß er 
funktionsfähig ist, d. h. daß nicht durch gleichzeitige 
Sitzungen des Rechtsausschusses und des Sonder-
ausschusses Strafrecht auf Grund personeller Über-
schneidungen die Arbeit des Geschäftsordnungsaus-
schusses praktisch paralysiert wird. Wenn das ein-
mal geändert wäre, könnte man erheblich weiter-
kommen. Den frommen Wunsch auf eine Revision 
der Geschäftsordnung haben wir beerdigt. Aber die 
in der abgelaufenen Woche zurückverwiesenen Vor-
lagen und das, was ich eben in Stichworten als Pro-
bleme angedeutet habe, müssen in dieser Legis-
laturperiode beschlußmäßig erledigt werden. Des-
halb erbitte ich die Mitarbeit der Betroffenen, der 
Geschäftsführer und der Fraktionsvorstände, damit 
diese Arbeiten des Bundestages noch vor dem Ab-
lauf der Legislaturperiode beendigt werden können, 
so daß wenigstens der nächste Bundestag besser 
arbeiten kann, als wir es heute tun können. 

(Beifall in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine 
Damen und Herren, keine weiteren Wortmeldungen. 

Die Ordnung des Hauses verbietet dem Präsi-
denten des Hauses, von diesem Platze aus Stellung 
zu nehmen. Dennoch, meine Damen und Herren, 
möchte ich mich für diese Diskussionsbeiträge be-
danken, und ich möchte auch den Kollegen sagen, 
die der Meinung sind, daß es doch keinen Zweck 
habe: Es hat manchmal doch Zweck. 

Herr Kollege Dichgans, Sie haben die Erfahrung 
gemacht, daß selbst über der geballten Ladung Prä-
sidium plus Geschäftsordnungsausschuß noch immer 
das Plenum des Deutschen Bundestages steht 

(Zuruf von der FDP: Gott sei Dank!) 

und daß wir uns seinen unter Umständen knappen 
Mehrheitsentscheidungen nach guter demokratischer 
Regel dann ohne Murren fügen. 

(Abg. Rasner: Ohne Murren ist nicht nötig!) 

— Ja, Sie dürfen murren, aber ich nicht. 

(Heiterkeit.) 

Eine zweite Bemerkung, meine Damen und Her-
ren. Lassen Sie es bitte sein, Anträge auf Genehmi-
gung von Ausschußsitzungen, die während des 
Plenums stattfinden sollen, zu stellen. Dem darf 
der Präsident dieses Hauses auch dann nicht statt-
geben, wenn er es selbst liebend gern täte. Er darf 
es nicht. Er darf das Gewicht nicht noch mehr vom 
Plenum weg in die Ausschüsse des Hauses lenken. 
Das geht nicht. Ich muß unter allen Umständen das 
Plenum schützen. Deshalb hat das gar keinen 
Zweck; ich kann dazu nicht auch noch meine Ge-
nehmigung geben. 

Keine weiteren Wortmeldungen. Ich stelle Ein-
zelplan 02 in der Fassung des Bundestagsvorstandes 
und des Haushaltsausschusses zur Abstimmung. 
Wer zuzustimmen wünscht, gebe bitte ein Zeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Meine Damen 
und Herren, der Einzelplan 02 ist dennoch ange-
nommen. 

(Heiterkeit.) 

Dann kommen wir zum 

Einzelplan 03 

Bundesrat 

— Drucksache V/2703 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Hauser (Bad 
Godesberg) 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort wünscht. — Der Berichterstatter verzichtet. 

Ich eröffne die Aussprache. Wird das Wort ge-
wünscht? — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
diesem Einzelplan 03 — Bundesrat — zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte ein Zeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Chevaleresk! Der Einzelplan für 
den Bundesrat ist vom Deutschen Bundestag ohne 
Einschränkung und völlig einstimmig angenommen. 
Mit dem eigenen Plan haben wir es nicht so weit 
gebracht. 

Meine Damen und Herren, ich kehre vereinba-
rungsgemäß zurück zu der Behandlung des 

Einzelplans 09 und des Kohleanpassungsge-
setzes. 

In der Aussprache liegen noch drei Wortmel-
dungen vor. Ehe ich dem Herrn Abgeordneten Dr. 
Pohle das Wort gebe, mache ich darauf aufmerk-
sam, daß wir keineswegs so weit sind, wie es im 
Zeit- und Fahrplan vorgesehen war. Ich bitte des-
halb, sich darauf einzurichten — da wir die Haus-
haltsdebatte unter gar keinen Umständen einzu-
schränken oder einzuengen wünschen —, daß das 
Haus möglicherweise am Sonnabenvormittag zusam-
mentreten muß. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Pohle. 

Dr. Pohle (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte jetzt nicht zum 
Energieproblem sprechen, sondern nur eine einzige 
Frage aufgreifen, die der Kollege Friderichs gestellt 
hat. Ich möchte zunächst drei andere Themen hier 
ansprechen. Zunächst meinen Dank und meine An-
erkennung und auch den Dank und die Anerken-
nung meiner Fraktion für die im Gebiete des inter-
nationalen Währungssystems von dem Herrn Bun-
deswirtschaftsminister geführten Verhandlungen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, ich bedauere, daß ich 
jetzt zu einem trockeneren Ton zurückkehren muß. 
Bei Goethe heißt es ja umgekehrt: Ich bin des 
trocknen Tons nun satt. Nach dem interessanten 
Intermezzo, in dem wir uns mit unseren eigenen .An-
gelegenheiten beschäftigten, muß ich nun wieder im 
Rahmen der Haushaltsdebatte auf allgemeine Pro- 
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bleme zu sprechen kommen. Und daß sie etwas 
trockener sind als die eben besprochenen, läßt sich 
verstehen. 

Die Schwierigkeiten des internationalen Wäh-
rungssystem sind auch für die Bundesrepublik ange-
sichts eines Außenhandelsanteils von über einem 
Drittel am Bruttosozialprodukt von allergrößter Be-
deutung, und ich bin dem Herrn Bundeswirtschafts-
minister besonders dankbar, daß er, um mit seinen 
eigenen Worten zu sprechen, auf die Dramatik und 
auf den Ernst der Situation, wie sie sich insbeson-
dere in den Vereinigten Staaten darstellte, heute 
hier mit sehr großem Nachdruck hingewiesen hat. 

Der internationale Warenverkehr und der Kapital-
verkehr hängen von der Funktionsfähigkeit der 
internationalen monetären Ordnung ab. Die Monate 
der stürmischen Goldspekulation liegen mit der 
Spaltung des Goldpreises am 17. März 1968 vorerst 
hinter uns. Die Beteiligung Frankreichs an dieser 
Entwicklung war nicht gering. Alle Kenner der 
Materie sind sich darüber einig, daß die Spaltung 
des Goldpreises keine endgültige Lösung bringt. 
Sie verschafft dem internationalen Währungssystem 
gegenüber der Goldspekulation aber eine wertvolle 
Atempause. In abgeschwächter Form gilt das auch 
für die Beschlüsse von Stockholm. Nicht die Inter-
nationale Liquidität ist das Hauptproblem, wie ver-
schiedene Seiten uns oft weismachen wollen; ent-
scheidend ist, oh die Beseitigung der Zahlungs- und 
Haushaltsdefizite der Vereinigten Staaten erfolgt 
und ob die Stabilisierungsmaßnahmen auch Groß-
britanniens zum Erfolg führen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Die Ursachen der gegenwärtigen Spannung liegen 
auch nicht allein in technischen Problemen des Ab-
kommens von Bretton Woods, sondern in den Fol-
gen der jahrelangen Politik des leichten Geldes 
der angelsächsischen Länder. So richtig die fran-
zösische Haltung ist, daß zunächst einmal die angel-
sächsischen Länder selbst das ihre zur Gesundung 
ihrer Währungen beizutragen haben, so wenig ist 
die Rückkehr zum reinen Goldstandard oder die Ver-
doppelung des Goldpreises geeignet, die Probleme 
allein zu lösen. 

Die Beschlüsse von Stockholm, ich wiederhole es, 
stellen einen sehr beachtlichen Fortschritt dar. Oder 
— um auch hier wieder mit dem Herrn Bundeswirt-
schaftsminister zu reden —: Die in Stockholm ge-
fundene Lösung der Sonderziehungsrechte stellt ein 
rationales, von Zufälligkeiten unabhängiges Verhal-
ten sicher. Die Beschlüsse sind geeignet, die Stel-
lung der stabilitätsbewußten Länder, z. B. durch die 
85 %-Formel, zu stärken und die Leitwährungen 
Pfund und Dollar allmählich zu entlasten. Sie sind 
auch ein erfreuliches Zeichen für eine enger wer-
dende Zusammenarbeit der EWG-Länder auf mone-
tärem Gebiet. Sie lösen natürlich nicht alle Pro-
bleme. Die Entscheidung liegt bei den Vereinigten 
Staaten, und es liegt bei den Ländern der EWG, 
ihre starke Stellung zugunsten des Welthandels in 
die Waagschale zu werfen. 

Mit der Erklärung des EWG-Ministerrats vom 
25. März ist ein kompromißartiger Ansatzpunkt zu

-

stande gekommen — und ich danke dem Bundes-
wirtschaftsminister für den Hinweis, daß er im 
wesentlichen durch deutsche Initiative zustande ge-
kommen ist —, der die Möglichkeit eröffnet, in 
Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten die 
Gefahr einer weltweiten protektionistischen Ketten-
reaktion mit all ihren nachteiligen Folgen zu ban-
nen. Wir haben gehört, daß eine Reihe europäischer 
Staaten sowie Kanada und Japan sich prinzipiell 
bereit erklärt haben, die in der Kennedy-Runde ver-
einbarten Zollsenkungen asymmetrisch in einem 
Akzelerationsverfahren vorzuziehen. Allerdings ist 
das Angebot, zur Lösung der US-Zahlungsbilanz-
probleme auf expansivem Wege beizutragen, an die 
Bedingung geknüpft, daß die EWG ihrerseits die 
vorzeitige Zollsenkung beschließt. Wir sollten nicht 
lockerlassen, sondern den Bundeswirtschaftsmini-
ster darin bestärken, die in diesen Erklärungen lie-
genden Möglichkeiten voll auszuschöpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Beschluß des US-Senats — der Bundeswirt-
schaftsminister hat gleichfalls darauf verwiesen —, 
die Einkommensteuer um 10 % zu erhöhen, sollte 
von uns als ein erster entscheidender Schritt gewür-
digt und anerkannt werden, dem Defizit des US-
Staatshaushalts energisch zu Leibe zu rücken. Jedoch 
ist damit das letzte Wort noch nicht gesprochen. Die 
Entscheidung des Kongresses steht noch aus. So-
lange diese Entscheidung nicht gefallen ist, besteht 
weiterhin Unsicherheit darüber, ob die Vereinigten 
Staaten auf dem eingeschlagenen Wege entschlossen 
weitergehen werden. Wir müssen auch beachten, 
daß nicht nur die Haushaltspolitik, sondern auch die 
Geld- und Kreditpolitik der Vereinigten Staaten in 
den vergangenen Jahren Anlaß zur Kritik gegeben 
hat. Auch hier erwarten wir und die übrigen euro-
päischen Länder mit Recht eine stärkere Stabilitäts-
orientierung. 

Wenn auf diesen beiden Sektoren die bisherige 
Politik beendet und eine neue Phase eingeleitet 
wird, besteht berechtigte Aussicht für eine grund-
legende Besserung der internationalen Währungs-
ordnung. Denn nicht die Isolierung der nationalen 
Volkswirtschaften voneinander löst die Schwierig-
keiten, sondern der mutige Schritt nach vorn, indem 
durch Ausweitung des Außenhandels und durch eine 
stabilitätsbewußte Wirtschaftspolitik die Zahlungs-
bilanzdefizite bei den einen Ländern und die Zah-
lungsbilanzüberschüsse bei den anderen allmählich 
etwas aneinander angeglichen werden. Auf diesem 
Wege ist schließlich auch ein gesundes Gleichge-
wicht im Welthandel herzustellen. 

Ein letztes Wort über die Währung. Die Um-
tauschbarkeit einer Währung in Gold ist letztlich 
nichts anderes als ein gewisses Zugeständnis an das 
Mißtrauen und die leidvollen Erfahrungen vieler 
inflationsgeschädigter Menschen. Das ist natürlich. 
Naturgemäß kann eine solide Währungspolitik nicht 
ohne Gold auskommen; aber der wirkliche Gegen-
wert des Goldes ist die Leistungskraft einer Volks-
wirtschaft. Eine Währung, die stabil ist, ist mehr 
wert als Gold. Soviel zum Thema Nr. 1. 
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Heute morgen haben wir eine interessante Kon-

junkturdebatte gehabt. Ich will diese Debatte hier 
nicht vertiefen, sondern nur mit einigen Worten 
darauf eingehen. Ich habe vorhin gesagt, daß ich 
nicht zur Energiepolitik Stellung nehmen würde. 
Eine Frage des Kollegen Friderichs hat mich aller-
dings interessiert, nämlich die Frage — wenn ich 
recht verstanden habe — nach der Offenlegung von 
Strompreisen in Gebieten, die von einem Monopol-
unternehmen versorgt werden. 

(Abg. Dr. Friderichs: So ist es!) 

Ich habe diese Bemerkung mit wachen Ohren ver-
nommen, und dieser Gedanke interessiert mich in 
der Tat. Herr Friderichs, wir sollten diesen Gedan-
ken wirklich einmal unter uns erörtern und ihn auf-
nehmen. 

(Abg. Dr. Friderichs: Danke!) 

Ich glaube, daß hier ein nützlicher Gedanke geäußert 
worden ist, jedenfalls ein Gedanke, der erörterns-
wert ist. 

Nun zur Konjunktur. Unser Konjunkturbarometer 
steht wieder auf hoffnungsvoll, wenngleich noch 
nicht auf der Barometerseite des vollen Schönwet-
ters. Aber die Entwicklung der industriellen Netto-
produktion im Janaur hat doch die Befürchtung 
widerlegt, daß der — ich gebe es zu — etwas hek-
tische Auftrieb im Dezember 1967 ausschließlich auf 
der Vorsorge für die Mehrwertsteuer beruhte. Die 
Impulse zur Weiterbelebung gehen von den Aus-
rüstungsinvestitionen und vom Lageraufbau aus, 
nicht vom Konsumsektor. Das aber spricht für die 
Solidität des sich anbahnenden Aufschwungs. Die 
Importe sind überproportional gestiegen, und die 
wirtschaftliche Entwicklung — ich wage es mit dem 
Wirtschaftsminister zu behaupten — läßt die be-
rechtigte Erwartung zu, daß die konjunkturfördern-
den Maßnahmen des Jahres 1967 ihren Zweck aus-
reichend erfüllt haben. Vielleicht waren auch die 
Warnungen vor weiteren Maßnahmen richtig. Je-
denfalls hißt das gegenwärtige Bild die Hoffnung 
auf ein solides Wachstum in Stabilität für das Jahr 
1968 zu. 

Hier sind doch — ich weiß nicht, wer von den 
Herren der Opposition dazu gesprochen hat  — 
die  Maßnahmen, die diese Regierung getroffen hat, 
nicht so unlogisch, wie der Kollege Friderichs — ich 
glaube, er hat davon gesprochen — uns hier heute 
hat glauben machen wollen. Schließlich war einer 
der entscheidenden Gesichtspunkte neben der Kon-
junkturanregung, die Solidität der Bundesfinanzen 
wiederherzustellen und gleichzeitig Stabilität zu 
wahren. Das ist ein Zielbündel. In ihm stecken alle 
möglichen Maßnahmen. Diesem Zielbündel steht ein 
entsprechendes Maßnahmenbündel gegenüber; solche 
und solche. Man kann also nicht sagen: „Ihr habt 
dadurch, daß ihr konjunkturanregende und kon-
junkturdämpfende Maßnahmen gleichzeitig in dieses 
Bündel hineingepackt habt, falsch gehandelt." Ein-
seitige Maßnahmen wären dieser schwierigen Situa-
tion — hie Bundesfinanzen, hie Konjunkturan-
reize — nicht gerecht geworden. 

Deshalb, Herr Friderichs — nehmen Sie es mir 
nicht übel —, wäre es mir auch lieber gewesen, Sie 

hätten auch auf die Zwischenfragen meiner Kollegen 
nicht nur so allgemein geantwortet, sondern 
hätten in diesem Hause gesagt, was Sie eigentlich 
wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Warum haben Sie nicht gesagt: „Ich will die Renten 
herabsetzen"? Warum haben Sie nicht gesagt: „Ich 
will die Kriegsopferrenten herabsetzen."? 

(Zuruf von der FDP: Wollen wir nicht!) 

— Gut; dann sagen Sie aber, was Sie wollen, wenn 
Sie Sparmaßnahmen predigen. Das vermisse ich an 
Ihren Ausführungen. Mit allgemeinen Redens-
arten kommen wir doch hier nicht weiter. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Mertes? 

(Abg. Dr. Pohle: Bitte!) 

Mertes (FDP) : Herr Kollege Pohle, ist Ihnen 
bekannt, daß auf meine Anfragen an die Regierung 
hinsichtlich der Subventionspolitik die Bundesregie-
rung nicht in der Lage war, auch nur im geringsten 
eine konkrete Antwort zu geben, obwohl sie durch 
das Stabilitätsgesetz dazu verpflichtet ist? 

Dr. Pohle (CDU/CSU) : Ich weiß nicht, welche 
Antworten Sie meinen, Herr  Mertes.  Ich glaube, es 
hat wohl auch wenig Zweck, wenn wir die Bälle hin-
und herspielen. Heute morgen ist bereits durch einen 
Zwischenruf aus meiner Fraktion auf jene Äuße-
rung eines Vertreters Ihrer Fraktion verwiesen wor-
den, daß nunmehr „knallhart" die Subventionen ge-
kürzt werden müßten, ohne daß entsprechende Vor-
schläge von Ihnen — Sie waren damals noch in der 
Regierung — erfolgt sind. Wir haben auch in diesem 
Hohen Hause schon darüber gesprochen. Es ist 
natürlich sehr einfach, zu sagen: „Es muß irgendwo 
auf der Ausgabenseite wieder hereinkommen", 
wenn ich nicht hinzufüge, was ich eigentlich will. 
Das schlägt doch auf Sie zurück. 

Wenn Sie aber den Subventionsbericht erwähnen, 
so darf ich darauf verweisen, daß wir selbstverständ-
lich über diesen Bericht hier noch sprechen wollen 
und daß ich mit diesem Subventionsbericht auch in-
soweit — aber das ist wieder ein anderer Punkt — 
nicht ganz einverstanden bin, als darin hinten unter 
der Rubrik „Unsichtbare und sichtbare Steuerver-
günstigungen" alle möglichen Dinge aufgezählt sind, 
die wahrscheinlich gar keine Subventionen sind, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

sondern der Steuersystematik entsprechen. Das 
müßte also zunächst einmal durchforscht werden. 
Wir müßten uns also gemeinsam in irgendeinem 
Ausschuß über den Begriff der Subvention klarwer-
den. 

Meine Damen und Herren, wir müssen uns nicht 
nur des Wertes der antizyklischen Finanzpolitik, 
sondern auch ihrer Grenzen bewußt sein. Das ist 
ein anderer Punkt, den Sie angesprochen haben. 
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Feststeht, daß die Produktivität in den letzten 

Monaten stärker gewachsen ist als die Einkommen. 
Das ist kein Nachteil; im Gegenteil, diese Entwick-
lung bildet die Voraussetzung für das zukünftige 
Wachstum auch der Einkommen. Ein Produktivi-
tätsfortschritt allein sichert auch den weiteren Ein-
kommenszuwachs. 

Das interessante Zwischenspiel in Frage und Ant-
wort zwischen dem Herrn Bundeswirtschaftsminister 
und den Herren der Opposition heute morgen war 
deshalb etwas akademischer Natur, weil hierbei das 
Verhältnis von Ursache und Wirkung — Produk-
tivität, Produktivitätsfortschritt, Produktivitätsrück-
schritt, Rezession und Boom — erörtert wurde. Ent-
scheidend ist aber für mich unsere derzeitige Situa-
tion; und die besagt, daß — ich glaube, darüber 
sind wir alle zusammen in diesem Hause einig — 
nur im Rahmen des glücklicherweise eingetretenen 
Produktivitätsfortschritts zugleich ausreichende Er-
träge aus der Wirtschaft fließen können, um sowohl 
Investitionen wie einen Einkommenszuwachs be-
streiten zu können. Insofern, glaube ich, besteht 
überhaupt kein Meinungsunterschied in diesem 
Hause. 

Meine Damen und Herren, das Stabilitätsgesetz 
soll ja das Timing, von dem hier die Rede war, zu 
einer besseren Ordnung bringen. Das war sein 
Zweck. Aber bei Phasenverschiebungen solchen 
Ausmaßes erwachsen immer Gefahren eines pro-
zyklischen Umschlags. Mit ihm müssen wir alle zu-
sammen fertigwerden. Ich folgere daraus: Die 
Fiskalpolitik ist nicht in der Lage, allein die Haupt-
last der Konjunkturbeeinflussung zu tragen. 

Sie haben die Frage der Verschuldung angespro-
chen. Der Bundeswirtschaftsminister ist kurz darauf 
eingegangen. Auch die Verschuldung stellt selbst-
verständlich kein Allheilmittel dar. Wir bewegen 
uns dicht an der Grenze des Vertretbaren. Ich will 
hier nicht aufzählen, was alles in diesem Jahr auf 
den deutschen Kapitalmarkt zukommt. Der Bewe-
gungsspielraum für eine solche Politik ist also 
enger geworden — das ist gar kein Zweifel —, und 
die Grenze ist in dem Augenblick erreicht, in dem 
die erstrebte Auslastung der Produktionsfaktoren 
eingetreten ist. Dann stehen wir allerdings vor 
neuen Maßnahmen. Dafür aber haben wir das 
Stabilitätsgesetz geschaffen: um in einem solchen 
Fall so schnell wie möglich ohne den time-lag durch 
die Regierung, durch die Exekutive handeln zu 
können. So viel zu dieser Frage! 

Nun eine dritte Frage, die ich bei diesem Haus-
halt anbringe, obwohl auch der Haushalt 31, der 
Haushalt für wissenschaftliche Forschung, betroffen 
ist. Aber es gehört in diese Debatte hinein. 

Darf ich Sie daran erinnern, daß wir in dieser 
Woche in zweiter und dritter Lesung den neun-
zehnten Bundeshaushalt der Nachkriegszeit behan-
deln. Das ist eine sehr stattliche Zahl. Im Jahre 1950 
begannen wir mit einem Volumen von 14,6 Milliar-
den DM; heute stehen wir vor der gewaltigen 
Summe von 80,5 Milliarden DM. In diesen neunzehn 
Jahren hat sich also das Ausgabevolumen des Bun-
deshaushalts fast versechsfacht. Jährlich sind die 

Ausgaben im Durchschnitt um 3,5 Milliarden DM 
gestiegen. Die Frage ist nun: Zu welchem Ergebnis 
hat dieser Einsatz von Geld geführt? 

Wir wissen alle — wir haben es ja oft genug 
selber gesagt —, daß die Bundesrepublik das Land 
mit dem stürmischsten und erfolgreichsten wirt-
schaftlichen Aufstieg in der Welt ist. Mit Recht 
schauen wir mit Genugtuung auf die großen Lei-
stungen unserer Volkswirtschaft zurück. Sie be-
ginnen nach der Beseitigung der Kriegsschäden nun-
mehr in neue Formen des ökonomischen und ge-
sellschaftlichen Lebens zu führen. Deshalb sage ich, 
trotz der Freude über das Erreichte können wir 
nicht verhindern, daß wir uns immer erneut die 
Frage stellen müssen, ob wir nicht noch mehr tun 
müssen. 

Welcher Art ist diese Frage? Meine Damen und 
Herren, 75 Millionen Arbeiter in der EWG stehen 
einer gleich großen Anzahl von Arbeitern in den 
Vereinigten Staaten gegenüber. Diese 75 Millionen 
produzieren nicht die Hälfte von dem, was ihre 
Kollegen in den Vereinigten Staaten zuwege brin-
gen. Diese Zahl sollte uns aufhorchen lassen. Sie 
enthüllt nicht nur eine technologische und organi-
satorische Rückständigkeit, sondern sie ist auch 
ein gewisser Ausweis für die vorläufig noch vor-
handene Verschwendung von Zeit und Arbeitskraft. 
Wir wissen um die sich immer mehr verstärkende 
Investitionstätigkeit der US-Firmen in Westeuropa 
und besonders in der Bundesrepublik, trotz des 
Vietnamkrieges. Neue Berechnungen haben gezeigt, 
daß durchschnittlich nur 10 % des Kapitaleinsatzes 
mit Eigenkapital erfolgt; der Rest wird durch Kredit-
aufnahme auf dem Eurodollarmarkt, auf den ein-
zelnen nationalen Kapitalmärkten und durch zum 
Teil erhebliche staatliche Begünstigungen finanziert. 
Den Eingeweihten ist bekannt, daß diese New-
comers auf dem europäischen Markt bereits nach 
kurzer Zeit eine höhere Rendite erwirtschaften als 
ihre europäischen Konkurrenten. 

Was  geht hier vor sich? Ist, so möchte ich fragen, 
Europa fußkrank geworden? Verspürt dieser Konti-
nent nicht mehr die Aufgabe, eine seiner geistigen 
und materiellen Potenz entsprechende Stellung in 
der Welt einzunehmen? Man könnte beinahe ge-
neigt sein, diese Frage zu bejahen, wenn man an den 
mühsamen Prozeß der europäischen Einigung denkt. 
Die uns heute hier interessierende Frage muß aber 
gezielter angegangen werden: Wie stehen eigentlich 
die Bundesrepublik und der Bund zu den vor uns 
liegenden Aufgaben? Die Summe des Bundeshaus-
haltes 1968 von 80 Milliarden DM müßte in ihrer 
respektablen Größe doch eigentlich einen Hinweis 
darauf geben, wo die von uns erkannten Hauptauf-
gaben liegen und ob die selbstgewählte Aufgaben-
stellung in Übereinstimmung mit den objektiven 
Tatbeständen steht. 

Meine Damen und Herren, der Bundeshaushalt 
1968 hat sich zwei Aufgaben gestellt. Ich darf Ihnen 
das kurz ins Gedächtnis zurückrufen. 

Erstens. Er geht vom Jährlichkeitsdenken ab und 
ist als Teil der mittelfristigen Finanzplanung ein 
Glied in einer Zielsetzung, die weit in die Zukunft 
weist. Er sucht damit die Zufälligkeiten des Augen- 
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blicks zu vermeiden, den rechnerischen Haushalts-
ausgleich über einen längeren Zeitraum zu bewerk-
stelligen und den Erfordernissen von Sparsamkeit 
und Nutzen zugleich Geltung zu verschaffen. 

Zweitens. Er versucht neue Prioritäten zu setzen, 
indem die investiven Ausgaben gegenüber den kon-
sumtiven stärker steigen sollen, ohne den Besitz-
stand zu gefährden. 

Meine Damen und Herren, beiden Gesichtspunk-
ten ist gemeinsam, daß sie sich methodisch und 
inhaltlich viel stärker an der Zukunft orientieren, 
als dies bisher möglich war. Der vor uns liegende 
Haushalt stellt einen ersten Versuch dar, zukünftige 
Entwicklungen bewußt einzukalkulieren und in 
Gegenwartsentscheidungen umzusetzen. Der Bund 
wächst somit in die Rolle des Familienvaters hinein, 
der für seine heranwachsenden Kinder schon heute 
Entscheidungen zu treffen hat, deren Früchte erst 
in vielen Jahren offenbar werden. 

Der Anteil der investiven Ausgaben soll in die-
sem Jahr auf 18,3 % gesteigert werden. In der mittel-
fristigen Finanzplanung ist vorgesehen, daß ihr An-
teil auf mehr als 19 % bis 1971 anwächst, d. h. von 
14,8 Milliarden DM auf 18 Milliarden DM, absolut 
gesehen. Diese absolute Zahl ist instruktiver und 
eindrucksvoller. 

An dieser Stelle setzen jedoch bereits bohrende 
Fragen ein. Die Strukturprobleme im Ruhrgebiet 
und an der Saar und die damit verbundenen weite-
ren Aufgaben verändern diese Zielsetzung ständig, 
weil sie zu einer gewissen Erhöhung von Ausgaben 
führen. Ich halte mich für verpflichtet, auf die Auf-
gaben der Zukunft zu verweisen. Denn, meine Da-
men und Herren, Forschung und Entwicklung von 
heute — ich komme gleich darauf zurück —, die 
alle drei Haushalte betreffen, bestimmen den Le-
bensstandard von morgen. 

Die Aufwendungen für die Zukunft kristallisieren 
sich insbesondere, wie ich sagte, im Bereich der Wis-
senschaft und Forschung. Hier haben sich die Mittel 
um 250 Millionen DM auf insgesamt 1,9 Milliarden 
DM erhöht. Dies war ein Zuwachs von l6%. Das 
ist keine überwältigende Zahl. Sie wird auch nicht 
dadurch imponierender, daß der Bundeshaushalt nur 
um 4,8 °/o wächst und man diese beiden Zahlen in 
Vergleich setzt. 

Wir werden uns deshalb sehr überlegen müssen, 
ob die auf diesem Sektor ergriffenen Maßnahmen 
wirklich ausreichend sind. Ich für meinen Teil meine 
— und ich halte mich für verpflichtet, das hier wäh-
rend der Haushaltsdebatte vorzutragen —, daß weit 
mehr geschehen muß, jedenfalls im Zuge der mittel-
fristigen Finanzplanung in den weiteren Haushalten. 

Der Produktivitätsvergleich zwischen der EWG 
und den Vereinigten Staaten hat den großen Rück-
stand der westeuropäischen Länder gezeigt. Europa 
steht damit in der Gefahr, in dem großen Wettbe-
werb der Wirtschafts- und Gesellschaftssysteme zu-
rückzufallen und die Gestaltung der eigenen Ange-
legenheiten trotz seiner auf dem Papier stehenden 
Souveränität zu verlieren. Für die Bundesrepublik 
gilt, daß die bewegenden Ursachen des Wirtschafts-
aufschwungs weniger die Orientierung an zukünf

-

tigen Aufgaben als vielmehr gesellschaftspolitisch 
firmierte Motive waren. Insofern stehen wir an 
einem Scheideweg. Wir müssen uns, bevor es zu 
spät ist, darüber klar werden, ob wir uns im wesent-
lichen mit der Perfektionierung des bisher Erreich-
ten zufrieden geben wollen oder ob wir uns bewußt 
und zielstrebig der Herausforderung aus Ost und 
West stellen wollen. 

(Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Das 
letztere!) 

— Vielen Dank, Herr Möller! Genau meine Ansicht! 
Unser Schicksal liegt nun einmal nicht im Konser-
vieren, sondern in der Beseitigung der technologi-
schen und wissenschaftlichen Lücken. 

Auch wenn wir uns für die erste Alternative  — 
die  wir eben abgelehnt haben — entscheiden sollten 
und damit faktisch den Abschied von der Weltbühne 
vollziehen, würde es uns nicht beschieden sein, ein 
kleines Glück im stillen Winkel der großen Welt-
politik genießen zu können. Das geht nicht. Das 
machtpolitische Vakuum, das dadurch entsteht, wird 
eine Einladung an jedweden sein, der besser mit 
seinen Ressourcen umzugehen versteht. Wir würden 
damit nicht die Tugend der Selbstbescheidung 
üben, sondern stärker in die Abhängigkeit geraten. 
Was uns vom Osten drohen würde, wissen wir nur 
zu gut, und die amerikanische Herausforderung hat 
Servan-Schreiber in seinem seit kurzem auch in 
Deutschland vorliegenden und Ihnen allen bekann-
ten Buch „Le défi americain" beschrieben. Nehmen 
wir die Herausforderung an und treten wir deshalb 
in den Wettbewerb der Industriegiganten ein, dann 
gibt es allerdings nur eine Lösung: Zusammenfas-
sung aller geistigen und materiellen Kräfte, d. h. 
longa vista höhere Investitionen in Wissenschaft, 
Forschung und Wirtschaft. Europa und unser Land 
haben hierbei gute Chancen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Hierbei sollten wir uns darüber klar sein, daß 
zwar eine Erhöhung der Mittel erforderlich erscheint, 
daß wir also einen höheren Konsumverzicht oder, 
anders ausgedrückt, ein langsameres Wachstum 
— unter Wahrung des Besitzstandes — möglicher-
weise in Kauf nehmen müssen, daß aber — und 
jetzt spreche ich noch einen anderen Punkt an — 
andererseits allein mit Geld diese Aufgaben schlech-
terdings nicht zu lösen sind. Diese Erkenntnis muß 
unbedingt Bestandteil wirtschafts- und finanzpoliti-
scher Entscheidungen sein, damit wir nicht unnötig 
Arbeitspotential und Kapital verschwenden. 

Es gibt wesentliche Unterschiede in den Voraus-
setzungen zwischen den Vereinigten Staaten und 
Europa. Diese Unterschiede müssen wir beachten. 
Die europäischen Länder verfügen nun einmal nicht 
über den großen homogenen einheimischen Markt 
und nicht über einen so intensiven Kapitaleinsatz 
wie die Vereinigten Staaten. Andererseits sind aber 
auch die Staaten nicht auf allen Gebieten führend. 
Die wissenschaftlichen Sparten, die nicht unmittelbar 
der Technik oder der Wirtschaft dienen, werden in 
den Vereinigten Staaten zum Teil bedenklich ver-
nachlässigt. Es gibt sogar mehrere technische Be-
reiche — nennen wir einmal den Schiffbau, nennen 
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wir die Uhrenindustrie —, in denen die Europäer 
überlegen sind, ganz eindeutig. Und es gibt viele 
Gebiete, auf denen ein Gleichstand besteht. Einen 
eindeutigen Vorsprung haben die Vereinigten 
Staaten allerdings in der Weltraumtechnik, im Flug-
zeugbau und vorläufig auch in der Computertechnik. 
Gerade dies aber sind die entscheidenden Techniken 
für die zukünftige Entwicklung. 

(Sehr wahr! in der Mitte.) 

Würden wir die Staatsaufwendungen der Ver-
einigten Staaten zur Richtschnur nehmen, müßte der 
Vorsprung der Vereinigten Staaten um ein Viel-
faches größer sein. Nun kommt die Einschränkung, 
die ich vorhin machte: daß das Geld allein nicht 
der entscheidende Faktor ist. Der technische Fort-
schritt kann also nicht nur von der Menge des 
eingesetzten Geldes abhängen. Das zeigt ein Blick 
auf andere Länder. Japan macht sich auf dem Gebiet 
der Wissenschaft bekanntlich gar nicht so groß be-
merkbar. Jedoch wird seine Wirtschaft immer lei-
stungsfähiger. Die Schweiz, die lediglich 1,2 Milliar-
den Franken für Wissenschaft und Forschung auf-
wendet — wie ich gerade neulich in der „Zürcher 
Zeitung" gelesen habe —, hat seit 1943 pro Kopf 
der Bevölkerung dreimal soviel Nobelpreise auf 
den Gebieten Physik, Chemie und Medizin erhalten 
wie die Vereinigten Staaten. Nun, das ist alles cum 
grano salis zu verstehen. 

Natürlich ist es richtig, daß die Wirtschaft der 
Bundesrepublik Techniken anwendet, deren For-
schungs- und Entwicklungsstadien zum Teil bis zu 
mehreren Jahrzehnten zurückliegen, und daß von 
diesen Techniken unser Export abhängt. Es ist auch 
richtig, daß Staat und Wirtschaft zusammen 1966 
nur 11,4 Milliarden DM für Forschung einschließlich 
Studienförderung aufwendeten. Der wichtigste Rück-
stand liegt jedoch noch auf einem weiteren Gebiet, 
auf dem die Vereinigten Staaten eine hohe Über-
legenheit besitzen: das ist die Fähigkeit, sehr schnell 
wissenschaftliche Erkenntnisse in technisch und wirt-
schaftlich verwertbare Formen zu überführen. 

(Abg. Haase [Kassel] : Das liegt aber am 
Management!) 

Hier haben wir noch viel zu lernen. — Wir 
aber auch 20 Jahre abgeschnürt, lieber Freund 
Haase. — Die Lösung dieses Problems ist aber nicht 
in erster Linie eine Frage des Geldes, sondern eine 
Frage der Organisation und einer Geisteshaltung, 
die eine fruchtbare Kooperation — aber in ganz 
Europa — ermöglicht. Erst sie legitimiert zu einem 
höheren Mitteleinsatz. 

Damit komme ich zum Schluß der Dinge, die ich 
hier in der Haushaltsdebatte ansprechen wollte. Die 
Bundesrepublik steht in einem Spannungsverhältnis 
vielfältiger großer Aufgaben. Sie sind bedeutsamer 
— das habe ich mit dem, was ich hier habe vor-
tragen dürfen, sagen wollen —, als mancher von 
uns träumen mag. Unser Land steht vor der 
Bewältigung der geistigen Herausforderung in unse-
ren eigenen Reihen. Es ist von den Studenten 
gesprochen worden, und die Unruhe ist noch nicht 
vorbei. Es steht vor einem Wettkampf auf den Ge-
bieten von Wissenschaft und Wirtschaft mit den 

übrigen Industrieländern dieser Welt. Es muß sich 
losreißen von der allzu deutschen Sucht, Bestehen-
des perfektionieren zu wollen. Denn der Weg in die 
Zukunft führt nur über das Offensein gegenüber den 
neuen Erkenntnissen, die uns der technische Fort-
schritt und die Wissenschaft bringen. 

Ich wiederhole: Der Lebensstandard von morgen 
ist die Forschung von heute. Der entschlossene und 
unserer Eigenart gemäße Gebrauch dieser Erkennt-
nisse wird uns diese Aufgaben bewältigen lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte zunächst ein Wort an die-
jenigen richten, die nicht anwesend sind, die aber 
vor einiger Zeit, vor anderthalb Stunden, hier große 
Worte über Parlamentsreform und Neugestaltung 
der Arbeit gesprochen haben. 

(Beifall.) 

Bitte schön, Herr Kollege! 

Haase (Kassel) (CDU/CSU) : Herr Kollege, ich 
darf Sie um der Richtigstellung Ihrer Aussage eben 
willen nur fragen: Sie meinen doch wohl beide, die 
Gegner und die Fürsprecher; denn beide Kontrahen-
ten sind hier sehr schwach vertreten. 

Genscher (FDP): Herr Kollege, ich habe jetzt gar 
nicht zu einem bestimmten Antrag gesprochen, son-
dern zu denen, die hier große Worte verloren und 
die ein stärkeres Interesse an einzelnen Titeln des 
Bundestagshaushalts als an wichtigen Fragen unse-
rer Wirtschaftspolitik bezeugt haben. 

(Abg. Dr. Friderichs: Kontrahenten sind 
immer zwei! — Abg. Glombig: Als Frak

-

tionsgeschäftsführer kann man so etwas 
leicht sagen!) 

— Herr Kollege, für jemanden, der in diesem Parla-
ment über die normale Ausschußarbeit hinaus — und 
in unserer Fraktion haben auch die parlamenta-
rischen Geschäftsführer noch Ausschußarbeit zu lei-
sten — Funktionen hat, ist es ungewöhnlich schwer, 
fast schwerer als für manche anderen, den ganzen 
Tag in der Sitzung anwesend zu sein. Das sollten 
Sie einmal zur Kenntnis nehmen. Es hat keinen 
Zweck, hier in großes Wehklagen einzustimmen, 
aber dann bei wichtigen Fragen eben doch ein re-
lativ schlecht besetztes Haus zu haben. 

Die Haushaltsberatungen sind die große Stunde 
des Parlaments. Das Parlament bezeugt durch die 
Art, wie es diese Haushaltsberatungen führt und 
wie es bei den Haushaltsberatungen auch zahlen-
mäßig vertreten ist, einen bestimmten Grad der 
Selbstachtung und Selbsteinschätzung. 

Bitte schön, Herr Kollege! 

Westphal (SPD) : Herr Genscher, sind Sie wenig-
stens bereit zu akzeptieren, daß Sie jetzt mit Ihrem 
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Diskussionsbeitrag in das „pädagogische Tief" hin-
einkommen, von dem Ihr Fraktionskollege, Herr 
Ertl, gesprochen hat? Es ist gleich 5 Uhr. 

(Abg. Ertl: Sehr richtig!) 

Genscher (FDP) : Herr Kollege, ich habe aber 
festgestellt, daß ich für diese Worte auch bei Ihrer 
Fraktion einen beachtlichen Aufmerksamkeitsgrad 
erzielt habe, und Sie haben ja sogar Gelegenheit 
genommen, eine Zwischenfrage zu stellen. 

Meine Damen und Herren, was die Parlaments-
arbeit angeht, hat man nicht nur in der soeben ab-
geschlossenen Debatte, sondern auch bei früheren 
Aussprachen große Worte verloren. Ich möchte 
hier nur an die Aussprache über die Probleme der 
Jugend und über die Lage der Nation erinnern. Da 
hat man gesagt, das große Unbehagen in diesem 
Land rühre auch daher, daß das Parlament nicht 
immer seine Aufgabe wahrnehme und alle in der 
Öffentlichkeit virulenten Probleme diskutiere. 

Wir erleben zur Zeit, daß in der Öffentlichkeit ein 
Problem diskutiert wird, das in das Ressort des 
Herrn Bundeswirtschaftsministers gehört. Hier hat 
aber heute weder der Minister noch gestern der 
Bundeskanzler noch haben Sprecher der Regierungs-
fraktionen dieses Thema aufgegriffen. Wir als par-
lamentarische Opposition möchten nicht, daß man 
diesem Hause einmal vorhält: Alle sprechen von 
Mitbestimmung, nur der Deutsche Bundestag nicht. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das Problem der Mitbestimmung ist ein sehr ernstes 
Problem, so ernst, daß sich der Parteitag der Sozial-
demokratischen Partei damit befaßt und seine 
Bundestagsfraktion beauftragt hat, noch in dieser 
Legislaturperiode Anträge im Deutschen Bundes-
tag zur Erweiterung der Mitbestimmung, und zwar 
zur Ausdehnung auf andere Bereiche, aber auch zur 
Erweiterung des Mitwirkungsgrades zu stellen. 
Die Sozialdemokraten sind mit diesem Bestreben 
nicht allein. Es gibt auch eine beachtliche Gruppe 
in der CDU/CSU, die dieser Auffassung zuneigt. 
Ich glaube, Offenbach ud Offenburg sind die Orte, 
wo die CDU über diese Fragen zu diskutieren 
pflegt, aber weniger Bonn, wo der Deutsche Bun-
destag tagt. 

(Beifall bei der FDP. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Da sind Sie schlecht unterrich

-

tet, Herr Kollege Genscher!) 

Auch die Bundesregierung befaßt sich mit diesem 
Problem in der ihr eigenen Art, und zwar hat sie 
eine Sachverständigenkommission eingesetzt; übri-
gens — wenn ich das hier einmal einflechten darf — 
eine Kommission, über deren Notwendigkeit man 
in allen Fraktionen einig war, wie die Beratungen 
über die möglichen Regierungsbildungen im Herbst 
1966 ergeben haben. Die Art, wie die Kommission 
zusammengesetzt ist und wie sie arbeiten soll, hat 
der Bundeskanzler in der ihm eigenen Art definiert, 
als er vor einem Kreis bedeutender Wirtschaftler die 
dort vorhandenen Sorgen, es könne etwas gesche-
hen, damit zu zerstreuen suchte, daß er sagte: Meine 
Herren, wir haben ja dafür Sorge getragen, daß 
diese Sachverständigenkommission für Fragen der 

Mitbestimmung paritätisch zusammengesetzt ist. 
Nun kann man den Begriff der Parität in die ver-
schiedensten Bereiche einführen. Aber den Begriff 
des paritätischen Sachverstands habe ich bis zur 
Stunde noch nicht verstehen können. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP.) 

Ich könnte mir vorstellen, daß bei dieser paritäti-
schen Zusammensetzung der Sachverständigenkom-
mission am Ende eine Art Remis in dieser Frage ent-
steht und damit die Kommission ein ähnliches Bild 
bietet wie die zur Zeit herrschende Regierungsmehr-
heit in entscheidenden Fragen. Zur Lösung dieses 
Problems sollten Sie auf eine Erfahrung der Mit-
bestimmungsgesetzgebung zurückgreifen. Vielleicht 
geben Sie dieser Mitbestimmungs-Sachverständigen-
kommission den 11. und der Bundesregierung den 
neutralen 23. Mann, damit die Entscheidungen ge-
fällt werden können. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die 
Frage der Mitbestimmung muß hier diskutiert wer-
den, weil das Problem in der Tat von Einfluß nicht 
nur auf die deutsche Wirtschaftspolitik, sondern 
auch auf die europäische Wirtschaftspolitik ist. 

Lassen Sie mich am Anfang die Frage stellen, ob 
es sich dabei wirklich, wie man bei Äußerungen 
außerhalb dieses Hohen Hauses hören kann, um 
ein bewegendes Thema für die Menschen in unserem 
Lande handelt, für die Arbeitnehmer, in deren Inter-
esse zu handeln die Befürworter einer Ausweitung 
der Mitbestimmung vorgeben. Ist es nicht vielmehr 
so, daß diese Menschen in erster Linie die Sicherheit 
ihrer Arbeitsplätze, d. h. eine stetige konjunkturelle 
Aufwärtsentwicklung interessiert? 

(Beifall bei der FDP.) 

Ist es nicht auch so, daß für die Menschen draußen 
und insbesondere für die Arbeitnehmer das Pro-
blem der Altersversorgung und der Sicherheit der 
Altersversorgung ein ganz zentrales Problem ist? 
Diese Sorge ist nicht zuletzt mit durch ein Mitglied 
der Bundesregierung geschürt worden, das es wissen 
müßte. 

(Abg. Glombig: Das ist Ihr 
Ablenkungsmanöver!) 

— Ich komme gleich noch zu dem zurück, was Sie 
mich sicher fragen wollen, Herr Kollege. — Bei der 
Beratung über die Lage der Nation habe ich einen 
Ausspruch des Herrn Bundesarbeitsministers zitiert, 
der auf die Frage, ob man denn mit den jetzt ge-
fundenen Regelungen die gesetzliche Rentenver-
sicherung auf die Dauer finanzieren könne, erklärt 
hat: Wir hoffen, daß wir es bis 1972 können, und 
was dann ist, ist eine Generationenfrage. Meine 
Damen und Herren, wer so über etwas spricht, was 
für Millionen von Beitragszahlern und Rentenemp-
fängern eine existentielle Frage ist, der ist sich 
seiner Verantwortung, die er als Mitglied der Bun-
desregierung hat, offensichtlich nicht voll bewußt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Der Bundeskanzler hat bei dem Bericht über die 
Lage der Nation dazu Stellung genommen, auch 
nicht gestern. Aber ich kann versprechen, daß bei 
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der Beratung des Haushalts des Herrn Arbeitsmini-
sters für die Bundesregierung ausreichend Gelegen-
heit gegeben sein wird, zu dieser Frage Stellung zu 
nehmen. 

Ein weiteres entscheidendes Problem, das die 
Menschen draußen bewegt, ist das Problem der Ver-
mögensbildung, und zwar in einer Form — das ist 
nach den Ereignissen des letzten Jahres besonders 
aktuell geworden —, die weder das Arbeitsplatz-
risiko mit dem Vermögensrisiko verbindet noch zu 
einer Einschränkung der Mobilität führt. Ich glaube, 
auch hier sind wir vor neue Probleme gestellt, die 
manche, die einer bestimmten Form der Vermögens-
bildung das Wort reden, vor Augen haben sollten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir haben fast den Eindruck, daß bei den sehr nach-
haltigen Forderungen nach Ausdehnung der qualifi-
zierten Mitbestimmung, wie man sie außerhalb die-
ses Hauses hört, ein klassisches Beispiel gegeben 
wird für den Gegensatz zwischen Verbandsforde-
rungen und den Interessen derjenigen, die zu vertre-
ten man vorgibt. 

(Erneuter Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, es wäre auch falsch — 
ich sage das in allem Ernst zu den Kollegen der 
sozialdemokratischen Fraktion —, wenn man etwa 
die Frage der Mitbestimmung als Äquivalent für das 
Verhalten in der Notstandsgesetzgebung betrachten 
sollte. Das würde ich für ebenso falsch halten wie 
den Versuch, die Frage der Mitbestimmung zu einem 
Teil der sozialen Symmetrie zu machen. Der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär im Wirtschaftsmini-
sterium hat bei einer öffentlichen Veranstaltung 
gesagt, es sei sehr problematisch, ob man im Augen-
blick die Lohnforderungen der Gewerkschaften voll 
erfüllen könne, aber im Rahmen der sozialen Sym-
metrie könne man ja dann ein Äquivalent bieten 
durch eine Ausdehnung der qualifizierten Mitbestim-
mung. 

(Hört! Hört! bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren! Das eine hat mit dem 
anderen überhaupt nichts zu tun, und ich glaube, wer 
den Begriff der sozialen Symmetrie, der bekanntlich 
ein schillernder ist, in dieser Form interpretiert, ver-
mengt grundlegend verschiedene Fragen und bringt 
damit auch die Wirtschaftspolitik der Bundesregie-
rung in Gefahr. 

Meine Damen und Herren! Nun haben wir in der 
Tat im Bereich der Betriebsverfassung ein aktuelles 
Problem vor Augen, das lösungsbedürftig ist. Das 
Haus berät zur Zeit über einen Antrag zur Stärkung 
der Minderheitenrechte. Wir glauben, daß dieser Be-
reich in dieser Legislaturperiode entschieden werden 
sollte, und zwar im Sinne einer Stärkung der Min-
derheitenrechte. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir haben die Sorge, daß durch die Absicht der Frak-
tion der SPD, diesen Punkt mit der Ausdehnung der 
qualifizierten Mitbestimmung zu verknüpfen, aus der 
Stärkung der Minderheitenrechte nichts werden 
wird. Wir würden das bedauern. 

Es ist hier der Versuch unternommen worden, 
das Problem durch ein Hinausschieben der Sach-
verständigenanhörung im Ausschuß etwas zu ver-
tagen, obwohl in keiner der sehr schwierigen Fra-
gen, die wir in diesem Bereich zu lösen haben, so 
viel Klarheit besteht wie hier. Die Frage, welches 
Recht die einzelnen Gruppen in einem Betrieb im 
Verhältnis zueinander haben sollen, ist ja nicht neu; 
es ist keine Frage, die man durch Sachverständige 
ergründen müßte. Hierfür gibt es Erfahrungswerte. 
Die haben Sie nämlich im Bereich des öffentlichen 
Dienstes im Personalvertretungsgesetz. Dort be-
währt sich das. Bitte führen Sie das auch in der 
gewerblichen Wirtschaft ein! 

(Beifall bei der FDP.) 

Das ist keine Frage von Sachverständigen, son-
dern es ist im Grunde eine gesellschaftspolitische 
Frage. 

Ein Kollege der sozialdemokratischen Fraktion hat 
einmal im Pressedienst seiner Fraktion geschrieben: 
Die Verschmelzung von Arbeitern und Angestellten 
geht ständig voran; noch bestehende Unterschiede 
im geltenden Recht müssen schnellstens beseitigt 
werden. — Unsere Position ist die gegenteilige. 
Wir sagen: Auch im Betrieb gibt es eine unter-
schiedliche Interessenlage, die sich aus unterschied-
lichen Funktionen und unterschiedlichen Tätigkeiten 
ergibt, und dieser Interessenlage müssen wir durch 
eine Stärkung des Gruppenrechts und hier vor allem 
des Minderheitenrechts Rechnung tragen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Dabei bin ich gar nicht so sicher, ob es richtig ist, 
wenn man gegen diese Stärkung des Minderheiten-
rechts so erhebliche grundsätzliche Bedenken ins 
Feld führt, denn es könnte ja sein, daß sich als Folge 
der technischen Entwicklung die Frage, wer Minder-
heit und wer Mehrheit ist, neu stellt. Wo heute die 
Angestellten Minderheit sind, können es morgen 
die Arbeiter sein. Ich habe in vielen öffentlichen 
Diskussionen festgestellt, daß die Frage, so disku-
tiert, auch großes Verständnis bei denjenigen findet, 
die heute beim ersten Anschein zunächst glauben, 
hier habe der Deutsche Gewerkschaftsbund mit 
seinen Forderungen recht. Meine Damen und Herren, 
ich glaube, wir sollten dieses Problem vorab ent-
scheiden. 

Aber worum geht es bei den öffentlichen Diskus-
sionen, die über die Ausdehnung der qualifizierten 
Mitbestimmung geführt werden? Ich will es mir 
hier versagen, eine Grundsatzdebatte über diese 
Frage zu führen. Aber es wird so viel geredet, 
meine Damen und Herren, man müsse mit der Aus-
dehnung der Mitbestimmung eine neue Machtkon-
zentration verhindern. Ich fürchte, man erzeugt eine 
neue Machtkonzentration. 

(Beifall bei der FDP.) 

Hier ist die Frage berechtigt: wer kontrolliert denn 
dann die Kontrolleure? Meine Damen und Herren, 
es wird von der Marktstellung von Unternehmen 
geredet. Das ist wahrlich kein Problem der 
Mitbestimmung, sondern das ist ein Problem der 
Wettbewerbsgesetzgebung, der, wie man hört, die 
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besondere Aufmerksamkeit des Herrn Bundeswirt-
schaftsministers gehört. Bitte, vergessen Sie auch 
nicht, daß in der Mitbestimmungsdiskussion insoweit 
eine neue Interessenlage entstanden ist, als heute 
eine große Zahl von Arbeitnehmern — und wir 
hoffen, es werden immer mehr sein — dem Betrieb 
nicht nur als Arbeitnehmer, sondern auch als An-
teilseigner gegenübersteht. Auch diese Interessen-
lage wollen Sie bitte mitberücksichtigen. 

Was die Mitbestimmung und die Erfahrungen im 
Montanbereich angeht, meine Damen und Herren, so 
weiß ich nicht, ob sich in den mitbestimmten Betrie-
ben an der Ruhr diese Mitbestimmung immer zum 
Vorteil der Arbeitnehmer ausgewirkt hat, ob es 
nicht häufig so war, daß hier Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zusammen aus unterschiedlichen Inter-
essen ein Kartell gegen den Fortschritt gebildet und 
damit in Zeiten der Hochkonjunktur die notwendi-
gen personellen Umsetzungen verhindert haben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir werden vor diesem Problem, meine Damen 
und Herren, in anderen Bereichen stehen. 

Nun hat der Herr Bundeswirtschaftsminister, wie 
man der Presse entnehmen konnte, auf dem Partei-
tag seiner Partei beachtliche Ausführungen zur 
Frage der Mitbestimmung gemacht, Ausführungen, 
denen wir unsere Anerkennung gar nicht versagen 
wollen. Aber wir haben es uns abgewöhnt, meine 
Damen und Herren, uns mit Erklärungen auf Partei-
tagen auseinanderzusetzen, weil wir hören, daß sie 
nicht immer Eingang in die Politik der Regierung 
finden. Wir wollen deshalb nur das prüfen, was der 
Herr Bundeswirtschaftsminister auf dem Parteitag 
seiner Partei über seine Tätigkeit als Minister ge-
sagt hat. Er hat dort über die Verhandlungsposition 
gesprochen, die er und sein Parlamentarischer Staats-
sekretär in Brüssel bei der Gestaltung des europäi-
schen Gesellschaftsrechts einnehmen. Dazu hat der 
Herr Bundeswirtschaftsminister folgendes gesagt: 

Wir haben bisher als die für die Bundesrepublik 
Zuständigen gegenüber unseren Partnern natür-
lich versucht, bei der Erörterung der euro-
päischen Handelsgesellschaften den Standpunkt 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes zu vertre-
ten. Das ist ganz selbstverständlich. 

(Hört! Hört! bei der FDP.) 

Herr Bundeswirtschaftsminister, ich möchte der 
Erwartung Ausdruck geben, daß Sie hier klarstellen, 
ob Sie sich in Brüssel, wenn Sie dort über ein euro-
päisches Gesellschaftsrecht verhandeln, als Vertreter 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes oder als Mit-
glied der deutschen Bundesregierung verstehen und 
entsprechend handeln. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, ich kann die Lage des 
Ministers gut verstehen; denn beim Deutschen Ge-
werkschaftsbund weiß er, woran er ist; der hat eine 
Meinung, die Regierung hat sie nicht. 

(Heiterkeit bei der FDP.) 

Sehen Sie, das Bundesministerium der Justiz hat 
im Dezember 1966 zu diesen Fragen Stellung genom

-

men und hat — darf ich das einmal hier zitieren — 
den Beteiligten, also den Gewerkschaften und dem 
Deutschen Industrie- und Handelstag, einen Brief 
zu den Problemen geschrieben, die sich aus der Mit-
bestimmungssituation in der Bundesrepublik für ein 
europäisches Gesellschaftsrecht ergeben. Da heißt es: 

In diesen Fällen stellt sich die wirtschaftspoli-
tisch und mitbestimmungsrechtlich bedeutsame 
Frage, ob im Hinblick auf diese Rechtslage ein 
etwaiges Übereinkommen der EWG-Mitglied-
staaten über die internationale Fusion nur sel-
ten für die Aufnahme ausländischer Unterneh-
men in deutsche Unternehmen verwendet wer-
den würde, sondern im wesentlichen die Fusion 
deutscher Unternehmen durch ihre Aufnahme in 
ausländische Unternehmen fördern würde. Wie 
dieser wirtschaftspolitischen Gefahr begegnet 
werden könnte, vermag ich 

— so sagt der Bundesjustizminister — 

vorläufig noch nicht zu erkennen. 

Meine sehr geehrten Herren der Bundesregie-
rung, seitdem ist über ein Jahr vergangen. Wissen 
Sie jetzt, wie Sie dieser Gefahr begegnen wollen? 
Denn Sie werden mir zugeben: Nichts wäre für 
unsere wirtschaftliche Entwicklung in der Bundes-
republik schädlicher, als wenn wir aus dem Mit-
bestimmungsgefälle, das es in Europa gibt, ein 
Investitionsgefälle zu Lasten der Bundesrepublik 
Deutschland bekämen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Es kann doch niemand wollen, daß sich angesichts 
der sich stetig mehr vollziehenden grenzüberschrei-
tenden Fusionen solche Fusionen nur in Richtung 
Ausland, aber nicht in Richtung Bundesrepublik 
vollziehen. 

Meine verehrten Herren von der Bundesregie-
rung, Sie sollten hier auch ein Wort sagen, wie Sie 
sich die Gestaltung der Rechtsform der europäischen 
Handelsgesellschaft vorstellen. Wollen Sie hier ein 
einheitliches Recht, eine Einheitsgesellschaft finden, 
oder wollen Sie jenen bedenklichen Weg gehen, 
der uns von französischer Seite sozusagen als Dro-
hung schon entgegengehalten worden ist, daß man 
die Mitbestimmungsfrage ausklammert, d. h. daß 
sich bei den europäischen Gesellschaften das Mit-
bestimmungsrecht nach dem nationalen Recht des 
Standorts richtet? Wenn das kommt, wird — das 
kann ich Ihnen versichern — geradezu ein Trend 
entstehen, diese europäischen Gesellschaften über-
all in Europa, nur nicht in der Bundesrepublik zu 
gründen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das würde ein erheblicher Rückschlag für die struk-
turpolitischen Bemühungen der Bundesregierung 
z. B. an der Ruhr und an der Saar sein. 

Wir müssen doch sehen, daß für die Standortwahl 
im Zuge des Zusammenwachsens des Markts, des 
Wegfalls der Handelsschranken völlig neue Ent-
scheidungskriterien auftreten. Eines dieser Kriterien 
ist nun einmal das Recht der Mitbestimmung. Aus 
diesem Grunde sollten Sie hier Klarheit schaffen. 
Es ist offensichtlich, daß Sie für die Vorstellungen, 
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wie sie im Augenblick im Raum sind, keine Sym

-

pathien bei den anderen europäischen Partnern 
bekommen, weder bei den Regierungen noch bei 
den Arbeitgebern noch bei den Gewerkschaften 
unserer Partnerstaaten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Damit möchte ich nicht sagen, daß die Gewerk-
schaften in den anderen europäischen Ländern etwa 
arbeitnehmerfeindlich seien. Meine sehr geehrten 
Damen und Herren, wir sollten überhaupt aus dieser 
schrecklichen Vereinfachung herauskommen, daß 
derjenige, der sich gegen die Ausdehnung der Mit-
bestimmung ausspricht, arbeitnehmerfeindlich sei 
und der andere, der den gegenteiligen Standpunkt 
vertritt, arbeitnehmerfreundlich. Gerade die Pro-
bleme des europäischen Gesellschaftsrechts — ich 
habe bewußt nur diesen Punkt herausgegriffen — 
machen deutlich, daß es im Interesse der Arbeit-
nehmer liegt, zu einer vernünftigen Lösung zu 
kommen, um eine Abwanderung von Betrieben und 
die Verhinderung von Neugründungen zu ver-
meiden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, das deutsche Parla-
ment hat nach unserer Auffassung die Aufgabe, in 
allen Fragen klar Position zu beziehen. Das gilt 
aber nicht nur für die Außenpolitik, sondern auch 
für wirtschaftspolitische Grundfragen, wie wir sie 
hier im Augenblick diskutieren. Ich habe Ihnen 
hier namens meiner Fraktion unseren Standpunkt 
klar vorgetragen. Jetzt ist die Bundesregierung am 
Zuge. Jetzt sind die Regierungsparteien am Zuge. 
Nehmen Sie diese Stunde des Parlaments wahr und 
schaffen Sie Klarheit, damit wir Ruhe für eine ver-
nünftige konjunkturelle Entwicklung bei uns und 
im europäischen Bereich bekommen! 

(Beifall bei der FDP.) 

(V o r sitz : Vizepräsident Scheel.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Ollesch. 

Ollesch (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich nur noch 
einige wenige Worte zu einem Problem sagen, das 
wir innerhalb der Haushaltsberatung beim Haus-
halt des Wirtschaftsministeriums behandeln. Ich 
meine das Gesetz zur Anpassung und Gesundung 
des deutschen Steinkohlenbergbaues und der deut-
schen Steinkohlenbergbaugebiete, kurz Kohlean-
passungsgesetz genannt. 

Wer sich der Diskussionen um dieses Gesetz im 
November des vergangenen Jahres hier in diesem 
Hause erinnert und wer die Aufmerksamkeit auf den 
voll besetzten Tribünen zur Kenntnis nehmen konnte 
— Tribünen, die mit Menschen aus dem Ruhrgebiet, 
die wegen der Erhaltung ihrer Arbeitsplätze in Sorge 
waren, gefüllt waren —, könnte zu der Feststellung 
kommen, daß die Schwierigkeiten, mit denen wir 
uns damals beschäftigten, heute weitgehend be-
hoben sind. Und in der Tat, im Ruhrgebiet ist nicht 

mehr die Krisenstimmung wie damals vorhanden. 
Die Hektik der Tage, an denen Stillegungsbeschlüsse 
im Dortmunder Raum bekanntgegeben wurden, ist 
vorbei. Man könnte der Auffassung sein, es bedürfe 
gar nicht des vorliegenden Anpassungsgesetzes —
das gilt insbesondere für den wirtschaftlichen 
Teil —, um einen geordneten Rückzug der Kohle, 
die  Anpassung der Förderung an den Absatz zu 
erreichen. 

Ich verschweige nicht, daß die Fraktion der Freien 
Demokraten heute wie damals erhebliche Bedenken 
gegen Teile des vorliegenden Gesetzentwurfs, gegen 
das Instrumentarium, das sich der Bundeswirtschafts-
minister zulegen will, mit dessen Hilfe weit in die 
Verfügungsgewalt der Bergbauunternehmer einge-
griffen werden soll, äußert. Das vorliegende Gesetz 
dient dem Ziel — so ist es ausgedruckt —, die 
Bergbauunternehmen und ihre Produktionskapazität 
auf die Absatzmöglichkeiten des deutschen Stein-
kohlenbergbaus auszurichten und die Steinkohlen-
bergwerke mit der nachhaltig stärksten Ertragskraft 
ihre Produktionskapazität ausnutzen lassen zu kön-
nen. Meine Damen und Herren, diesem Ziel dienten 
auch die Maßnahmen vor Einbringung des vorliegen-
den Kohleanpassungsgesetzes. Diese Maßnahmen 
der Vergangenheit haben nachhaltige Erfolge ge-
zeitigt, denn es war möglich, einen großen Teil des 
Kapazitätsüberhanges abzuwerfen und eine große 
Anzahl von Belegschaftsmitgliedern ohne Erschütte-
rung ihres sozialen Besitzstandes in andere Arbeits-
stellen hineinzubringen. 

Wenn ich mir heute die Arbeitsmarktlage im Ruhr-
gebiet, speziell auf dem Bergbausektor, ansehe — 
es  gibt Hunderte von offenen Stellen für Berg-
leute —, könnte man um so mehr der Meinung sein, 
dieses Gesetz sei nicht mehr notwendig. Wir glau-
ben, daß die wirtschaftlichen Maßnahmen, die in 
diesem Gesetz vorgeschlagen werden — zu dem 
Sozialteil werde ich noch einige Worte sagen —, 
im Grunde genommen aus der Situation heraus 
nicht mehr erforderlich wären. Zum anderen glau-
ben wir, daß der vorgeschlagene Kohlebeauftragte, 
der weit in die Eigentumsrechte der Unternehmun-
gen eingreift, gar nicht in der Lage sein wird, das 
angesprochene Ziel zu erreichen; auch nicht mit 
seinem Kohlenbeirat. 

Es wird in diesem Gesetz viel von der optimalen 
Unternehmensgröße gesprochen. Und als optimale 
Unternehmensgröße wird die Gesamtgesellschaft, 
die Einheitsgesellschaft, angesehen. Es hat in der 
Vergangenheit — bis in die jüngsten Wochen hin-
ein — den Anschein gehabt, das Ziel der Schaffung 
einer Einheitsgesellschaft würde auf freiwilliger 
Basis erreicht. Aber die Widerstände gegen die 
Schaffung einer solchen Einheitsgesellschaft kamen 
nicht so sehr von der Unternehmerseite, sondern 
von der Arbeitnehmerseite, von der Industrie-
gewerkschaft Bergbau und Energie, weil die Schaf-
fung einer Einheitsgesellschaft Probleme der Mit-
bestimmung aufrührt, die einvernehmlich in den 
Beratungen nicht gelöst werden konnten. 

Nun, was ist überhaupt die optimale Unterneh-
mensgröße? Soll sie ausgerichtet werden nach der 
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Kapazität? Sind die Jahrestonnen Maßstab für eine 
optimale Größe, oder ist nicht -- — 

(Abg. Russe [Bochum] : Steht alles im Ge

-

setz! Hätten Sie sich von Ihren Kollegen 
berichten lassen können!) 

— Herr Kollege Russe, im Gesetz steht natürlich, 
daß die optimale Größe die Gesamtgesellschaft 
wäre. 

(Abg. Russe [Bochum] : Nein, das steht gar 
nicht drin!) 

— Das steht im Bericht. 

(Abg. Russe [Bochum] : Da haben Sie sich 
vertan!) 

— Das steht in dem Bericht zu dem Gesetz, das 
werden Sie nicht bestreiten. 

(Abg. Russe [Bochum] : Doch! Bestreite ich!) 

Nun ist die Schaffung einer optimalen Unter-
nehmensgröße ein recht schwieriges Unterfangen, an 
dem sicherlich auch der Kohlebeauftragte scheitern 
wird. Denn wenn es so sehr einfach wäre, dann 
hätte der Bund beispielsweise in seinen bundes-
eigenen Bergbaugesellschaften den übrigen Unter-
nehmern zeigen können, wie eine optimale Unter-
nehmensgröße auszusehen hat. Der Eigentümer 
dieser Gesellschaften müßte doch von sich aus in 
der Lage sein — zumal er der Einbringer des 
Gesetzentwurfes ist —, diese optimale Unterneh-
mensgröße als Beispiel festzulegen. Es wäre viel-
leicht ein nachahmenswertes Beispiel für die übrigen 
Unternehmungen gewesen, wenn der Bund hier 
vorangegangen wäre und Zeichen gesetzt hätte. Das 
ist leider nicht geschehen, aus vielfachen Gründen 
heraus, woran man sieht, daß die Schaffung solcher 
optimalen Größen kein einfaches Werk ist. 

In diesem Gesetzentwurf wird bestimmt, daß nach 
dem 1. 1. 1969, wenn Unternehmen sich weigern 
sollten, sich zu optimalen Unternehmensgrößen zu-
sammenzuschließen, die bisher gewährten Vergün-
stigungen und noch zu gewährende Vergünstigun-
gen nicht mehr gezahlt werden. Mir scheint, daß die 
Frist von einem Dreivierteljahr angesichts der 
Erfahrungen, die wir in der Vergangenheit machen 
konnten, ungewöhnlich kurz ist. 

Zum anderen werden dem Kohlebauftragten Ein-
griffe in die Personalgestaltung der Unternehmen 
zugestanden. Zwar soll er nur Empfehlungen geben, 
aber die Nichtbefolgung dieser Empfehlungen zieht 
auch den Entzug der Vergünstigungen nach sich. 
Von daher bestimmt er mit seinem Kohlebeirat die 
Personalpolitik der Bergbauunternehmen. Auch da-
hinter setzen die Freien Demokraten ein großes 
Fragezeichen. Wir haben anläßlich der ersten Bera-
tung des Kohleanpassungsgesetzes erklärt, daß die 
einzige Lösung zur Behebung der Kohlenkrise und 
der Schwierigkeiten im deutschen Kohlenbergbau 
eine rasche Anpassung der Förderung an den Ab-
satz ist, eine Auffassung, die wir in der Vergangen-
heit schon vertreten hatten und der sich die Bundes-
regierung und der Bundeswirtschaftsminister — die 
Vorlage des Gesetzes weist es ja aus — angeschlos-
sen haben. 

Wir haben aber ebenso deutlich erklärt, daß wir 
bei der Anpassung mit den notwendigen Umset-
zungen der Belegschaft keinesfalls die Belegschaft 
unter dieser Strukturveränderung leiden lassen 
wollten, und deswegen begrüßen wir den sozialen 
Teil des Kohleanpassungsgesetzes. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Ihre Leute haben 
sich aber im Ausschuß der Stimme enthal

-

ten, Herr Ollesch!) 

— Herr Kollege Dr. Schellenberg — — 

(Abg. Ravens: Das ist die neue Begrüßungs

-

formel der FDP!) 

Bei uns diskutiert die gesamte Fraktion über an-
stehende Probleme. Sie überläßt es nicht nur den 
Ausschußmitgliedern. Und sehen Sie einmal, Herr 
Professor Schellenberg, wenn unsere Ausschußmit-
glieder sich der Stimme enthalten haben, dann haben 
sie es mit Rücksicht auf die Gesamtfraktion getan 
angesichts der Bedenken, die wir auch beim So-
zialplan, Herr Professor Schellenberg, hier anzu-
melden haben. 

(Abg. Dr. Schellenberg: Wollen Sie ihn 
verbessern?) 

— Nein, wir wollen ihn nicht verbessern, aber wir 
haben Bedenken dagegen, Herr Professor Schellen-
berg, daß die bisherigen freiwilligen betrieblichen 
Leistungen Inhalt des vorliegenden Gesetzentwurfs 
werden 

(Abg. Russe [Bochum] : Das stimmt doch gar 
nicht! Lesen Sie das Gesetz doch einmal 
richtig! — Abg. Ravens: Haben Sie die 
Bedenken auch bei den Stillegungsprämien 

gehabt?) 

und nunmehr Zwangsleistungen werden. Wir sind 
also der Auffassung, daß diese sozialen Leistungen 
zu Recht den Menschen gewährt werden, denen im 
Grunde genommen keine Schuld zuzumessen ist 
an den notwendigen Änderungen, an den Schwierig-
keiten, die dadurch entstehen, daß sich in einem 
Ballungsraum Strukturveränderungen vollziehen 
und Umsetzungen nicht in dem Maße möglich sind, 
wie es wünschenswert wäre. Der Grund ist darin zu 
suchen, daß wir unsere Menschen in der Bundesrepu-
blik in den letzten Jahren bewußt dadurch immobil 
gemacht haben, daß wir ihnen zu Eigentum verholfen 
haben, und zwar aus gesellschaftspolitischen Grün-
den, die auch wir bejahen. Dadurch haben wir sie 
immobiler gemacht, als sie es in der Vergangenheit 
waren. Sie sind also heute schwerer umzusetzen, 
und es bleibt die Aufgabe, die Betriebe mobil zu 
machen. 

Von daher begrüßen wir den sozialen Teil. Wir 
begrüßen es, daß die Anpassungsmaßnahmen Be-
standteil dieses Gesetzes sind, Anpassungsmaßnah-
men, die bisher aus Mitteln des Bundes und der 
Montanunion geleistet wurden und die nunmehr 
durch das Land Nordrhein-Westfalen aufgestockt 
werden. Wir neigen überhaupt mehr zu Anpassungs-
maßnahmen, zu den Maßnahmen der Umschulung 
und dergleichen. Wir halten mehr davon, die Be-
troffenen wieder in den Arbeitsprozeß hineinzubrin-
gen, in einen Prozeß, wo sie ohne Hilfe und ohne 
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sozialen Abfall wieder ihren Lebensunterhalt be-
streiten können, als davon, Härten mit Zahlung von 
einmaligen Abfindungsgeldern zu begegnen. Aber 
auch diese werden dort notwendig sein, wo Ver-
mittlungen nicht mehr möglich sind und Umsetzun-
gen nicht vorgenommen werden können. 

Ich sagte Ihnen: wir haben Bedenken gegen die 
Einbeziehung der betrieblichen Maßnahmen, die in 
Teil 3 genannt werden, weil wir der Auffassung 
sind, daß freiwillig gewährte Maßnahmen, sobald 
sie Grundlage eines Gesetzes werden, unter Um-
ständen dazu führen können, daß weitere, darüber 
hinausgehende Maßnahmen nicht mehr gewährt 
werden. Wir sind also der Auffassung, daß die Um-
wandlung an der Ruhr, die sich zwar langsamer als 
bisher, aber dennoch vollzieht, nicht zu Lasten der 
arbeitenden Menschen an der Ruhr erfolgen darf, 
und von daher stimmen wir dem Gesetzentwurf im 
sozialen Teil zu. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Herr 
Bundeswirtschaftsminister. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Es ist natürlich durchaus legitim, daß Herr 
Genscher das Thema „Mitbestimmung" beim Haus-
halt des Bundeswirtschaftsministers anspricht, ob-
gleich nach der Geschäftsverteilung der Bundes-
regierung federführend für den Bereich Mitbestim-
mung — das dürfte Herrn Genscher doch nicht ganz 
aus der Erinnerung gekommen sein — der Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung ist. Der Bun-
deswirtschaftsminister ist allerdings in Fragen der 
Mitbestimmung, weil das auch eine Frage der Ord-
nungspolitik ist, einvernehmlich zu beteiligen. Und 
bei der Einsetzung der Sachverständigenkommission 
der Bundesregierung, einer Sachverständigenkom-
mission, die in der Regierungserklärung vom 13. De-
zember 1966 angekündigt wurde, bestand tatsächlich 
volles Einvernehmen zwischen dem Arbeitsminister 
und dem Wirtschaftsminister. 

(Zuruf: Bestand?) 

— Bestand und besteht. 

Nun zu der Frage selbst, die Herr Genscher auf-
warf. Leider ist er nicht da; er hat vorhin einige 
wenig tolerante Äußerungen über abwesende 
Kollegen gesagt, deswegen vermisse ich ihn. —
Meine Damen und Herren, ich glaube in bezug auf 
den SPD-Parteitag eines feststellen zu können: Wir 
hatten dort eine sehr umfassende, sehr ernste und 
sehr eindringliche Debatte zu dem Thema Mit-
bestimmung; auf jeden Fall weit ernster, eindring-
licher, und ich muß wohl sogen, auch seriöser als 
die wenigen kurzen Bemerkungen von Herrn Gen-
scher zu diesem wichtigen Thema. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sein Zitat aus meinen Äußerungen dort war auch 
nicht gerade, sagen wir einmal, sehr umfassend, 
sondern betraf einen Satzteil. 

(Abg. Moersch: Aber ein wichtiger! Das ist 
die Kunst des Zitierens!) 

Ich darf deswegen weiter lesen aus meinen dama-
ligen Ausführungen: 

Nur werden wir eines Tages vor die harte 
Wahl gestellt werden — und das gilt für jede 
Bundesregierung —: Entweder es gibt eine 
Europäische Handelsgesellschaft ohne minimale 
Konzessionen gegenüber unserem System, oder 
es gibt keine europäische Handelsgesell-
schaft ... Es gibt noch einen dritten Ausweg, 
und den hat mein Kollege Debre auch schon 
angedeutet ... Der Ausweg besteht darin, daß 
sich die europäische Handelsgesellschaft in der 
Frage der Mitbestimmung jeweils nach dem 
Recht des Mitgliedstaates richtet, in dem sie 
ihren Sitz hat. 

Ich habe dann in den folgenden Sätzen auch auf 
die weiteren Konsequenzen hingewiesen. Herr 
Genscher, Sie sehen: es ist mehr gesagt worden, 
auch von mir, als das, was Sie zitiert haben; und es 
ist, glaube ich, sehr abgewogen formuliert worden, 
und es ist dasselbe, was der Wirtschaftsminister 
hier sagt. 

Vizepräsident Scheel: Herr Bundeswirtschafts-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: 
Bitte sehr! 

Genscher (FDP) : Herr Bundeswirtschaftsminister, 
würden Sie sich bitte daran erinnern, daß ich aus-
drücklich dem sachlichen Teil Ihrer Ausführungen 
meinen Respekt bezeugt und mich bei diesem Zitat 
nur dafür interessiert habe, in wessen Auftrag Sie 
in Brüssel verhandeln? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Ich 
werde Ihnen auch dazu eine Auskunft geben. Na-
türlich habe ich in Brüssel verhandelt und verhandle 
ich in Brüssel im Auftrag der Bundesregierung. Nur: 
Zum Thema Mitbestimmung in der Europäischen 
Handelsgesellschaft ist es ganz klar, daß wir de 
lege lata vorgehen müssen. Es gibt nämlich ein Ge-
setz, und zwar über die Betriebsverfassung, ein 
deutsches Gesetz, angenommen von diesem Parla-
ment. Ist es da nicht legitim, den Standpunkt der 
deutschen Gewerkschaften zu vertreten, daß man 
dieses deutsche Gesetz möglichst in die Europäische 
Handelsgesellschaft einbringt? Ich glaube, Herr 
Genscher, gegen diesen wohlverstandenen Auftrag 
vom bestehenden Gesetz her, das zugleich der Mei-
nung des Gewerkschaftsbundes entspricht, können 
Sie auch hier als Abgeordneter nichts haben. 

(Abg. Büttner: Das ist zuviel verlangt!) 

Im übrigen darf ich hinzufügen: Die Sachlage dort 
ist so: Dieses Europa befindet sich ja zur Zeit nicht 
gerade im allerbesten Zustand. 

(Abg. Moersch: Weiß das der Bundeskanzler?) 

— Ja, das weiß er ganz genau, wir sprechen sehr 
viel darüber und versuchen sehr viel, das zu bes-
sern. Wir nehmen alle unsere Aufgabe in dieser Be-
ziehung, wie Sie wohl wissen, sehr ernst. Ich habe 
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z. B. meinem Kollegen Debré bei der letzten Ver-
handlung zum Thema Europäische Handelsgesell-
schaft gesagt: Lieber Herr Kollege Debré, es ist ein 
sehr düsteres Europa, das wir jetzt haben, aus be-
kanntem Anlaß; wollen Sie von den deutschen Ge-
werkschaften verlangen, daß sie in diesem Augen-
blick für dieses düstere Europa Konzessionen in der 
Frage der Betriebsverfassung machen? Diese Frage 
habe ich ihm vorgelegt, und er hat sie eingesehen 
und hat sein Einverständnis gegeben, daß diese 
Frage vorläufig ausgeklammert wird. — Ich glaube, 
damit ist dieses Thema genügend in der nötigen 
Sachlichkeit behandelt worden. 

Ich möchte noch ein Wort zur Sache selbst sagen. 
Sie wissen, Herr Genscher, wir haben auch jetzt nach 
dem Gesetz zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft die konzertierte Aktion 
entwickelt, und ich habe sie einmal als eine flexible 
Methode der Mitwirkung der autonomen Gruppen 
an der Vorformung der Wirtschaftspolitik bezeich-
net. Als ich diese Formulierung gebraucht habe, hat 
ein kluger Journalist zu mir gesagt, ich sei damit 
der erste mitbestimmte Minister. Ich kann Ihnen 
nur sagen, Herr Genscher, ich fühle mich ganz wohl 
in dieser meiner Eigenschaft. 

(Heiterkeit!) 

Und weil Sie auf die Äußerungen meines Parlamen-
tarischen Staatssekretärs anspielten, darf ich hinzu-
fügen, er hat sicherlich folgendes bisherige Ergebnis 
der konzertierten Aktion gemeint: Es geht in dem 
jetzigen Stadium der Verhandlungen dort nicht 
allein um Mark und Pfennig, sondern es geht auch 
um gesellschaftspolitische Fragen, die dort in gro-
ßem Kreise — Unternehmerverbände, Gewerkschaf-
ten, Sachverständige und Regierung — besprochen 
werden, z. B. Fragen der Vermögenspolitik, — nicht 
Fragen der Mitbestimmung, weil diese Fragen in der 
Sachverständigenkommission der Regierung auf-
tragsgemäß behandelt werden. Ich darf noch hinzu-
fügen, daß diese gesellschaftspolitische Aufgabe, 
die uns allen gestellt ist, auch von den Unterneh-
merverbänden, nicht nur von den Gewerkschaften, 
heute als Herausforderung empfunden wird und 
daß wir gemeinsam in diesem Sinne an vermögens-
politischen Modellen arbeiten und Ihnen, wenn die 
Vorergebnisse fertig sind und das Kabinett damit 
befaßt worden ist, hier im Parlament Vorschläge 
machen werden. 

Nun, meine Damen und Herren, ist es wohl ange-
bracht, daß ich noch ein paar ergänzende und ab-
schließende Worte von der Exekutive aus sage zu 
dem heute und hier zur Abstimmung stehenden 
Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung und Ge-
sundung des deutschen Steinkohlenbergbaus und 
der deutschen Steinkohlenbergbaugebiete. In der 
Erklärung der Bundesregierung vom 8. November 
vorigen Jahres wurde festgestellt: 

Die deutsche Kohle hat Zukunft! Sie hat dann 
eine Zukunft, wenn wir heute nicht einfach zu 
einer neuen Subventionsrunde ansetzen ..., 
sondern wenn wir allesamt entschlossen und 
zielbewußt einen Prozeß der Anpassung und 
Gesundung für die Kohle einleiten. 

So weit das Zitat. Die Beratungen in den letzten 
Monaten in diesem Hohen Hause haben gezeigt: 
Die Mehrheit dieses Parlaments ist zu einer sol-
chen zukunftsorientierten Politik für die Kohle be-
reit. Die Bundesregierung hat gleichzeitig im ver-
gangenen Jahr ihr Steinkohlenprogramm vorgelegt 
und im Januar dieses Jahres im Rahmen des Jah-
reswirtschaftsberichts, wie Sie sich erinnern, die 
Absatzaussichten auf dem deutschen Energiemarkt 
auf mittlere Frist dargelegt. 

Kernstück unseres Programms für die Kohle ist das 
hier vorliegende, heute zur Abstimmung stehende 
Kohlegesetz. In diesem Gesetz werden die Schwer-
punkte unseres gesamten Kohle- und Energiepro-
gramms deutlich. 

Erstens — ich möchte das mit aller Klarheit sa-
gen, damit es keine Zweifel gibt  : Für die Siche-
rung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit un-
serer Gesamtwirtschaft brauchen wir eine mög-
lichst billige Energieversorgung. Ich glaube, dage-
gen kann auch die FDP nichts sagen. Wir brauchen 
aber zugleich auch so viel Sicherheit, um ein Über-
greifen kurzfristiger Versorgungsstörungen auf die 
Gesamtwirtschaft auch in preismäßiger Hinsicht ver-
hindern zu können. Wir brauchen also deshalb 
eine gesunde und leistungsfähige Kohle, die mit 
den übrigen Energieträgern konkurrieren kann. 

Damit wird das Entscheidende deutlich, Herr 
Friderichs: Wir wollen mit diesem Gesetz den Stein-
kohlenbergbau in eine Verfassung bringen, in der 
er sich marktwirtschaftlich behaupten kann. Das ist 
der Sinn dieses Gesetzes. Sie wissen doch, daß es 
70 Jahre lang im deutschen Steinkohlenbergbau 
keine marktwirtschaftlichen Verhältnisse gegeben 
hat. Wir bereiten mit diesem Gesetz für die Zukunft 
den Sprung des Bergbaus aus dem Reich der  Not-
wendigkeiten in das Reich der Freiheit vor. Ich 
könnte vielerlei Eideshelfer zitieren, die den markt-
wirtschaftlichen Trend dieses Gesetzentwurfs be-
gründet und bestätigt haben. Ich will Ihnen einen 
nennen, und zwar nenne ich ihn auch deshalb, weil 
er uns sonst immer sehr kritisch in diesem Jahr be-
gleitet hat: das ist Wilhelm Throm von der „Frank-
furter Allgemeinen Zeitung". Er hat am 7. November 
vorigen Jahres zu dem Gesetzentwurf gesagt: „Alles 
in allem ist dieser Vorschlag der am ehesten markt-
wirtschaftlich zu rechtfertigende Plan." Soweit das 
Zitat von Herrn Throm. Ich glaube, Herr Friderichs, 
er sollte für Sie, was die marktwirtschaftliche Qua-
lität dieses Gesetzentwurfs betrifft, über allem Zwei-
fel sein. 

Zweitens wollen wir die Wirtschaftskraft in den 
Steinkohlenrevieren sichern und auf eine neue, 
breitere Basis stellen. Deshalb muß der Gesun-
dungs- und der Anpassungsvorgang bei der Kohle 
von einem neuen Prozeß der Industrialisierung in 
diesen Gebieten begleitet sein. 

Drittens müssen die aus ihrer Tätigkeit im Stein-
kohlenbergbau ausscheidenden Menschen sozial-
politisch möglichst weitgehend abgesichert sein. Der 
im Interesse der Gesamtwirtschaft notwendige 
Gesundungsprozeß in der Kohle darf nicht einseitig 
zu Lasten der heute im Bergbau tätigen Menschen 
gehen. 
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An diesen drei Zielen hat die Bundesregierung 

ihr Gesamtprogramm orientiert. In der Energie-
debatte am 8. November 1967 hat dieses Gesamt-
programm der Bundesregierung die grundsätzliche 
Zustimmung dieses Hohen Hauses gefunden. In dem 
damaligen Ringen um eine zukunftsorientierte 
Lösung ist doch tatsächlich der Durchbruch zu einem 
neuen Abschnitt in unserer Kohle- und Energie-
politik gelungen. Wir sind standhaft geblieben. 
Wir sind nicht in einen neuen Kohleprotektionismus 
abgeglitten. Das war doch das Ergebnis der Debatte 
am 8. November, und es ist auch jetzt das erfreu-
liche Ergebnis der Ausschußberatungen. 

Mit der Debatte vom 8. November, in der eine so 
große Übereinstimmung bestand, daß man nicht das 
Spiel von vorn anfangen wollte, daß man nicht 
konservierende Strukturpolitik betreiben wollte, 
war für die Einzelberatung des Gesetzentwurfs 
in den Ausschüssen die gute Grundlage gegeben. 

Namens der Bundesregierung darf ich an dieser 
Stelle allen Ausschüssen des Hohen Hauses danken, 
die mit der Regierungsvorlage befaßt waren. Ich 
danke für die Sorgfalt und die Intensität, mit der 
alle Beteiligten die Vorlage beraten, sich aber vor 
allem auch mit der zugrunde liegenden Problematik 
auseinandergesetzt haben. Das gilt auch für die 
mitberatenden Ausschüsse, von denen ich vor allem, 
Herr Kollege Schellenberg, den Ausschuß für Sozial-
politik nennen möchte, der sich sehr eingehend über 
die Situation des Bergmanns im Strukturanpas-
sungsprozeß im Ruhrgebiet und über die Schwierig-
keiten, die für den Bergmann entstehen, informiert 
hat. Das alles gilt aber besonders für den feder-
führenden Ausschuß für Wirtschaft und Mittel-
standsfragen, der die verschiedenen Möglichkeiten 
und Alternativen eingehend geprüft und ein sehr 
hohes Ausmaß an Arbeitskraft und Ideen in dieses 
Gesetz investiert hat. Ich danke besonders den 
Abgeordneten der verschiedenen Fraktionen im 
Wirtschaftsausschuß und im Sozialpolitischen Aus-
schuß, die mir geholfen haben, auf daß keine wei-
tere Verzögerung im Gesetzgebungsverfahren ein-
trat, und die dafür gesorgt haben, daß das Gesetz-
gebungsverfahren unbeeinträchtigt von Verhand-
lungen in dritten Bereichen zum Abschluß kam. 

Die Ausschüsse, meine Damen und Herren, haben 
dem Konzept der Bundesregierung insgesamt zu-
gestimmt. Sie haben gleichzeitig durch ihre Ände-
rungen und Ergänzungen wichtige Verbesserungen 
beschlossen. Ich will darauf verzichten, auf diese 
Verbesserungen im einzelnen einzugehen. Ich kann 
Ihnen jedoch hier zur zweiten und dritten Beratung 
mitteilen: Die Bundesregierung schließt sich den 
Änderungsvorschlägen und den ausführlichen Dar-
legungen der Berichterstatter der Ausschüsse voll 
an. 

Meine Damen und Herren, das Kohlegesetz wird 
die Kohlepolitik in Deutschland auf eine völlig neue 
Grundlage stellen. Voraussetzung für dieses Unter-
nehmen war zunächst eine Stabilisierung des Ab-
satzes; denn in einer sich überschlagenden Entwick-
lung ist eine Gesundung nicht möglich. Bei den ab-
satzstabilisierenden Maßnahmen, die wir im letzten 
Jahr in Kraft gesetzt haben, brauche ich nur stich

-

wortartig auf die Verstromung, auf die Kokskohle-
beihilfe, auf die Kohleeinfuhrregelung, auf die 
Selbstbeschränkung und nicht zuletzt auch auf die 
Heizölsteuer hinzuweisen. Die Wirkung dieser flan-
kierenden Maßnahmen, die wir nicht über diesen 
Punkt hinaus weitertreiben wollen, ist jetzt deutlich 
erkennbar. Die Kohlehalden sind Ende März 1968 
um rund 6 Millionen t geringer als zur gleichen 
Zeit des Vorjahres. Während wir von 1964 bis Mai 
1966 einen Absatzrückgang von rund 10 Millionen t 
jährlich hatten, hat sich der Absatz von Steinkohle 
seit dem dritten Vierteljahr 1967 trotz der allge-
meinen Rezession deutlich stabilisiert. Aus dem 
Sturzflug ist inzwischen ein Gleitflug geworden. 

Aber, meine Damen und Herren, wir hatten zeit-
weilig den Eindruck, daß diese Erleichterung, herbei-
geführt durch flankierende Maßnahmen, nun wieder 
jene Kräfte wach werden ließ, die eigentlich nach 
der Parole verfahren wollen: So weitermachen wie 
bisher, d. h. so wie man zehn Jahre verfahren ist. 
Eine Kohlenkrise, dann gibt es Krach, dann gibt es 
noch einmal wieder einen politischen Termin, und 
dann müssen wir alle zur Kasse schreiten. Das ist 
das Geheimpapier, das jene in der Schublade haben, 
die die Hände in den Schoß legen wollen, die einfach 
so weitermachen wollen und auf die nächste Subven-
tionsrunde hoffen. Herr Ollesch, ich hatte den Ein-
druck, Ihre Ausführungen zielten etwas in diese 
Richtung: weitermachen wie bisher. 

(Widerspruch.) 

— Na, dann sollten Sie dem Gesetz, nicht nur dem 
sozialpolitischen Rosinenteil, sondern dem ganzen 
Gesetz, auch dem harten Teil, zustimmen. Sonst 
wäre das inkonsequent. 

Es ist der Sinn dieses Gesetzes, daß wir eben 
nicht so weitermachen wie bisher, sondern daß wir 
die Erholungspause, die wir zur Zeit für die Kohle 
genießen, in einen Prozeß dauerhafter Gesundung 
überleiten. Mit dem Gesetz werden alle Möglichkei-
ten des Staates, die in unserer Wirtschaftsordnung 
für die Überwindung der Strukturkrise zur Verfü-
gung stehen, eingesetzt, denn die ist noch nicht be-
hoben, auch wenn es jetzt eine zeitweilige Erleichte-
rung für den Kohleabsatz gibt. Wir erwarten jetzt 
von allen Verantwortlichen der Bergbauwirtschaft 
— der Herr Bundeskanzler hat das in seiner Erklä-
rung zur Lage der Nation schon sehr deutlich ge-
sagt —, daß sie die Zielsetzung dieser Politik und 
dieses Gesetzes in Zukunft tatkräftig unterstützen. 

In unserem Jahreswirtschaftsbericht haben wir 
zahlenmäßig dargelegt: Der deutsche Steinkohlen-
bergbau hat vor allem dann eine Zukunft, wenn er 
seine Chancen erkennt. Auch einige Bergassessoren 
sollten nun auf der Basis dieses neuen Gesetzes die 
Chancen für den Bergbau erkennen und nutzen und 
sollten sich an den einfachen parlamentarischen Tat-
bestand des Kompromisses gewöhnen, der ja in je-
nem Wirtschaftszweig in den 70 Jahren nichtmarkt-
wirtschaftlicher Ordnung vielleicht ein bißchen ver-
gessen worden ist, wie wir alle wissen. Ich meine 
den Kompromiß als solchen. 

Das alles ist ein Wort für die Zukunft. Auf jeden 
Fall setzt die grundlegende Zielsetzung der deut- 
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schen Energiepolitik, billige und sichere Energie für 
die gesamte deutsche Wirtschaft zu haben, einen 
leistungsfähigen, rationalisierten Steinkohlenberg-
bau voraus. Es kommt also nunmehr entscheidend 
darauf an, daß eine Unternehmenspolitik betrieben 
wird, bei der Förderung und Absatz unter gesamt-
wirtschaftlich vertretbaren Bedingungen in Einklang 
stehen. Ich möchte es so sagen: Die deutsche Kohle 
muß zu einem Maximum an Wettbewerbsfähigkeit 
und zu einem Minimum an Hilfsbedürftigkeit kom-
men. 

Das erfordert auf der Basis dieses Gesetzes vom 
Steinkchlenbergbau selbst einiges, nämlich im 
wesentlichen fünf Verhaltensweisen: 1. eine Aus-
richtung der Produktionspolitik auf den Markt, 2. die 
Ausnutzung aller Möglichkeiten zur Kostensenkung, 
3. eine elastische Absatz- und Preispolitik, 4. eine 
Konzentration der Förderung auf die besten Schacht-
anlagen end 5. stabile Belegschaftsverhältnisse durch 
eine Belegschaftspolitik, die dem Bergmann das Be-
wußtsein eines gesicherten Arbeitsplatzes gibt. Diese 
Aufgaben kann der Steinkohlenbergbau nur dann 
erfüllen, wenn er sich selbst eine neue, straffe 
Unternehmensform gibt, eine straffe Organisations-
form  mit wenigen Entscheidungszentren. Darüber 
hinaus muß ein Gesamtanpassungsprogramm aufge-
stellt werden, das für einen überschaubaren Zeit-
raum überzeugend deutlich macht, welche Anstren-
gungen hei der Steinkohle selbst für die Gesundung, 
für die Anpassung noch erforderlich sind. 

Meine Damen und Herren, das Kohlegesetz macht 
dies alles möglich. Es will die für diese Aufgaben 
notwendigen Weichenstellung erleichtern. Es will 
sie notfalls auch erzwingen, und zwar mit finan-
ziellen Mitteln, durch Rücknahme von bestimmten 
Subventionen. Herr Mertes hat vorhin wieder so 
sehr für den Abbau von Subventionen plädiert. Ich 
kann nur sagen: Herr Mertes, hier ist eine Chance 
gegeben. Hier in dem Gesetz wird vorgesehen, daß, 
wenn sich bestimmte Unternehmen in Zukunft nach 
einem bestimmten Zeitablauf nicht marktkonform 
verhalten, ihnen eine beachtliche Summe von Sub-
ventionen entzogen wird. Das ist doch eine gute 
Sache, und ich hoffe, Sie werden gleich ja sagen 
zu diesem Gedanken. 

Mertes (FDP) : Herr Minister, sind Sie bereit, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß ich mich zwar über diese 
Zusage sehr freue, aber  Sie  doch fragen möchte, ob 
Sie bereit sind, dieses nach Ihrer Meinung gute 
Beispiel auf andere Wirtschaftszweige entsprechend 
auszudehnen, sowie es das Stabilitätsgesetz der 

 Bundesregierung vorschreibt? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Das 
Stabilitätsgesetz schreibt vor, daß alle zwei Jahre 
der Bundesfinanzminister einen Subventionsbericht 
über den Status, die Rechtsgrundlagen und den mög-
lichen stufenweisen Abbau von Subventionen gibt. 
Ich nehme an, der nächste Subventionsbericht dieses 
Bundesfinanzministers — dies war ja erst der erste 
Bericht — wird Ihnen über diese Sachen ein bißchen 
mehr sagen. Der Bericht ist nach meinem Gefühl 
etwas zu früh gekommen. Von mir aus hätte das 

noch ein wenig andauern können. Aber der Herr 
Bundesfinanzminister hat es sehr gut gemeint. Er 
wollte nämlich das Parlament möglichst früh mit 
diesem Material ausrüsten. Ich glaube, wir alle 
werden mit diesem neuen Instrument umgehen 
lernen müssen, sowohl mit dem wirtschafts- und 
finanzpolitischen Instrumentarium allgemein, das 
speziell im Stabilitäts- und Wachstumsgesetz gege-
ben ist, wie auch mit dem Subventionsbericht selbst. 
Er wird das nächste Mal sicherlich vollkommener 
sein. Aber hier — im Kohlegesetz — haben Sie eine 
konkrete Möglichkeit, am Entzug von Subventionen 
mitzuwirken. 

Der Bundesbeauftragte selber, der dem parlamen-
tarisch verantwortlichen Bundesminister für Wirt-
schaft unterstellt sein soll, soll kein Vormund des 
Steinkohlenbergbaus sein. Der Bundesbeauftragte 
soll vielmehr Statthalter des öffentlichen Interesses 
sein, weil er nämlich öffentliche Gelder und ihre 
Verwendung zu kontrollieren hat. Es geht hierbei 
um über eine Milliarde DM allein aus dem Bundes-
haushalt, ganz abgesehen von den sozialpolitischen 
Globalzuwendungen an die Knappschaft, die wir 
hier gar nicht zu erwähnen brauchen. 

Ich sagte, der Bundesbeauftragte soll Statthalter 
des öffentlichen Interesses und besonders des Steuer-
zahlers sein. 

(Abg. Illerhaus: Wenn er seine Hände in 
Unschuld wäscht?) 

— Die Leitlinien für sein Handeln und seine Ent-
scheidungen sind in § 1 des Gesetzes klar vorge-
zeichnet, Herr Illerhaus. Ich glaube, es sind sehr ein-
deutige Bestimmungen. Im übrigen können Sie mich 
belangen. Denn ganz richtig ist deutlich gesagt wor-
den,  daß der Wirtschaftsminister die Aufsicht über 
den Bundesbeauftragten hat und für ihn auch poli-
tisch und parlamentarisch verantwortlich ist; wie 
könnte es anders sein? 

(Abg. Illerhaus: Herzlichen Glückwunsch!) 

Mit der Einfügung des § 4 Abs. 3 hat der Wirt-
schaftsausschuß eine wesentliche Ergänzung des Ge-
setzentwurfs vorgenommen. Er hat dem Bundesbe-
auftragten die Möglichkeit eröffnet, auch Empfeh-
lungen zur Belegschaftspolitik im Steinkohlenberg-
bau abzugeben. Wir begrüßen das. 

Meine Damen und Herren! Die Verhandlungen 
über die Konzentration im deutschen Steinkohlen-
bergbau in Richtung auf eine Gesamtgesellschaft 
sind noch im Gange. § 18 — früher § 12 — des 
Gesetzentwurfs öffnet jetzt die Wege in zwei Rich-
tungen. Es ist beides möglich. Es ist möglich der 
Zusammenschluß zu mehreren optimalen Unterneh-
mensgrößen nach § 18 Abs. 1, und es ist möglich der 
Zusammenschluß zu einer Gesamtgesellschaft. Im 
übrigen ist eine Modellverordnung nach § 20, eine 
Rechtsverordnung, Herr Ollesch, dem Ausschuß für 
Wirtschaft vorgelegt worden, so daß Sie auch gese-
hen haben oder sehen konnten, wie man sich die 
Bestimmung der optimalen Unternehmensgröße für 
den Fall denkt, daß es keine einzige Gesamtgesell-
schaft im Ruhrgebiet gibt. Wie gesagt, die Verhand-
lungen laufen weiter, und die Vertreter der Unter- 



8740 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 166. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 3. April 1968 

Bundesminister Dr. Schiller 

nehmer verhandeln mit der Bundesregierung und 
der Landesregierung unter voller Beteiligung der 
Gewerkschaften jede Einzelfrage. In diesen Ver-
handlungen herrscht ein gutes Klima. Ich bin unver-
ändert der Meinung, daß die noch offenen Fragen 
einer Gesamtgesellschaft allesamt lösbar sind. 

Für die Bundesregierung gilt nach wie vor die 
Bildung von Gesamtgesellschaften für die jeweiligen 
Steinkohlenreviere — an der Saar haben wir schon 
eine — auf freiwilliger Grundlage als die beste 
Lösung des Unternehmensproblems. Es gibt keinen 
Grund, diese Priorität zu ändern. 

Ich wies schon darauf hin, daß das Kohlegesetz zu-
gleich auch die Wirtschaftskraft der betroffenen Re-
gionen und Gemeinden sichern und stärken will. Die 
neue Investitionsprämie wird ein wirksamer Anreiz 
für neue, strukturverbessernde Investitionen in den 
Revieren sein. Aber, meine Damen und Herren, da 
handelt es sich um privatwirtschaftliche Neuinvesti-
tionen. Wir müssen auch in jenen Gebieten an der 
Ruhr und an der Saar — ich erinnere noch einmal 
daran — öffentliche Infrastrukturinvestitionen för-
dern; wir müssen sie erweitern. Das Strukturpro-
gramm „Ruhr, Saar und Zonenrandgebiet" wird die 
direkten Investitionsanreize für die Wirtschaft unter-
stützen und durch eine Verbesserung der Infrastruk-
tur den gesamten Umbildungsprozeß an der Ruhr, an 
der Saar und im Zonenrandgebiet fördern. 

Wir stehen dabei in enger Zusammenarbeit mit 
den betreffenden Landesregierungen, die uns ganz 
konkrete Projekte vorgeschlagen haben. Die Ver-
handlungen mit den beteiligten Ländern über ein 
solches Infrastrukturprogramm sind noch nicht ab-
geschlossen. Aber ich glaube, daß durch jenes Pro-
gramm eine zusätzliche öffentliche Investition in der 
Größenordnung von 1 Milliarde DM, Herr Kollege 
Ravens, verwirklicht werden kann. Wir hoffen sehr, 
daß die Finanzierungsfragen bald vollständig geklärt 
und die ersten Aufträge vergeben werden können. 

Meine Damen und Herren, Sie wissen, daß der 
Gesundungsprozeß, den wir mit diesem Gesetz ein-
leiten manche schmerzhafte Verlagerung im Be-
reiche der Arbeitsplätze mit sich bringen wird. Um 
den Bergmann gegen unvertretbare Härten ab-
zuschirmen, haben wir mit dein Gesamtsozialplan ein 
geschlossenes und umfassendes System sozialer 
Sicherungen für den Bergmann geschaffen. Ich bin 
den Ausschüssen besonders dankbar dafür, daß sie 
diesen Gesamtsozialplan im Gesetz selbst ver-
ankert haben. Damit genießt der deutsche Berg-
mann einen weitgehenden Schutz gegen die Aus-
wirkungen der Anpassungsvorgänge. Wir müssen 
dabei zur Kenntnis nehmen, daß wir hier sozial-
politische Sonderbedingungen schaffen. Diese Son-
derbedingungen für den Bergmann sollten anderen 
nicht als Berufung für ähnliche Forderungen dienen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Die deutsche Öffentlichkeit sollte diese Sonderbe-
dingungen vielmehr als das verstehen, was sie sind 
— ich sage es deutlich und klar —, als die Anerken-
nung und die Bereitschaft, denjenigen Menschen zu 
helfen, die vor 20 Jahren die Grundlagen für den 

Wiederaufbau der gesamten deutschen Wirtschaft 
und damit letztlich für unseren gemeinsamen Wohl-
stand unter schwersten Bedingungen geschaffen 
haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das, meine Damen und Herren, ist der letzte Beweg-
grund für diese sozialpolitischen Sonderbedingun-
gen. In diesem Sinne möchte ich auch das von der 
Bundesregierung vorgeschlagene, jetzt im Gesetz 
verankerte Abfindungsgeld als eine unorthodoxe 
Entschädigung verstanden wissen. Dieses Abfin-
dungsgeld, meine Kollegen von der FDP, ist markt-
wirtschaftlich. Es ist in der Tat ein marktwirtschaft-
liches Instrument, um es denjenigen zu erleichtern, 
die den Bergbau verlassen müssen. 

Meine Damen und Herren, mit der Verabschie-
dung dieses Gesetzes und der noch ausstehenden 
Zustimmung des Bundesrates im zweiten Durchgang 
ist die Vorbereitungsphase im Rahmen des kohle-
politischen Konzepts der Bundesregierung abge-
schlossen — Sie wissen, im Rahmen des Drei-
Phasen-Plans. Unsere Partner in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und die Kommission haben 
übrigens dem Gesetzentwurf und unserem Pro-
gramm ausdrücklich zugestimmt. Wir erwarten von 
den Partnern, daß sie es bei dieser Zustimmung 
nicht bewenden lassen. Wir sind der Auffassung, 
daß die Gemeinschaftsregelung im Kokskohlenbe-
reich, die heute — ich glaube, von Herrn Luda — 
auch angesprochen wurde, über den 31. Dezember 
1968 hinaus verlängert, in einer Reihe von Punkten 
verbessert und auch auf andere deutsche Kohle-
lieferungen in die Gemeinschaftsländer ausgedehnt 
werden muß. Es scheint mir in der Tat dringend 
notwendig zu sein, im Energie- und insbesondere 
im Kohlebereich zu einer stärkeren gemeinsamen 
Verantwortung der sechs Länder zu kommen. 

Meine Damen und Herren, mit dem Kohlegesetz 
herrscht jetzt Klarheit über die Bedingungen für die 
Unternehmenspolitik im Steinkohlenbergbau und 
für die anderen, neuen Industrien über die möglichen 
Investitionsentscheidungen in den Bergbaurevieren, 
und es herrscht Klarheit über die Hilfen zugunsten 
des Bergmanns. Jetzt kommt es darauf an, daß die 
Wirtschaft selbst von diesen neuen Klarheiten und 
von den Anreizen umfassend Gebrauch macht. Es 
wäre für alle Beteiligten von Vorteil, wenn die An-
wendung der im Gesetz vorgesehenen finanziellen 
Sanktionen entbehrlich bliebe. 

Aber Sie können versichert sein: die Bundes-
regierung wird nicht zögern, auch diese Möglichkei-
ten des Entzugs von Subventionen anzuwenden, 
wenn das notwendig werden sollte. Die Struktur-
probleme an Ruhr und Saar können nur durch ent-
schlossenes Handeln aller Beteiligten gelöst werden. 

Meine Damen und Herren, dem Hohen Hause 
danke ich noch einmal für die gründliche Beratung 
und für die Entschlossenheit, das Gesetz jetzt in die 
Tat umzusetzen. Es ist gut, daß sich das Haus nicht 
von gewissen Verhandlungen hat beeinflussen las-
sen, die sehr zäh sind. Es ist gut, daß der Gesetz-
geber nun ein Machtwort spricht. Damit ist der Weg 
für eine neue Ordnung im Steinkohlenbergbau und 
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eine neue Zukunft der Steinkohlenbergbaugebiete 
freigegeben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Meine Damen und 
Herren, der Ältestenrat, der die Zeitplanung für un-
sere Haushaltsberatungen durchgeführt hat, kommt 
mir manchmal vor wie der Kriegsrat, den Tolstoi in 
dem berühmten Roman „Krieg und Frieden" schil-
dert. Dieser Rat tagte am Vorabend der Schlacht bei 
Austerlitz und entwickelte einen herrlichen Plan. 
Als er am anderen Morgen ins Werk gesetzt werden 
sollte, machte der erste Soldat den ersten Schritt in 
die falsche Richtung, und der Plan ging schief. So 
scheint es mir mit unserer Zeitplanung zu gehen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch eine 
Bitte aussprechen: ich weiß nicht, ob sie erfüllt wer-
den kann. Wenn sich alle Mitglieder des Hauses 
und die Mitglieder der Bundesregierung gelegent-
lich daran erinnern würden, daß wir mit der Haus-
haltsberatung noch in diesem Jahre fertig werden 
müssen, 

(Beifall und Heiterkeit) 

dann würde manches viel leichter werden. Ich muß 
das angesichts der Geschäftslage des Hauses leider 
sagen. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Dr. Adolf Arndt 
das Wort. 

Dr. Arndt (Berlin/Köln) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zur Be-
gründung des Ihnen vorliegenden interfraktionellen 
Antrags Umdruck 415 *) darf ich kurz folgendes vor-
tragen. 

Am 4. April 1951, also vor nunmehr 17 Jahren, hat 
der Bundestag beschlossen, daß die Bundesregierung 
als amtliche Einrichtung einen Rat für Formgebung 
schaffen sollte. Das ist auch geschehen. In dem Be-
schluß steht aber auch, daß der Rat für Formgebung 
mit hinreichenden öffentlichen Mitteln ausgestattet 
werden sollte. Das ist in den 17 Jahren nicht ge-
schehen. Er ist vielmehr sehr stiefmütterlich behan-
delt worden und hat nur über das Rationalisierungs-
kuratorium — RKW — jährlich 150 000 DM bekom-
men. Zusammen mit den Mitteln, die ihm aus der 
Wirtschaft zufließen, hat er einen Etat von 220 000 
DM. 

Wie gering das ist, mögen Sie daran ermessen, 
daß die Tschechoslowakei einen mehr als viermal so 
großen Etat für denselben Zweck hat und daß Groß-
britannien aus öffentlichen Mitteln jährlich etwa 
3,5 Millionen für das Council of Industrial Design 
ausgibt. Auch andere Nationen, besonders Japan, 
Italien und Israel, wenden der guten Form wesent-
lich mehr Augenmerk zu als wir. 

Der Bund ist für diese Frage zuständig, da sie von 
eminenter wirtschaftlicher Bedeutung ist. Ich brauche 
kaum auszuführen, wieviel die gute Form für den 
Export bedeutet — und zwar nicht nur bei Konsum-
gütern, sondern in wachsendem Maße auch bei In- 

*) Siehe Anlage 4 

vestitionsgütern — und daß die gute Form über die 
internationale Geltung des einst so berühmten Güte-
zeichens „Made in Germany" mit entscheidet. 

Notwendig ist also ein eigener Titel im Haushalt 
des Bundesministers für Wirtschaft und als Pro-
gramm ein Betrag von etwa 600 000 DM im Jahr, den 
der Haushaltsausschuß natürlich genau nachprüfen 
muß. 

Weiterer Ausführungen enthalte ich mich, um 
nicht den „falschen Schritt bei Austerlitz" zu tun. 

(Heiterkeit und Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Büttner. 

Büttner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich will kurz den Entschließungsantrag 
auf Umdruck 402*) begründen und ein Wort für die 
Bergleute sagen, die zwar die altersmäßigen Vor-
aussetzungen für die Knappschaftsausgleichsleistun-
gen nach § 98 a des Reichsknappschaftsgesetzes, 
nicht aber die Wartezeit von 300 Beitragsmonaten 
erfüllt haben. 

Es handelt sich erstens um 55jährige und ältere 
Bergleute, die nach dem 31. Dezember 1948 ununter-
brochen im Bergbau tätig sind, nachdem sie in 
vielen Fällen aus der Kriegsgefangenschaft für die 
Bergarbeit entlassen worden sind. Es handelt sich 
zweitens um solche Bergleute, die bei der Kohle-
knappheit in den Nachkriegsjahren dem Aufruf zur 
Aufnahme der Bergarbeit gefolgt sind, um ihren 
Beitrag am Wiederaufbau zu leisten. Ich habe die 
diesbezüglichen Ausführungen des Herrn Bundes-
wirtschaftsministers dankend zur Kenntnis ge-
nommen. 

Und schließlich handelt es sich drittens um jene 
Bergleute, die durch alliierte Besatzungskräfte in 
den Bergbau kommandiert worden sind. 

Diesem Personenkreis soll und muß — das ist 
das Anliegen des Entschließungsantrages — ge-
holfen werden, wobei ich zu beachten bitte, daß 
es am guten Willen der Bergleute, auch in einem 
anderen Betrieb zu arbeiten, nicht fehlt. Die 
Schwierigkeit besteht darin, daß die Bergarbeiter 
nach 20 Jahren schwerster Berufsarbeit in diesem 
Alter von 55 und mehr Jahren nicht mehr vermitt-
lungsfähig sind. 

Die Prüfung dieses Entschließungsantrags durch 
die Regierung wird ergeben, daß es sich um einen 
verhältnismäßig kleinen Personenkreis handelt, dem 
im Rahmen des Dritten Teils des Gesamtsozialplans 
geholfen werden soll. Heute steht schon fest, daß 
es um eine vorübergehende, auf einen überschau

-baren Zeitraum befristete Maßnahme geht, die 
keine Dauerverpflichtung mit sich bringt. Deshalb 
bitte ich Sie sehr herzlich, den Entschließungsantrag 
anzunehmen. 

(Beifall bei der Regierungsparteien.) 

*) Siehe Anlage 5 
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Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ollesch. 

Ollesch (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Büttner, 
wir würden Ihrem Entschließungsantrag gern zu-
stimmen. Wir kennen ja das Problem, und wir 
meinen, es müßte durch eine Regelung aus der 
Welt geschafft werden, denn es ist den Betroffenen 
nicht zuzumuten, daß sie, die sie ihre Zeit nicht 
erfüllen können, Schaden erleiden. Wir würden 
zustimmen, wenn es im zweiten Absatz hieße: 

Der Deutsche Bundestag ersucht die Bundes-
regierung, im Gesamtsozialplan für diesen 
Personenkreis eine Sonderregelung zu treffen, 
die, falls eine Weiterbeschäftigung im Bergbau 
nicht möglich ist, Lohnbeihilfen bzw. Zuschüsse 
bei Arbeitslosigkeit vorsieht. 

Wir wollen es nicht unbedingt von vornherein auf 
den Dritten Teil abgewälzt wissen. Das wollen wir 
offenlassen. 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Schellenberg. 

Dr. Schellenberg (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Regelung, die Herr Kollege 
Ollesch vorgeschlagen hat, kann man nicht zu-
stimmen. Sie bedeutet faktisch eine neue Haushalts-
belastung und eine Erweiterung der Knappschafts-
ausgleichsleistung. Sie hat der Ausschuß abgelehnt. 

Vizepräsident Schoettle: Ich habe von einem 
Antrag nichts gehört; wenigstens ist er nicht auf 
dem Tisch des Hauses gelandet. Das war höchstens 
eine Anregung; so habe ich es verstanden. 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zur 
Abstimmung über den Einzelplan 09. Zuerst müssen 
wir über den Änderungsantrag Umdruck 401 * der 
Fraktionen der SPD, CDU/CSU und FDP abstimmen. 
Er betrifft die „Stiftung Warentest". Ich bitte die-
jenigen um ein Zeichen, die diesem Antrag zu-
stimmen. — Danke. Die Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Bei einer Anzahl Enthaltungen ist dieser 
Antrag angenommen. 

Wir stimmen nun über den Einzelplan 09 in der 
Fassung, die er durch die eben erfolgte Abstimmung 
erhalten hat, ab. Wer stimmt dem Einzelplan 09 zu? 
Ich bitte um ein Handzeichen. — Danke. Die Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Bei einer Reihe von 
Enthaltungen bei der Fraktion der FDP ist der Ein-
zelplan angenommen. 

Über die Entschließungen, die begründet worden 
sind, stimmen wir in der dritten Beratung ab. 

In der zweiten Beratung des Gesetzes zur An-
passung und Gesundung des deutschen Steinkohlen-
bergbaus und der deutschen Steinkohlenbergbau-
gebiete treten wir nun, nachdem die allgemeine Aus-
sprache stattgefunden hat, in die Einzelberatung ein. 
Ich rufe, da keine Änderungsanträge vorliegen, alle 
Paragraphen von 1 bis 44, Einleitung und Über- 

*) Siehe Anlage 6 

schrift auf. Wer den aufgerufenen Paragraphen, 
Einleitung und Überschrift zustimmen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Bei Enthaltung der Fraktion der 
FDP sind die aufgerufenen Paragraphen angenom-
men. 

Wir kommen nun zur 

dritten Beratung. 

Wird das Wort in der allgemeinen Aussprache ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Dann kommen 
wir zur Abstimmung über das Gesetz im ganzen. 
Wer dem Gesetz zustimmen will, den bitte ich, sich 
zu erheben. — Danke. Die Gegenprobe! — Ent-
haltungen? 

(Zurufe von der FDP: Sechs Gegenstimmen 
waren es!) 

— Wo waren die Gegenstimmen? Darf ich das noch 
einmal feststellen? — Drei Gegenstimmen. Enthal-
tungen? — Bei einer Reihe von Enthaltungen ist das 
Gesetz in der Schlußabstimmung angenommen. 

(Abg. Genscher: Enthaltungen bei der FDP, 
Herr Präsident! Für das Protokoll!) 

Wir kommen nun zur Abstimmung über Buch-
staben b) des Ausschußantrages auf Drucksache 
2797. Wer diesem Teil des Ausschußantrages zu-
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Danke. Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Aber 
meine Herren, bitte! Die Frühjahrsmüdigkeit ist 
noch nicht ausgebrochen. — Also: bei Enthaltung 
der Fraktion der FDP ist dieser Teil des Ausschuß-
antrages angenommen worden. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD auf Umdruck 402. Er ist begründet worden. 
Wer stimmt diesem Entschließungsantrag zu? — 
Danke. Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Antrag ist bei einigen Enthaltungen angenommen. 
Damit ist dieser Punkt der Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe nun auf: 

Einzelplan 06 

Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Innern 

— Drucksache V/2706 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Bremer 
Abgeordneter Dr. Hofmann 
(Mainz) 

und damit verbunden: 

Einzelplan 36 

Zivile Verteidigung 

— Drucksache V/2729 	 

Berichterstatter: Abgeordneter Wellmann 

Berichterstatter für den Einzelplan 06 sind die 
Abgeordneten Bremer und Dr. Hofmann (Mainz). 
Wünschen die Herren Berichterstatter das Wort? — — 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bremer als Be-
richterstatter. 
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Bremer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich mit wenigen 
Strichen die Änderungen skizzieren, die in diesem 
Einzelplan durch die Beratungen des Haushaltsaus-
schusses eingetreten sind. 

Zuvor aber ein kurzer Blick auf den Gesamt-
plafond des Hauses, der schon im Entwurf der Re-
gierung um 2,4 Millionen auf 1649 Millionen DM 
gesenkt worden ist. Durch die Beratungen im Haus-
haltsausschuß, bei denen insgesamt Erhöhungen von 
14,7 Millionen DM und Minderungen von 22,5 Mil-
lionen DM beschlossen worden sind, ergibt sich per 
Saldo eine weitere Verminderung auf insgesamt 10,2 
Millionen DM. Bezieht man auch noch das zweite 
Investitionsprogramm mit ein, so macht der Po-
sten insgesamt 30 Millionen DM aus. Dies scheint 
mir ein beachtlicher Beitrag dieses Hauses zur 
Sanierung des Haushalts zu sein, der ausdrücklich 
anerkannt werden sollte. 

Aber nun zwei Bemerkungen zu den wesentlichen 
Änderungen. Die eine betrifft das Honnefer Modell. 
Wir haben die Ansätze um fast 10 Millionen DM auf 
gut 85 Millionen DM erhöhen müssen. Dies könnte 
den Eindruck erwecken, als ob der Förderungsmeß-
betrag von 290 DM nun, wie schon lange gewünscht, 
endlich angehoben worden sei. Das ist leider nicht 
der Fall. Die Erhöhung um 10 Millionen DM geht 
ausschließlich darauf zurück, daß infolge der beiden 
Kurzschuljahre im Jahre 1968 die Zahl der Studenten 
sprunghaft ansteigt. Es sollte aber unser Wunsch 
an die Regierung sein, daß es ihr in den Verhandlun-
gen mit den Ländern nun endlich gelingt, diesen 
Betrag spätestens ah 1. Januar 1969 auf mindestens 
320 DM anzuheben. Wir wissen, daß es nicht an der 
Bundesregierung gelegen hat, wenn dies bisher 
nicht der Fall war. Aber es sollte nicht der Verdacht 
entstehen -- dem sollten sich auch die Länder nicht 
aussetzen —, daß wir etwa beabsichtigten, den 
Förderungsmeßbetrag einfrieren zu lassen. 

Meine zweite Bemerkung gilt der Sportförderung. 
Ich darf in Ihre Erinnerung zurückrufen, daß in die 
Sportförderungsmittel des Bundes nunmehr ab 1967 
bis hin zur Olympiade 1972 auch die Vorbereitungs-
kosten dieser Olympiade mit einbezogen werden 
mußten. Das Hohe Haus hat mehrfach zum Ausdruck 
gebracht und auch die Bundesregierung hat gesagt, 
daß durch diese Vorbereitungskosten die allgemeine 
Sportförderung, wie sie schon bisher betrieben 
wurde, nicht beeinträchtigt werden sollte. Das ist 
uns auch im Haushaltsausschuß für das Jahr 1968 
noch einigermaßen gelungen. Zum einen sind die 
Mittel für die zentralen Maßnahmen auf dem Gebiet 
des Sports, also für den Goldenen Plan, um 800 000 
auf 11 Millionen DM angehoben worden; zum an-
deren sind die Mittel für die Spitzenfinanzierung 
des Turn- und Sportstättenbaus von 36 auf 37 Mil-
lionen DM erhöht worden. Wir wollten damit zum 
Ausdruck bringen — und dieses war die allgemeine 
Überzeugung des Haushaltsausschusses —, daß es 
sich hier um eine sehr bedeutsame, auch politisch 
bedeutsame Aufgabe des Bundes in dem beschränk-
ten Rahmen, soweit seine Kompetenz reicht, handelt. 

Was mich — und nicht mich allein — mit Sorge 
erfüllt, das sind aber — und das wäre zugleich eine 

Bitte an Sie, Herr Minister — die in der mittel-
fristigen Vorausschau Ihres Hauses vorgesehenen 
Zahlen für die Jahre 1969 und 1970. Es ist zwar 
anzuerkennen, daß insgesamt die Sportförderungs-
mittel einschließlich der Olympia-Vorbereitungs-
kosten von in diesem Jahre 64 Millionen DM auf 
74 Millionen DM im Jahre 1971 ansteigen sollen. 
Betrachtet man jedoch die dazwischen liegende Zeit 
genauer, so stellt man fest, daß im Jahre 1969 nur 
52 Millionen und im Jahre 1970 nur 55 Millionen 
DM vorgesehen sind. Ich meine, die hier in diesem 
Hohen Hause wiederholt abgegebenen Bekennt-
nisse zur Notwendigkeit einer ausreichenden Sport-
förderung würden in ihrer Glaubwürdigkeit erheb-
lich geschmälert, wenn diese Minderansätze in den 
Jahren 1969 und 1970 bestehenblieben. 

Deshalb habe ich die dringende Bitte an Sie, Herr 
Minister — ich weiß, es fällt nicht leicht in Ihrem 
Hause, und ich habe eingangs schon auf die Opfer, 
die Sie gebracht haben, hingewiesen —, diese Min-
deransätze in den Jahren 1969 und 1970 wieder zu 
beseitigen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Ich nehme an, daß, 
wie bei anderen Einzelplänen, auch hier eine all-
gemeine Aussprache stattfindet. — Das Wort hat 
der Abgeordnete Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Im Auftrag der Freien 
Demokraten nehme ich zum Haushaltsplan des 
Innenministeriums Stellung. 

Keine Partei kann mehr erreichen als die Durch-
setzung ihrer Forderungen im Parlament. Die Freie 
Demokratische Partei hat am 24. März dieses Jahres 
auf mehreren Landesparteitagen den sofortigen 
Rücktritt des Bundesinnenministers Lücke gefordert. 
Wir haben in der Sache unser Ziel erreicht, das 
Thema ist damit für uns erledigt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da könnt ihr 
stolz sein! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

— Meine Damen und Herren von der Christlich

-

Demokratischen Union, Sie können natürlich auch 
etwas anderes provozieren; nur bin ich nicht sicher, 
ob das für Sie und für den bisherigen Amtsinhaber 
dann sehr glücklich wäre, wenn wir uns darüber 
unterhielten. 

Die Nachfolgefrage hat auch für uns interessante 
Aspekte gezeigt. Der Vorsitzende der rheinischen 
CDU, Herr Konrad Grundmann, forderte, daß diese 
Position mit einem Rheinländer, möglichst katho-
lischer Konfession, und dann später: mit einem 
nordrhein-westfälischen Vertreter besetzt werden 
müßte. 

(Abg. Dr. Kliesing [Honnef] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage.) 

Der Bundeskanzler ging davon aus, daß er die beste 
geeignete Persönlichkeit auswählen wollte. 
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Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? 

(Abg. Dorn: Bitte schön!) 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Dorn, wären Sie in der Lage, dem Hohen Hause mit-
zuteilen, wann und wo Herr Grundmann die von 
Ihnen behauptete Aussage gemacht hat, und wären 
Sie in der Lage, den Text vorzulegen? 

Dorn (FDP) : Herr Kollege Kliesing, ich glaube 
nicht, daß in diesem Hause über diese Forderung 
Zweifel bestehen können; denn darüber gibt es in 
den Zeitungen viel zu viele Berichte. 

(Abg. Rösing: Sie stellen doch hier eine Be

-

hauptung auf!) 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Dorn, wären Sie dann wenigstens so liebenswürdig 
und entgegenkommend, den Text der betreffenden 
dpa-Meldung zu lesen und festzustellen, daß Ihre 
hier geäußerte Behauptung objektiv unwahr  ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Stingl: 
Das ist ihm doch wurscht!) 

Dorn (FDP) : Herr Kollege Kliesing, Sie können 
sich ja nicht auf eine dpa-Meldung beziehen, wenn 
ich mich nicht auf eine dpa-Meldung berufen habe. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wo ist der Be- 
weis für Ihre Behauptung? — Wir entlassen 
Sie nicht! — Zuruf des Abg. Dr. Kliesing 

[Honnef]) 

Nach zwei Absagen — — 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich weiß, ich weiß, daß Sie in vielen Positionen 
nervös werden. 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU. — Zuruf von 
der CDU CSU: Sie haben die Unwahrheit 

gesagt!) 

— Ach ja, Herr Kollege Even, das kennen wir doch 
von Ihnen. — Ich werde versuchen, noch im Laufe 
dieses Tages an den Text dieser Zeitungsmeldungen 
zu kommen 

(Abg. Stingl: Bisher haben Sie die noch 
nicht?) 

und ihn dann Herrn Kliesing zu übergeben. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Mehr kann ich im Augenblick dazu nicht sagen. 

(Abg. Dr. Kliesing [Honnef] : Bitte nicht Zei

-

tungsmeldungen, sondern den Originaltext 
der von Herrn Grundmann gemachten Äuße

-

rung!) 

-- Ich habe mich hier auf Zeitungsmeldungen beru-
fen, wie Sie an Hand meiner Rede feststellen kön-
nen, und auf mehr —  

(Abg. Dr. Kliesing [Honnef] : Ich möchte Sie 
bitten, hier allein die authentische dpa-Mel- 

dung zu bringen und sonst nichts!) 

-  Aber Herr Dr. Kliesing, Sie glauben doch selber 
nicht, daß allein dpa-Meldungen authentisch sind. 

(Abg. Dr. Kliesing [Honnef] : Dann nehmen 
Sie zur Kentnis, daß in diesem Falle Herr 
Grundmann diese Meldung dpa selber gege

-

ben hat. Insofern ist sie authentisch und 
sonst nichts!) 

— Na ja, wenn er das sogar selber der dpa gesagt 
hat, dann mag sie authentisch sein. Das kann ich 
nicht beurteilen. 

(Abg. Dr. Even: Nicht was Sie gesagt haben, 
sondern eine andere Meldung ist authen

-

tisch!) 

Nach zwei Absagen der Herren Stoltenberg und 
Kohl — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch wie

-

der eine Lüge! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

— Aber meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ich habe den Eindruck, die ganzen Berichte und die 
Äußerungen des Herrn Bundeskanzlers in Ihrer 
Fraktion und die Berichte des Bundesforschungs-
ministers, daß er lieber in seinem Amt verbleiben 
möchte, sind also dann genauso gefälscht wie die 
Meldungen, die Ihr Landesvorsitzender von Rhein-
land-Pfalz, Herr Kohl, an die Öffentlichkeit gegeben 
hat und die Ihren Parteikollegen Süsterhenn zum 
Rücktritt aus diesem Landesvorstand veranlaßt 
haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Auch schon wie

-

der nicht wahr! — Süsterhenn ist nicht zu

-

rückgetreten! — Abg. Stingl: Jesses nein, 
Herr Dorn!) 

— Ich bitte um Entschuldigung, meine Damen und 
Herren, ich meinte natürlich Wuermeling. Man kann 
sich ja versprechen. Aber der Unterschied in dieser 
Frage wird ja wohl nicht sehr gravierend sein. Nun, 
wenn das, was diese beiden, ein amtierender Bundes-
minister und ein Landesvorsitzender Ihrer Partei, 
selbst geäußert haben und was auch — zu Ihrer 
Beruhigung, Herr Dr. Kliesing — über dpa gelaufen 
ist und damit nach Ihrer Auslegung ja authentisch 
sein müßte, nicht stimmt, so ist das eine Frage, die 
Sie innerhalb Ihrer Partei regeln müssen, die nichts 
mit dem zu tun hat, was wir hier sagen. 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. Stingl: 
Davon lebt der ja!) 

-  Herr Kollege Stingl, wovon Sie leben, wollen wir 
lieber nicht diskutieren, denn auf das Niveau 
möchte ich nicht heruntersteigen. 

(Unruhe und Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
werden nicht erleben, daß Sie mich aus der Ruhe 
bringen. lei werde meine Rede so halten, wie ich 
sie mit meiner Fraktion abgesprochen habe, 01) es 
Ihnen paßt oder nicht. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir sehen also, daß nach den beiden Absagen der 
Herren Stoltenberg und Kohl nun Herr  Benda 
Innenminister geworden ist, 

(Abg. Rasner: Der schwafelt ja schon wieder!) 
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und wir sehen auch ein, daß man jetzt an ihm nicht 
mehr vorbei konnte, es sei denn, man wollte ihn 
aus allen Überlegungen ausschließen. Er ist uns kein 
Unbekannter. Wir haben schon in der Vergangen-
heit manche harte Auseinandersetzung mit ihm in 
diesem Hause geführt, wobei die letzte am vergan-
genen Freitag nicht die uninteressanteste war, da 

 hier die Diskrepanz zwischen seiner Auffassung und 
der Auffassung der SPD-Mitglieder im Kabinett. 
noch einmal sehr deutlich wurde. Abe r  der neue 
Innenminister hat Anspruch darauf, seine eigene 
Konzeption sichtbar zu machen, bevor wir uns ein 
abschließendes Urteil über seine Ministertätigkeit 
bilden. Dazu hat er noch nicht ausreichend Zeit ge-
habt. Wir Freien Demokraten werden uns daher bei 
der Abstimmung über seinen Haushalt im Gegensatz 
zum vergangen Jahr, als wir den Innenhaushalt ab-
lehnten, der Stimme enthalten. 

(Abg. . Rasner: Gucken Sie mal, wie glücklich 
er ist!) 

— Ach, Herr Rasner, auf Ihre Zwischenrufe ein-
zugehen lohnt doch kaum noch. 

Wir haben auch einen besonderen und konkreten 
Anlaß, meine Damen und Herren, von der Christ-
lich-Demokratischen Union, zu hoffen, daß sich in 
der Innenpolitik noch einiges ändern wird, da uns 
entsprechende Aussagen des neuen Bundesinnen-
ministers in diesem Sinne vorliegen. Diese vom 
jetzigen Bundesinnenminister geäußerte Meinung 
läßt uns einiges hoffen. Wir sind sicher, daß wir 
nicht so viel hoffen dürfen, wie wir wünschen; 

(Abg. Rasner: Gott sei Dank! 	Heiterkeit) 

aber wir freuen uns über jeden Fortschritt, Herr 
Rasner, der über die Ausklammerung der Probleme 
in dieser Regierung hinausgeht und uns die Tür 
zu neuen Überlegungen im innenpolitischen Bereich 
mit öffnen hilft. 

Wir Freien Demokraten nehmen daher den Wech-
sel an der Spitze des Bundesinnenministeriums zum 
Anlaß, dem neuen Minister unsere Vorstellungen 
über die bis zum Ende der Legislaturperiode not-
wendigen Maßnahmen im Bereich der Innenpolitik 
vorzutragen. Wir wollen konstruktive Alternativ-
vorschläge machen, und der Bundesinnenminister 
wird im nächsten Jahr dann danach von uns beur-
teilt werden, welche Politik er gemacht hat. Natür-
lich kann ich im Laufe meiner Ausführungen jetzt 
nur auf die Schwerpunkte unserer innenpolitischen 
Vorstellungen eingehen; aber ich meine, auch dar-
aus kann ein mit der Innenpolitik Vertrauter, wie 
dieser Innenminister es ist, genau erkennen, was 
wir wollen. 

Wir sind der Meinung, Herr Bundesinnenminister, 
daß es dringend erforderlich ist, im Innenministe-
rium eine Straffung der Arbeiten unter anderem auch 
dadurch zu erreichen, daß sich dieses Haus endlich 
von Aufgaben trennt, die hier nicht wirkungsvoll 
erledigt werden können und darüber hinaus den 
Innenminister dadurch, daß sie beiläufig behandelt 
werden müssen, solange sie als Kompetenz zu die-
sem Hause gehören, unnötige Zeit kosten. 

Ich meine, zwei Dinge könnten sofort erledigt 
werden. Erstens sollte sich der Herr Bundesinnen

-

minister sofort von der Abteilung Raumordnung in 
seinem Hause trennen und diese ressortmäßig wie-
der dem Bundesminister für Wohnungswesen und 
Städtebau übergeben. Dort allein ist nämlich die 
Gewähr dafür gegeben, daß die Raumordnung den 
Rang erhält, der in der Zukunft diesem Problem 
zukommen wird, zumal sich auch eindeutig gezeigt 
hat, daß mit der Übernahme dieser Abteilung in das 
Innenministerium in der Sache keinerlei positive 
Ergebnisse erzielt worden sind. Im Gegenteil, durch 
die Übernahme dieser Abteilung in das Innenmini-
sterium sind erhebliche Fragen der Kompetenz-
auseinandersetzungen aufgetaucht. Durch Nichterle-
digung vieler anstehender dringender Probleme ist 
ein Zeitverlust entstanden, der in den nächsten 
zwei, drei Jahren kaum noch aufgeholt werden 
kann. 

Die zweite Zuständigkeitsbelastung für das Innen-
ministerium ist die Zuordnung von Bundeskompe-
tenzen im Bereich der Wissenschaft, Bildung und 
Kunst. Auch hier sollte der Innenminister dazu über-
gehen, diesen weiten Bereich, der zudem den Bil-
dungsrat und den Wissenschaftsrat einschließt und 
der in der Verwaltung des preußischen Kulturbesit-
zes endet, an das Bundesministerium für wissen-
schaftliche Forschung abzugeben. Herr Minister, in 
der Vergangenheit hat sich eindeutig gezeigt, daß 
eine Belassung dieser Kompetenzen im Bundesinnen-
ministerium für den gesamten Bereich von Wissen-
schaft, Bildung und Kunst nur nachteilige Folgen 
gehabt hat. Die erforderlichen Initiativen, die hier 
hätten ergriffen werden müssen, sind unterblieben, 
und die gerade in diesem Bereich dringend notwen-
dige progressive Entwicklung ist einer weitgehenden 
Stagnation zum Opfer gefallen. Das Bildungswesen 
darf nicht in Formen und Traditionen erstarren. Posi-
tionen der Kritik und Selbstkritik, der wissenschaft-
lichen Kontrolle müssen durch die Reform eingebaut 
werden, um die erforderliche Dynamik zu gewähr-
leisten, die das Reagieren auf neue Anforderungen 
erst erlaubt. 

In der geistigen Gestaltung in diesem Bereich ist 
zuwenig geschehen. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, wer die Arbeit in diesem Bereich in 
den letzten zwei Jahren aufmerksam verfolgt hat, 
wird zugestehen müssen, daß hier zuwenig Selbst-
vertrauen in eigene Initiativen spürbar gewesen ist 
und daß man sich einem alten politischen Rezept un-
terworfen hat, das da hieß „Sicherheit", das da hieß 
„keine Veränderung", „keine Initiativen", „keine 
Experimente". So kann man keine in die Zukunft 
gerichtete geistige Arbeit betreiben. 

Theodor Heuss hat einmal gesagt: Das Wesent-
liche ist ein Geist des wagenden Vertrauens. Wir 
fragen uns: Wo ist gerade auf diesem Gebiet, wo 
dieser Geist dringend spürbar hätte werden müssen, 
in den vergangenen Jahren etwas sichtbar gewor-
den? Ralf Dahrendorf hat es dann in einer An-
sprache am 6. Januar erweitert: 

Wagendes Vertrauen — das ist ein selbstbe-
wußter, kräftiger, vorwärtsweisender Begriff 
von Sicherheit. Lassen wir ab von dem unwür-
digen und gefährlichen Irrtum der Starre! Ent-
schließen wir uns, das Wagnis des Wandels 
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einzugehen, das allein uns befähigen kann, die 
Welt, in der wir leben, so zu verändern, daß 
sie unseren Vorstellungen entspricht! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
müssen doch erkennen, daß von all dem nichts spür-
bar gewesen ist, was an bundespolitischen Maß-
nahmen hätte ergriffen werden können. 

Das Bildungswesen muß nach Auffassung der 
Freien Demokraten sich selbst zum Gegenstand der 
Forschung machen und durch Bildungsforschung die 
Grundlage für die Bildungsplanung mitgestalten. 
Der Rückstand unseres Bildungswesens schließt den 
Rückstand in der Bildungsforschung und -planung 
ein. Die Bildungsplanung ist aber eine gesamtstaat-
liche Aufgabe. Die Kompetenzen des Bundes in der 
Bildungspolitik müssen daher erweitert werden, und 
alle bereits vorhandenen und die künftigen bil-
dungspolitischen Aufgaben des Bundes müssen im 
jetzigen Ministerium für wissenschaftliche Forschung 
zusammengefaßt werden. 

Dabei müssen die Kompetenzen der Länder und 
die Beteiligung der Wirtschaft in der Berufsausbil-
dung ihre Grenze an der gesamtstaatlichen Verant-
wortung des Bundes finden. Bei aller Verantwor-
tung des Staates für die Bildungspolitik muß aber 
die Privatinitiative geweckt und gefördert werden. 
Wir sind der Meinung, daß es zur Förderung dieses 
Anliegens eines modernen und bundeseinheitlichen 
Stiftungsrechts bedarf. Es ist in der Vergangenheit 
eindeutig erwiesen, daß die erforderliche Dynamik 
zur Bewältigung dieses Problems im Innenministe-
rium nicht vorhanden war. Sie sollten daher — 
lassen Sie mich das noch einmal ganz deutlich sagen, 
Herr Minister — diesen Bereich ressortmäßig abge-
ben an das Ressort, in dem er entsprechend behan-
delt werden kann — an das Bundesforschungsmini-
sterium — und in der Vergangenheit in einer be-
stimmten Beziehung auch sehr positiv entwickelt 
worden ist. 

Wenn wir diese Belastungen des Hauses, die in 
erster Linie organisatorischer Art sind, von diesem 
Hause fortnähmen, würden wir eine Situation schaf-
fen, in der sich der Innenminister dann auf die Auf-
gaben konzentrieren könnte, die dringend einer 
Lösung harren und bisher leider sträflich vernach-
lässigt worden sind. 

Wir Freien Demokraten würden es begrüßen, 
wenn sich der Innenminister endlich der Erfüllung 
des Auftrages des Art. 29 unserer Verfassung wid-
mete und die Länderneugliederung in Angriff 
nähme. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir haben diesem Hause einen Gesetzesantrag vor-
gelegt, der im Rahmen einer Neugliederung des 
Bundes die Zusammenlegung der Länder Rhein-
land-Pfalz, Hessen und Saarland ermöglichen sollte. 
Wir wissen, daß in der Fraktionsvorsitzendenkon-
ferenz der Christlich-Demokratischen Union ähn-
liche Ideen vorgetragen worden sind. Wenn die 
Zeitungsmeldungen über diese Fraktionsvorsitzen-
denkonferenz stimmen, hat gerade der rheinland-
pfälzische Landesvorsitzende Kohl wie auch der 
rheinland-pfälzische Ministerpräsident Altmeier eine 

Reihe sehr konkreter Vorschläge in dieser Richtung 
entwickelt, genauso wie der frühere nordrhein-
westfälische Innenminister und spätere Minister-
präsident Franz Meyers, wenn die Zeitungsmeldun-
gen auch stimmen, die über seine Rede berichtet 
haben. 

Wir meinen also, Herr Bundesinnenminister, daß 
hier auch auf der Forderungenseite der Verwaltungs-
reform einiges Fruchtbare geleistet werden könnte. 
Für derartige Initiativen werden Sie jederzeit die 
Unterstützung der Freien Demokraten in diesem 
Hause finden. 

Der Bundesminister möge auch prüfen, ob es nicht 
sinnvoll ist, dem Bundestag ein Presserechtsrahmen-
gesetz vorzulegen, in dem durch presserechtliche 
Maßnahmen der Schutz der Meinungs- und Informa-
tionsfreiheit garantiert ist. 

Zur Informationsfreiheit gehören auch die Infor-
mationsdienste des Bundesinnenministeriums. Las-
sen Sie mich auch dazu ein Wort sagen. Der Dienst 
heißt zwar „schwarz auf weiß", aber er ist nicht so 
zu betrachten, wie Goethe das einmal im „Faust" 
gesagt hat: daß man das, was dort schwarz auf 
weiß stehe, getrost nach Hause tragen dürfe. Wenn 
man sich den sachlichen Inhalt ansieht, müssen wir 
sagen. wir wären dankbar, Herr Bundesinnenmi-
nister, wenn in Zukunft eine objektivere Informa-
tion der Öffentlichkeit, die weder von Wunschvor-
stellungen noch von sachlich falschen Informationen 
und Argumenten getragen wird, erfolgen könnte. 

Ich will nicht bestreiten, meine Damen und Her-
ren, daß auch das Recht freier Meinungsäußerung 
in der Auseinandersetzung in diesem Hause in den 
letzten Wochen mehrfach eine Rolle gespielt hat. 
Der amerikanische Senator Arthur Cooper hat 
einmal gesagt: „Das Recht freier Meinungsäuße-
rung, das Recht der Pressefreiheit, ist das Recht, im 
Irrtum zu sein, was Meinungen und Überzeugun-
gen und das Eintreten für sie betrifft." Dieses Recht 
der freien Meinungsäußerung sollte aber weder 
durch den Versuch von Ausladungen bestimmter 
Persönlichkeiten bei Fernsehdiskussionen beschränkt 
werden, noch sollte durch die Auswahl von Wissen-
schaftlern, die eine bestimmte vor ihrer Berufung 
erkennbare Auffassung vertreten, bei der  Zusam-
mensetzung von Wissenschaftler-Kommissionen oder 
-Beiräten die Meinungsmanipulation am Anfang 
stehen. 

(Abg. Könen [Düsseldorf]: Also meinungs

-

lose Wissenschaftler oder wie?) 

— Nein, das meine ich sicher nicht. Ich meine, wenn 
z. B. eine Wissenschaftler-Kommission berufen wird, 
um die Frage des zukünftigen Wahlrechts zu prüfen, 
und 80 °/o dieser Wissenschaftler sind auf Grund 
ihrer bisherigen Beiträge, Vorträge und Bücher, die 
sie geschrieben haben, eindeutig festgelegt, dann, 
sehr verehrter Herr Kollege, ist, meine ich, die Ge-
fahr der Meinungsmanipulation bei dem, was als 
Ergebnis herauskommt, zwangsläufig herauskom-
men muß, doch wirklich gegeben. 

Wir meinen auch — um einen Problemkreis ande-
rer Art anzusprechen —, Herr Bundesinnenmi- 
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nister, daß Sie die Vorlage der dritten Harmonisie-
rungsstufe der Besoldungsreform im Rahmen des 
Beamtenrechts möglichst noch in diesem Jahr vor-
legen sollten. Denn nur auf diese Weise kann ver-
hindert werden, daß eine weitere Diskrepanz zwi-
schen der allgemeinen Einkommensentwicklung und 
der Höhe der Einkommen im öffentlichen Dienst 
entsteht. 

Wir wären Ihnen, Herr Minister, auch dankbar 
— Sie wissen, daß das ein besonderes Anliegen 
speziell meiner Fraktion auch in den vergangenen 
Legislaturperioden gewesen ist; alle Fraktionen die-
ses Hauses haben sich, das möchte ich ausdrücklich 
betonen, hierüber weitgehend verständigt und ge-
meinsam dafür eingesetzt —', wenn die Gesetz-
gebung zu Art. 131 unseres Grundgesetzes möglichst 
mit einem Schlußgesetz endgültig abgeschlossen 
würde. Herr Minister, es gilt jetzt eigentlich nur 
noch krasse Härtefälle zu beseitigen. Das, was jetzt 
noch in einem abschließenden Gesetz geregelt wer-
den sollte, ist nicht von so entscheidender finan-
zieller Bedeutung, weil praktisch nur noch eine 
kleine Gruppe davon betroffen ist. Aber wir sind 
der Meinung, daß es auch zur Rechtssicherheit in 
diesem Staat gehört, die Betroffenen durch ent-
sprechende Regelungen in den Genuß ihrer An-
sprüche kommen zu lassen, bevor sie diese Erde 
verlassen. Wir wären dankbar, wenn Sie hier zu 
einem Ergebnis kämen. 

(Abg. Brück [Köln] : Welche Gruppe meinen 
Sie denn damit? An welche Gruppe denken 

Sie denn dabei?) 

— Herr Kollege Brück, der Arbeitskreis unserer 
Fraktion arbeitet zur Zeit einen Entwurf zu diesem 
Problem aus. Dieser Problemkreis ist uns in erster 
Linie von dem Verband Deutscher Soldaten und 
einigen anderen Organisationen ans Herz gelegt 
worden. Es handelt sich hierbei wirklich nur noch 
uni Härtefälle, die geregelt werden sollten, um zu 
einem Abschluß zu kommen. Wir haben die Hoff-
nung, daß wir uns wie in der Vergangenheit auch 
über diese Frage interfraktionell werden verständi-
gen können. Wir hätten aber auch gern die Unter-
stützung des Bundesinnenministers für diese Arbeit. 

Lassen Sie mich den nächsten Schwerpunkt an-
sprechen, Herr Bundesinnenminister. Die Frage der 
Verbrechensbekämpfung in unserem Lande hat in 
den letzten Monaten in diesem Hause, aber auch in 
den Publikationen, mehrfach eine große Rolle ge-
spielt. Eine Kommission des Innenausschusses ist 
ja unter anderem auch in den Vereinigten Staaten 
gewesen, um sich moderne Methoden anzusehen, 
damit auch wir in einem größeren Einsatzrahmen --
vielleicht bundeseinheitlich, wie wir es wünschen - 
auf diesem Gebiet bessere Ergebnisse erzielen. 
Wir würden Ihnen unsere Unterstützung auch dafür 
anbieten, wenn Sie mit den Innenministern der 
Länder, auch mit dem von der FDP gestellten in 
Nordrhein-Westfalen, der in der Sache mit uns 
übereinstimmt, eine Anreicherung der Bundes-
kompetenz erreichen könnten, vielleicht auch eine 
Verstärkung der Befugnisse des Bundeskriminal

-

amts, um eine bessere Verbrechensbekämpfung mit 
zentralen Einsatzmethoden durchführen zu können. 

(Abg. Könen [Düsseldorf]:: Sehr gut!) 

Ein anderes Problem, das sehr eng damit zu-
sammenhängt, obwohl es nicht in diesem Ausmaß 
um den Tatbestand der Verbrechensbekämpfung 
geht, ist die Frage der Tätigkeit des Verfassungs-
schutzes. Der Verfassungsschutz steht in diesem 
Staate sowohl auf der Bundes- wie auf der Länder-
ebene auf einer demokratischen Grundlage, und die 
unterscheidet ihn von vielen Organisationen ähn-
licher Art in anderen Staaten. Nach unserer Auf-
fassung wäre es aber auch möglich, Herr Bundes-
minister, eine größere Wirksamkeit der Maßnahmen 
des Verfassungsschutzes des Bundes und der Länder 
zu erreichen, wenn eine gemeinsame Auswertung 
der angefallenen Ergebnisse, vielleicht auch eine 
gemeinsame Verwaltung in der Spitze, soweit es 
nur um die Verwaltungsdinge geht, und eine ge-
meinsame parlamentarische Kontrolle für alle Nach-
richtendienste herbeigeführt werden könnte. Wir 
glauben, daß man auf diesem Gebiet mehr erreichen 
könnte, als bisher sichtbar geworden ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Nun darf ich dem Kollegen Even und dem Kol-
legen Dr. Kliesing ein Zitat aus der „Rheinischen 
Post" vorn 29. März 1968 vorlesen, das mir gerade 
von einem Freund hier heraufgegeben wurde. Dort 
heißt es: 

Meyers und Grundmann erklärten der Rheini-
schen Post, 

— also nicht dpa; das kann ich hier nicht sagen — 

die  rheinisch-westfälische CDU werde ihre Posi-
tion im Bundeskabinett verteidigen müssen. 
Nach Grundmanns Meinung ist die Besetzung 
des Innenministeriums eine nordrhein-westfäli-
sche Angelegenheit innerhalb der CDU. 

(Abg. Dr. Even: Wo bleibt denn der 
„katholische Rhein länder"?) 

— Entschuldigung, Herr Kollege Even, das ist — so 
hatte ich meinen Satz schon begonnen — nicht genau 
das, was ich vorhin gesagt habe. Aber es ist zumin-
dest schon einmal eine Teiläußerung in dieser 
Richtung. Ich werde mich bemühen, Ihnen auch noch 
die andere Äußerung, die ich gelesen habe — denn 
daher weiß ich sie —, zu bringen, weiß allerdings 
nicht, ob es mir so kurzfristig noch während dieser 
Rede gelingt. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Frage? 

Dorn (FDP) : Bitte schön. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Mick. 

Mick (CDU/CSU) : Herr Kollege Dorn, wäre es 
nicht zweckmäßiger gewesen, wenn Sie, wie Sie es 
im späteren Teil ihrer Rede getan haben, auch dem 
vorausgesetzt hätten: „Wenn Pressemitteilungen 
stimmen, dann ..."? 
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Dorn (FDP) : Ja, gut, Herr Kollege Mick, ich bin 
bereit, das anzuerkennen. Daß ich mich gebessert 
habe oder mich bemüht habe mich zu bessern, 
haben Sie aus meinen späteren Formulierungen 
gesehen. 

Das Verhältnis zwischen dem Bund, den Ländern 
und den Gemeinden — das klang auch heute bei der 
Diskussion über die Fragen des Wirtschaftsministe-
riums wieder an — wird immer mehr zu einer 
Schlüsselfrage der deutschen Innenpolitik. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
ich muß Sie leider wieder unterbrechen. Herr Kollege 
Haas  wünscht Sie etwas zu fragen. 

Dorn (FDP) : Bitte schön, Herr Kollege Haas. 

Dr. Haas (FDP) : Herr Kollege Dorn, ist Ihnen 
nicht bekannt, daß es auch lebende Zeugen in dieser 
Koalitionsfraktion gibt, die uns in den kritischen 
Tagen gesagt haben, der neue Mann, der kommen 
werde, müsse bestimmt a) ein Rheinländer und b) 
ein Katholik sein? 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP.) 

Dorn (FDP): Herr Kollege Haas, vielleicht hilft 
Ihre Frage, das Erinnerungsvermögen einiger Kol-
legen wieder aufzufrischen. Ich darf Ihnen daher 
danken. Aber, meine Damen und Herren, ich würde 
sagen, es hat keinen Sinn, diese Frage hier jetzt 
weiter zu diskutieren, sondern ich bin der Meinung, 
wir sollten, nachdem wir, anders als im vergange-
nen Jahr, angefangen haben, den Haushalt des 
Innenministeriums hier zu behandeln, auch die ande-
ren Vorstellungen, die wir dem Innenminister vor-
tragen wollen, jetzt weiter zu Gehör bringen. 

Herr Bundesinnenminister, wir haben heute 
eine mächtige Bundesgesetzgebung und -verwal-
tung, starke Länderpositionen und nicht nur finan-
ziell schwache Gemeinden. Richtig wäre aber eine 
überzeugende kommunale Selbstverwaltung unter 
maßvoller staatlicher Aufsicht bei zurückhaltender 
Legislative des Bundes. Ich weiß, daß das jetzige 
System der Zuweisungen von oben nach unten den 
geringen Spielraum der Gemeindehaushalte noch 
weiter bedrückt, und es gibt eine Fülle von Mög-
lichkeiten auf diesem Gebiet der Innenpolitik. Der 
Bundesminister des Innern sollte sich nach unserer 
Meinung mit mehr Energie darauf konzentrieren, 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, zu helfen, 
daß auch in der Zukunft nur das Bund-Länder-
Gemeinde-Verhältnis entspannt wird, sondern daß 
auch in der zukünftigen Planung der bestehenden 
Aufgaben gemeinsame Überlegungen ohne Kom-
petenzschwierigkeiten durchgeführt werden kön-
nen. Denn, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, wir können dem Bundeskanzler nur recht geben, 
wenn er in seiner Rede vom 11. März im Bundestag 
erklärte: 

Der Föderalismus steht — darüber sollte sich 
niemand täuschen — vor seiner großen Be-
währungsprobe, und wir alle müssen wissen, 
daß, wenn wir auf irgendeinem Gebiet versa- 

gen, die Geschichte niemandem von uns die 
Entschuldigung abnehmen wird, ihm habe die 
Kompetenz gefehlt. 

Meine Fraktionskollegen haben bereits heute vor-
mittag mehrfach darauf hingewiesen, über welche 
Möglichkeiten der Mehrheitsbildung Sie in diesem 
Hause und in allen Länderregierungen verfügen. 
Wenn also, von der Regierungserklärung ausgehend 
bis zu dein,  was der Herr Bundeskanzler im März 
dieses Jahres hier in diesem Hause erklärt hat, 
nichts erreicht wird, werden Sie sich den Vorwurf 
gefallen lassen müssen, daß Sie politisch, nicht aus 
Kompetenzgründen, versagt haben. Deswegen, mei-
nen wir, wäre es notwendig, daß hier der Bundes-
innenminister eigene initiative Vorstellungen ent-
wickelt. 

Lassen Sie mich zum nächsten Problemkreis die-
ses Haushalts kommen; die Beratung des Einzel-
plans 06 ist ja mit der Beratung des Einzel-
plans 36 — zivile Verteidigung — verbunden. Meine 
Fraktion schlägt Ihnen auf Umdruck 427 vor, in 
diesem Bereich Einsparungen in Höhe von über 42 
Millionen DM vorzunehmen. Ich habe bei der Haus-
haltsberatung im vergangenen Jahr an den Herrn 
Bundeskanzler die Frage gestellt, ob er nicht auch 
der Meinung sei — ich habe sie dann an den Herrn 
Bundesinnenminister wiederholt —, daß hinsicht-
lich der Zivilverteidigungsvorstellungen seines Hau-
ses nach dem, was wir inzwischen nach einer ersten 
Welle nunmehr vor wenigen Tagen in einer zweiten 
Welle von Gesetzentwürfen erlebt haben, mit der 
die erste Welle schon wiederaufgehoben werden 
sollte — oder ich muß genauer sagen: mit einer drit-
ten Welle, mit der die zweite Welle schon wieder-
aufgehoben wurde, nachdem wir die erste Welle 
hier im Bundestag fast einmütig verabschiedet ha-
ben —, inzwischen neue politische Erkenntnisse ge-
wonnen wurden, von allen drei Fraktionen nach Be-
endigung der Übung Fallex 66 bestätigt. Ich meine, 
auch hier muß dieses Haus die Frage ernsthaft prü-
fen, ob nicht die Fülle der Fehlplanungen und auch 
des Materialverderbs in den letzten Jahren im Be-
reich der zivilen Verteidigung eine illusionäre Vor-
stellung von zivilen Verteidigungsmöglichkeiten er-
weckt hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, aus den 
verschiedensten Bereichen dieser Bundesrepublik 
liegen uns Berichte vor, die alle eindeutig besagen, 
daß bei der Wartung der Kraftfahrzeuge z. B. im 
Bereich der Zivilverteidigung in den letzten Jahren 
ein derartiger Materialverschleiß eingetreten ist, 
daß sie mit Sicherheit nur schrottreif zum Einsatz 
gebracht werden können. Wir alle wissen, daß das 
Personal fehlt, um diese Fahrzeuge zu warten. Wir 
alle wissen — ein anderes Beispiel, meine Damen 
und Herren —, daß man sich im Bereich der zivilen 
Verteidigung und der Organisationen, die bisher in 
den verschiedensten Bereichen hier tätig gewesen 
sind, z. B. nicht auf eine einheitliche Sanitätstasche 
hat einigen können, sondern daß die verschiedensten 
Sanitätstaschen für die verschiedensten Organisa-
tionen angeschafft worden sind, daß man keine Aus-
tauschmöglichkeiten sieht, daß man keine Ersatz-
möglichkeiten in dem Umfange vorgesehen hat. 
All das, was sich in den letzten Jahren gezeigt hat, 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 166. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 3. April 1968 	8749 

Dorn 
macht uns viel Sorge. Wir meinen, die Bundesregie-
rung muß mit dem Parlament prüfen, ob die Mög-
lichkeit eines wirksamen Schutzes für die Zivilbe-
völkerung nach früheren Vorstellungen und Über-
legungen heute überhaupt noch besteht. 

(Zustimmung bei der FDP.) 

Wenn das aber, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, zweifelhaft ist, wie es uns allmählich 
scheint, müssen wir alle gemeinsam in diesem 
Hause prüfen, ob die vorgesehenen Millionenbeträge 
eigentlich noch sinnvoll ausgegeben werden können. 
Wir meinen also, der Herr Bundesinnenminister 
möge sehr bald prüfen, was in diesem Bereich zu 

geschehen hat. 

Ein anderer Schwerpunkt ist die Frage der Not-
standsgesetzgebung. Der Herr Innenminister ist 
ohne Zweifel ein hervorragender Sachkenner auf 
diesem Gebiet. Das ist ja auch in den Kommentaren 
zu seiner Berufung, wenn die Presse recht hat, deut-
lich sichtbar geworden. 

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach] : 
Das tut weh!) 

Ich meine, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
die Auffassung des jetzigen Bundesinnenministers 
ist vielleicht — ich kann das nicht genau sagen, aber 
vielleicht — in der Frage der Notstandsgesetzge-
bung fast völlig identisch mit der seines Vorgängers. 

Wir haben unsere Bedenken zu dieser Regierungs-
vorlage vorgetragen. Wir haben einen eigenen Al-
ternativentwurf diesem Hause vorgelegt. Die Bera-
tungen im Ausschuß bestätigen allerdings die 
ernsten Sorgen, die wir haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
selbst bin in der vorigen Legislaturperiode nicht zu 
Unrecht von sozialdemokratischen Kollegen kriti-
siert worden, wir hätten versucht, in der Notstands-
beratung, auch in den Spitzengesprächen, vielleicht 
manches zu schnell noch in der vorigen Legislatur-
periode zum Ende zu bringen. Ich habe bei der 
ersten Lesung der Notstandsgesetze hier sehr deut-
lich gesagt, daß es das historische Verdienst der 
Sozialdemokraten ist, daß wir in dieser Legislatur-
periode diese Frage hier erneut behandeln können. 
Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren von 
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion, das, 
was zur Zeit in den Ausschußberatungen an Tempo 
vorgelegt wird -- mit Beratungen in Mittagspausen 
und mit Ankündigung von eventuellen Beratungen 
in sitzungsfreien Wochen — bestätigt uns leider, 
muß ich sagen, daß Sie demselben Druck Ihres Koali-
tionspartners zu erliegen beginnen, dem auch wir 
in der vorigen Legislaturperiode erlegen sind. 

(Lachen bei der CDU. — Abg. Rasner: Im- 
mer erlegen sind, arme FDP! — Abg. Könen 
[Düsseldorf]: Das kommt ins Protokoll, 

Herr Abgeordneter!) 

— Natürlich steht das im Protokoll, sehr verehrter 
Herr Kollege. Wenn die zweite und dritte Lesung 
in diesem Hause in dieser Legislaturperiode statt-
finden sollten, werden wir auf diesen Problemkreis 
nicht nur mit dem, was ich jetzt hier gesagt habe, 
sondern auch mit den Äußerungen Ihres leider ver

-

storbenen Fraktionskollegen Fritz Erler zurückkom-
men. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Einzel-
heiten der Notstandsgesetzgebung will ich hier jetzt 
gar nicht diskutieren. Wir werden uns, wenn die 
zweite Lesung in diesem Jahr kommt, ausführlich 
darüber unterhalten. 

Aber ein Problem, Herr Innenminister, möchte ich 
an dieser Stelle jetzt schon vortragen. Es ist die 
Frage der Ablösungsmöglichkeit für die alliierten 
Vorbehaltsrechte. Die sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion hat genau wie die Bundestagsfraktion 
der Freien Demokraten erklärt, daß sie einer Ver-
fassungsänderung nur bei Ablösung aller Vor-
behaltsrechte zustimmen würde. 

Nun sind wir uns ja darüber einig, daß es drei 
Gruppen von Vorbehaltsrechten in diesem Zusam-
menhang gibt. 

Die erste Gruppe bilden die allgemeinen Vor-
behaltsrechte. Ich glaube, es wird kein Problem 
sein, mit den Alliierten noch in dieser Legislatur-
periode zu einer Verständigung zu kommen; denn 
die Alliierten waren schon in der vorigen Legis-
laturperiode bereit, auf diese allgemeinen Vor-
behaltsrechte zu verzichten. 

Die zweite Gruppe der Vorbehaltsrechte hängt 
mit Art. 5 Abs. 2 des Deutschlandsvertrages zusam-
men; da geht es um die Post-, Telefon- und Fern-
schreibüberwachung. Hierzu hat die Bundesregie-
rung ein Gesetz zu Art. 10 des Grundgesetzes vor-
gelegt. Die Alliierten haben uns nach der ersten 
Lesung dieses Gesetzes — ich glaube, es war  Ende 

 des vergangenen Jahres, Herr Kollege Even — 
eine Stellungnahme vorgelegt. Aus dieser Stellung-
nahme ist nicht eindeutig klar, ob die Alliierten 
bereit sind, auf diese Vorbehaltsrechte zu verzich-
ten. 

Herr Bundesinnenminister, dann kommt die dritte, 
spezielle Aussage zu den Vorbehaltsrechten, die in 
dem geheimen Schriftwechsel zwischen der Bundes-
regierung und den Alliierten bei Abschluß des 
Deutschlandsvertrags enthalten ist. Es handelt sich 
hier um eine Konkretisierung der zweiten Gruppe. 

Wir meinen, Herr Bundesinnenminister, Sie soll-
ten jetzt so schnell wie möglich klären, ob die Ablö-
sung aller alliierten Vorbehaltsrechte erreichbar 'ist. 
Ich sage ihnen auch, warum. Wenn Sie nämlich nicht 
erreichbar ist, dann sollte die sofortige Einstellung 
der weiteren Beratung der Notstandsgesetze in den 
Ausschüssen des Bundestages Platz greifen. Der 
Bundestag könnte dann in seinen Ausschüssen Pro-
bleme erörtern, die sinnvollerweise noch in dieser 
Legislaturperiode behandelt werden sollten. 

Wir meinen also, daß wir hier und heute noch 
einmal ganz deutlich sagen sollten, Herr Bundes-
innenminister: diese Frage muß im Interesse einer 
Lösung so schnell wie möglich geklärt werden. 

Lassen Sie mich zum letzten Problem kommen, 
nämlich zu dem Problem der Verfassungsänderun

-

gen. Ihr Herr Vorgänger, Herr Minister, wollte mehr 
als 80 Verfassungsänderungen erreichen. Wir alle 
kennen sein Zitat: daß er aus dem Taufkleid der 
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Verfassung einen Maßanzug machen wolle. Wir 
hoffen, Herr Minister, daß Sie in dieser Frage ein-
deutig andere Vorstellungen haben. Wir wollen, 
was wir zu diesem Problem zu sagen haben, hier 
noch einmal ganz deutlich und mit besonderem Ernst 
allen in diesem Hause vortragen. 

Jede Verfassung ist ein in sich geschlossener Kom-
promiß. Das trifft in ganz besonderem Maße für das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland zu. 
Wenn hier einseitige Änderungen vorgenommen 
werden, bedeutet das die Beseitigung des Kompro-
misses, auf den sich die Verfassungsgeber geeinigt 
hatten. Damit, meine Damen und Herren, kann eine 
verfassungspolitische Situation eintreten, die 
zwangsläufig einen Teil nicht nur der Bundestags-
abgeordneten, sondern auch der Bevölkerung in 
unserem Lande in einen gewissen Konflikt treibt, 
der dazu führen kann, daß ein verfassungsfeindlicher 
Angriff auf die so geänderte Verfassung verfas-
sungspolitisch im Sinne der ursprünglichen Verfas-
sungsgeber gegeben ist. 

(Vorsitz: Präsident D. Dr. Gerstenmaier.) 
Wir hielten es für eine äußerst gefährliche Entwick-
lung gerade in unserem Volke, wenn auf diese 
Weise zu einer äußeren Trennung dieser Nation 
auch noch eine in der verfassungspolitischen Aus-
einandersetzung innerhalb unseres Staates käme. 
Der Verfassungsminister ist daher in ganz beson-
derem Maße darauf angewiesen, nur verfassungs-
konforme Entscheidungen zu treffen. Dabei, Herr 
Minister, können Sie immer auf die uneingeschränkte 
Unterstützung der Freien Demokraten in diesem 
Hause rechnen. 

Lassen Sie mich mit einem Zitat Robert Kennedys 
schließen: 

Wir wissen, daß der Mensch in seiner langen 
Geschichte immer wieder kämpfen mußte um 
ein Gesetzes- und Regierungssystem, in dem 
die Grundfreiheiten des einzelnen und die 
Durchführung des Gesetzes im Einklang stehen. 
Wir wissen, daß wir nicht ohne Regeln mitein-
ander leben können, und wir wissen schließlich, 
daß das Recht aller gefährdet ist, wenn es einem 
einzigen vorenthalten wird. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Könen [Düssel

-

dorf] : Was er gesagt hat, hat er von den 
Sozialdemokraten!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Schmitt-Vockenhausen. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kollege 
Even hat sich vor mir gemeldet!) 

-- Da steht ja nun wieder in der Geschäftsordnung 
— das ist ja das, was den Kollegen Dichgans so 
ärgert—: Der Präsident bestimmt die Reihenfolge 
der Redner. 

(Heiterkeit.) 

Das ist ein Beispiel für „Verfassungstext und Ver-
fassungswirklichkeit". Also wer soll jetzt sprechen? 
Herr Kollege Even? 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen begibt sich 
zum Rednerpult.) 

.letzt wollen Sie wieder anders!? 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Nein, Herr 
Präsident, ich habe nur festgestellt, daß sich 
der Kollege Even vor mir gemeldet hatte. 
Da habe ich angenommen, daß auch in der 

Reihenfolge gesprochen wird!) 

Jetzt hat der Herr Kollege Even das Wort. 

(Heiterkeit.) 

Schließlich und endlich muß man sich ja für das eine 
oder das andere entscheiden. 

Dr. Even (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Da Herr Kollege Dorn den 
Katalog seiner innenpolitischen Schwerpunkte, die 
er gewissermaßen als Kontrastprogramm der FDP 
bezeichnet hat, in erster Linie an den neuen Herrn 
Bundesinnenminister gerichtet hat, möchte ich dem 
Herrn Bundesinnenminister nicht vorgreifen und 
daher jetzt nur wenige Bemerkungen machen. 

Herr Kollege Dorn, ich gestehe zu, daß sich Ihre 
Ausführungen über einige Sachfragen — jedenfalls 
dem Ton nach; ich will über den Inhalt im einzelnen 
nicht sprechen — wohltuend von der schrillen 
Ouvertüre abgehoben haben. Sie können aber nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß es Ihnen bis zum 
Augenblick nicht gelungen ist, nachzuweisen, daß 
der rheinische Landesvorsitzende der CDU, Konrad 
Grundmann, die Behauptung aufgestellt hat, die Sie 
ihm unterschoben haben. Ich glaube, man sollte 
gerade im Zusammenhang mit der Neubesetzung 
eines Ministeramtes nicht sofort mit einer gefähr-
lichen Legendenbildung beginnen, die unterschwel-
lig den Vorwurf enthält, als ob sich diese Bundes-
regierung, der Bundeskanzler und insbesondere die 
Christlich Demokratische Union nicht von rein sach-
lichen Erwägungen leiten ließen 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

bei der Besetzung eines so wesentlichen Regierungs-
amtes. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Even (CDU/CSU) : Ja, bitte sehr! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Bitte, Herr 
Abgeordneter Dorn! 

Dorn (FDP) : Herr Kollege Even, sind Sie bereit, 
zur Kenntnis zu nehmen, daß wenn der eine Teil 
meiner Aussage — der andere ist ja belegt —, nicht 
belegt wird, ich bereit bin, mich sofort für diesen 
Teil meiner Aussage zu entschuldigen? 

Dr. Even (CDU/CSU) : Ich danke Ihnen für dieses 
Teilgeständnis. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU. — Abg. Dorn: 
Das andere ist ja belegt!) 

Für uns ist maßgebend gewesen, was Herr Bun-
deskanzler Kiesinger sofort gesagt hat, nämlich daß 
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er sich hei der Auswahl des Nachfolgers für Herrn 
Minister Lücke ohne Rücksicht auf irgendwelches 
Proporzdenken allein am Maßstab der sachlichen 
Qualifikation orientieren werde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Even (CDU/CSU) : Bitte sehr! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Bitte, Herr 
Abgeordneter Mertes! 

Mertes (FDP) : Herr Kollege Even, sind Sie 
bereit, Ihren Fraktionskollegen mitzuteilen, daß 
diejenigen, die interessiert sind, sich bei uns Infor-
mationen dahin gehend holen können, daß wir gern 
bereit sind, mitzuteilen, welche Kollegen aus Ihrer 
Fraktion uns entsprechende Mitteilungen haben zu-
kommen lassen? 

Dr. Even (CDU/CSU) : Sie weichen auf einen 
„Nebenkriegsschauplatz" aus. Es geht um eine 
Behauptung, die Herrn Grundmann unterstellt wor-
den ist, nicht irgendwelchen Kollegen. 

Das Ergebnis der Neubesetzung der Position des 
Bundesinnenministers hat die von Anfang an vom 
Herrn Bundeskanzler aufgestellte Richtlinie bekräf-
tigt, denn Sie werden zugeben müssen, daß Herr 
Kollege Benda nicht in jenes Proporzdenken hinein-
paßt, 

(Zuruf von der FDP: Das Sie sich 
wünschen!) 

das Sie uns unterschieben wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Zweitens, Herr Kollege Dorn, haben Sie sich den 
Kopf zerbrochen über einige organisatorische Fra-
gen im Rahmen der Bundesregierung. Natürlich ist 
ist das Ihr Recht, und wenn Sie brauchbare Vor-
schläge machen, werden sie sicherlich geprüft wer-
den. Ich glaube aber, es ist nicht die Aufgabe des 
Parlaments, und das muß klargestellt werden, in 
die Organisationsgewalt der Bundesregierung ein-
zugeifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Drittens: Sie haben im Zusammenhang mit der 
von Herrn Minister Lücke noch berufenen Wahl -
rechtskommission von Meinungsmanipulation ge-
sprochen. Ich darf doch daran erinnern, daß in die-
ser siebenköpfigen Professorenkommission zur 
Wahlrechtsfrage Vertreter aller widerstreitenden 
Interessen gesessen haben, allerdings nicht nach 
dem Proporz aufgeteilt; das gebe ich Ihnen zu. Aber 
ich sehe darin gar keinen Nachteil. Eines, meine ich 
jedenfalls, sollten wir alle miteinander anerkennen: 
daß nämlich die Qualität des Untersuchungsergeb-
nisses nicht gemessen werden sollte an irgendwel-
chen Meinungen, die die betreffenden Mitglieder 
der Kommission vorher schon geäußert haben, son-
dern allein daran, ob die Argumente, die im 
Gesamtbericht vorgelegt worden sind, überzeugend 

sind oder nicht. Das sollten Sie auch dann tun, meine 
Damen und Herren von der FDP, Wenn Ihnen 
zugegebenermaßen das Ergebnis der Kommissions-
beratungen nicht gefallen hat. 

Viertens schließlich noch eine Bemerkung zum 
Verfahren der parlamentarischen Behandlung der 
Notstandsgesetzgebung. Ich glaube, Sie befinden 
sich in einer widersprüchlichen Situation, Herr Kol-
lege Dorn. Sie haben soeben bemängelt, daß die 
Verhandlungen der Ausschüsse zu schnell vonstat-
ten gingen. Ich bin ziemlich sicher: wenn wir es 
schleppend machten und zu keinem Ergebnis kämen, 
würden Sie uns vorwerfen, das sei wieder ein Ver-
sagerpunkt der Großen Koalition. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dorn: In dem Fall würden wir ihn 

gern hinnehmen!) 

— Das ist eine andere Frage. Aber Sie würden es 
uns nicht als Pluspunkt anschreiben. 

In einem sollten wir aber doch an der bisherigen 
gemeinsamen Auffassung festhalten — und inso-
weit bin ich etwas besorgt über das, was Sie gesagt 
haben, Herr Kollege Dorn nämlich hinsichtlich 
der Stellungnahme der Alliierten zur Ablösung 
ihrer Vorbehaltsrechte. Wir sind mit Ihnen der Auf-
fassung, daß natürlich eine solche Stellungnahme 
eingeholt werden muß. Sie wissen, daß die Bundes-
regierung, was ihre Entwürfe betrifft, dies auch ge-
tan hat. Aber eine difinitive Entscheidung der Alli-
ierten können wir doch nur erwarten, wenn wir den 
Alliierten die Fassung des Parlaments vorlegen, 
wenn wir ihnen also dartun, wie höchstwahrschein-
lich die Beschlußfassung des Bundestages und des 
Bundesrates aussehen würde. Nur das kann zu einer 
sinnvollen rechtlichen Festlegung der Alliierten 
führen. Bisher waren wir uns doch darin einig, daß 
dies nach der zweiten Lesung der Notstandsverfas-
sung durch das Plenum des Bundestages erfolgen 
sollte. Ich meine, im Interesse der Sache sollten wir 
an dieser, soweit ich sehe, bisher nicht bezweifelten 
Verfahrensweise festhalten. 

Im übrigen, Herr Kollege Dorn, bin ich der Auf-
fassung, daß eine Verfassungsänderung, die unseren 
Rechtsstaat in den Stand setzen soll, auch in der 
Stunde der größten Not die Freiheitsrechte der Bür-
ger zu sichern, einer parteipolitischen Polemik ent-
zogen und rein nach staatspolitischen Erwägungen 
entschieden werden sollte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Schmitt-Vockenhausen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wer die 
Rede des Kollegen Dorn hier gehört hat, könnte das 
Gefühl haben, als ob wir in der Innenpolitik plötz-
lich Neuland betreten müßten. Herr Kollege Dorn, 
wir sind doch schon seit vielen Jahren mitten in der 
Arbeit! Wenn die FDP erst jetzt nach 19 Jahren im 
Bundestag eine Reihe von Problemen entdeckt, so ist 
das nicht unsere Schuld. Ich werde Ihnen im einzel-
nen darlegen können, wie stark wir uns in den 
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Schmitt-Vockenhausen 

vergangenen Jahren mit all diesen Fragen beschäf-
tigt und sie in wichtigen Punkten einer Lösung zuge-
führt haben oder zuführen. 

Lassen Sie mich mit einem Problemkreis begin-
nen, der für uns immer an der Spitze gestanden hat: 
ich meine die Beamten- und Besoldungsgesetzge-
bung. Hier geht es vor allem um die Menschen, die 
der öffentliche Dienst braucht, damit er gut funktio-
niert. Trotz der schwierigen Haushaltslage hat Ihr 
Haus die zweite Besoldungsstufe vorgelegt. Wir 
wissen: das war nicht einfach und hat dadurch auch 
Schönheitsfehler, über die wir noch in den Aus-
schüssen reden müssen. Wir sind sicher, daß Sie 
uns dort auch deutlich machen werden, was die 
nächste Stufe bringen wird. Ich darf hier noch ein-
mal daran erinnern, daß es in jeder April-Debatte 
des Jahres 1966 Ihr Herr Amtsvorgänger war, der 
eine Konzeption auch unter dem Beifall der dama-
ligen Opposition — deren Gedanken der Kollege 
Gscheidle vorgetragen hatte — zu einem Consensus 
der Meinungen in der Frage der Beamten- und Be-
soldungsreform geführt hat. Das ist also nicht etwas, 
das erst seit heute oder gestern angesprochen wer-
den muß, sondern wir kennen die Probleme, und 
wir werden versuchen, sie gut zu lösen. 

Ich möchte Ihr Augenmerk, Herr Minister, vor 
allem auf die berufliche Weiterbildung der Beamten 
lenken. Sie wissen, daß das eines der Probleme ist, 
die in den vergangenen Jahren zu kurz gekommen 
sind. Ihr Haus hat ja eine entsprechende Vorlage 
erarbeitet, und wir haben die Zusicherung Ihres 
Hauses, daß wir im Innenausschuß die Möglichkeit 
haben werden, darüber zu sprechen. Ich würde mich 
freuen, wenn hier Parlament und Regierung gemein-
sam diese wichtige Sache gestalten und auch in Zu-
kunft weiterführen könnten. Sie ist für den öffent-
lichen Dienst von entscheidender Bedeutung. 

Das gilt auch für die Zusammenarbeit von Parla-
ment und Regierung auf dem Gebiet der Datenver-
arbeitung. Hier steht der Innenausschuß seit Jahren 
mit der Regierung in enger Fühlungnahme. Ich darf 
Sie nur daran erinnern, daß wir z. B. auf dem Gebiet 
der Verbrechensbekämpfung durch Anträge meiner 
Fraktion und aus der Mitte des Hohen Hauses we-
sentliche Impulse gegeben haben, die die gute Zu-
sammenarbeit zwischen Bund und Ländern vertiefen 
werden. Meine Fraktion hat schon bei früherer Ge-
legenheit zum Ausdruck gebracht, daß es Minister 
Lücke gelungen ist, zur Behebung der Schwierigkei-
ten, denen das Bundeskriminalamt gegenübersteht, 
im letzten Jahr viel zu tun. Wir wünschen, daß diese 
Bemühungen weitergehen. Wir sollten überlegen, 
ob wir nicht einmal in einer öffentlichen Anhörungs-
sitzung die Probleme erörtern, damit auch die Öffent-
lichkeit sieht, was Parlament und Regierung zur 
Verbesserung der öffentlichen Sicherheit in der Bun-
desrepublik tun. 

Ich hätte gern noch die Gelegenheit benutzt, um 
etwas über die Frage des Versammlungsgesetzes 
und des Schutzes der Versammlungen zu sagen, weil 
sich Ihr Parteifreund Weyer dazu geäußert hat; aber 
es genügt, wenn ich empfehle, noch einmal einen 
Blick in das Versammlungsgesetz zu tun, um deut-
lich zu machen, wo die Grenzen im Rechtsstaat lie- 

gen, gegebenenfalls würd e ich die Paragraphen 
im einzelnen vorlesen. 

(Beifall bei der SPD.— Zurut von der FDP.) 

Auf dem Gebiet der Informations- und Pressefrei-
heit sind die Frage der Konzentration und die damit 
zusammenhängenden Fragen der Meinungsfreiheit 
die wesentlichen Probleme. Ihr Haus hat mit dem 
Bundeswirtschaftsminister gute Vorarbeiten geleistet, 
die dem Parlament demnächst vorliegen werden; 
wir brauchen heute darüber keine Debatte zu führen. 
Ich will allerdings anmerken, daß ich für ein Bun-
des-Presserechtsrahmengesetz im Augenblick keine 
Notwendigkeit sehe. Es gibt überall gute Länder-
Pressegesetze, und ich sehe nicht, warum, solange 
die Erfahrungen mit diesen Gesetzen nicht vorliegen, 
wir schon an ein Bundesgesetz gehen sollten. Dazu 
besteht gar keine Veranlassung. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Bitte!) 

Dorn (FDP) : Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, 
sind Sie nicht der Meinug, daß die so unterschied-
liche Gestaltung der Ländergesetze auf dem Presse-
sektor innerhalb des Bundesgebietes eine erheb-
liche Unruhe mit sich gebracht hat und daß wir 
durch ein Presserechtsrahmengesetz auf Bundes-
ebene vieles ausräumen können, was vor allen 
Dingen dem Deutschen Presserat sehr am Herzen 
liegt? 

Schmitt -Vockenhausen (SPD) : Ich halte es für 
möglich, daß es vielleicht gelingt, Unruhe zu schaf-
fen, wo keine ist. Aber im Augenblick jedenfalls 
wüßte ich nicht, daß irgendwo solche Unruhe wäre, 
daß eine Regelung benötigt würde; das muß ich 
ganz offen sagen. 

(Zuruf des Abg. Dorn.) 

Es gibt wirklich keine Veranlassung, hier schnell-
stens eine solche Gesetzgebung zu schaffen. 

Meine Damen und Herren, ich nehme an, daß bei 
der Sportförderung der Schwerpunkt der Bemühun-
gen des Ministeriums bei den Vorbereitungen für 
die Olympiade liegt. Der Herr Kollege Kubitza wird 
sicher etwas dazu sagen. Wir freuen uns, daß in 
gemeinsamer Arbeit von Parlament und Regierung 
alles getan wird, um die Vorbereitungen für die 
Olympiade 1972 in München zu fördern, und ich bin 
sicher, daß uns das, trotz aller finanziellen Sorgen, 
die wir haben, in gemeinsamer Arbeit gelingt. 

Auf ein Problem, Herr Minister, möchte ich noch 
Ihre Aufmerksamkeit lenken: Das Statistische Bun-
desamt ist als eines der besten Ämter in Europa an-
erkannt und leistet eine gute Arbeit. In diesen Ta-
gen habe ich in der Presse Kritiken gefunden, als 
ob es trotz aller Automation etwas langsamer mit 
der Auswertung statistischer Zahlen auf dem Ge-
biet der Wirtschaft ginge. Ich weise darauf hin, 
damit Sie sich auch mit diesem Problem einmal be-
schäftigen. 
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Zu den Fragen, die der Herr Kollege Dorn noch 

angeschnitten hat, lassen Sie mich nur wenige Be-
merkungen machen. 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD 
ist sicher, daß der Herr Minister Benda zwischen 
seiner persönlichen Meinung und der als Kabinetts-
mitglied in einer einzelnen Rechtsfrage zu unter-
scheiden weiß, und ich habe gar keine Sorgen dar-
um, daß wir auch in dieser offenen Frage in 
den kommenden Wochen zu einer Verständigung 
kommen werden. 

Ich will mich nicht noch mit der Frage der Zu-
ständigkeit zwischen den Ressorts beschäftigen. Das 
Kabinett muß und wird sich mit dem Herrn Bun-
deskanzler über solche Fragen unterhalten, und 
wir werden dann weiter sehen. 

Ich halte es in dieser Stunde nicht für sehr sinn-
voll, eine Debatte über die Förderung der Wissen-
schaft zu führen. Das haben wir in den vergangenen 
Jahren hier oft getan. 

Ich möchte allerdings doch eines bemerken. Die 
wenigen Zuständigkeiten, die dem Innenministerium 
verblieben sind, sind dort sehr ordnungsgemäß be-
arbeitet worden. Ich möchte, Herr Kollege Dorn, 

(Zuruf von der FDP) 

— ja — nur an die Deutsche Bibliothek erinnern. 
Da ist es gelungen, das Ausscheiden der Stadt 
Frankfurt zu überbrücken, den Neubau zu sichern 
und die Voraussetzungen für die Deutsche Biblio-
thek als Anstalt zu schaffen. Ich möchte u. a. auch 
an den Ausbau der archäologischen Institute er-
innern. Es ist doch nicht so, daß in vergangenen 
Jahren auf diesem Gebiet gewissermaßen Funk-
stille geherrscht habe. Diese Dinge liegen durchaus 
in  dem Bereich, den wir in den Ausschüssen, vor 
allem auch von seiten meiner Fraktion, immer 
wieder mit Nachdruck mit dem Innenministerium 
erörtert haben, und ich stehe nicht an, zu sagen, daß 
dadurch von uns die Dinge sehr stark gefördert 
werden konnten. 

(Abg. Könen [Düsseldorf]:: War denn die 
FDP nicht in den vergangenen Jahren in der 

Regierung?) 

— Herr Kollege Könen, ich komme gerade darauf, 
weil sich Herr Kollege Dorn hier auch zu Zivil-
schutzfragen geäußert hat. Ich kann mich noch an 
manche Auseinandersetzung über diese Frage er-
innern, Herr Kollege Dorn, als Sie noch in der Regie-
rung waren, und ich muß sagen, wenn wir damals 
von Fehlplanungen gesprochen haben, dann haben 
wir bei Ihnen dafür immer Kritik geerntet. 

(Abg. Dorn: Nun, schauen Sie doch in die 
Protokolle!) 

— Ja, das werden wir gern noch einmal über-
prüfen. Ich möchte nur sagen: Es hat hier sicher, 
ebenso wie bei der Bundeswehr und wie immer, 
wenn eine Sache völlig neu aufgebaut wird, Schwie-
rigkeiten, Mängel und Fehler gegeben, und wir 
haben sie damals auch als Opposition aufgegriffen. 
Das war unser gutes Recht und unsere Pflicht, und 
ich stehe nicht an, hier zu sagen, ich würde auch 

heute nicht Fehler deswegen verteidigen, weil wir 
nun in der Regierung sind. Ich bin aber auch sicher, 
daß sich der Minister ebenso darum kümmert, daß 
diese Mängel und Fehler beseitigt werden. 

(Zuruf von der FDP: HS 30!) 

Nun, einen HS 30 gibt es beim Zivilschutz nicht. 

(Zuruf von der FDP: Aber Fehler!) 

Herr Minister, ich würde es für gut halten, wenn 
Sie im Zusammenhang mit einer kürzlich statt-
gefundenen öffentlichen Auseinandersetzung einmal 
einen Bericht über diese Fragen erstellen und dem 
Innenausschuß erstatten würden, damit wir dort 
darüber sprechen können. Ich muß noch sagen, 
meine Damen und Herren: wir stehen nach wie vor 
zu der Aufgabe des Zivilschutzes, und wir halten 
den Entwurf des Katastrophenschutzgesetzes, wie 
er von der Bundesregierung vorgelegt worden ist, 
für eine gute Grundlage. Wir haben am Freitag 
der letzten Woche ausführlich darüber gesprochen. 
Ich glaube, wir brauchen hier heute keine zusätzliche 
Debatte über diesen Fragenkreis zu führen. 

Eine Bemerkung aber kann ich mir — dafür bitte 
ich um Nachsicht, Herr Kollege Dorn — in dieser 
Stunde nicht verkneifen, da Sie heute wieder auf 
den Art. 29 GG zurückgekommen sind. Neunzehn 
Jahre haben Sie ja von seiner Existenz als FDP 
keine Kenntnis genommen. Jetzt sind Sie nun also 
daran. Inzwischen ist ja die Neugliederung in einem 
gewissen Umfange nicht mehr die entscheidende 
Aufgabe, sondern entscheidend ist die Gestaltung 
des kooperativen Föderalismus, d. h. eine zeitge-
mäße Zusammenarbeit von Bund und Ländern. Wir 
haben kürzlich darüber eine Debatte geführt, und 
ich wäre dankbar, wenn Sie in der Richtung, wie der 
Innenausschuß einstimmig beschlossen hat, mithel-
fen würden, daß wir diese Dinge verklammern und 
zu Ergebnissen führen, damit der Bundesstaat wirk-
lich funktioniert, damit der Föderalismus nicht ab-
gewertet wird und die Probleme, die in Baden und 
im Raum Rheinland-Pfalz-Saar geblieben sind, in 
einer angemessenen Frist gelöst werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

So viel dazu! 

Wir haben heute leider nicht die Zeit, alle Fragen 
eingehender zu erörtern. Wir tun das ja in den Aus-
schüssen. Ich glaube, mein Beitrag hat deutlich ge-
macht, daß wir mit dem Ministerwechsel nicht vor 
einer völlig neuen Situation stehen, sondern daß wir 
auf den verschiedenen Gebieten mitten in der Arbeit 
sind und daß die SPD auch in Zukunft dazu beitra-
gen will, daß die von uns mitgetragene Regierung 
auch auf den Gebieten, die heute hier erörtert wer-
den, in dem kommenden Jahr zu Erfolgen kommt. 
In diesem Sinne, meine Damen und Herren, werden 
wir dem Haushalt des Bundesinnenministeriums zu-
stimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Bundesminister des Innern. 
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Benda, Bundesminister des Innern: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Dies ist für mich 
die erste Gelegenheit, in der neuen Eigenschaft als 
Bundesminister des Innern zu Ihnen zu sprechen. 
Ich bitte um Ihr Verständnis, wenn ich den Wunsch 
geäußert habe, an dieser Stelle der Diskussion zu 
sprechen, vor allem die Kollegen, die sich nach mir 
gemeldet haben, die sich nach meinem Eindruck 
noch zu einigen Spezialfragen äußern wollen. Es 
scheint mir gut zu sein, an dieser Stelle der Debatte 
in dem Versuch einer möglichst kurzen Zusammen-
fassung das zu sagen, was aus meiner Sicht jetzt 
gesagt werden sollte. 

Ich darf — wenn Sie diese sehr persönliche Be-
merkung mir gestatten — die Gelegenheit benutzen, 
mich sehr herzlich für die guten Wünsche, die ich 
von sehr vielen Kollegen aus diesem Hause und 
von außerhalb bekommen habe, zu bedanken. Ich 
werde mich bemühen, die Erwartungen, die viele 
jetzt in meine Tätigkeit setzen — worüber ich mich 
freue und was mich verpflichtet , zu erfüllen. 

Ich bedanke mich ausdrücklich bei dem Kollegen 
Dorn, der sich, soweit es meine Person anlangt, in 
einer sachlichen Weise mit dem Umstand ausein-
andergesetzt hat, daß ich nun hier stehe. Erst am 
vergangenen Freitag habe ich Ihnen gesagt, daß 
Sie mich hier noch öfter sehen werden, Herr Kollege 
Dorn, und das ist nun also so. 

Ich werde zu dem einen oder anderen Punkt spre-
chen, auf den Sie gekommen sind. Ich glaube nicht, 
daß die Zeit, die Sie mir billigerweise hier ein-
räumen, ausreicht, zu allen Punkten zu sprechen. 
Sie selber wissen, Herr Dorn, daß einige der Punkte, 
zu denen Sie gesprochen oder die Sie nur angedeu-
tet haben, so sind, daß man einen ganzen Nachmit-
tag über sie reden könnte. Niemand von uns wird 
dazu Lust haben. 

(Abg. Dorn: Deswegen das Angebot der 
Stimmenthaltung!) 

— Das Angebot der Stimmenthaltung ist natürlich 
unlogisch, Herr Kollege Dorn. Ich wollte das gerade 
sagen. Wenn Sie, wie Sie gesagt haben, dem neuen 
Minister Anspruch auf eine eigene Konzeption 
geben, d. h. eine Schonzeit, eine Bewährungsfrist, 
dann müssen Sie ihm natürlich auch das Geld geben, 
damit er sie durchsetzen kann. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der CDU/ 
CSU.) 

Insofern würde es logischer sein, wenn Sie mir das 
Geld freundlicherweise geben wollten. Aber immer

-

hin, wir kommen langsam voran, und wir werden 
dem Ziel schon näherkommen. 

Ich wollte mich bei Ihnen auch deswegen bedan-
ken, Herr Dorn, weil das, was Sie gesagt haben, für 
mich viel wohltuender war als die Ausführungen des 
Herrn V isus — ich weiß nicht, wer das ist in der 
Freien Demokratischen Korrespondenz von gestern. 
Herr Visus ist offenbar der Mann, der das Visier 
richtet, damit man sich auf den Neuen einschießen 
kann. Der hat geschrieben, ich pflegte als Nachfol-
ger von Herrn Minister Lücke ein anderes Hobby. 
Herr Minister Lücke habe das Wahlrechtshobby ge- 

pflegt, ich pflegte ein anderes Hobby: die Not-
standsgesetzgebung. „Aber auch Bendas Traum von 
einer perfekten Regelung für alle möglichen Not-
stände wird nicht leicht Wirklichkeit werden." 

Ich darf an dieser Stelle sagen — und das meine 
ich schon ganz ernst, Herr Kollege Dorn und meine 
Damen und Herren —, die Vorstellung, man könne 
ausgerechnet Notstand als Hobby pflegen, hat etwas 
Makabres. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Niemand, der auch nur ein wenig davon weiß -- und 
Sie, Herr Dorn, wissen ja eine ganze Menge da-
von —, kann auf den Gedanken kommen, daß 
jemand, der seine fünf Sinne beisammen hat, so 
etwas sozusagen aus Spaß macht. 

Ich will auch nicht verhehlen 	 ich sage das mit 
einem Augenblinzeln auf die Zuständigkeiten, von 
denen Sie meinen, daß ich sie ganz gern los werden 
sollte —, wenn Sie mich nach meinen sozusagen 
amtlichen Hobbys fragen: Meine persönliche Nei-
gung — um es einmal mit einem Beispiel zu sagen 
gehört sehr viel mehr als den spröden Materien des 
Notstandes z. B. dem jungen deutschen Film oder 
gehört den Berliner Festwochen, in denen ich als 
stellvertretender Vorsitzender des Kuratoriums 
schon in meiner bisherigen amtlichen Eigenschaft 
tätig gewesen bin. Ich hoffe, daß es mir trotz der 
anderen Belastungen, die auf mich zukommen, mög-
lich sein wird, das weiterzumachen. Ich will hierfür 
nicht den Ausdruck „Hobby" verwenden. Das ist 
jedenfalls viel, viel schöner, viel befriedigender als 
die anderen Dinge. 

(Zuruf des Abg. Dorn.) 

— Ich sage Ihnen das nur. Das kommt ja von Ihrer 
Seite. 

Im übrigen ist es interessant, daß Sie uns vorhin 
mitgeteilt haben, die SPD stehe in der Notstands-
frage unter dem Druck ihres Koalitionspartners, 
also wohl der CDU/CSU, während das, was Sie hier 
geschrieben haben, wohl eher den umgekehrten 
Schluß rechtfertigt, — nicht Sie, Herr Dorn, Sie sind, 
glaube ich, nicht Herr Visus, aber wer immer es ist. 

(Abg. Moersch: Wer das sein soll, wissen 
wir so wenig wie Sie! — Weitere Zurufe 

von der FDP.) 

— Gut, lassen wir das. So wichtig ist es in der Tat 
nicht. Wenn wir uns alle abgewöhnen könnten, die 
parteiamtlichen Korrespondenzen zu lesen, dann 
wäre man ein gutes Stück weiter und würde viel 
Zeit sparen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU, CSU.) 

Ich würde nun recht gern einmal, soweit es mir zu-
kommt, auf das zurückkommen, was Herr Kollege 
Scheel und einige andere Herren gestern zu der 
interessanten Frage gesagt haben: Kann jemand, 
der Parlamentarischer Staatssekretär bei einem Bun-
desminister war, der dann aus eigenem Entschluß 
zurücktritt, dessen Nachfolger werden? Ich nehme 
diese Frage durchaus ernst, und ich möchte versu-
chen, mit wenigen Worten darauf einzugehen, wobei 
ich um Ihr Verständnis bitte, daß ich die Frage 
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natürlich nicht aus meiner persönlichen Sicht, son-
dern sozusagen nur abstrakt, wie Herr Scheel ge-
sagt hat, beantworten kann. Ich erkenne auch inso-
weit dankbar und gern an, daß Herr Scheel — er 
hat es mir auch in einem Gespräch noch einmal 
gesagt — sich in keiner Weise da mit meiner Per-
son hat auseinandersetzen wollen. sondern auf eine 
Sachfrage hat aufmerksam machen wollen. Ich will 
versuchen, sie zu beantworten. 

Ich bin natürlich nicht in der Lage, jetzt etwa in 
die Überlegungen des Herrn Bundeskanzlers, die zu 
meiner Berufung geführt haben, einzugreifen oder 
diese zu kommentieren. Da möchte ich auch am 
Rande — zu dem Vorgang, der vorhin eine Rolle 
spielte — sagen: Meine Damen und Herren, was 
soll's? Die Entscheidung ist gefallen. Wir alle so 
oder so davon Betroffenen werden uns damit aus-
einanderzusetzen haben. Niemand von uns, der auch 
nur einige Jahre in einer politischen Partei tätig ist, 
wird wohl so naiv sein, nicht zu wissen, daß es bei 
der Frage „wer hat die Eignung zu einem Amt?" 
alle möglichen Meinungen gibt. 

Das, was wir nur nicht gelernt haben — und des-
halb erwähne ich diesen Punkt; er hat vielleicht 
allgemeine Bedeutung auch für unsere Arbeit in die-
sem Hause —, was wir lernen müssen, ist etwas, 
was neu ist: daß beinahe alle fünf Minuten die 
Beobachter der Presse, die meistens ja das Ohr 
ziemlich dicht daran haben — dichter, als vielen 
von uns lieb ist — und in der Lage sind — und mit 
den modernen technischen Mitteln auch davon 
Gebrauch machen ---, das dann weiterzugeben, so 
daß beinahe jede Überlegung, erst recht also jedes 
Wort und jede Tätigkeit jemandes, der in einer 
verantwortlichen Position ist, beobachtet und kom-
mentiert wird. Das mußte eigentlich einen ganz 
anderen Stil der politischen Arbeit zur Folge haben. 
Jedenfalls müßte man sich darauf einstellen. Auf 
diesen Punkt werde ich nachher in einem anderen 
Zusammenhang — ich schweife von meinem Ressort 
etwas ab, wie Sie sehen, aber nur scheinbar —
vielleicht noch zurückkommen, wenn die Zeit reicht, 
nämlich zu dem Thema, um es mit einem Ober-
begriff zu sagen, Verwaltungsreform oder, wie ich 
lieber sagen würde: Modernisierung der Verwal-
tung. Da tauchen nämlich ähnliche Fragen auf, und, 
wie gesagt, ich werde versuchen, darauf zu kommen. 

Nun also zunächst zu unserem Thema! Um es 
einmal zu sagen, Herr Kollege Moersch: Sie irren 
völlig, wenn Sie annehmen   Sie haben es jeden-
falls gestern gesagt —, ich hätte auf das Gesetz über 
die Rechtsstellung der Parlamentarischen Staats-
sekretäre maßgebenden Einfluß genommen. Ich war 
damals noch nicht im Amt; natürlich, das Gesetz 
mußte ja erst einmal dasein, bevor die Betreffenden 
berufen werden konnten. Ich habe überhaupt keinen 
Einfluß darauf genommen und konnte es auch 
gar nicht. Dafür zuständig war zunächst einmal die 
Bundesregierung — der gehörte ich nicht an, in 
keiner Eigenschaft — und dann das Parlament. Ich 
habe mich selbstverständlich — nachdem ich mich auf 
Bitten von Minister Lücke entschieden hatte, für den 
Fall, daß er mich fragen würde, in dieses Amt zu 
gehen — jeder Beteiligung an den Beratungen in 

den Ausschüssen enthalten, wie es einzig möglicher 
Stil in einer solchen Frage ist, wenn man persönlich 
davon betroffen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich bitte also, das doch zur Kenntnis zu nehmen, 
denn es war so. 

Ich sage das auch deswegen, weil ich nun ein Jahr 
— es fehlen 12 Tage an einem Jahr — in dieser 
Sache Erfahrungen gemacht habe, die übrigens für 
mich persönlich in der Zusammenarbeit mit meinem 
verehrten Amtsvorgänger menschlich sehr befrie-
digend waren. Diese Erfahrungen möchte ich gern 
verwerten. Ich bin nämlich gar nicht der Meinung, 
daß man in dieser Sache im Augenblick etwas 
machen soll. Ich bin aber wohl der Meinung, daß 
man, wenn vielleicht ein weiteres Jahr — Neubeginn 
einer Wahlperiode wäre vielleicht ein gegebener 
Anlaß —, wenn eine weitere Zeit vergangen ist, 
sagen sollte: Wie sind die Erfahrungen, die guten 
und die weniger guten?, und daraus sollte man 
Konsequenzen ziehen. 

In dem Zusammenhang komme ich zu dem Sach-
punkt. Ich habe in der Tat immer, wie Herr Kollege 
Mischnick, wenn ich mich nicht täusche — ich habe 
das hier, aber ich will es jetzt nicht nachblättern —, 
sagte, die Tätigkeit eines Parlamentarischen Staats-
sekretärs in erster Linie als die des engsten poli-
tischen Beraters und Mitarbeiters des Bundes-
ministers gesehen. Ob man das Juniorminister 
nennt oder wie immer, das ist eine Frage des Ge-
schmacks oder des Stils; darauf kommt es mir nicht 
an. Ich glaube, daß das die richtige Funktion ist. 
Das Gesetz beantwortet die Frage nicht ganz ein-
deutig, sondern es sagt eigentlich nur: Dem Bundes-
minister wird — so ist, glaube ich, die Formulie-
rung des Gesetzes — ein Parlamentarischer Staats-
sekretär zur Seite gestellt, zur Verfügung gestellt, 
beigegeben, oder wie die Formulierung lautet. Dann 
muß sich das entwickeln. Das ist eine Sache der 
beteiligten Persönlichkeiten, zu denen in diesem 
Zusammenhang auch die beamteten Staatssekretäre 
zu zählen sind. Das ist die Gruppe: der Minister, 
der Parlamentarische Staatssekretär, die beamteten 
Staatssekretäre, einer oder mehrere, je nach dem 
Ressort. Dann muß sich das, wie gesagt, entwickeln. 
Wir wissen alle, wenn wir uns das einmal ein wenig 
ansehen: Das entwickelt sich in gewisser Beziehung 
in den einzelnen Ressorts unterschiedlich. Ich halte 
das — vielleicht im Gegensatz zu dem Kollegen 
von der Opposition — nicht für einen Fehler, so-
lange es sich innerhalb der selbstverständlichen, 
korrekten Grenzen der Zuständigkeiten, die hier ja 
auch bestimmte klare Grenzen setzen und auch 
setzen müssen, hält. 

Ich bin der Meinung, daß man in einer solchen 
Frage, in der wir Neuland betreten haben — ich 
erwähne sie wegen ihres exemplarischen Wertes —, 
einmal den Mut haben sollte, so etwas auszuprobie-
ren. Wir sind dabei; wir machen bestimmte Erfah-
rungen und wollen uns zu gegebener Zeit dann 
auch zusammensetzen, um diese Erfahrungen zu 
verwerten. Ihre Meinungen dazu sind genauso wie 
zu den anderen Punkten willkommen. 
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Die Frage, ob der Parlamentarische Staatssekre-

tär Nachfolger werden kann — bleiben kann er ja 
kraft Gesetzes nicht —, wenn der Minister aus 
politischen Gründen, die achtenswert sind, die ich 
in dem konkreten Fall voll respektiere, zurücktritt, 
würde ich wie folgt beantworten: In diesem Fall, 
den ich im einzelnen wie Sie verstehen werde, nicht 
erörtere, sind der bisherige Bundesminister und der 
jetzige Bundesminister selbstverständlich gehalten, 
das nach besten Kräften durchzuführen, was in dem 
Regierungsprogramm der Großen Koalition steht, 
auch zur Frage des Wahlrechts. Das, was Bundes-
kanzler Kiesinger in der Regierungserklärung gesagt 
hat, ist die Richtlinie. Insofern gibt es überhaupt 
keine Unterschiede. Daran hat sich Herr Bundes-
minister Lücke gehalten, und daran werde ich mich 
halten. Das ist selbstverständlich 

Wenn der bisherige Bundesminister dann eine 
Entscheidung trifft, wie es hier der Fall gewesen ist, 
würde ich es für eine Frage der menschlichen und 
politischen Loyalität zwischen dem Bundesminister 
und dem Parlamentarischen Staatssekretär, die für 
mein Empfinden mit der Beendigung des Amtsver-
hältnisses beider Personen nicht aufhört, halten — 
und ich habe es für eine Frage der Loyalität gehal-
ten —, so zu handeln. Ich werde mich jedenfalls 
daran erinnern. Ich sage Ihnen in aller Offenheit, 
daß ich dieses Amt nicht angetreten hätte, wenn 
mein verehrter Amtsvorgänger nicht voll der Mei-
nung gewesen wäre und mir das auch gesagt hätte, 
daß er es für richtig halte, wenn ich, falls die Ent-
scheidung des Herrn Bundeskanzlers so ausfiele, 
sein Nachfolger würde. Das ist selbstverständlich. 
Alles andere wäre auch für mein Empfinden ein 
grober Bruch der Loyalität, die zwischen beiden 
bestehen muß. Wenn man das berücksichtigt, sehe 
ich hier überhaupt keine Schwierigkeiten, so zu han-
deln. Ich werde mich — ich wiederhole es — genauso 
wie Herr Bundesminister Lücke an die Grundsätze 
der Regierung halten, und die ergeben sich aus der 
Regierungserklärung. 

Ich darf jetzt vielleicht in aller Kürze einige we-
nige Bemerkungen zu Einzelpunkten machen. 

Sie, Herr Dorn, und auch Herr Kollege Schmitt-
Vockenhausen haben mich auf Fragen der Besol-
dungsneuregelung angesprochen. Ich greife diesen 
Punkt wegen seiner besonderen Wichtigkeit und 
auch deswegen auf, weil das Hohe Haus hier selbst 
eine Mitverantwortung hat und mir etwas dabei 
helfen kann, weil es damit auch den Beamten helfen 
kann, hier voranzukommen. Ich glaube, die Frage 
auch von Herrn Dorn betraf die dritte Stufe der 
Besoldungsneuregelung, ob es möglich sei, hier 
noch etwas zu tun. Die Antwort lautet, daß der Bun-
desinnenminister vorbehaltlich der Entscheidung 
der Bundesregierung in der Lage sein wird, in die-
sem Jahr den Entwurf eines Dritten Besoldungsneu-
regelungsgesetzes, also der dritten Stufe, vorzule-
gen, allerdings unter der Voraussetzung, daß das 
Zweite Besoldungsneuregelungsgesetz, daß dem 
Hohen Hause gegenwärtig zur Beratung und Be-
schlußfassung vorliegt, durch den Bundestag recht-
zeitig verabschiedet wird, d. h. angesichts der be-
grenzten Zeit, die zwischen dem Ende der Sommer- 

pause und Weihnachten zur Verfügung steht, bis 
zum Ende der Sommerpause. 

Damit verbunden war die Problematik, daß Vor-
aussetzung der Verabschiedung des Zweiten Besol-
dungsneuregelungsgesetzes, wie Sie wissen, die 
Verabschiedung des Entwurfs zu Art. 75 des Grund-
gesetzes ist. Insoweit, meine Damen und Herren, be-
steht also eine Mitverantwortung von uns allen. 
Wenn diese Voraussetzung erfüllt werden kann, 
würde ich keine Schwierigkeiten sehen, dem 
Wunsch, der von beiden Herren an mich herange-
bracht worden ist, zu entsprechen. Ich würde sehr 
hoffen, daß die Bundesregierung, wenn dieser Ent-
wurf von mir vorgelegt würde, aus entsprechende 
Beschlüsse fassen kann. 

Zu Zuständigkeitsfragen möchte ich mich über das 
hinaus, was ich vorhin sehr vorsichtig gesagt habe, 
nicht äußern. Ich glaube nur, Herr Kollege Dorn, 
daß die Frage, wer innerhalb der Bundesregierung 
welche Dinge bearbeitet, an sich noch keine klare 
Alternative zu den Sachfragen ist. Denn es kommt 
zunächst nicht so sehr darauf an, wer es macht, son-
dern wie es gemacht wird und ob es richtig gemacht 
wird. Wir sollten uns also bei Gelegenheit — die 
hoffentlich bald kommt — einmal über die Sach-
fragen unterhalten. 

Ausdrücklich bedanken, Herr Dorn, möchte ich 
mich für Ihren Einsatz in den Fragen des Verfas-
sungsschutzes. Es ist sehr notwendig, auch hier und 
vor der Öffentlichkeit zu sagen, daß das Bundesamt 
für Verfassungsschutz und die Landesämter für Ver-
fassungsschutz Einrichtungen eines demokratischen 
Rechtsstaates sind, 

(Beifall) 

daß es Ämter sind, die das Grundgesetz verteidigen 
und schützen und daß sie jede Unterstützung in 
ihrer Arbeit verdienen, die nach Gesetz und Recht 
zulässig ist. Ich freue mich darüber, daß wir in die-
ser Frage offenbar übereinstimmen. Was an prak-
tischen Fragen damit zusammenhängt, werden wir 
bei anderer Gelegenheit durchaus bereit sein zu 
diskutieren. 

Die Frage der Verbrechensbekämpfung und der 
Tätigkeit des Bundeskriminalamts möchte ich zum 
Anlaß nehmen, Herr Kollege Dorn, um zu sagen, 
daß aus meiner Sicht — und dies wird eine konkrete 
Überlegung und wohl auch eine konkrete Tätigkeit 
von mir sein — das Verhältnis zwischen den Herren 
Innenminister der Länder und dem Bundesinnenmi-
nister vielleicht noch enger in der praktischen Ar-
beit sein könnte und sein sollte, als es heute erfreu-
licherweise schon ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es besteht an sich ein erfreulich gutes Verhältnis 
zwischen den Innenministern der Länder und dem 
Bundesinnenminister, nebenbei gesagt, ohne Rück-
sicht auf Parteizugehörigkeit jeweils. Ich weiß aber, 
daß gerade in Kreisen der Herren Innenminister der 
Länder durchaus der Wunsch und die Bereitschaft 
bestehen, diese Zusammenarbeit weiter zu intensi-
vieren. Das wird konkrete Auswirkungen auf den 
Gebieten haben, die hier mit dem Stichwort Ver-
brechensbekämpfung angeschnitten worden sind. 
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Ich meine also, daß man durchaus etwas tun kann 
und etwas tun sollte. 

Zur Zivilverteidigung nur in aller Kürze. Ich bin 
jedenfalls nicht der Meinung, Herr Kollege Dorn — 
ich sage das gleich im Hinblick auf den nachher zur 
Beratung anstehenden Antrag Umdruck 427 —, daß 
man auf dem Gebiet der Zivilverteidigung sinn-
vollerweise überhaupt noch etwas tun kann, wenn 
man nun mit Anträgen oder gar mit Beschlüssen 
daran geht, die ohnehin äußerst knappen Mittel auf 
diesem Gebiet immer weiter zu reduzieren. Wir sind 
heute mit dem Gesamtplafond der Zivilverteidigung 
von rund 450 Millionen DM im Jahr an der unteren 
Grenze dessen angelangt, was eine auch nur einiger-
maßen sinnvolle Zivilverteidigung erfordert. Würde 
man da weiter heruntergehen, würde in der Tat 
ein Punkt kommen, an dem man zu dem Ergebnis 
kommen müßte, daß es keinen Sinn mehr hat, sich 
darüber zu unterhalten. Nur muß ich die Frage stel-
len: Wer wollte die Verantwortung dafür überneh-
men, daß auf diesem Gebiet jede Vorsorge, die 
vernünftigerweise getrieben werden kann, ganz un-
terbleibt? 

Ich möchte mich kurz fassen. Ich habe vielleicht 
schon etwas zu lange gesprochen. Ein letztes Wort 
aber zu der Frage, die ich vorhin angeschnitten 
habe, was der Parlamentarische Staatssekretär tun 
kann, was er bisher getan hat, wie man Erfahrungen 
verwerten sollte. Ich glaube, daß der Herr Bundes-
kanzler gestern mit vollem Recht in seinen Aus-
führungen die Frage angesprochen hat, wie man 
unsere Verwaltung reformieren und modernisieren 
kann. Jemand, der wie ich aus einem freien Beruf 
kommt und der mit einer guten Portion Unbefangen-
heit und mit einer bei den Herren Beamten nicht 
immer willkommenen Vorurteilslosigkeit an die 
Dinge herangeht, ist zunächst einmal erstaunt über 
die Dinge, die er komisch finden muß, weil er, wenn 
er seinen freien Beruf so führte, wie es dort ge-
schieht, ihn gar nicht führen könnte, weil nämlich 
die finanziellen Grundlagen fehlen würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nicht immer ist es so, daß man dann, wenn man es 
näher angesehen hat, dabei bleibt, es sei komisch. 
Manchmal hat es einen guten Sinn, den man zu-
nächst nicht erkennt. Aber es ist gesund, zunächst 
einmal zu fragen, ob das eigentlich so sein muß. 
Und manches ist wirklich komisch. 

(Abg. Könen [Düsseldorf] : Bleibt auch 
komisch!) 

Ich darf nur eine Geschichte erzählen. Ich könnte 
aus den Erfahrungen eines Jahres schon ein Buch 
schreiben. Ich sitze hier im Bundeshausrestaurant 
und habe da so eines dieser gelben Mäppchen bei 
mir, in dem irgend etwas — ich weiß nicht mehr, 
was es war — gelegen hat. Darauf steht: „Bundes-
ministerium des Innern", und darüber steht: „Eilt 
sehr!". Ein Journalist — es war ein amerikanischer 
Herr — wollte mich ansprechen. Er stutzte aber, 
erschrak förmlich, als er diese Mappe sah, und 
sagte: „Mein Gott, Sie haben aber ganz was Drin-
gendes. Ich werde Sie um Gottes willen nicht 
stören." Ich habe ihm natürlich wahrheitsgemäß 

sagen müssen: „Wissen Sie, das hat überhaupt 
nichts zu bedeuten. Wir haben überhaupt nur solche 
Mappen. Da steht auf der einen: ,Eilt', dann haben 
wir eine Kategorie: ,Eilt sehr!', dann haben wir 
eine: ,Sofort!', und dann haben wir noch eine, da 
wird ein Überkleber gemacht: ,Sofort vorlegen!' 
oder ,Sofort auf den Tisch!. Andere haben wir gar 
nicht." 

(Anhaltende Heiterkeit.) 

Das führt natürlich dazu, daß man diese Rubriken 
und Aufschriften überhaupt nicht mehr beachtet, so 
daß also der ursprüngliche Zweck, Prioritäten in der 
Erledigung von Sachfragen zu schaffen — und das 
ist doch der ernste Hintergrund dieser Sache —, in 
sein Gegenteil verkehrt wird durch den Versuch, 
es möglichst perfekt zu machen. Das gilt auch — 
ich sage es an einem harmlosen Beispiel — für 
manche anderen Fragen. 

Herr Kollege Dichgans, ich sehe Sie gerade vor 
mir. Sie haben heute mittag in einer für mich inter-
essanten Rede über Fragen aus der Sicht der Kol-
legen des Hauses gesprochen. Das Problem stellt 
sich für einen, der in einem Ministerium arbeitet, 
zumal auf der Etage des Parlamentarischen Staats-
sekretärs oder Ministers, ja nicht leichter. Ich 
möchte Sie bei der Gelegenheit von der Illusion 
befreien, als ob es etwa auf dieser Ebene leichter 
wäre. „Der hat einen herrlichen Apparat", sagen die 
Kollegen. Ja, das ist überhaupt kein Problem. Das 
ist wahr: der hat einen Apparat. Wissen Sie, was 
der Apparat hauptsächlich tut? — Der bringt solche 
Berge Akten auf den Tisch, die man lesen soll. 
Bei aller Hilfe des Apparats, für die ich dankbar 
bin, aber das, was Sie gesagt haben, gilt da genau-
so. Und es ist keineswegs so, daß sich alle Arbeit 
sozusagen von selber erledigt, und man braucht 
bloß so da zu sitzen und zu denken, und dann fällt 
einem was Geniales ein. Ich weiß nicht, Herr Dorn, 
ob Sie diese Vorstellung haben, aber so ist das 
nicht. Es ist sehr viel schwieriger, mit dem Kram 
fertig zu werden. Das ist also die Frage der Re-
organisation des Führungsapparats in der Bundes-
regierung. 

(Abg. Brück [Köln] : Das Lesen bleibt, Herr 
Minister!) 

Diese Frage gilt natürlich auf den unteren Ebenen 
in gar keinem anderen Maße. 

Ich könnte also wirklich — wenn wir mehr Zeit 
hätten, würde ich die Gelegenheit benutzen, um das 
zu erzählen — solche Erfahrungen hier vortragen, 
welche zeigen, daß sich die Art, wie es gemacht wird, 
für mein Empfinden vielfältig erklärt aus Traditio-
nen, die nun einmal bestehen. Sie kennen dieses 
Motto — ich will all diese Mottos hier gar nicht 
wiederholen —: „Haben wir immer schon gemacht" 
usw. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Benda, Bundesminister des Innern: Gern. Bitte 
schön, Herr Sanger.  
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Sänger (SPD) : Herr Minister Benda — ich freue 
mich, Sie zum erstenmal als Minister anreden zu 
können —, bei ihren Erfahrungen mit den Akten im 
Ministerium darf ich fragen: Würden Sie vielleicht 
einmal Zeit finden, die Memoiren eines Ihrer Vor-
vorvorgänger, nämlich des früheren Reichsministers 
und preußischen Innenministers Karl Severing, zu 
lesen, der dort erzählt, wie ihm in den ersten Tagen 
Berge von Akten aus dem Ministerium deshalb 
auf den Tisch gelegt wurden -- wie er dann bald 
merkte —, damit er nicht mehr zu politischen, son-
dern nur noch zu Verwaltungsentscheidungen kam? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Benda, Bundesminister des Innern: Wenn meine 
Herrn Mitarbeiter im Hause mir Zeit geben, das zu 
lesen, werde ich das mit dem größten Vergnügen 
tun. Ich habe eben diese Erfahrung schon in meiner 
bisherigen Tätigkeit selber gemacht. 

Meine Damen und Herren, ich sage das alles ein-
mal so ganz leichthin. Natürlich erfaßt das nicht im 
entferntesten die Ernsthaftigkeit des Problems, und 
natürlich könnte man darüber sehr viel feierlicher 
reden.  Aber ich wollte es einmal so unbefangen 
sagen, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

weil ich glaube, daß dies vielleicht die richtige 
Methode wäre, an diese Frage heranzugehen. 

Hierfür braucht man z. B. Parlamentarische Staats-
sekretäre. Sie sollen für mein Empfinden nicht aus 
dem Apparat kommen. Sie haben also die Funktion, 
die unbefangenen Fragen zu stellen, den Leuten, 
wenn es sein muß, auf die Nerven zu gehen, und 
natürlich dem Minister zu helfen, daß er dann mit 
den Sachen fertig wird. Ich meine, daß das hier eine 
gute Chance auch für einen Minister ist, der nur eine 
sehr begrenzte Zeitspanne hat, hier wenigstens An-
sätze zu machen, um voranzukommen. Ich möchte 
meinen, daß es eine der Aufgaben sein wird, die in 
der knappen Zeit, die mir zur Verfügung steht, 
angepackt werden sollte. Ich bin entschlossen, hier 
etwas zu tun. 

(Zuruf des Abg. Dorn.) 
— Was war das, Herr Dorn? 

(Zuruf des Abg. Moersch.) 

— Ach, das geht also ganz gut voran, Herr Moersch. 
Es kommt — out put sagt man ja wohl — bei Ge-
legenheit schon. 

Ich komme zum Schluß und darf hier etwas tun, 
was der Herr Kollege Helmut Schmidt auch einmal 
gemacht hat, darf ich das vielleicht auch tun. Es ist 
ketzerisch, aber ich wage es. Ich habe viele freund-
liche Telegramme bekommen. Darunter war eines, 
das mich amüsiert hat. Ich möchte es vorlesen. D 
Absender fällt unter das Post- und Fernmeldege-
heimnis, das wir wahren wollen. 

Lieber Herr Benda, zu Ihrer Berufung ein Wort 
des Vorsitzenden Mao: Hab Mut zu kämpfen, 
hab Mut zu siegen. 

Kein schlechtes Motto, meine Damen und Herren! 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regie

-

rungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Westphal. 

Westphal (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nach diesem unkonventionellen Plä-
doyer für moderne Dinge in einer Bundesverwaltung 
weiß ja mindestens einer hier im Raum, von dem 
wir noch nicht genau den Namen wissen, von dem 
wir aber wissen, daß er in der CDU/CSU-Fraktion 
sitzt, wie seine künftige Aufgabe als Parlamentari-
scher Staatssekretär zu verstehen sein wird. 

Ich habe es etwas einfacher als der neue Minister. 
Ich kann mir einen Punkt aus der Fülle der Tätig-
keiten eines Innenministers und Innenministeriums 
herausgreifen, der in dieser späten Abendstunde 
fünf Minuten füllen darf und den ich nach meiner 
Neigung aussuchen kann. 

Ich möchte gern ein paar Worte zu dem Thema 
Studentenförderung sagen, nachdem Herr Bremer 
als Berichterstatter des Einzelplans 06 dazu schon 
einführende Bemerkungen gemacht hat. Es ist ja 
der interessante Vorgang, daß wir einen Titel im 
Bundeshaushaltsplan des Innenministeriums um 
immerhin 9,6 Millionen DM aufgestockt haben, 
allerdings offensichtlich nicht mit der Erfüllung des 
Zwecks, den wir uns alle, als wir an die Beratung 
des Haushalts damals herangingen, gewünscht hat-
ten. 

Das, was ich hier sagen möchte, richtet sich eigent-
lich nicht so sehr an die Regierungsbank als viel-
mehr an die leider wieder leere Bank des Bundes-
rates. Denn die Kritik, die in diesem Felde der 
Studentenförderung anzubringen ist, richtet sich 
diesmal eindeutig an die Adresse der Länder. Ich 
muß das nachher ein wenig differenzieren. Aber ich 
möchte das zunächst einmal so sagen. 

(Zuruf des Abg. Könen [Düsseldorf].) 

Der Vorgang, den wir hier vor uns haben, ist 
so zu verstehen — Herr Bremer wies darauf hin —, 
daß infolge der zwei Kurzschuljahre in diesen 
Jahren eine wesentlich höhere Zahl von Abiturien-
ten als sonst üblich auf die Hochschulen kommt und 
dadurch natürlich auch unser System der Studenten-
förderung in einem stärkeren Maße beansprucht 
wird. Deswegen war es erforderlich, Mittel zu er-
höhen. In diesem Zuge gab es leider nur ganz 
geringfügige inhaltliche Verbesserungen für die 
Studentenförderung, nämlich erstens eine Verbes-
serung der Anfangsförderung durch Pauschalförde-
rung von neun Monaten — früher war sie nur 
für sieben Monate vorgesehen —; zweitens die 
erweiterte Darlehensmöglichkeit bei Härtefällen, 
insbesondere für unverschuldete Überalterung; 
drittens die Aufnahme von Absolventen des zweiten 
Bildungsweges, wenn diese über 40 Jahre alt sind, 
in den Bereich der Förderung. Das alles kostet zu-
sammen, und zwar für Bund und Länder, nach den 
Schätzungen des Innenministers, etwa 4 Millionen 
DM. Davon hat der Bund die Hälfte, also 2 Millio-
nen DM zu tragen. Wenn Sie die Aufstockung von 
9,6 Millionen DM für diesen Titel sehen, wissen 
Sie, daß diese Dinge nicht zu der Erhöhung geführt 
haben, sondern eben die größere Zahl der in An-
spruch nehmenden Studenten. 
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Was wir gern gehabt hätten, wäre die Verände-
rung der Richtsätze des Honnefer Modells gewesen, 
also dort, wo es darum geht, den Förderungsmeß-
betrag von jetzt 290 DM monatlich auf 320 DM 
zu erhöhen. Wir wissen zwar, daß uns schon im 
Jahre 1965 die Fachleute auf diesem Gebiet gesagt 
haben: Der richte Förderungsmeßbetrag wäre eigent-
lich 350 DM. Nun gut, alle müssen ein wenig zu-
rückstecken. Insofern ist diese Forderung eine von 
denen, die wir leider zurückstellen müssen. 

Aber wir haben gesehen, daß das Bundesinnen-
ministerium und damit die Bundesregierung hei den 
Entwürfen des Haushalts 1968 wenigstens vor-
gesehen hatte, in der zweiten Hälfte des Jahres 1968 
diesen Förderungsrestbetrag auf 320 DM aufzu-
stocken. Es konnte diesen Plan nicht verwirklichen, 
und wir konnten im Haushaltsausschuß unser Plazet 
dazu nicht geben. Die Möglichkeit war dazu nicht 
da, weil in der Zwischenzeit die Länder --- so hatte 
ich es gesagt — ihre Mitwirkung an der Verwirk-
lichung dieser Absicht leider versagt hatten. 

„Die Länder" ist, wie ich vorhin schon anmerkte, 
zu pauschal. In diesem Zusammenhang muß man 
nämlich ein positivs Urteil über die Kultusminister 
der Länder sagen. Die Kultusminister haben dem 
Gedanken der Erhöhung zugestimmt. Sie haben sich 
gegenüber den Finanzministern der Länder aber 
nicht durchsetzen können. Es waren die Länder-
finanzminister, die die Zustimmung zu diesem Plan 
versagten. Dabei muß man doch wohl sagen — ich 
nehme an, der Herr Bundesfinanzminister wird mir 
zustimmen —, daß in diesem Haushalt eine ganze 
Reihe von Dingen getan werden, um den Ländern 
zu helfen. Ich sage das der Kürze wegen jetzt ein-
mal so pauschal. 

Ich muß also mein Bedauern aussprechen, daß 
noch keine Verbesserung der Studentenförderung in 
diesem Jahr erfolgt. Wir haben keine Entschließun-
gen und auch keine Anträge zu dem Thema vorge-
legt. Das käme uns fast ein wenig komisch vor; denn 
wir haben in all den letzten Jahren darauf gedrängt. 

Wir möchten hier gern sagen, daß die Regierung 
wissen muß: Es ist die Auffassung des Hauses --
ich glaube, das ist quer durch alle Fraktionen der 
Fall daß die Studentenförderung aufgestockt 
werden muß, daß dieses Problem im Auge behalten 
werden muß und, so möchte ich abschließend sa-
gen — Herr Moersch, dann ist es schon geschafft; 
vielleicht melden Sie sich anschließend 

Moersch (FDP) : Nur zur Präzisierung, Herr Kol-
lege Westphal: Sie sagten, die Kultusminister woll-
ten, die Finanzminister wollten nicht. Ist es ganz 
fair, es so zu sagen? Wäre es nicht richtig, zu sagen , 

 daß die Länderkabinette und vor allem deren Chefs 
so entschieden haben, daß das in ihren Etats nicht 
unterzubringen sei? Wollen Sie denn die nachtei-
ligen Dinge einem einzelnen Minister aufbürden und 
die Vorteile jeweils dem Ministerpräsidenten zu-
kommen lassen? 

Westphal (SPD) : Ich habe von den Minister-
präsidenten in diesem Zusammenhang nicht ge

-

sprochen. Aber es ist wohl deutlich geworden, daß 
es an den Finanzen gescheitert ist, und da haben 
die Finanzminister natürlich ein sehr entscheidendes 
Wort gesagt, auch in den Konferenzen, die zu die-
sem Thema stattgefunden haben. 

Moersch (FDP) : Entschuldigen Sie, Herr Kollege 
Westphal, es ist doch so, daß die Gesamtpolitik in 
den Länderkabinetten festgelegt wird und der 
Finanzminister der Ausführende, aber nicht der Dik-
tator ist. 

Westphal (SPD) : Dem will ich nicht widerspre-
chen. Aber mir ging es ganz besonders darum, deut-
lich zu machen, daß es in diesem Fall wohl möglich 
und notwendig ist, einmal ein positives Wort über 
die sonst so oft — manchmal mit Recht — kritisier-
ten Kultusminister zu sagen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage! 

Schmitt -Vockenhausen (SPD) : Halten Sie es 
für möglich, daß die Zwischenfrage des verehrten 
Kollegen Moersch damit in Verbindung steht, daß 
die FDP in einzelnen Ländern Finanzminister stellt 

(Abg. Rasner: Und keinen Ministerpräsi

-

denten!) 

und keinen Ministerpräsidenten? 

Westphal (SPD) : Ich habe mir das natürlich ge-
dacht. Aber, Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, 
man muß ja die späte Abendstunde nicht auch noch 
dazu benutzen, jemand Kleinem wehzutun. 

Ich möchte zum Schluß kommen, und es war ja die 
Absicht, hier kurz und schnell zu sprechen. Mir liegt 
daran, daß die Bundesregierung weiß — darin stimmt 
dieses Haus wohl überein  : Es geht weiter darum, 
die Studentenförderung zu verbessern. Dazu sind 
auch in diesem Jahr, vorbereitend für 1969, Ver-
handlungen mit den Ländern erforderlich und wie-
der neue Ansätze für das Jahr 1969, wenn es um 
die Vorbereitung des nächsten Haushalts geht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Kollege Schmitt-Vockenhausen irrt, 
wenn er das unterstellt, was er eben in seiner Frage 
zum Ausdruck gebracht hat. Herr Schmitt-Vocken-
hausen, es geht hier darum, (laß wir uns angewöh-
nen, nicht einzelne schuldig zu sprechen oder zu 
loben, sondern die Politik der Kabinette im ganzen 
zu sehen. Sie, meine Damen und Herren von der 
SPD, haben ja als Opposition mit Nachdruck die 

1 Erhöhung des Honnefer Modells vertreten. Ich wun-
dere mich deswegen ein bißchen, wie milde gestimmt 
Herr Westphal hier heute ist. In Wahrheit ist das, 
was er gesagt hat, kein Lob für die Kultusminister, 
sondern die leider zutreffende Feststellung, daß die 
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Kultusminister außerordentlich schwache Mitglieder 
in ihren Kabinetten sind, weil sie sich in solchen 
Dingen bisher nie durchgesetzt haben. Das ist des-
wegen so bedeutsam, weil die Kultusminister nun 
einmal die wichtigste Funktion in der Landespolitik 
wahrzunehmen haben. 

Ich glaube, wir sollten nicht verkennen, daß genau 
diese Diskrepanz zwischen den schönen Formulie-
rungen, die Kultusminister gelegentlich finden, und 
der Realität der Länderpolitik mit zu jenem Span-
nungsverhältnis zwischen Politik und Universität, 
Politik und Studentenschaft, das wir alle beklagen, 
beigetragen hat. Ich wünschte mir, daß die Herren 
Kultusminister künftig in der Lage wären, ihre rich-
tigen Erkenntnisse in ihren Kabinetten in die Tat 
umzusetzen oder, wenn sie das nicht können, daß 
sie dann ihren Hut nähmen. Jedenfalls sollten sie 
nicht weiter die Verantwortung tragen, wenn ihnen 
Dinge, die sie angeblich für richtig gehalten haben, 
abgelehnt worden sind, und zwar nicht vom Finanz-
minister, sondern vom Ministerpräsidenten. Ich 
habe Anlaß, das so zu sagen, denn wir haben in 
Baden-Württemberg Erfahrung mit dieser Methode. 
Wir haben Erfahrung damit, daß die unangenehmen 
Dinge vom Kultusminister dem Finanzminister in 
die Schuhe geschoben worden sind, daß aber das 
Verdienst an der Gründung von Hochschulen, die 
den Finanzminister später 'in große Schwierigkeiten 
gebracht hat, der damalige Ministerpräsident für sich 
in Anspruch genommen hat. Als es dann an die 
Abrechnung der Kosten ging, war er allerdings 
nicht mehr da. 

Deswegen bin ich dafür, daß wir hier nicht den 
Kultusminister und auch nicht den Finanzminister 
herausheben, sondern von der Politik der Kabi-
nette sprechen und daß wir uns gemeinsam über-
legen, wie es eigentlich möglich ist, daß die Herren 
Kultusminister in der Öffentlichkeit so gut weg-
kommen, wenn sie sich zu Hause niemals durch-
setzen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zu Um-
druck 427 *) hat der Herr Abgeordnete Wellmann 
das Wort. 

Wellmann (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte einige kurze Bemerkungen 
zu dem Änderungsantrag der Fraktion der FDP zum 
Einzelplan 36 machen. Der Einzelplan 36 hat schon 
von Regierungsseite eine Kürzung um rund 40 Mil-
lionen DM erfahren und kann nur noch als Minimal-
programm angesehen werden. Trotzdem haben die 
Berichterstatter und der Haushaltsausschuß noch-
mals sehr sorgfältig nachgeforscht, ob weitere Strei-
chungen in diesem Einzelplan möglich sind. Sie sind 
zu einer Reduzierung des Ansatzes um weitere 
rund 13,5 Millionen DM gekommen. 

Im Haushaltsausschuß haben die Vertreter der 
FDP lediglich die Streichung des Tit. 301 und des 
Tit. 950 in Kap. 3604 beantragt. Heute kommt die 
FDP mit einer Reihe von Anträgen zur Reduzierung 

•) Siehe Anlage 7 

von einzelnen Ansätzen. Lassen Sie mich bitte ganz 
kurz sagen, ohne daß ich auf die einzelnen Titel 
eingehen möchte, daß es sich hier rundweg um Titel 
handelt, die die Erhaltung von Luftschutzmaterial 
und die Wartung dieses Materials bzw. die Bevor-
ratung für die ärztliche Versorgung und vor allem 
Positionen, die vertraglich festgelegt sind, von 
denen wir einfach nicht mehr herunter können, 
betreffen. Ich habe den Eindruck, daß es sich hier 
lediglich um einen Scheinantrag der FDP handelt, 
damit die etwas spektakulären Anträge zum Einzel-
plan 10 gedeckt werden können. Ich möchte Sie 
eindringlich darum bitten, diesen Antrag abzu-
lehnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen. 

Abstimmung über den Änderungsantrag Um-
druck 427 zum Einzelplan 36. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Abstimmung über den Einzelplan 36. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
einer Anzahl von Enthaltungen ist Einzelplan 36 
angenommen. 

Nun zurück zum Einzelplan 06. Hier liegen zwei 
Entschließungsanträge vor. Wünschen die Herren 
Antragsteller, diese Anträge jetzt zu begründen? —
Dann muß ich das Wort zunächst dem Herrn Abge-
ordneten Könen (Düsseldorf) geben zu dem Ent-
schließungsantrag 392. t) 

Könen (Düsseldorf) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Tatsache, daß dieser Antrag 
von den drei Fraktionen des Hauses unterschrieben 
worden ist, läßt es wohl als sicher erscheinen, daß 
er auch angenommen wird. Desungeachtet möchte 
ich doch einige kurze Bemerkungen zu dem Antrag 
machen. 

Das Bundessozialhilfegesetz, das das moderne Für-
sorgerecht in der Bundesrepublik installierte, hat 
einige Jahre das Bundesverfassungsgericht beschäf-
tigt. Der Spruch dieses Gerichtes ist ergangen. Ein 
großer Teil der Praktiker draußen hat nach diesem 
Gesetz unbekümmert gearbeitet und hat nicht dar-
auf gewartet, daß der Streit beendet wurde. Der 
Streit ist jetzt beendet, und ich bin der Auffassung, 
daß damit auch die Durchführung dieses Gesetzes in 
einer Form, die man immer so schön „echte Partner-
schaft" nennt, möglich ist. 

Unser gemeinsamer Antrag, nunmehr eine Novelle 
zu diesem Gesetz vorzulegen — das möchte ich den-
jenigen hier im Haus sagen, die nicht allzu sehr mit 
dieser Materie vertraut sind —, ist nicht etwa nur so 
zu verstehen, daß hier oder dort die Leistungsseite 
verbessert werden soll. Dieses Gesetz ist in der 
Praxis von den Leuten, die danach arbeiten müssen, 
sehr gut beurteilt worden. Deshalb ist es für uns 

*) Siehe Anlage 8 
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sehr wichtig, daß wir das, was diese Leute, die die-
ses Gesetz für ein gutes Gesetz halten, an kritischen 
Bemerkungen gesagt haben, an Hinweisen auf 
Schwächen in diesem Gesetz, sehr, sehr ernst neh-
men und in einer Novelle bereinigen. Das sind wir 
diesen Praktikern schuldig. Das betrifft nicht nur die 
Leistungsseite, sondern man wird sich auch mit 
Auswirkungen beschäftigen müssen, die gezeigt 
haben, daß es verwaltungsseitig schwerfällig ist, 
diese oder jene Dinge zu handhaben, die gezeigt 
haben, daß dieses Gesetz da oder dort zu Ungereimt-
heiten gegenüber anderen Rechtsvorschriften führt 
und ähnliches. 

Ich darf als Sozialdemokrat sagen, daß wir bereits 
1961 darauf hingewiesen haben, daß die Länder, die 
Landschaftsverbände und die Gemeinden hier eine 
finanzielle Belastung auf sich zukommen sahen, die 
uns davon abhielt, weitere Leistungsverbesserungen 
zu fordern, und daß wir heute wissen, daß diese Be-
lastungen tatsächlich von Jahr zu Jahr größer wer-
den, nicht zuletzt deshalb, weil die Leute draußen, 
und zwar diejenigen, die die Hilfen haben wollen, 
wie auch diejenigen, die sie zu gewähren haben, im-
mer mehr die Technik dieses Gesetzes richtig anzu-
wenden erlernt haben. Wir müssen also auch darauf 
achten! 

Das hat auch etwas mit der Finanzreform zu tun, 
nur nicht in dem Sinne, daß man, wie bei anderen 
Gesetzen — ich denke an ein ganz bestimmtes, wo 
man das seit über zehn .Jahren sagt —, etwa den 
Standpunkt einnehmen dürfte: Nun wollen wir erst 
die Finanzreform abwarten. 

Eine sehr wichtige Frage muß entschieden werden: 
die Meldepflicht. Sie wissen das alle. Wir müssen 
auch noch einmal die Stellung des Hilfesuchenden 
hei bestimmten Vorschriften des Gesetzes überprü-
fen. 

Nun wissen wir ja, daß das Bundesinnenministe-
rium bzw. die dafür zuständigen Beamten im Mini-
sterium eine sehr fleißige Vorarbeit geleistet haben. 
Ich hoffe sehr, daß wir recht bald die Vorlagen be-
kommen werden und möchte Sie herzlich bitten — 
das ist ja jetzt nur eine Entschließung —, wenn es 
nachher zum Schwur kommt, mitzuschwören. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Moersch: 
Nicht soviel Meineide!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort zur 
Begründung des Antrags Umdruck 398 *) hat der 
Herr Abgeordnete Kubitza. 

Kubitza (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ehe ich den Antrag der 
Freien Demokraten auf Umdruck 398 kurz begründe, 
darf ich Sie bitten, folgende Korrektur vorzunehmen. 
Der erste Satz in Ziffer 1 muß lauten: 

Der Bund trägt allein die Kosten für die Errich-
tung der Leistungs-, Forschungs- und Trainings-
zentren für den Sport und kommt auch für die 
Unterhaltung und personelle Besetzung auf. 

*) Siehe Anlage 9 

Das Wort „Trainingszentren" muß also eingefügt 
werden. 

Als im Jahre 1964 zwischen der Bundesregierung 
und dem Deutschen Sportbund eine Konzeption für 
die zukünftige Förderung des Leistungssports ent-
wickelt wurde, zielten die neuen Überlegungen 
darauf ab, den Spitzensportlern durch Schaffung 
von Leistungs-, Forschungs- und Trainingszentren 
sowie durch Anstellung von Trainern optimale Vor-
bereitungsmöglichkeiten für Welt- oder Europa-
meisterschaften und für die Olympischen Spiele 1968 
zu geben. Dabei ging es um eine Intensivierung der 
Trainingsarbeit bei verkürzten Wegen des Athleten 
zur Übungsstätte und zum Trainer. 

Auf diesem Wege ist man in den vergangenen 
Jahren um einiges vorangekommen. Insgesamt muß 
aber festgestellt werden, daß sich der Kerngedanke 
der Zentralisation aller fördernden Maßnahmen 
kaum erfüllt hat, da die gute Idee frühzeitig durch 
die ehrgeizigen Wünsche der einzelnen Träger auf-
gesplittert wurde. Das gilt in finanzieller und ide-
eller wie aber auch in methodischer und organi-
satorischer Hinsicht. 

Wir fordern deshalb das Innenministerium auf, 
eine genaue Kostenaufstellung für die inzwischen 
fertiggestellten, noch im Bau befindlichen oder be-
reits genehmigten Projekte und darüber hinaus eine 
Stellungnahme zu den noch geplanten Trainings-
zentren der Verbände zu geben. Der Bund beteiligte 
sich bisher nur an den Baukosten, nicht aber an den 
Unterhaltungskosten. Diese wurden auf Land, Ge-
meinde, Sportverbände, Trägergemeinschaften oder 
andere abgewälzt, was bedeutet, daß dadurch diesen 
einzelnen Trägern weniger Mittel für den Sport-
stättenbau und die allgemeine Sportförderung zur 
Verfügung stehen. 

Um hier klare Zuständigkeiten zu schaffen, for-
dern wir den Bund auf, daß er erstens nicht nur die 
Baukosten für die Zentren trägt, sondern bei den 
zentralen Bundeseinrichtungen auch für die Unter-
haltung und die personelle Besetzung der Anlagen 
aufkommt. Das würde viel Ärger und Reibungs-
flächen aus der Welt schaffen. Zweitens ist in einer 
geordneten Konzeption auch eine Rangfolge für die 
einzelnen Projekte festzulegen, die in die Gesamt-
aufgaben des Sports — einschließlich der Olympiade 
1972 — zu integrieren ist. 

In der mehrjährigen Finanzplanung sind an Mit-
teln für den Sport vorgesehen: für 1968 64 Millionen 
DM — die Korrektur hat vorhin Kollege Bremer 
vorgebracht —, für 1969 52 Millionen DM, für 1970 
55 Millionen DM und 1971 74 Millionen DM. Davon 
entfallen auf die Spitzenfinanzierung des Turn- und 
Sportstättenbaus — wozu die bundesanteiligen 
Mittel für den Goldenen Plan gehören —: 1968 
37 Millionen DM — nach der Korrektur —, 1969 
23 Millionen DM, 1970 23 Millionen DM und 1971 
25 Millionen DM. Es werden aber nach dem zweiten 
Memorandum zum Goldenen Plan vom Bund für den 
Sportstättenbau 140 Millionen DM pro Jahr erwar-
tet. In der Sportdebatte sprach der Bundesinnen-
minister von der überragenden Funktion des Sports, 
und er sagte, daß die Bundesregierung voll hinter 
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dem Goldenen Plan stehe. So wertvoll auch diese 
ideelle Unterstützung ist — die Spanne von 37 Mil-
lionen DM, oder erst gar von den 23 Millionen im 
nächsten Jahr, zu den erwarteten 140 Millionen DM 
ist einfach zu groß. Ich sehe hier einen Widerspruch 
zwischen den verbalen Beteuerungen und den tat-
sächlichen Leistungen. Ich unterstreiche das, was 
Kollege Bremer dazu bereits gesagt hat, und schließe 
mich der Auffassung an, daß für die Jahre 1969 und 
1970 die Beträge für die Sportförderung zu gering 
angesetzt sind. 

Ich darf abschließend sagen, daß der Ihnen vor-
liegende Antrag nicht zuletzt darauf abzielt, Sport-
fragen auch in diesem Parlament zu behandeln und 
sie nicht nur der Behandlung zwischen der Regie-
rung und den Sportverbänden zu überlassen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Minister! 

Benda, Bundesminister des Innern: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Ich möchte nicht 
im einzelnen in die Sache einsteigen — das würde 
sehr lange dauern —, sondern nur zwei ganz kurze 
Bemerkungen machen. 

Erstens. Die Eingangsformel des Entschließungs-
antrages Umdruck 398 lautet: „Der Bundestag wolle 
beschließen: Zur besseren Abgrenzung der Zustän-
digkeiten von Bund, Ländern und Gemeinden wird 
folgende Aufgabenteilung vorgenommen . . ." Ich 
kann nur sagen: Schön wär's, wenn der Deutsche 
Bundestag per Umdruck 398 einen solchen Beschluß 
fassen könnte. Ohne mich jetzt mit dem Inhalt aus-
einanderzusetzen: ich verstehe das so — und die 
Ausschußberatungen werden Gelegenheit geben, 
die Eingangssätze anders zu formulieren  , daß 
in Richtung der sachlichen Ziele, die Sie im einzel-
nen aufzeigen, gearbeitet werden soll. 

Zweite Bemerkung: Spitzenfinanzierung. Herr 
Kollege Kubitza, wir sehen, daß die Problematik in 
den Jahren ab 1969 da ist. Ich will nur die Gelegen-
heit benutzen, den Grund dafür zu sagen; oder ge-
nauer gesagt: zwei Gründe. 

Zum einen haben wir natürlich ein Konkurrenz-
verhältnis mit zwangsläufigen finanziellen Auswir-
kungen zwischen der Frage: Was soll zur Durch-
führung der Olympiade getan werden? und dieser 
Sache. Das ist eine Frage des insgesamt zur Ver-
fügung stehenden Finanzvolumens. 

Der zweite Punkt aber, auf den ich hinweisen 
möchte, weil er bisher nicht zur Sprache gekommen 
ist, ist der Umstand, daß leider, zu meinem großen 
Bedauern, die Spitzenfinanzierung der Turn- und 
Sportstätten nicht in dem Katalog der Gemein-
schaftsaufgaben steht, wie es die Bundesregierung 
angestrebt hat. Das ist der zweite Grund, und das 
macht die Dinge so schwierig. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, ich empfehle den Antragstellern in der 
Tat, die Eingangsformel in dem Umdruck 398 ent-
sprechend zu formulieren. Die Abstimmung über 

Entschließungsanträge findet ohnehin erst nach der 
dritten Lesung statt. 

Keine weiteren Wortmeldungen zu Einzelplan 06. 
Abstimmung! Wer dem Einzelplan 06 in zweiter 
Lesung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Bei einigen Enthaltungen ist der Einzelplan 06 in 
zweiter Lesung angenommen. 

Ich rufe den Einzelplan 07 auf: 

Einzelplan 07 

Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Justiz 

— Drucksache V/2707 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Tamblé 

Ich frage, ob der Herr Berichterstatter das Wort 
wünscht. — Der Berichterstatter verzichtet. Ich er-
öffne die Beratung in zweiter Lesung. Wird das 
Wort gewünscht? — Frau Abgeordnete Dr. Diemer-
Nicolaus! 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Präsi-
dent! Herr Bundesjustizminister! Meine sehr ver-
ehrten Kollegen und Kolleginnen! Es wäre an sich 
reizvoll, im Rahmen einer Haushaltsberatung ein-
mal über die grundsätzliche Frage zu sprechen, wie 
ein moderner Rechtsstaat gestaltet sein muß, wie die 
Reform wichtiger Gesetze erfolgen muß, damit sie 
auch unseren veränderten gesellschaftlichen Ver-
hältnissen entsprechen. Der Anfang dazu ist aller-
dings gemacht. Ich werde mich nur in Anbetracht der 
vorgerückten Stunde nicht sehr lange dazu äußern, 
sondern mich auf wenige Anmerkungen beschrän-
ken. 

Zunächst darf ich das eine sagen, Herr Justizmi-
nister: Wenn ich mir überlegt habe, was das Justiz-
ministerium im letzten Jahr geleistet hat, wozu wir 
als Freie Demokraten ein Ja sagen können, wenig-
stens im Grundsätzlichen, so darf ich insofern auf 
Ankündigungen hinweisen, die Sie in letzter Zeit 
gemacht haben. Ich darf hier erwähnen — als Mit-
glied des Sonderausschusses interessiert mich das 
natürlich besonders —, daß die Vorlage eines 
Kastrationsgesetzes angekündigt ist. Ich weiß zu 
gut aus Veranstaltungen, welche Sorge gerade auch 
bei den Müttern hinsichtlich der Triebverbrecher 
herrscht und daß etwas getan werden muß. Ich be-
grüße es, daß, wie ich aus einer Veröffentlichung 
im Bulletin entnommen habe, die sehr schwierigen 
Fragen der Sterilisation in diesem Gesetz nicht ent-
halten sein sollen. Wir werden uns, wenn uns ein 
entsprechendes Gesetz vorliegt, über diese Frage 
noch eingehend unterhalten müssen. 

Als zweites begrüßen wir Freie Demokraten, daß 
die Forderung, die wir schon längere Zeit erhoben 
hatten, auf Vorlage einer Reform des Unehelichen-
rechts erfüllt worden ist. Wir hoffen nur, daß der 
Rechtsausschuß, von dem ich ja zu meiner größten 
Überraschung in der letzten Woche gehört habe, er 
sei nicht überlastet — das wurde von einem Vertre-
ter der Regierungskoalition gesagt —, noch Zeit 
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findet, diese sehr schwierige Materie eingehend zu 
beraten. Ich darf aber in diesem Zusammenhang auf 
eines aufmerksam machen: Für diese Reform lagen 
entsprechende Vorarbeiten schon aus der Zeit vor, 
als unser Parteifreund Bucher Justizminister war. 
Diese Vorarbeiten waren doch auch eine wesentliche 
Erleichterung für Sie, Herr Bundesjustizminister, 
wenn Sie natürlich auch Ihre eigene Handschrift 
in diese Vorlage hineingeschrieben haben. 

Ich begrüße weiterhin, daß Sie die Strafvollzugs

-

kommission berufen haben. Daß gleichzeitig mit dem 
Sonderausschuß diese Kommission berät, ist eine 
wesentliche Hilfe und Ergänzung für unsere Bera-
tungen im Sonderausschuß für die Strafrechtsreform. 

Weiter begrüße ich, daß auch ein Straftilgungs-
gesetz angekündigt ist. Sie hatten ja schon aus 
unserer Anfrage vor einigen Wochen entnommen, 
für wie dringend notwendig wir Freien Demokraten 
eine Reform dieser gesetzlichen Bestimmungen er-
achten. Denn es nutzt uns nichts, daß wir jetzt bei 
der Strafrechtsreform die besten Reformen im kri-
minalpolitischen Teil vornehmen, wenn nachher 
selbst bei geringfügigen Verurteilungen das „vorbe-
straft" zehn Jahre lang — nach fünf Jahren noch 
mit einer beschränkten Auskunftspflicht — der-
artigen Verurteilten wie ein Klotz am Bein hängt. 

Nach der Osterpause werden wir uns im Plenum 
mit dem Staatsschutzrecht befassen. Die Mitarbeiter 
des Bundesjustizministeriums haben uns im Son-
derausschuß Strafrecht eine sehr qualifizierte Hilfe 
geleistet, so daß die Ausschußvorlage sich ganz we-
sentlich von der ursprünglichen Regierungsvorlage 
unterscheiden wird. 

Wenn ich soeben die Pluspunkte genannt habe, so 
kommen jetzt natürlich auch einige Wermutstropfen. 
Gerade wenn ich an das Staatsschutzrecht denke, be-
daure ich, daß es  nicht möglich gewesen ist, eine 
Lösung für drei Probleme zu finden, die für uns 
Freie Demokraten von Bedeutung sind, nämlich 
einmal für die Frage, inwieweit Zeitungen und Zeit-
schriften, die in der DDR regelmäßig erscheinen, in 
gleicher Weise auch in der Bundesrepublik gekauft 
werden können. Ich bedaure, daß die Frage des ille-
galen Staatsgeheimnisses bisher im Ausschuß noch 
nicht eine Lösung gefunden hat, die von uns im vol-
len Umfang akzeptiert würde. Ein ganz großes Be-
dauern bezieht sich darauf, Herr Bundesjustizmini-
ster, daß die Probleme, die wir mit unserer Großen 
Anfrage angeschnitten hatten — nämlich die Not-
wendigkeit, in allen politischen Verfahren eine 
Rechtsmittelinstanz zu haben —, nicht zusammen mit 
der Reform des materiellen Strafrechts gelöst wer-
den.  Wir bedauern ebenso, daß die indirekten 
Zeugen nach wie vor keine gesetzliche Regelung 
finden und daß auch das Sachverständigenproblem 
ungelöst bleibt. 

Ich denke weiter an andere Fragen, bei denen wir 
noch Vorbehalte haben und zu denen Sie eine Ge-
setzesvorlage angekündigt haben. Ich verweise in-
sofern auf die Ausführungen, die Sie am letzten 
Samstag in Karlsruhe bei der Einführung des neuen 
Präsidenten des Bundesgerichtshofs gemacht haben, 
insbesondere auf Ihre Ausführungen zu dem Ent-
wurf eines Gesetzes zur Entlastung des Bundes

-

gerichtshofs in Zivilsachen. Wir verkennen keines-
wegs, daß der Bundesgerichtshof nicht zu groß sein 
darf, um die Einheitlichkeit der Rechtsprechung zu 
erhalten. Aber es muß doch sehr sorgfältig über-
legt werden, ob diese Reformvorschläge mit der 
Absicht, ein derartiges Zeitgesetz zu machen, sich 
als richtig erweisen werden. 

Ich darf jetzt einmal etwas in aller Offenheit 
sagen, Herr Bundesjustizminister. In der letzten 
Legislaturperiode, als die SPD noch in der Opposi-
tion war, haben wir uns sehr eingehend darüber 
unterhalten, wie eine Revision in Zivilsachen ausge-
staltet werden sollte, ob die Streitwertrevision er-
halten bleiben sollte — die SPD war dagegen — 
oder ob es ausschließlich zu einer Grundsatzrevision 
kommen sollte. Ich habe den Eindruck, daß in den 
fünf Jahren dieses Zeitgesetzes die SPD den 
Wunsch hat, mit Ihnen als Justizminister das zu 
erreichen, was damals für die Gestaltung der Revi-
sion abgelehnt worden ist. 

Was wir Freien Demokraten schon lange gefor-
dert haben, dafür setzen auch Sie sich nun ein, 
nämlich dafür, daß Familiengerichte geschaffen wer-
den. Nun, Herr Justizminister, diese Gerichte beim 
Amtsgericht zu bilden, deutet darauf hin, daß von 
unserem viergliedrigen Aufbau abgewichen werden 
und es zu dem auch von der SPD gewünschten drei-
gliedrigen Aufbau kommen soll. Nach 1945, als das 
Gerichtswesen wiederaufgebaut wurde, hatten wir in 
Baden-Württemberg auch bei den Landgerichten nur 
ein en  Richter. Wir waren dann froh, als wieder 
Kammern gebildet wurden. 

Noch ein anderes: Wir Freien Demokraten haben 
eine Reform des § 48 Abs. 2 des Ehegesetzes gefor-
dert. Es ist eine Eherechtskommission gebildet wor-
den. Wir haben nichts gegen diese Eherechtskom-
mission. Aber uns bedrückt, daß der Ausschuß 
für Familien- und Jugendfragen die Bildung dieser 
Kommission zum Anlaß genommen hat, die Behand-
lung unseres Antrags für nicht notwendig zu erklä-
ren, ihn als durch diese Familienrechtskommission 
erledigt zu betrachten, und daß es uns im Rechts-
ausschuß nicht gelungen ist, zu erreichen, daß diese 
Reform überhaupt in absehbarer Zeit auf die Tages-
ordnung gesetzt wird. 

Genauso geht es mit einer anderen Forderung 
von uns, die sich auf das Zeugnisverweigerungsrecht 
für die Presse bezieht. Herr Kollege Schmitt-Vocken-
hausen hat vorhin gemeint, ein Rahmengesetz des 
Bundes sei nicht notwendig. Da aber in den ver-
schiedenen Landespressegesetzen die Frage unter-
schiedlich behandelt wird, zeigt sich, wie dringend 
notwendig es ist, daß das Zeugnisverweigerungs-
recht eine einheitliche Regelung erfährt. 

Herr Justizminister, Sie können natürlich jetzt 
einwenden — — 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Sie müssen 
unterscheiden zwischen Strafprozeßordnung 

und Presserecht in dieser Frage!) 

— Ich will im Augenblick die Sache nicht vertiefen, 
Herr Kollege. — Sie können mir natürlich einwen-
den:  Das sind Dinge, die liegen jetzt in der Hand 
des Bundestages. Aber, Herr Justizminister, ich bin 
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der Auffassung, daß Sie bei dem Ansehen, das Sie 
hei den beiden Koalitionspartnern haben, bei den 
Abgeordneten der beiden Koalitionsparteien dahin 
wirken können, daß auch diese beiden noch dring-
lich notwendigen Reformen in dieser Legislatur-
periode behandelt werden, und daß Sie dann auch 
offene Ohren finden. Ich würde es bedauern, wenn 
diese zwei Reformen andernfalls unter dem Motto 
erledigt — bzw. nicht erledigt — würden: Worüber 
wir nicht einig sind, das klammern wir aus. 

Jetzt kommt zum Schluß ein sehr großes Beden-
ken bei uns, Herr Justizminister. Was mich so außer-
ordentlich verwundert hat, ist die Hartnäckigkeit, 
mit der versucht wird, jetzt die 0,8-Promille-Grenze 
für die Strafbarkeit einzuführen. Da können Sie 
wieder sagen: „Warum sprechen Sie das jetzt bei 
dem Justizministerium an? Das ist ja nicht mehr 
zuständig. Federführend ist das Verkehrsministe-
rium." — Aber ausgegangen ist es zuerst einmal 
vom Bundesjustizministerium. Das Bundesjustiz-
ministerium hat sich doch wiederholt in den ver-
gangenen Monaten, und zwar bereits außerordent-
lich ausführlich, mit diesem Problem befaßt. Ich 
verweise insofern auf die Kleine Anfrage, die in 
Drucksache V/2366 auf nicht weniger als sieben 
Seiten in einer außerordentlich ausführlichen Weise 
beantwortet wurde. Zuerst bestand wohl auch im 
Bundesjustizministerium die Absicht, einen straf-
baren Tatbestand zu schaffen. Aber dann kamen die 
Bedenken, daß das nicht möglich sei. Selbst der Herr 
Kollege Müller-Emmert hat es als einen „kriminal-
politischen Unfug" bezeichnet. Das spricht doch 
Bände. Dann wurde ausgewichen, dann wurde ge-
sagt: „Nein, nicht mehrstrafbar, aber eine Ord-
nungswidrigkeit." — Aber, Herr Justizminister, die 
Bedenken, die gegen eine derartige Regelung 
— auch als Ordnungswidrigkeit — bestehen, sind 
doch nach wie vor vorhanden. 

Es wäre reizvoll, schon heute ganz ausführlich 
dazu Stellung zu nehmen — nicht so ausführlich, 
wie Sie es in der Beantwortung der Kleinen Anfrage 
taten —; aber es kommt dafür ein späterer Zeit-
punkt. Ich möchte nur auf die wichtigsten Gesichts-
punkte hinweisen. Es muß doch gerade Ihnen als 
einem so qualifizierten Juristen außerordentlich zu 
denken geben, daß zwei so maßgebliche Professoren 
wie Herr Bockelmann und Herr Schröder gegen 
eine derartiges Gefährdungsdelikt sind. Sie haben 
ganz außerordentlich starke Bedenken, und zwar 
vom Rechtsdogmatischen her. Die Verkehrsdelikte 
einschließlich der Trunkenheitsdelikte sind im Rah-
men unseres gesamten Rechtssystems zu sehen. Wir 
können nicht eine Strafrechtsreform machen, bei der 
wir uns gegen die kurzfristige Freiheitsstrafe wen-
den, bei der wir von erfolgsqualifizierten Delikten 
absehen, bei der wir vom Schuldstrafrecht ausgehen 
und nur eine der Schuld entsprechende Strafe aus-
sprechen wollen, und dann ausgerechnet bei dem 
Personenkreis, der normalerweise eingeordnet ist, 
der sich aber im Verkehr etwas zu schulden kom-
men läßt, auf einmal alles das zu vergessen, was an 
modernen strafrechtswissenschaftlichen Forderungen 
sonst aufgestellt wird. Man setzt die Strafe nicht 
zur Bewährung aus. Man verhängt kurzfristige Frei-
heitsstrafen in einem außerordentlichen Umfang. 

Man schafft abstrakte Gefährdungstatbestände — ob 
als Straftatbestände oder als Ordnungswidrigkeit. 

Herr Justizminister, da grundsätzlich auf die kon-
krete, die individuelle Schuld abgestellt wird, ist 
ein derartiges abstraktes Gefährdungsdelikt nur zu 
verantworten, wenn tatsächlich einwandfrei nach-
gewiesen ist, daß dann weitaus überwiegend ein 
sozial schädliches Verhalten — nämlich Fahr-
untüchtigkeit — vorliegt, das nicht geduldet werden 
kann. Wie steht es damit? Wie steht es mit der 
Grenze von 0,8 Promille? — Sehen Sie, ich komme 
aus Baden-Württemberg, einem Land, in dem der 
Wein sehr regelmäßig getrunken wird. In der 
„Motorwelt" heißt es, daß ein gesunder Mann mit 
normalem Körpergewicht — natürlich nicht mit 
leerem Magen, nicht übermüdet und nicht über-
stürzt trinkend — schon nach einem Viertel Weiß-
wein oder nach zweieinhalb kleinen Gläsern Bier 
0,5 Promille hat. Wie schnell sind dann 0,8 Promille 
erreicht, und wie viele sind dann noch fahrtüchtig. 
Ein sozial schädliches Verhalten ist aber doch dann 
gegeben, wenn Fahruntüchtigkeit vorliegt. Diese 
kann schon bei einem geringeren Promillesatz be-
stehen, wenn z. B. jemand auf nüchternen Magen 
morgens etwas trinkt und es nicht vertragen kann 
oder wenn jemand nicht an Alkohol gewöhnt ist. 

Wenn Sie die Grenze bei 0,8 Promille festsetzen, 
werden Sie nicht damit rechnen können, daß ein 
solches Gesetz überhaupt eingehalten wird. 

Was ist nun eigentlich von den Statistiken zu 
halten, den Statistiken, die auch in Ihrer ausführ-
lichen Antwort enthalten sind, um nachzuweisen, 
daß die überwiegende Mehrheit tatsächlich schon 
bei 0,8 Promille nicht mehr fahrtüchtig ist? Der 
Herr Verkehrsminister Leber hat bei der Presse-
konferenz, auf der er den Gesetzentwurf vertreten 
hat, ausgeführt, daß das Risiko, daß ein Mensch 
durch einen Unfall getötet oder verletzt werde, bei 
0,8 Promille viermal größer sei als sonst. Diese 
Meinung stützt sich, wie auch die Antwort auf die 
Kleine Anfrage, auf eine Ausarbeitung von Freu-
denberg „Die Gefährlichkeit des Kraftfahrers nach 
dem Grade seiner Blutalkoholkonzentration". Die 
Berechnungen von Herrn Freudenberg beruhen auf 
statistischem Material aus Toronto in Kanada aus 
dem Jahre 1955, Evanston in den USA aus dem 
Jahre 1938 und auf Material aus Preßburg aus dem 
Jahre 1958. Verschieden sind nicht nur die Länder 
und die Jahreszahlen, sondern es kommt noch fol-
gendes hinzu: Für diese drei Statistiken, aus denen 
Herr Freudenberg seine Schlußfolgerungen zieht und 
auf die sich auch das Justizministerium und das 
Verkehrsministerium stützen, sind die Fahrer ganz 
zufällig ausgewählt und auf ihren Blutalkohol-
gehalt untersucht worden. Gegenübergestellt wur-
den Unfallschuldige aus Toronto, Unfallverletzte 
aus Evanston und Unfallbeteiligte aus Preßburg. 
Solche Statistiken sind doch unbrauchbar. 

Außerdem hat die Diskussion um die Promille-
Grenze dazu geführt, daß von zwei Wissenschaft-
lern gesagt wird: Für die Fahruntüchtigkeit ist nicht 
der Blutalkohol ausschlaggebend, sondern der 
Alkoholspiegel im Gehirrn. 
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Ich möchte deshalb bitten, sehr zu überlegen, 

ob es wirklich richtig ist, dem Hohen Hause ein 
derartiges Gesetz vorzulegen. Das Kabinett hat es 
wohl verabschiedet, aber erhalten habe ich es noch 
nicht. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zwi-
schenfrage. 

Dr. Kübler (SPD) : Sehr verehrte Frau Kollegin, 
bezweifeln Sie auch die Statistiken, die besagen, 
daß nach der Verschärfung unserer Bestimmungen 
am 1. Januar 1965 die tödlichen Unfälle in der Bun-
desrepublik, die durch Alkoholverkehrssünder ver-
ursacht wurden, zurückgegangen sind? Das sind 
nämlich sehr große Zahlen. Bezweifeln Sie auch 
diese Zahlen? 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Kol-
lege, ich habe dies damals sehr genau verfolgt, 
weil ich erhebliche Bedenken gegen die Strafver-
schärfungen hatte, die im Zweiten Straßenverkehrs-
sicherungsgesetz vorgenommen wurden. Zuerst, am 
Anfang des Jahres, kam ein Rückgang der Zahlen. 
Da habe ich mir gesagt: Aha, es scheint doch 
generalpräventiv zu wirken. Aber, Herr Kollege, 
diese Erfahrung ist längst dahin. Leider hat es sich 
gezeigt, daß mit scharfen Strafbestimmungen nicht 
die Verkehrssicherheit auf den Straßen erreicht 
werden kann, die wir alle wollen. 

Mir kommt es auf die bessere Verkehrssicherheit 
an. Es ist zu überlegen, welche Maßnahmen dafür 
geeignet sind. In den Landkreisen Aibling und 
Rosenheim hat man mit einem Aufwand von rund 
250 000 DM eine vorbildliche Verkehrserziehung bei 
Erwachsenen und bei Kindern durchgeführt. Ich 
würde Ihnen raten, sich einmal eingehend mit den 
Unterlagen darüber zu befassen. Man hat hier für 
nur 250 000 DM verkehrsgerecht und psychologisch 
richtige Maßnahmen ergriffen. Diese „Aktion Nr. 
Sicher", wie sie heißt, hat zu dem Ergebnis geführt, 
daß die Zahl der Straßenverkehrsunfälle dort um 
13 % zurückging. Die Zahl der Getöteten — das 
ist noch viel wesentlicher — ging um 23% zurück 
und die der Schwerverletzten um über 8%. Das 
zeigt, daß Sie die Verkehrssicherheit wesentlich 
besser erreichen, wenn Sie den guten deutschen 
Glauben, man brauche dazu nur scharfe Straf-
bestimmungen, fallenlassen und sich wirklich ver-
kehrsgerechte Erziehungsmaßnahmen einfallen las-
sen und bessere Straßenverhältnisse schaffen. 

Dr. Kübler (SPD) : Sehr verehrte Frau Kollegin, 
ist Ihnen entgangen, daß in dieser „Aktion Nr. 
Sicher" das absolute Alkoholverbot als die beste 
Verkehrserziehung dargestellt wurde, so daß „0,8 
pro  mille" nur eine Ausnahmeerlaubnis von „über-
haupt kein Alkohol" ist? 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Kol-
lege, ich bin durchaus bereit, eine entsprechende 
Propaganda zu unterstützen. Ich stelle z. B. fest, daß 
es für junge Leute, die jetzt mit 18 oder 19 Jahren 
den Führerschein machen, viel selbstverständlicher 

ist, vollkommen auf den Alkoholgenuß, auch auf 
nur ein Glas Bier, zu verzichten, bevor sie sich an 
das Steuer des Wagens setzen. Es ist aber eine ganz 
andere Frage, oh bei 0,8 pro mille eine Ordnungs-
widrigkeit vorliegen soll, die mit Geldbuße und 
Fahrverbot gesühnt werden soll, auch wenn der 
Fahrer nicht fahruntüchtig ist. Man sollte auch keine 
Gesetze machen, deren Einhaltung man nicht auch 
nur einigermaßen überwachen kann. Wieviel Polizei 
würde wohl gebraucht, um stets oder auch nur am 
Wochenende zu kontrollieren, ob die 0,8 pro mille 
nicht überschritten werden! 

Noch etwas anderes! Der Fehlerkoeffizient bei 
der Zurückrechnung ist nach wie vor außerordent-
lich groß. Je geringer der Promille-Gehalt ist --
0,8 pro mille —, um so schwieriger ist es, den Gehalt 
richtig festzustellen. Weiterhin müssen Sie auch 
bei einer Ordnungswidrigkeit von der Schuld aus-
gehen. Der Betreffende muß also vorsätzlich oder 
fahrlässig gehandelt haben; es muß ihm nachge-
wiesen werden, daß er tatsächlich wußte oder wissen 
mußte, daß er 0,8 pro mille hatte, was oft schwierig 
sein wird. 

Ich will die Frage im Augenblick nicht vertiefen. 
Was mich sehr bedrückt, ist die Frage, wie ein der-
artiges Gesetz wirken wird. Ich halte es durchaus 
für richtig, daß jemand, der fahruntüchtig ist — 
nämlich bei 1,3 pro mille und mehr —, verurteilt 
wird. Hierzu hat ein erfahrener Strafrichter in der 
„Neuen Juristischen Wochenschrift" vom 7. März 
1968 über die psychologische Wirkung derartiger 
Verurteilungen in einer Anmerkung zu der Ent-
scheidung Nr. 19 auf Seite 462 folgendes gesagt: 

Entgegengetreten soll hier lediglich dem zum 
Dogma erstarrten Grundsatz werden, daß bei 
Trunkenheitsdelikten im Straßenverkehr der 
Zweck der Spezial- und Generalprävention die 
Verhängung einer Gefängnisstrafe ohne Straf-
aussetzung erfordere. 

Ich muß das vorausschicken. Etwas später heißt es 
dann weiter: 

Diese Verhaltensweise besagt lediglich etwas 
über die Wirkung auf das Gerechtigkeitsemp-
finden des Verurteilten, nichts dagegen über 
die Wirkung der Strafe. Viel eher hätte die 
vom OLG erwähnte Tatsache der Wirkungs-
losigkeit der bisherigen Praxis 

— nämlich der strengen Bestrafung — 

zum Nachdenken Veranlassung geben ... 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Schulte (SPD) : Frau Kollegin, ist das Ihr anti-
zipierter Beitrag zur ersten Lesung dieses Gesetzes? 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Nicht nur, 
Herr Kollege. 

(Abg. Schulte: Frau Kollegin, wir haben doch 
heute Haushaltsberatung!) 
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— Ich komme sofort zum Abschluß. Aber es ist 
hier ganz wesentlich, sich bei einer so grundsätz-
lichen Frage einmal die Grenzen klarzumachen, bis 
zu denen eine derartige Pönalisierung erfolgen soll. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber doch nicht 
20 Minuten lang, gnädige Frau!) 

— Man sollte sich doch auch über die unguten psy-
chologischen Wirkungen einmal klar werden. Der 
zitierte Richter sagt, — — 

(Zurufe von der SPD: Haushaltsberatung!) 

— Wenn Sie mich unterbrechen, dauert es um so 
länger. — Noch eine Zwischenfrage? 

Schulte (SPD) : Befürchten Sie, daß Sie in der 
ersten Lesung dieses Gesetzes nicht reden dürfen, 
gnädige Frau? 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frau Abge-
ordnete, es ist die vornehmste Pflicht des Präsi 
deuten, hier die Redefreiheit zu schützen. Und bei 
dieser Haushaltsberatung geht es, insbesondere in 
der zweiten Beratung, sowieso querbeet. Dennoch, 
verehrte Frau Kollegin, wäre Ihnen das Haus zu 
Dank verpflichtet, wenn Sie sich in Anbetracht der 
späten Stunde, sagen wir mal, in der programmati-
schen Kürze, die Ihnen sonst zur Verfügung steht, 
fassen wollten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Präsi-
dent, ich sagte schon, daß ich am Schluß meiner 
Ausführungen war. Sie wären jetzt schon zu Ende 
gewesen, wenn keine Zwischenfragen gekommen 
wären und keine Unterbrechung erfolgt wäre. 

Der von mir zitierte Richter sagt weiter, was ihn 
so tief beeindrucke, sei, daß die Scheu vor dem Ge-
fängnis, die Scham wegen einer Verurteilung all-
mählich in Wegfall komme, vor allen Dingen auch 
bei den Jugendlichen. Er sagt wörtlich: 

Darüber hinaus hat diese Praxis in hohem Maße 
zur Steigerung der Kriminalität 

— nicht nur der Verkehrskriminalität — 

beigetragen. Das Gefängnis hat seinen Schrek-
ken verloren, Scheu und Scham schwinden 
immer mehr. Insbesondere Jugendliche und Her-
anwachsende sehen nicht die Tat als solche, 
sondern lediglich die Strafe. Ob sie wegen einer 
Fahrlässigkeitstat oder wegen einer vorsätz-
lichen Tat, wegen Diebstahls, Körperverletzung 
oder Betruges „sitzen" müssen, ist ihnen 
gleichgültig; es gereicht ihnen sehr zum Trost, 
daß auch der Rechtsanwalt, der Arzt, der Kauf-
mann, vielleicht sogar der eigene Vorarbeiter 
im Betrieb oder der Lehrmeister im Handwerk, 
der sich bemüht hat, ihm Anständigkeit und 
Ehrlichkeit beizubringen, jetzt „sitzen" muß, . . . 

Er fährt nachher fort: 

Fast stereotyp kam die Bemerkung: „Was heißt 
Gefängnis? Der Herr Sowieso sitzt auch, ist 
nichts Besseres als ich." 

Ich mußte auf diese Sache hinweisen, um zu zeigen, 
wie gefährlich ein derartiger Weg werden kann. Ich 
glaube, es liegt in unserem Interesse, nicht nur bei 
der Strafrechtsreform, sondern überhaupt, daß wir 
uns auch bei den Verkehrsstraftaten auf das krimi-
nalpolitisch unbedingt Notwendige beschränken, daß 
wir auf der anderen Seite aber alle Maßnahmen 
treffen, die möglich sind — auch außerhalb der Ge-
setze —, um tatsächlich zu erreichen, daß die Ver-
kehrssicherheit gewahrt wird. 

Herr Bundesjustizminister, das war natürlich der 
herbste Tropfen, was die Arbeit Ihres Ministeriums 
und die Entscheidung des Kabinetts in der letzten 
Woche betrifft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das waren schon 
10 pro mille!) 

Ich hielt es aber für notwendig, diese Problematik 
aufzuzeigen. 

Im übrigen haben Sie meinen Worten entnehmen 
können, daß wir die positive Arbeit, die von Ihnen 
und Ihren sehr qualifizierten Herren im Ministerium 
geleistet wird, auch als Opposition, die stets kon-
struktiv auch in den Ausschüssen mitarbeitet, durch-
aus anerkennen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundesminister der Justiz. 

Dr. Dr. Heinemann, Bundesminister der Justiz: 
Frau Kollegin, ich bedanke mich in aller Weise für 
die Pluspunkte, die Sie dem Bundesjustizministerium 
gegeben haben. Natürlich kann auch im Bundes-
justizministerium nicht alles so ideal sein, daß die 
Opposition nicht noch Wünsche hätte. Sie haben u. a. 
aufgeführt, daß das Hereinlassen von Zeitungen aus 
dem anderen Teil Deutschlands nicht in der Frei-
zügigkeit vonstatten gehen wird, wie Sie es wün-
schen. Das beklage ich mit Ihnen. 

(Zuruf von der SPD: Wir auch!) 

Das illegale Staatsgeheimnis zu regeln, ist nun in 
der Tat eine Aufgabe, die jetzt nur noch von dem 
zuständigen Ausschuß — Sie sind Mitglied darin — 
bewältigt werden kann. Das Ministerium hat dazu 
Vorlagen hingelegt. 

Warum wir im politischen Strafrecht bis jetzt 
nicht die Zweiinstanzlichkeit erreichen konnten, 
habe ich auf eine frühere Anfrage aus Ihren Kreisen 
hier ausführlich beantwortet. Ich möchte der ge-
drängten Zeit wegen darauf Bezug nehmen. 

Das Thema indirekte Zeugen, Zeugen vom Hören-
sagen, zu bewältigen, ist nach wie vor ein Ge-
sprächsgegenstand zwischen mir und den Herren 
Justizministern und -senatoren der Länder und wird 
gerade in einiger Kürze wiederum dort zur Sprache 
stehen. 

Sie haben das im Anmarsch auf den Bundestag be-
findliche Gesetz zur Entlastung des Bundesgerichts-
hofes erwähnt. Ich versichere Ihnen hier, daß die 
Charakterisierung dieser Vorlage als eines auf fünf 
Jahre gedachten Zeitgesetzes nichts mit irgendwel- 
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chen Hintergedanken zu tun hat, nämlich zu dem 
Streit, ob die Zulassung von Revisionen zum Bun-
desgerichtshof künftig eine Zulassung nach Streit-
werten oder nach der Grundsätzlichkeit der Frage 
sein soll, die sich in dem oberlandesgerichtlichen 
Urteil darstellen mag. Das ist, von mir aus gesehen, 
völlig offen. Ich halte aber die Entlastung des  Bun-
desgerichtshofes zeitlich für so drängend, daß ich in 
den alten — ich möchte beinahe sagen: weltanschau-
lichen — Streit um Revision so oder so nicht eintre-
ten mochte, auch angesichts der zeitlich begrenzten 
Möglichkeit, in diesem Bundestag überhaupt noch 
etwas zur Erledigung zu bringen. 

Was die Familiengerichte anlangt, so habe ich 
volle Sympathie dafür, daß die mit einer Eheschei-
dung zusammenhängenden Fragen — Sorgerecht, 
Unterhaltspflicht, Aufteilung der Möbel, wenn ein 
Haushalt sich auflöst — möglichst in eine Hand kom-
men sollten. Ich bin offen für eine Regelung über 
das Amtsgericht wie auch für eine Regelung über 
das Landgericht. Das ist eine Frage der letztend-
lichen Ordnung des Zivilprozesses überhaupt. 

Sie haben dann beklagt, daß der Antrag, der von 
Ihnen und Ihren politischen Freunden zu dem § 48 
des Familienrechtsänderungsgesetzes von 1961 ein-
gebracht worden ist, in dem hier zuständigen Bun-
destagsausschuß liege und nicht vorankomme. Sie 
haben daran appelliert, ich möge das herbeiführen. 
Verehrte Frau Diemer-Nicolaus, ich persönlich halte 
eine Detailregelung mit Bezug auf diesen § 48 nicht 
für eine gute Sache. Ich habe, als wir die Familien-
rechtskommission eröffneten — Sie waren dankens-
werterweise zugegen —, dargelegt, was meines Er-
achtens im Zusammenhang geprüft und vorgearbei-
tet werden soll, ehe wir an gesetzgeberische Schlüsse 
kommen. Bei diesem Standpunkt möchte ich bleiben. 

Zu dem Thema Pressezeugnisverweigerungsrecht 
kann ich im Augenblick nicht Stellung nehmen. Das 
mag neu geprüft werden. Da habe ich keinen fixier-
ten Standpunkt. 

Nun kommt das letzte. Sie haben, als hier einer 
der Herren Kollegen dazwischenfragte, schon so 
etwas ähnliches wie eine erste Lesung des Gesetz-
entwurfs „0,8" voraufgehen lassen. Ausgangspunkt 
dieser Vorlage ist die Konferenz der Verkehrsmini-
ster europäischer Länder. Ich bin aber gern und mit 
viel Initiative in dieses Thema eingetreten, weil ich 
in der Tat eine Hürde im Vorfeld vor 1,3 pro mille 
als der absoluten Fahruntüchtigkeit für dringlich 
geboten erachte. Die Gründe lege ich jetzt nicht dar. 
Sie waren so freundlich, an meine Beantwortung 
einer Anfrage zu erinnern, deren Umfang sogar 
sieben Druckseiten ausmachte. Im übrigen werden 
wir das bei der ersten Lesung hier ausführlich dar-
zustellen haben, sowohl Herr Kollege Leber, der die 
Vorlage jetzt zu vertreten hat, wie auch ich. 

Ich komme gerade aus Baden-Württemberg von 
Wahlversammlungen. Mir sind die Ohren in den 
Gegenden, wo man Winzerfeste veranstaltet, voll-
geklagt worden. Anwesende Polizisten wurden 
schon im voraus ermahnt, daß sie, wenn das nächste 
Winzerfest stattfindet, zu gegebener Zeit aus der 
Landschaft zu verschwinden hätten. Dann habe die 

Polizei sozusagen freies Geleit für die Teilnahme 
an den Winzerfesten zu geben. 

Nur eines, verehrte Frau Kollegin, möchte ich 
hier klargestellt wissen. Den Hinweis darauf, daß 
die mit 0,8 Promille vorgesehene Ordnungswidrig-
keit Reformgedanken des allgemeinen Strafrechts 
tangiere, kann ich nicht teilen. Die kurze Freiheits-
strafe, die Sie hier anklingen ließen, kommt doch 
in der Vorlage die sich auf 0,8 Promille bezieht, 
überhaupt nicht vor. 0,8 Promille als Ordnungs-
widrigkeit sollen mit Geld und einem zeitweiligen 
Fahrverbot zur Buße stehen — gar nichts von Frei-
heitsstrafe! 

Was die Hinweise darauf angeht, daß die per-
sönliche Schuld klar sein müsse, ehe überhaupt et-
was geahndet werden kann, so unterstreiche ich, 
daß es sich hier um einen Gefährdungstatbestand 
handelt. Wer im Walde raucht, gefährdet den Wald. 
Er kann Waldbrand auslösen. Er wird deshalb ge-
büßt oder gebußt; ich weiß nicht, wie man das genau 
nennt. Da kommt es auch nicht darauf an, ob einer 
sagt, er könne so sicher rauchen und seine Pfeife 
oder Zigarre so abschirmen, daß dabei nichts passiert. 
Gefährdung ist Gefährdung, und darauf allein wird 
abgestellt. 

Die Statistik wollen wir in aller Ruhe prüfen. Auch 
die ärztlichen Gutachten, die man sich hier gegen-
seitig hin- und herschiebt, wollen wir in aller Ruhe 
prüfen. Für mich ist ausschlaggebend, daß wir im 
Jahresdurchschnitt auf unseren Straßen 17 000 Tote 
haben, daß wir im Jahresdurchschnitt auf unseren 
Straßen zwischen 450 000 und 500 000 Verletzte ha-
ben, manche darunter als Krüppel bis zum Lebens-
ende, und daß wir im Jahresdurchschnitt auf unse-
ren Straßen einen Sachschaden zwischen 6 und 7 Mil-
liarden DM haben. An all den Unfällen, wo es Tote, 
Verletzte und Sachschaden gibt, sind mindestens zu 
einem Viertel alkoholisierte Fahrer beteiligt. Das 
genügt mir, um hier mitzuhelfen, daß ein Riegel 
vorgeschoben wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie zeigten Ungeduld, daß Sie die Vorlage des 
Kabinetts hier noch nicht haben. Das hängt lediglich 
damit zusammen, daß sie auf dem ordentlichen Weg 
anmarschiert, nämlich zunächst über den Bundesrat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Weitere 
Wortmeldungen? — Herr Müller-Emmert, bitte sehr, 
Sie haben das Wort. 

Dr. Müller-Emmert (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gestatten 
Sie, daß auch ich einige ganz kurze Anmerkungen 
mache. 

Die erste ist die, daß ich die Besorgnis von Frau 
Kollegin Diemer-Nicolaus bezüglich des politischen 
Strafrechts in keiner Weise teile. Ich bin der Auf-
fassung, daß die beiden großen Fraktionen dieses 
Hauses auch in der Frage der Lösung des illegalen 
Staatsgeheimnisses einen wesentlichen Schritt vor-
angekommen sind. Schließlich und letztlich hat vor 
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einer Woche im Ausschuß eine Abstimmung statt-
gefunden, die eine Lösung erbrachte — Sie wissen 
dies, Frau Kollegin Diemer-Nicolaus —, mit der wir 
wohl alle zufrieden sein können und die, wie ich 
meine, auch alle Fraktionen schließlich und endlich 
akzeptieren werden. 

Ich darf noch sagen, daß dank der guten Zusam-
menarbeit des Justizministeriums mit dem Straf

-

rechtsausschuß die Reform des politischen Straf-
rechts in erheblicher Weise beschleunigt werden 
konnte und daß wir mit aller Sicherheit — es sei 
denn, daß etwas dazwischenkommt, was niemand 
voraussehen kann — im Mai dieses Jahres das 
politische Strafrecht im Hause in Form der Achten 
Strafrechtsnovelle verabschieden werden. Diese 
Feststellung muß hier schon deshalb gemacht wer-
den, weil der Strafrechtsausschuß seine Arbeit mehr 
im Hintergrund erledigt, gar nicht so sehr Gelegen-
heit hat, an die Öffentlichkeit zu treten und mar-
kante Reden zu halten, aber die ganzen Jahre über, 
immerhin schon seit 1963, bis heute — ich darf dies 
wohl sagen — in bienenfleißiger Arbeit vieles ge-
leistet hat. 

Viele Kollegen wissen leider nicht, daß die Reform 
des Strafrechts ein sehr schwieriges Gebiet ist. Seit 
dem 1. Januar 1900 ist kein größeres Gesetzge-
bungswerk als die Reform des Strafgesetzbuches in 
einem deutschen Parlament eingebracht worden. 
Dieses Gesetzgebungswerk umfaßt immerhin 700 
Seiten und, wenn Sie auch das wissen wollen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren Kollegen, es 
wiegt drei Pfund. Das bloß am Rande. 

Ich benutze die Gelegenheit, um dem Hohen 
Hause mitzuteilen, daß der Strafrechtsausschuß in 
seiner Arbeit sehr gut vorangeschritten ist und daß 
wir, wie gesagt, einen sehr wesentlichen Teilab-
schnitt, nämlich die Reform des politischen Straf-
rechts, im Mai dieses Jahres verabschieden werden. 

Ich möchte noch ganz kurz zu einem weiteren 
Punkt Stellung nehmen in dem Wissen, daß wir 
heute keine erste Lesung irgendeines Gesetzge-
bungswerks durchführen. Aber wenn schon Frau 
Kollegin Dr. Diemer-Nicolaus und der Herr Justiz-
minister einen Punkt angesprochen haben, der in der 
Öffentlichkeit sehr Aufsehen erregt hat, meine ich, 
wäre es unvollständig, wenn nicht auch jemand, der 
sich bisher mit diesen Problemen beschäftigt hat, 
ebenfalls in der gebotenen Kürze seine Meinung 
sagte. Ich meine das Problem der 0,8-Promille-
Grenze. Hier bin ich nicht hundertprozentig mit dem 
Herrn Bundesjustizminister einer Meinung. Ich 
möchte hierzu nur ganz kurz sagen, daß die ur-
sprünglichen Vorstellungen der zuständigen Mini-
sterien immerhin dahin gingen, daß derjenige, der 
0,8 Promille Alkohol und mehr im Blut hat, zu-
künftig mit einer Strafandrohung bis zu einem Jahr 
Gefängnis belegt werden sollte, wozu auch noch eine 
Geldstrafenandrohung bis zu 10 000 DM und schließ-
lich auch noch das Fahrverbot kommen sollten. Auf 
diese Weise wären sehr viele Bürger mit einer dis-
kriminierenden Strafe belegt worden, wiewohl nicht 
festgestanden hätte, daß sie wirklich und erstlich 
fahruntüchtig gewesen sind. Ich begrüße insofern, 
daß der Herr Bundesjustizminister und der Herr 

Bundesverkehrsminister in diesem Punkt, was die 
Einteilung, die Klassifizierung dieses Deliktes in 
strafmäßiger Hinsicht betrifft, die Kritik in der 
Öffentichkeit akzeptiert haben und ihre ursprüng-
lichen Vorstellungen zurückgenommen haben und 
nunmehr dafür sind, daß die Trunkenheit am Steuer, 
besser gesagt: eine Blutalkoholkonzentration von 
0,8 Promille und mehr, ohne daß eine Fahruntüchtig-
keit nachgewiesen worden ist, nicht als ein diskri-
minierendes Vergehen, sondern zukünftig als Ver-
waltungs-, als Ordnungsunrecht geahndet wird. Das 
erachte ich für sehr richtig. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Müller -Emmert (SPD) : Bitte schön. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Dr. 
Mommer! 

Dr. Mommer (SPD) : Ich glaube, die Korrektur 
ist schon erfolgt. Der Minister — habe ich ihn recht 
verstanden? — hat doch gesagt, daß Geldstrafe und 
Führerscheinentzug die Buße seien, die auferlegt 
werden soll, und nichts anderes. 

Dr. Müller -Emmert (SPD) : Es ist sehr schwer, 
Herr Kollege Mommer, ist in dieser Frage juristisch 
so auszudrücken, daß es richtig ist. 

(Heiterkeit.) 

Hier geht es darum, daß zunächst einmal das Bun-
desjustizministerium und das Bundesverkehrs-
ministerium vorgesehen hatten, daß derjenige, der 
Alkohol genossen und über 0,8 Promille im Blute 
hat, ohne daß seine Fahruntüchtigkeit nachgewiesen 
ist, wenn er erwischt wird, mit einem Vergehen 
belegt werden sollte, mit einer Verurteilung, die 
in das Strafregister eingetragen wird, so daß man 
demnach sogar vorbestraft ist. Diese ursprüngliche 
Vorstellung hat das Bundesjustizministerium — ich 
darf mich insofern wiederholen auf Grund dieser 
Zwischenfrage — zurückgenommen und tritt nun-
mehr auf Grund der Kritik in der Öffentlichkeit 
dafür ein, daß derjenige, der 0,8 Promille und mehr 
Alkohol im Blut hat, dessen Fahruntüchtigkeit aber 
nicht bewiesen ist — darauf kommt es wesentlich 
an —, nicht mit einem Vergehen belegt wird, son-
dern als Betroffener im Rahmen des Ordnungs-
widrigkeitengesetzes behandelt wird, also nur eine 
Geldbuße und keine Strafe erhält. Der Unterschied 
zwischen Geldbuße und Strafe ist klar. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist ja alles 
bekannt! — Weitere Zurufe.) 

— Entschuldigen Sie, wenn fünf auf einmal eine 
Frage stellen, kann man schwerlich antworten, weil 
man es ja auch gar nicht verstehen kann. Ich habe 
leider eine Zwischenfrage nicht verstanden. 

Nunmehr geht es im Augenblick in der öffent-
lichen Diskussion darum, ob die Grenze 0,8 Promille 
die richtige sei oder ob man auf 1,0 Promille hoch-
gehen muß. 

(Zuruf von der SPD: 2,8!) 
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Und hier in diesem Punkt darf ich von meiner Seite 
aus, das ist meine persönliche Ansicht, Kritik an-
melden und dart sagen, daß ich grundsätzlich mit 
der Lösung, wie sie das Bundesjustizministerium 
vorschlägt, einverstanden bin, daß ich aber die Auf-
fassung vertrete, die ich wohl zur gegebenen Zeit 
hier noch eingehend zu begründen haben werde, 
daß nicht 0,8 Promille, sondern 1,0 Promille die 
richtige Grenze sei. 

(Abg. Börner: Diese Perspektiven ergeben 
sich, wenn man aus einem Weinland 

kommt!) 

Das hat mit Perspektive aus einem Weinland gar 
nichts zu tun. Hier geht es darum: Wenn man einen 
abstrakten Gefährdungstatbestand, wie der juristi-
sche Begriff heißt, schafft, dann muß man diesen 
abstrakten Gefährdungstatbestand immerhin so an-
legen, daß er tunlichst auch in der Mehrheit die 
Schuldigen trifft. Wenn man aber einen abstrakten 
Gefährdungstatbestand, wie in diesem Falle, bei 
0,8 Promille schafft, obwohl die Wissenschaft sagt, 
daß bei 0,8 Promille nicht hundertprozentig bewiesen 
ist, daß alle, die 0,8 Promille haben, fahruntüchtig 
sind, dann sollte man tunlichst aus kriminalpoliti-
schen Erwägungen auf eine Grenze hochgehen, die 
uns in etwa die Garantie gibt, daß diejenigen, die 
1,0 Promille haben, wirklich in erheblicher Weise 
auch bezüglich ihrer Person eine Gefahr darstellen. 

Darum geht es in diesem Falle. Darüber kann man 
verschiedene Auffassungen haben. Die Mehrheit 
dieses Hauses wird schon sicher das Richtige finden. 

Ich bitte um Entschuldigung, daß ich in diese 
Frage auch noch kurz eingestiegen bin, aber auf 
Grund der vorhergehenden Diskussion mußte dies 
wohl auch geschehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD. — Abg. 
Dr. Mommer: Widerspruch!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich sehe nie-
manden mehr, der sich über 0,8 oder 1,0 Promille 
äußern will. Ich muß jetzt dafür sorgen, daß wir 
noch drei Einzelpläne verabschieden. 

Ich sehe keine Wortmeldungen mehr. Die Aus-
sprache ist geschlossen. Wir stimmen ab über den 
Einzelplan 07 — Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz —. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einzelplan 07 ist einstimmig ange-
nommen. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe.) 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 13 

Geschäftsbereich des Bundesministers für das 
Post- und Fernmeldewesen 

— Drucksache V/2713 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Müller (Ravensburg) 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort wünscht. — Der Berichterstatter verzichtet. 

Ich frage, ob das Wort gewünscht wird. — Keine 
Wortmeldungen. 

Wir stimmen ab über den Einzelplan 13. Wer zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — In 
zweiter Lesung angenommen. 

Wir kommen zu 

Einzelplan 26 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ver-
triebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 

— Drucksache V/2721 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Baier 

Dazu liegt der Änderungsantrag der Fraktion der 
FDP Umdruck 417 *) vor. Wird das Wort zur 
Begründung gewünscht?   Herr Abgeordneter 
Schmidt! 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich bedaure, daß 
wir zu so später Stunde noch zu einem Haushalt 
kommen, der eigentlich einer intensiveren Beratung 
bedürfte. Andererseits habe ich aber volles Ver-
ständnis dafür, daß das Haus nach diesen eingehen-
den Beratungen nicht mehr so gefüllt sein kann. Ich 
will mich deshalb weitgehend auf die Begründung 
der von uns vorgelegten Änderungs- und Entschlie-
ßungsanträge beschränken, darf mir aber einige 
Vorbemerkungen erlauben, die sich einfach aus dem 
Studium des Einzelplans 26 und einem Vergleich mit 
den Haushalten der Vergangenheit, aber auch aus 
einem Vergleich mit dem jetzigen Haushalt und 
der seinerzeit von dieser jetzigen Bundesregierung 
abgegebenen Regierungserklärung ergeben. 

Damals hieß es: Keine Leistungen für die Ver-
gangenheit mehr aus Bundesmitteln. Uns Freien 
Demokraten, aber auch allen Betroffenen draußen 
in der Öffentlichkeit schien es damals so, als ob mit 
dem Antritt der neuen Bundesregierung eine Zäsur 
zwischen den vom Kriege besonders Geschädigten, 
die in den besseren Haushaltsjahren noch ihre not-
wendigen gesetzlichen Regelungen bekamen, und 
denjenigen, für die diese Gesetze doch nicht vor-
lagen, erfolgen sollte. Daran hat sich leider in den 
anderthalb Jahren nicht viel geändert. 

Die von uns im Frühjahr vorigen Jahres ein-
gebrachte Große Anfrage zur Kriegsfolgengesetz-
gebung wurde ohne eine Konzeption beantwortet, 
was uns besonders deshalb gewundert hat, weil im 
Koalitionsprogramm des sozialdemokratischen Part-
ners der Großen Koalition immerhin der forsche 
Satz stand und, wie ich annehmen möchte, doch 
wohl noch steht — ich darf zitieren, Herr Präsi-
dent —: 

Wir müssen zu jeder Zeit den sozialen Ver-
pflichtungen gerecht werden, die aus Krieg, 
Flucht und Vertreibung erwachsen sind. 

Das steht dort unter Nr. 8 b. Trotzdem beantwortete 
die Bundesregierung unsere Anfrage ohne eine 
Konzeption. Allerdings stand dort der verheißungs- 

*) Siehe Anlage 10 
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volle Satz — unterschrieben vom jetzigen Bundes-
finanzminister —: die noch zu klärenden Dinge 
seien im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung 
einzuplanen. Das war ein Hoffnungsschimmer, den 
auch wir als Opposition begrüßten. Als die mittel-
fristige Finanzplanung auf dem Tisch des Hauses 
lag, sah es anders aus. Auch hier wieder keine 
Leistungen für die Sowjetzonenflüchtlinge, keine 
Leistungen für die Vergangenheit aus der mittel-
fristigen Finanzplanung. 

Und so sieht es heute auch mit dem Einzelplan 26 
aus. Während wir im Jahre 1966 noch einen Haus-
halt in Höhe von 268 Millionen DM für dieses Mini-
sterium hatten, erfolgte 1967 eine Kürzung um 53% 
auf 125 Millionen DM. Für das Jahr 1968 liegt ein 
Haushalt mit einem Volumen von 96 Millionen DM 
vor. Das bedeutet noch einmal eine Absenkung um 
23%, und das obwohl in diesem Bereich noch zahl-
reiche Gesetzgebungen vorzunehmen sind, obwohl es 
unter den vom Kriege besonders Geschädigten noch 
eine ganze Reihe von Härten gibt und obwohl 
im Haushaltsausschuß dieses Hauses vom Kriegs-
folgenausschuß einstimmig beschlossene Gesetze 
vorliegen, die angeblich wegen Mittelmangel nicht 
weitergegeben worden sind. Auf diese Gesetze be-
schränken sich im wesentlichen unsere Anträge, die 
ich kurz begründen darf. 

Im Umdruck 417 *) beantragten wir, in Kap. 26 02 
Tit. 604 den Ansatz von 7,5 Millionen DM um 
1 Million DM zu senken, um den Leertitel „Wäh-
rungsausgleich", der im Haushalt vorhanden ist, 
mit 1 Million DM wenigstens besetzen zu können 
und dadurch zu ermöglichen, daß der Haushalts-
ausschuß diesem Gesetz nunmehr freien Lauf gibt 
und das Plenum dieses Hauses dem einstimmigen 
Votum des Kriegsfolgenausschusses folgen kann, 
so daß wengistens Härtefälle im Rahmen der finan-
ziellen Möglichkeiten bereits im Jahre 1968 er-
ledigt werden können. 

In dem Entschließungsantrag Umdruck 420 **) er-
suchen wir die Bundesregierung, zu prüfen, ob es 
nicht möglich ist, der ebenfalls im Haushaltsausschuß 
vorliegenden Änderung der Einkommensgrenze in 
§ 7 des Flüchtlingshilfegesetzes nunmehr doch grü-
nes Licht zu geben. Wir haben für diese Prüfung 
eine sehr gute Begründung. Als im vorigen Jahr der 
Haushaltsausschuß diesen Gesetzentwurf aufhielt, 
waren wir der Meinung, daß die vorliegenden Mittel 
im Haushalt bereits ausreichen würden, um den 
Gesetzentwurf in Kraft treten lassen zu können. 
Der Haushaltsausschuß und die Bundesregierung 
waren anderer Meinung. Am Ende des Jahres stellte 
sich heraus, daß von den angesetzten 15 Millionen 
DM für den Titel Einrichtungshilfe 7 Millionen DM 
übrigblieben und unter den Tisch fielen. Man hätte 
also im vorigen Jahr den Gesetzentwurf in Kraft 
setzen können, denn diese 7 Millionen DM hätten 
gereicht. 

Aus diesem Grunde bitten wir nunmehr, zu 
prüfen, ob dieses Inkrafttreten geschehen kann, da-
mit wenigstens durch die Anhebung der Einkom- 

*) Siehe Anlage 10 
**) Siehe Anlage 11 

mensgrenze wieder ein Schritt weiter getan werden 
kann. 

Der Antrag Umdruck 421*) betrifft eine Situation, 
die in den letzten Tagen eingetreten ist. Nachdem 
die von der Bundesregierung vorgelegte 20. Novelle 
zum Lastenausgleichsgesetz, die sehr mager war 
und viel weniger Fleisch hatte, als ursprünglich 
zugesagt worden war, im Kriegsfolgenausschuß und 
in Gesprächen mit der Bundesregierung um einige 
notwendige Dinge, isnbesondere für die ehemals 
selbständigen Sowjetzonenflüchtlinge, ausgeweitet 
worden war und nachdem wir durch die Aussagen 
des Bundesausgleichsamtes feststellen konnten, daß 
diese Ausweitungen 'nicht auf den Bundeshaushalt 
zukommen würden, hat der Kriegsfolgenausschuß 
sich diesen Ausweitungen generell angeschlossen. 
Der Haushaltsausschuß hat vor wenigen Tagen auf 
Einspruch der Bundesregierung die Verabschiedung 
der 20. Novelle aufgehalten mit dem angeblichen 
Hinweis — so wurde uns gesagt —, die Bundes-
regierung gedenke eventuell in diesem Falle von 
Art. 113 des Grundgesetzes Gebrauch zu machen. 
Meine Damen und Herren, zunächst einmal ist —
vielleicht hätte es mal geschehen sollen! — noch 
nie  in  dieser Form von diesem Artikel Gebrauch 
gemacht worden. Wenn Sie — das möchte ich an 
die Herren der Bundesregierung sagen — das aus-
gerechnet bei der 20. Novelle tun wollen, die nach 
allen Berechnungen für die Bundesregierung bis 
1985 45 Millionen DM kostet, weil, wie das Gut-
achten des Ausgleichsamtes eindeutig sagt, die 
übrigen Kasten aus dem Ausgleichsfonds getragen 
werden und nicht damit zu rechnen ist, daß die 
Bundesregierung in irgendeiner Form hinterher ein-
treten muß, dann muß ich sagen, ist das eine An-
wendung des Art. 113, die wir in keiner Weise 
verstehen können. 

Deshalb bitten wir die Bundesregierung auf 
Grund der Überprüfungen mit dem Bundes-
ausgleichsamt, von ihren Bedenken abzugehen, und 
wir bitten das Hohe Haus, diese Bedenken nicht zu 
teilen, sondern der 20. Novelle mit ihren notwendi-
gen Verbesserungen für den Kreis der heimat-
vertriebenen Flüchtlinge grünes Licht zu geben. 

Der Entschließungsantrag Umdruck 422 **) ist sozu-
sagen die zweite Auflage unseres Entschließungs-
antrages in der dritten Lesung des Haushalts 1967. 
Wir sahen uns damals wegen der gleichen ablehnen-
den Haltung der Bundesregierung gezwungen, diese 
zu ersuchen, vier Gesetzesvorlagen für den Bereich 
der Kriegsfolgengesetzgebung anzufordern: einmal 
die 20. Novelle — deren Schicksal ich Ihnen eben 
dargelegt habe —, zweitens ein Abschlußgesetz zum 
Häftlingshilfegesetz — das inzwischen zum Jahres-
ende von der Bundesregierung, allerdings, glaube 
ich, nicht ganz in der notwendigen Größe, aber dar-
über werden wir im Ausschuß reden, vorgelegt 
wurde —; Darüber hinaus beantragten wir damals 
die Vorlage eines Leistungsgesetzes für Sowjet-
zonenflüchtlinge und eines Abschlußgesetzes zum 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz. 

*) Siehe Anlage 12 
*) Siehe Anlage 13 
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Im Entschließungsantrag Umdruck 422 haben wir 

die beiden noch ausstehenden Vorlagen erneut an-
gemahnt, und wir bitten das Hohe Haus unter Beru-
fung auf einen Bundestagsbeschluß aus dem Jahre 
1952, nun endlich dem Leistungsgesetz den nötigen 
Nachdruck zu verschaffen, damit, wie die Bundes-
regierung es ursprünglich zugesagt hatte, in weni-
gen Wochen eine solche Vorlage erfolgen kann. Das 
sollte nämlich, wie uns der Ressortminister in einer 
Ausschußsitzung mitteilte, im Frühjahr dieses Jah-
res geschehen. Ich darf diesen Beschluß des Bundes-
tages vom 16. Mai 1952 verlesen, damit Ihnen allen 
klar wird, wie lange die Sowjetzonenflüchtlinge dar-
auf warten, daß dieses Hohe Haus seinen damali-
gen Beschluß realisiert. Er stammte nicht von uns, 
ich war damals auch noch nicht in diesem Hause; 
es war aber ein Beschluß dieses Hauses. 

(Zuruf von Abg. Frau Korspeter.) 

— Entschuldigen Sie, ich möchte ihn doch noch ein-
mal verlesen, da mancher unter den Anwesenden 
sein mag, der ihn nicht kennt. Er lautet: 

Da die deutschen Staatsbürger, die ihre Wohn- 
und Arbeitsstätten in der sowjetisch besetzten 
Zone und in Ostberlin ... verlassen mußten, 
im Lastenausgleichsgesetz nicht berücksichtigt 
werden konnten, wird die Bundesregierung er-
sucht, dem Bundestag baldigst einen Gesetzent-
wurf vorzulegen, der den Flüchtlingen aus der 
sowjetisch besetzten Zone, die in der Bundes-
republik oder in Westberlin Aufnahme gefun-
den haben, Leistungen gewährt, die unter Be-
rücksichtigung der besonderen Lage dieser 
Flüchtlinge den Leistungen des Lastenaus-
gleichsgesetzes entsprechen. 

Wir schreiben jetzt 1968; sechzehn Jahre liegt diese 
Entschließung des Bundestages vor. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kannte die Herr 
Minister Mende nicht?) 

— Ich habe mich jetzt an das ganze Hohe Haus ge-
wandt. Sie stammte nicht von uns. Ich stelle fest, 
daß es in diesen Fragen immer Schwierigkeiten ge-
geben hat. Wir waren aber der Meinung, daß zu-
mindest, nachdem die SPD in der Opposition sich für 
diese Dinge sehr stark gemacht hatte und nun als 
beinahe gleichwertiger Partner — wir waren ja lei-
der in der Größenordnung nicht so gleichwertig — 
in  diese Bundesregierung eingetreten ist, etwas 
mehr Nachdruck in diese Fragen kommen würde. 
Deshalb unsere Aufforderung an Sie, die nicht nur 
von der Opposition erfolgt, sondern die in den letz-
ten Tagen auch noch einmal durch die beiden großen 
Konfessionen in der Bundesrepublik unterstrichen 
wurde, die in einem Schreiben an den Herrn Bundes-
kanzler, das sich mit diesen Dingen auseinander-
setzt, folgenden Satz geprägt haben: 

Die rechtsstaatliche Ordnung verträgt es auf die 
Dauer nicht, daß wegen des verständlichen 
Wunsches, zusätzliche finanzielle Belastungen 
zu vermeiden, die Rechtstitel dieser Gruppe von 
Geschädigten weniger berücksichtigt werden. 

Bei unserem Entschließungsantrag handelt es sich 
erstens um diesen Kreis der Sowjetzonenflüchtlinge. 

Zweitens handelt es sich um die vielfach von allen 
Fraktionen, von allen Parteien zugesagte Abschluß

-

novelle zum Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz, 
die von diesem Hohen Hause einfach noch verab-
schiedet werden muß, wenn wir nicht in der Öffent-
lichkeit und bei den Betroffenen unglaubwürdig 
werden wollen. 

Die Entwicklungen der letzten anderthalb Jahre, 
die Rückgänge der Haushaltsansätze und die man-
gelnde Konzeption in diesen Fragen veranlassen 
uns, die Bundesregierung mit unseren Entschlie-
ßungsanträgen noch einmal sehr erst auf diese 
Dinge hinzuweisen. Sie veranlassen uns allerdings 
auch, diesen Haushalt abzulehnen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
Frau Abgeordnete Korspeter. 

Frau Korspeter (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Der Einzelplan 26 des Bundes-
ministeriums für Vertriebene, Flüchtlinge und 
Kriegssachgeschädigte veranlaßt mich, im Auftrage 
meiner Fraktion einige kurze grundsätzliche Aus-
führungen über den Personenkreis zu machen, der 
von diesem Ministerium seit nunmehr fünfzehn 
Jahren betreut wird. Dabei ist sicher interessant, 
sich daran zu erinnern, daß die Eingliederung der 
Vertriebenen und Flüchtlinge durch das am 19. Mai 
1953 in Kraft getretene Bundesvertriebenengesetz

-

bundesgesetzlich geregelt wurde, während es vorher 
nur in einigen Ländern Gesetze gab, die unter-
schiedlich waren. Ein Jahr vorher, bei der Verab-
schiedung des Lastenausgleichsgesetzes am 16. Mai 
1952, hatte auf die Initiative meiner Fraktion der 
1. Deutsche Bundestag der Bundesregierung den 
klaren Auftrag gegeben, baldmöglichst für die Vor-
lage eines Gesetzes zu sorgen, das den Flüchtlingen 
Leistungen entsprechend dem Lastenausgleich ge-
währen soll. 

Ich finde es angesichts der späten Stunde eine sehr 
schöne Geste, daß der Vertreter der Opposition un-
seren damaligen Antrag, den wir im Interesse der 
Flüchtlinge gestellt haben, selbst erwähnt hat. Im 
Grunde hat er sich, da ja die jetzige Opposition 
lange in der Regierung gesessen hat, damit aber 
selbst ins Gesicht geschlagen. Denn diesen Antrag 
haben die früheren Bundesregierungen bisher nicht 
erfüllt; er ist heute noch immer gültig. 

Der Herr Bundeskanzler hat in seiner Regie-
rungserklärung vom 13. Dezember 1966 zum Aus-
druck gebracht, daß die Gesetzgebung über die Ab-
wicklung von Kriegs- und Nachkriegsfolgen abge-
schlossen werden soll, und in einem Schreiben vom 
26. Januar 1968 an die beiden christlichen Konfes-
sionen, die sich in dankenswerter Weise wegen der 
Gleichstellung der Flüchtlinge mit den Heimat-
vertriebenen an ihn gewandt hatten, hat er die Prü-
fung der Möglichkeit einer rechtlichen Gleichstellung 
der Sowjetzonenflüchtlinge mit den Heimatvertrie-
benen zugesagt. Nun hoffen die Flüchtlinge selbst-
verständlich, daß sich das Bundeskabinett in Kürze 



8772 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 166. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 3. April 1968 

Frau Korspeter 

mit diesen Grundsatzfragen eingehend befassen 
wird. 

Deshalb können auch — ich muß das trotz der 
späten Stunde in diesem Zusammenhang heute 
abend noch sagen — die Worte des Bundesfinanz-
ministers nicht unwidersprochen bleiben, die er in 
der ersten Beratung des Reparationsschädengeset-
zes geäußert hat: daß mit diesem Reparationsschä-
dengesetz die Liquidation der Schäden aus der Zeit 
des NS-Regimes und des Krieges abgeschlossen sei. 
Darauf sind bereits damals bei der Einbringung des 
Reparationsschädengesetzes alle Fraktionssprecher 
eingegangen. Diese Äußerungen des Herrn Bundes-
finanzministers Strauß haben in Flüchtlingskreisen 
tiefe Bestürzung ausgelöst. Sie widersprechen ein-
deutig der Auffassung aller Fraktionen dieses Hohen 
Hauses, die sich am Ende der vierten Legislatur-
periode für eine rechtliche Gleichstellung ausge-
sprochen haben. Sie widersprechen auch der ver-
ständnisvollen Haltung, die der Bundeskanzler bei 
dem Gespräch mit der Aktionsgemeinschaft der 
Flüchtlingsverbände im November gezeigt hat. 

Gestatten Sie mir, von dieser Stelle aus auch ein 
Wort an Herrn Minister von Hassel, den zuständi-
gen Ressortminister, zu richten. Herr Minister von 
Hassel, auf Ihrem Haus ruht jetzt die große poli-
tische Verantwortung, und die große Hoffnung der 
Flüchtlinge richtet sich auf Sie. Sie müssen jetzt die 
Sache der Flüchtlinge fest in die Hand nehmen und 
den Menschen aus Mitteldeutschland und Ostberlin 
den Glauben an Recht und Gerechtigkeit wiederge-
ben, den sie, weil sie so lange auf die Gleichstellung 
der Flüchtlinge mit den Heimatvertriebenen warten 
mußten und warten müssen, eigentlich verloren 
haben. Im Sinne des Auftrags vom 16. Mai 1952 und 
auch im Sinne der Erklärung des Bundeskanzlers 
vom 13. Dezember 1966 bedeutet das, Herr Minister 
von Hassel, daß Sie dafür Sorge zu tragen haben, 
daß ein Leistungsgesetz vorgelegt wird, daß dem 
Währungsausgleichsgesetz im Bundestag Fortgang 
verschafft wird und daß die nicht anerkannten deut-
schen Flüchtlinge im Flüchtlingshilfegesetz den an-
erkannten deutschen Flüchtlingen gleichgestellt wer-
den. 

Wir kennen, Herr Minister, die Schwierigkeiten 
der Finanzierung. Wir wissen auch, daß wir den 
Bundeshaushalt im Rahmen der mittelfristigen Fi-
nanzplanung nicht neu belasten und damit durch-
einanderbringen können. Aber ich möchte einen 
Appell an die Länder richten. Wir wären den Län-
dern zu großem Dank verpflichtet, wenn sie für die 
Konzeption ihr Einverständnis gäben, die Sie, Herr 
Minister von Hassel, in Zusammenarbeit mit den 
Flüchtlingsverbänden entwickelt haben, nämlich die 
Finanzierung in Form einer Verlängerung der Gel-
tungsdauer der Regelung über den 0,25%igen Ver-
mögensteueranteil für weitere 6 Jahre, der bis zum 
31. März 1979 dem Ausgleichfonds zufließt. 

Nun noch einige Bemerkungen zur 20. Novelle 
zum Lastenausgleichsgesetz. Es wurden — ich darf 
das mit allem Nachdruck sagen — in verantwor-
tungsvoller Zusammenarbeit aller Fraktionen in den 

zuständigen Ausschüssen längst fällige Korrekturen 
in den Regierungsentwurf eingebaut. Wir waren in 
den Ausschüssen der Meinung, daß Sie die Verbes-
serungen im Regierungsentwurf auf ein vertretbares 
Maß beschränkt hatten. Ich persönlich — ich nehme 
an, auch Herr Schmidt als Vertreter der Flüchtlinge 
— war besonders froh, daß es uns gelungen war, 
für die alten, ehemals selbständigen Flüchtlinge die 
Gleichstellung der Alterssicherung mit den Heimat-
vertriebenen herbeiführen zu können, da uns allen 
gerade diese Schlechterstellung der alten selbstän-
digen Flüchtlinge ganz besondere Sorgen gemacht 
hat. 

Nunmehr hat aber — Herr Kollege Schmidt hat 
schon darauf hingewiesen — auf Grund der Tat-
sache, daß der Finanzminister eventuell im Kabinett 
vorschlagen würde, wegen der Ausweitung des Re-
gierungsentwurfs den Art. 113 anzuwenden, der 
Haushaltsausschuß von einer Weiterberatung des 
Gesetzentwurfs abgesehen und die Regierung um 
eine Stellungnahme gebeten. Ich persönlich bin der 
Auffassung — lassen Sie mich das in diesem Zu-
sammenhang auch einmal sagen, weil es der Ein-
druck des gesamten federführenden Ausschusses 
war —, das bezüglich dieser eventuellen Gefahr be-
reits dem federführenden Ausschuß eine entspre-
chende Erklärung vom Finanzministerium hätte ge-
geben werden sollen. Denn durch diese Methode er-
gibt sich nun eine Verzögerung, die sehr wahr-
scheinlich hätte vermieden werden können. 

Wir sind auch der Hoffnung — da die Verbesse-
rungen zum größten Teil vom Ausgleichsfonds ge-
tragen werden —, daß sich im Kabinett eine posi-
tive Entscheidung herbeiführen läßt, damit wir un-
mittelbar nach der Osterpause die Beratungen wie-
der aufnehmen und zu einem erfolgreichen Abschluß 
kommen können. Im übrigen — — 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Frau Korspeter (SPD) : Entschuldigen Sie, einen 
Augenblick, sofort, Herr Kollege Schmidt! — Die 
FDP hat vier Anträge vorgelegt, einen Änderungs-
antrag und drei Entschließungsanträge. Wir können 
dem Änderungsantrag Umdruck 417 nicht zustim-
men, und zwar, aus folgendem Grunde, Herr Kollege 
Schmidt. Durch die 20. Novelle, von der wir hoffen, 
daß sie vom Kabinett positiv entschieden wird, ist 
eine Verbesserung der Alterssicherung für die ehe-
mals selbständigen Flüchtlinge vorgesehen. Wir 
wissen, daß für die Verbesserung der Alterssiche-
rung der Selbständigen Mittel in Anspruch genom-
men werden müssen. Weil wir noch nicht übersehen, 
wieviel Mittel gebracht werden, können wir diesem 
Antrag nicht zustimmen. 

Bitte sehr, Herr Schmidt! 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Frau Kollegin, könn-
ten Sie mir vielleicht Auskunft darüber geben, wie 
das Kabinett über die 20. Novelle positiv entschei-
den soll, da doch hier im Hause darüber entschieden 
werden muß? 
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Frau Korspeter (SPD) : Ich meinte die Stellung-
nahme der Bundesregierung an den Haushaltsaus-
schuß. Entschuldigen Sie, das war etwas anderes! 
Sie wissen genau, daß der Haushaltsausschuß eine 
Stellungnahme der Bundesregierung erwartet hat. 
Ich gebe zu, hier handelt es sich um ein Novum. 
Sonst wurde immer nur davon gesprochen, den 
Art. 113 anzuwenden, wenn das Gesetz vom Plenum 
schon verabschiedet war. In diesem Fall aber war 
der Haushaltsausschuß, dessen Vorsitzender noch 
hier sitzt, vorsichtig. Er wollte versuchen, eine 
Stellungnahme der Bundesregierung zu bekommen. 
Ich hoffe, daß diese Stellungnahme positiv ausfallen 
wird. 

Bitte sehr! 

Schmidt  (Kempten) (FDP) : Frau Kollegin Kors-
peter, stimmen Sie mit mir darin überein, daß die 
Methode, die 20. Novelle im Haushaltsausschuß auf-
zuhalten, einen irgendwie daran erinnert, daß so 
etwas vielleicht schon einmal vorgekommen ist, und 
daß wir darauf in Zukunft etwas mehr aufpassen 
müssen? 

Frau Korspeter (SPD) : Ich habe es Ihnen doch 
aber schon gesagt! Haben Sie eigentlich nicht 
zugehört, Herr Kollege Schmidt? 

(Heiterkeit. — 
Zuruf des Abg. Schmidt [Kempten].) 

Im übrigen, Herr Kollege Schmidt, möchte ich 
Ihnen — speziell Ihnen — noch etwas sagen. Manch-
mal muß ich mit viel Bitterkeit daran denken, daß 
wir über die Probleme der Flüchtlingsgesetzgebung 
überhaupt nicht mehr zu reden brauchten, wenn sich 
die FDP damals unseren wohlüberlegten Anträgen 
angeschlossen hätte. 

(Abg. Schmidt [Kempten] : Ach!) 

Darüber brauchten wir heute überhaupt nicht mehr 
zu reden, Herr Kollege Schmidt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir können — damit fasse ich noch einmal zu-
sammen — diesem Antrag, aus einem Titel etwas 
wegzunehmen, von dem wir noch gar nicht wissen, 
wieweit wir ihn durch die 20. Novelle zur Verbes-
serung der Alterssicherung der Sowjetzonenflücht-
linge in Anspruch nehmen müssen, wegen seiner 
Gefährlichkeit nicht zustimmen. Darüber hinaus habe 
ich die Meinung der SPD-Fraktion zu den drei Ent-
schließungsanträgen der SPD bereits zum Ausdruck 
gebracht. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Baier.   Als Berichterstatter, 
Herr Abgeordneter? 

(Abg. Baier: Nein! Als Berichterstatter 
haben Sie mich nicht aufgerufen, Herr Prä

-

sident!) 

— Nicht aufgerufen? — Dann frage ich Sie jetzt, ob 
Sie das vielleicht noch nachholen wollen. 

(Abg. Baier: Nein!) 
Bitte sehr 

Baier (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wieder einmal in 
letzter und später Stunde am Abend und angesichts 
der Ungeduld aller Kolleginnen und Kollegen 

(Abg. Blachstein: Nein, wir haben Zeit!) 

danke schön! —, wird der Einzelplan 26 hier 
behandelt. Ich finde es nicht gut, daß die Einzel-
pläne mit den hohen Ziffern in der Regel am 
Schluß immer in eine solche zeitliche Bedrängnis 
kommen, obwohl auch in diesen Einzelplänen sehr 
wichtige Probleme stecken, über die einmal disku-
tiert werden müßte. Vielleicht wird man sich in 
den kommenden Jahren im Präsidium einmal über-
legen, ob man nicht einmal umstellt und mit den 
Plänen, die eine hohe Ziffer haben, zuerst beginnt, 
um auch hier die Möglichkeit zu einer etwas aus-
führlicheren Aussprache zu geben. 

Ich darf auf die Änderungs- rind  Entschließungs-
anträge in der gebotenen Kürze eingehen. Der erste 
Antrag auf Umdruck 417 ist, meine sehr geehrten 

Herren von der FDP, ein alter Bekannter, der auch 
im vorigen Jahr bier auf dem Tisch gelegen hat. Ich 
möchte dazu folgendes sagen. Durch den Leertitel 
302 ist im Grunde eine haushaltsrechtliche Möglich-
keit geschaffen, um die Vermögensschäden aus 
Reichsmarksparguthaben zu berücksichtigen, sobald 
die finanziellen Mittel für diese Leistungsgesetze im 
Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung bewilligt 
sind. Vorher ist das nicht möglich, und deshalb 
haben wir dieses Gesetz im Haushaltsausschuß aus 
den bekannten Gründen anhalten müssen. Auch in 
der mittelfristigen Finanzplanung sind, wie Sie wis-
sen, im Augenblick noch keine Mittel dafür ent-
halten. 

Ihr Deckungsantrag, Herr Kollege Schmidt, für 
dieses Jahr 1 Million DM aus den Beihilfen zum 
Lebensunterhalt der SBZ-Flüchtlinge zu nehmen, ist 
einfach nicht realistisch. Denn zum ersten wird das 
aus einer Pflichtausgabe des Bundes herausgenom-
men, und zum zweiten müssen wir nicht nur an das 
Jahr 1968, sondern auch an die kommenden Jahre 
denken. Wir schätzen, daß der Währungsausgleich 
180 Millionen DM erfordern wird. Herr Kollege, 
wir haben es uns hoffentlich alle angewöhnt, daß 
wir nicht mehr in Haushaltsjahren denken, sondern 
berücksichtigen, welche finanzielle Belastung heute 
und in den kommenden Jahren auf uns zukommt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Baier (CDU/CSU) : Bitte. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Baier, 
darf ich aus Ihrer vorigen Feststellung, daß der Leer

-

titel erst dann gefüllt werden kann, wenn die Mittel 
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dafür in der mittelfristigen Finanzplanung fest-
liegen, entnehmen, daß die Bundesregierung ihre 
Meinung geändert hat, die bei der Vorlage der 
mittelfristigen Finanzplanung expressis verbis ge-
sagt hatte: keine Mittel für das Währungsausgleichs-
gesetz? 

Baier (CDU/CSU) : Das habe ich damit nicht ge-
sagt. Ich werde darauf im Gesamtzusammenhang 
noch zu sprechen kommen. Sie können einfach nicht 
die Federn einzeln herausrupfen. Sie müssen das 
gesamte Paket sehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir können nicht ins Blaue hinein beschließen. 
Sonst wird man uns mit Recht an den alten gemein-
samen Fehler dieses Hauses erinnern. Ich hoffe, 
wir alle haben in den letzten Jahren etwas dazu-
gelernt. 

Der Antrag ist nicht vom Tisch. Aber wir müssen 
auch auf die präjudiziellen Auswirkungen dabei 
achten. In einer Prüfung im Zusammenhang mit den 
übrigen Leistungen aus den Entschädigungsgesetzen 
für SBZ-Flüchtlinge wird auch dieses Problem anzu-
sprechen sein. Es wird dann auch eine Frage der 
Prioritäten sein, was von den einzelnen wünschens-
werten Maßnahmen möglich ist und was hintan-
stehen muß. 

Ihr Entschließungsantrag, der sich mit der Erhö-
hung der Einkommensgrenze in § 7 des Flücht-
lingshilfegesetzes von 500 auf 700 DM befaßt, zielt 
darauf ab, den interfraktionellen Gesetzentwurf auf 
Erhöhung der Einkommensgrenze bei den Voraus-
setzungen zur Gewährung der Einrichtungshilfe 
nach § 7 zu verabschieden. Der Fachausschuß hat 
seinerzeit auch diese Gesetzesvorlage abschließend 
beraten. Aber auch hier erlebten wir ähnlich wie 
bei dem soeben von mir genannten Gesetz, daß der 
Haushaltsausschuß seine Beratungen hierüber zu-
rückstellen mußte, weil die Mittel nach der mehr-
jährigen Finanzplanung im Bundeshaushalt nicht ge-
geben sind und ein Deckungsvorschlag auch von 
Ihnen bislang nicht gemacht werden konnte. Die 
Gesamtkosten für die Verbesserung dürften bei 
etwa 100 Millionen DM liegen. 

Zur 20. Novelle zum Lastenausgleichsgesetz haben 
Sie, Herr Kollege Schmidt, auf den Art. 113 hin-
gewiesen und gesagt: Ausgerechnet bei diesem Ge-
setz will ihn die Bundesregierung anwenden. Ich 
hoffe mit Ihnen, daß das nicht der Fall sein wird. 
Aber ist es nicht in diesem Haus immer so gewesen, 
wenn irgendwo die Bundesregierung ernst machen 
und den Art. 113 anwenden wollte, daß dann 
irgend jemand sagte: Ausgerechnet hier wird das 
gemacht? Ich glaube, das muß Ihnen bei Ihrer Argu-
mentation hier entgegengehalten werden. 

(Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Sehr 
gut!) 

Ich darf nur eines dazu sagen. Nach Abschluß der 
Beratungen im Fachausschuß hat die Bundesregie-
rung Überlegungen hinsichtlich der Konsequenzen 
der durch den Fachausschuß beschlossenen Verbes-
serungen angestellt. Wir müssen feststellen: die 
Regierungsvorlage machte 735 Millionen DM aus,  

die Verbesserungen im Fachausschuß 835 Millionen 
DM. Ich persönlich gehe davon aus — und das 
wünschen wir alle —, daß die Bundesregierung bald 
eine Entscheidung trifft. Dabei wird die Regierung 
sicher abzuwägen haben, ob bei den besonders 
wichtigen sozialen Regelungen die ab 1969 zu 
erwartenden Mehrbelastungen für den Bundeshaus-
halt wirklich 2 bis 5 Millionen DM jährlich betragen 
und etwa die Anwendung des Art. 113 oder die 
Anrufung des Vermittlungsausschusses durch den 
Bundesrat rechtfertigen werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Baier (CDU/CSU) : Bitte, Herr Kollege Mick. 

Mick (CDU/CSU) : Herr Kollege Baier, wollen Sie 
bei Ihrer Darstellung nicht besonderen Wert auf die 
Feststellung legen, daß die im Ausschuß beschlos-
senen Mehrausgaben nicht bzw. nur zu einem ganz 
beschränkten Teil auf den Bundesetat zukommen? 
Sonst könnte hier ein falsches Bild entstehen. 

Baier (CDU/CSU) : Herr Kollege Mick, ich habe 
soeben darauf hingewiesen, daß der Bundeshaushalt 
dadurch eine echte Belastung in Höhe von etwa 
2 bis 5 Millionen DM jährlich erfahren würde. 

Es ist sicher nicht möglich, alle Auswirkungen auf 
den Bundeshaushalt unter dem Gesichtspunkt der 
Ausfallhaftung präzise auszurechnen. Nach meinen 
Informationen — und ich habe mich sehr genau in-
formiert — dürfte die sogenannte Ausfallhaftung, 
wenn überhaupt, erst nach 1985 in Betracht kommen, 
und ich hoffe, daß die gewissenhaften Prüfungen 
der Bundesregierung zu dem Ergebnis führen wer-
den, daß isie für diese 20. Novelle grünes Licht 
geben kann. Vor allen Dingen hoffen wir, daß diese 
Entscheidung sehr bald fällt, damit das Gesetz auch 
rechtzeitig in Kraft treten kann. 

Der letzte Entschließungsantrag der FDP betrifft 
das Leistungsgesetz, die Gleichstellung der Flücht-
linge. Über die politische Notwendigkeit — das 
sage ich auch zu den Damen und Herren der SPD — 
zur Gleichstellung dürfte es in diesem Hause keine 
Zweifel geben. Der Bundestag hat ja im Zusam-
menhang mit der Verabschiedung des Lastenaus-
gleichgesetzes im Jahre 1952 nahezu einstimmig eine 
Entschließung verabschiedet, die im Prinzip diese 
Gleichstellung erklärt. Seitdem haben wir diese 
Frage häufig diskutiert, auch in jüngster Zeit, und 
wie Sie mit Recht sagten, haben die Fraktionen die-
ses Hauses auch bei der Einbringung des Repara-
tionsschädengesetzes darauf hingewiesen. Ich möchte 
hier die Gründe nicht näher erläutern, die die Ver-
wirklichung dieses Anliegens bisher nicht möglich 
gemacht haben. Es gibt auch einige sehr stichhaltige 
Gründe für das ständige Hinausschieben, auch ge-
samtdeutsche Aspekte, später dann die sogenannte 
Sogwirkung. Inzwischen wissen wir, daß hier andere 
Maßstäbe gelten, und auch Bundesminister von Has-
sel hat in dem zuständigen Ausschuß erklärt, daß 
dieses Gesetz seine Realisierung finden sollte, frei- 
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lieh unter der Prämisse, daß die gesamten Staats-
finanzen — und das muß auch ich hier dazusagen — 
keinen Schaden leiden. 

Den Vorschlag, den Frau Kollegin Korspeter hier 
aufgegriffen hat, hat Bundesminister von Hassel vor 
einiger Zeit einmal behandelt. Eine Verlängerung 
der Vermögensabgabe würde uns vielleicht doch 
die Gelegenheit geben, auch hier noch gute Leistun-
gen zu vollbringen. 

Das Letzte betrifft das Kriegsgefangenenentschä-
digungsgesetz. Es trifft zu, daß alle politischen Par-
teien dieses Hauses vor der Bundestagswahl diesbe-
zügliche Versprechungen abgegeben haben, die 
nicht gehalten wurden. Das ist sicher schlecht gewe-
sen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
noch eine Zwischenfrage des Abgeordneten Mick? 

Mick  (CDU/CSU): Herr Kollege Baier, es ist 
Ihnen doch wie mir gewiß bekannt, daß in Sachen 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz dem zustän-
digen Ausschuß noch ein Antrag der FDP mit dem-
selben Wortlaut vorliegt? An Sie die Frage: Ist es 
üblich, obwohl ein Antrag vorliegt, und noch in der 
Beratung, also noch gar nicht erledigt ist, einen sel-
ben Antrag zu stellen? 

Baier (CDU/CSU) : Das ist sicherlich nicht üblich, 
Herr Kollege Mick, und das ist auch nicht der Stil 
dieses Hauses. Nun, das wurde eben seitens der 
Opposition heute noch einmal auf den Tisch gelegt. 
Es gibt vielleicht Gründe dafür, das zu tun, die ich 
aber zu dieser Stunde hier nicht näher beleuchten 
möchte. — Herr Kollege Schmidt! 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Baier, 
da ich annehmen darf, daß Sie meinen Ausführungen 
zugehört haben, darf ich Sie bitten, dem Herrn Kol-
legen Mick zu sagen, daß ich ausdrücklich darauf 
hingewiesen habe, daß das der Rest unseres seiner-
zeitigen Entschließungsantrages aus der letzten 
Haushaltsberatung im Jahre 1967 ist und daß wir 
diesen Antrag neu vorgelegt haben, weil da nichts 
geschehen ist. 

Baier (CDU/CSU) : Sie haben es gehört, Herr 
Kollege Mick, es ist alles wieder klar. 

Lassen Sie mich nur das eine sagen, um auch 
Ihrem Einwurf zu begegnen, Herr Kollege Schmidt. 
Die Versprechungen, die dieses Haus gemacht hat, 
sind sicher nicht gut gewesen; sie waren schlecht, 
weil wir sie nicht einhalten konnten. Ich muß aber 
hier auch einmal in aller Offenheit die Frage stellen, 
ob es dieser vielgepriesenen Glaubwürdigkeit der 
Demokratie diente, die in diesem Zusammenhang 
so oft beschworen wurde, als nämlich diese politi-
schen Parteien vor der Bundestagswahl zu Ver-
sprechungen animiert wurden mit dem Hinweis, daß 
die Antworten in Zeitungen veröffentlicht werden, 
die nachher einem großen Wählerkreis zugänglich 
gemacht werden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Rutschke.) 

— Jawohl, und das ist leider der Stil gewesen, den 
wir in vielen Bereichen erlebt haben. Ich hoffe, 

daß wir uns auch im kommenden Jahr der Bundes-
tagswahlen, wenn diese Dinge wieder auf uns zu-
kommen, darüber einig sind, daß wir uns darauf 
gemeinsam aus der Gesamtverantwortung nicht 
wieder einlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Baier, 
entschuldigen Sie, wenn ich Sie noch einmal frage. 
Darf ich Sie bitten, davon Kenntnis zu nehmen, daß 
nach der Bundestagswahl während der Beratungen 
der mittelfristigen Finanzplanung der zuständige 
Ressortsminister als Mitglied der Bundesregierung 
diese Zusage erneuert hat. 

Baier (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, mir ist 
von einer Zusage nichts bekannt, sondern lediglich 
davon, daß sich der Bundesminister dafür ausge-
sprochen hat, sich für diese Sache einzusetzen. 

(Abg. Schmidt [Kempten] : Ich darf sie Ihnen 
zuschicken!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zwischen-
frage der Frau Abgeordneten Korspeter. 

Frau Korspeter (SPD) : Herr Kollege, wären Sie 
so freundlich, die SPD-Fraktion, die bereits 1962 den 
Entwurf eines umfassenden Flüchtlingsgesetzes ein-
gebracht hat, aus dieser Ihrer Bemerkung auszu-
nehmen? Da hatten wir nämlich gerade die Wahl 
hinter uns und hatten noch lange Zeit bis zur Neu-
wahl. 

Baier (CDU/CSU): Gnädige Frau, ich habe eben 
über das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz ge-
sprochen. 

(Abg. Frau Korspeter: Ja, eben!) 

Da waren wir uns in diesem Hause offensichtlich 
alle einig. 

Ich möchte nur abschließend für meine Fraktion 
feststellen, daß wir alles tun werden, um zu Lö-
sungen zu kommen, daß wir aber auf Grund der 
Erfahrungen früherer Jahre glauben, daß es im 
Sinne der Glaubwürdigkeit des demokratischen 
Staates richtiger ist, so lange von Versprechungen 
und klaren Zusagen abzusehen, solange man ihre 
Realisierbarkeit nicht eindeutig übersieht. 

Die drei Entschließungsanträge müssen in einem 
Gesamtzusammenhang gesehen werden. Deshalb 
plädiere ich dafür, daß der Änderungsantrag zum 
Währungsausgleichsgesetz abgelehnt wird, daß die 
Entschließungsanträge dem Fachausschuß und dem 
Haushaltsausschuß überwiesen werden. Wir wollen 
uns ein Gesamtbild über die finanziellen Belastun-
gen künftiger Haushalte machen. Wir werden im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden finanziellen 
Mittel dann die Prioritäten schaffen, die ,es zu 
schaffen gilt. Am guten Willen wird es dabei nicht 
fehlen. 
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des Bundesministers für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte, der auch von dem Kollegen 
Schmidt eingangs angesprochen wurde. In diesem 
Ministerium gibt es noch viele Aufgaben. Die Wun-
den des Krieges und der Nachkriegszeit sind noch 
nicht geheilt. Die wirtschaftliche Eingliederung ist 
bis auf den harten Kern im wesentlichen abgeschlos-
sen. Wir haben die gesellschaftliche Eingliederung 
noch nicht gemeistert. Die Erhaltung und Wahrung 
ostdeutschen Kulturerbes sowie viele andere Auf-
gaben stehen ebenfalls an. 

Zum Haushaltsvolumen darf ich feststellen, daß 
der Haushalt 1968 nach den abschließenden Be-
ratungen des Haushaltausschusses im ordentlichen 
und außerordentlichen Haushalt 96 384 400 DM be-
inhaltet. Das sind 28,7 Millionen DM weniger als im 
Vorjahr. Das ist zum Teil zwangsläufig, weil Auf-
gaben auslaufen; gleichzeitig sind aber in diesem 
Haushalt gezielte Verbesserungen enthalten. 

Alles in allem darf ich für meine Freunde fest-
stellen, daß die Politik der Vertriebenen, Flücht-
linge und Kriegsgeschädigten in guten Händen ist. 
Bundesvertriebenenminister von Hassel hat sich gut 
eingearbeitet. Wir alle haben in ihm einen hervor-
ragenden Anwalt und Sachverwalter für die Be-
lange seines Hauses. Dafür wollen wir ihm hier 
Dank sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Dr. Rutschke. 

Dr. Rutschke (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Ausführungen 
des Kollegen Baier veranlassen mich, hier noch 
einige Worte zu sagen, und zwar zu dem Komplex 
der Versprechungen, die gemacht worden sind, aber 
nicht eingehalten wurden. Herr Kollege Baier argu-
mentierte so, daß er sagte, die Verbände seien so-
zusagen selber daran schuld, daß dies so sei. Vor 
den Wahlen suchten sie irgendwelche Versprechun-
gen mit dem Druckmittel zu bekommen, daß sie die 
Antworten veröffentlichen würden. Hier müßten 
dann diejenigen Parteien, die angesprochen seien, 
darauf zwangsläufig eine positive Entscheidung ge-
ben, weil sie sonst Furcht haben müßten, bei den 
Wahlen entsprechend schlecht abzuschneiden. Das 
war, glaube ich, das, was Sie sagten. Oder habe ich 
Sie falsch verstanden? 

Baier (CDU/CSU) : Herr Kollege Rutschke, wenn 
Sie gestatten, möchte ich Sie fragen, ob Sie nicht ge-
hört haben, daß ich darauf hingewiesen habe, daß 
auch ich es als einen schlechten demokratischen Stil 
ansehe, wenn Verbände in der Nervosität der Vor-
wahlzeit an die politischen Parteien herantreten, sie 
zu Versprechungen animieren mit dem Hinweis, daß 
sie dies dann einer großen Wählerschicht zugänglich 
machen würden? Mehr habe ich nicht gesagt. 

Dr. Rutschke (FDP) : Die logische Folgerung ist 
dann natürlich zweifellos, daß Sie damit Verspre-
chen, die später nicht eingehalten werden, entschul-
digen; denn sonst ist doch Ihr Hinweis völlig un-
nötig. Aber, Herr Kollege Baier, Sie befinden sich da 
in absolut guter Gesellschaft. Dasselbe hat nämlich 
neulich Herr Minister von Hassel bei der Einbrin-
gung der 20. Novelle gesagt. Er sagte fast wörtlich, 
daß die Verbände selbst daran schuld seien, wenn 
sie solche Forderungen vor den Wahlen stellten; 
denn die Parteien ließen sich naturgemäß vor einer 
Wahl leicht zu Versprechungen hinreißen, und nach 
der Wahl sehe es dann eben anders aus. 

Ich habe das seinerzeit bei der Einbringung der 
20. Novelle schon beanstandet, weil ich meine, daß 
derjenige, der so etwas propagiert, damit die Axt 
an die Wurzeln der Demokratie legt. Die Parteien 
und die Regierung werden unglaubwürdig, wenn 
von einem Vertreter der Bundesregierung derart 
ungeschminkte Ausführungen gemacht werden. Sie 
verspielen damit das Vertrauen, das in der Demo-
kratie notwendig ist. Sie sehen selbst, daß die Men-
schen den Parteien und der Regierung dann einfach 
nichts mehr glauben können. Sie sagen dann: Na ja, 
das ist eben so, vor den Wahlen versprechen die 
alles, und dann wird nichts gehalten. Wenn Sie das 
selbst bestätigen — so habe ich Sie auch verstanden, 
Herr Baier —, 

(Abg. Baier: Da haben Sie mich 
mißverstanden!) 

so muß ich sagen, gehen wir herrlichen Zeiten ent-
gegen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundesvertriebenenminister. 

von Hassel, Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die fortgeschrittene Zeit, 
die vielen Stunden der Debatte und die Konzentra-
tion vor allen Dingen bei den Vorrednern veranlas-
sen mich, nur ganz wenige Bemerkungen zu machen, 
obwohl es mich reizen würde, gerade den letzten 
Punkt erneut aufzugreifen. 

Vielleicht darf ich Ihnen, Herr Kollege Rutschke, 
mit ein paar Bemerkungen in Erinnerung rufen, was 
ich damals sagte. Der Vorwurf von Ihnen, von einem 
Mann, der aus den Verbänden kommt, an mich und 
an die Parteien hier in diesem Hohen Hause war, 
wir hätten etwas vor der Wahl versprochen und es 
nicht gehalten. Daraufhin habe ich repliziert und ge- 
sagt, ob es denn besonders demokratische Gepflo-
genheit ist, wenn Verbände in der Situation einer 
Vorwahlzeit mit all der Nervosität, der Hoffnung der 
Parteien, möglichst viele Wähler anzusprechen, diese 
Situation nutzen und die Parteien ganz präzise 
fragen: Was sagt ihr zu den Punkten 1, 2, 3 und 4? 
Wir werden das veröffentlichen und unseren Wäh-
lern sagen. — Ich meine, daß die Glaubwürdigkeit 
der Demokratie unseres Staates sicher nicht dadurch 
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gefestigt wird, daß die Verbände zu diesen Metho-
den greifen. Mein Eindruck war damals, daß das 
Hohe Haus diese meine Auffassung, die Antwort an 
Sie, teilte 

(Beifall in der Mitte) 

und daß wir alle, sowohl die politischen Parteien 
als auch die Verbände, für das Jahr 1969 daraus 
lernen wollten. 

Nun möchte ich nur drei ganz kurze Bemerkungen 
zu den Ausführungen der Sprecher der drei Frak-
tionen machen, und zwar im wesentlichen zu zwei 
Punkten. Erstens zu der Frage, was eigentlich 
— Frau Korspeter hat es angeschnitten — der Herr 
Bundesfinanzminister gemeint hat, als er bei der 
Einbringung des Reparationsschädengesetzes darauf 
verwies, daß das nunmehr der letzte Komplex sei, 
der noch zur Regelung kommen müßte. Ich gebe zu, 
Frau Kollegin Korspeter, daß das in der interessier-
ten Öffentlichkeit, die sehr stark untersucht, wie es 
gemeint sein könnte, vielleicht falsch aufgefaßt wor-
den ist. Aber es ist sehr deutlich gemacht worden, 
daß es sich hier um einen völlig neuen Komplex 
handelt, und daß es der letzte neue Komplex ist, 
der aufzunehmen ist, während der Herr Finanz-
minister ausdrücklich erklärte, daß das Thema 
Gleichstellung der Flüchtlinge ja, wie es auch 
heute hier zum Ausdruck gekommen ist, als ein vom 
Grundsatz zu lösendes Prinzip bereits aus dem 
Jahre 1952 übernommen worden ist, und damit also 
nicht etwas völlig Neues in der Gleichstellung der 
Flüchtlinge mit den Vertriebenen zu sehen ist. 

Das Zweite, Frau Kollegin Korspeter, haben Sie 
und auch der Kollege Schmidt von den Freien Demo-
kraten angesprochen. Es ist die Frage nach der 
20. Novelle. Herr Kollege Schmidt sagte, das wäre 
seinerzeit doch eine sehr dürftige Vorlage gewesen; 
sie wäre zu knapp und sie wäre zu gering, knapper 
und geringer als früher zugesagt. Ich meine, daß das 
Konzept, das ja ursprünglich schon vor Jahresfrist, 
in einer ganz besonders schwierigen Situation des 
Jahres 1967, formuliert wurde, nach den damaligen 
Maßen ein ordentliches Konzept war. In der Zusam-
menarbeit im Ausschuß auch mit den Vertretern der 
Regierung sind dann diese Verbesserungen erwirkt 
worden. 

Ich habe persönlich — das möchte ich deutlich 
sagen — Verständnis dafür, wenn man im Bundes-
finanzministerium die Konsequenzen, die die Ver-
besserungen bringen können, unter dem Gesichts-
punkt nicht nur des eigenen Haushalts, sondern 
auch der Möglichkeit, daß z. B. der Bundesrat durch 
Anrufung des Vermittlungsausschusses, wie früher 
geschehen, die ganze Novelle verzögert oder viel-
leicht sogar verhindert, untersucht. Ich bin über-
zeugt, Frau Kollegin Korspeter und Herr Schmidt, 
daß die Bundesregierung diese 20. Novelle bei der 
Untersuchung der Auswirkungen passieren lassen 
wird. Das ist nicht eine Frage, die ich entscheide, 
sondern das tut die Bundesregierung selber. Das 
wird in den allernächsten Tagen geschehen. 

Das Dritte ist eine kurze Antwort auf die Dar-
stellung des Sprechers der Freien Demokraten. Es 

wird von Ihnen, Herr Kollege Schmidt, ein bißchen 
kritisiert, daß die Vorlage des Leistungsgesetzes 
oder der Fortgang des Währungsausgleichsgesetzes 
so lange auf sich warten lasse. Sie bezogen sich auf 
meine Äußerungen im Zusammenhang mit der 
mittelfristigen Finanzplanung. Der historische Ab-
lauf, Herr Kollege Schmidt, ist doch so, daß wir 
versuchten, in der mittelfristigen Finanzplanung 
diese Gleichstellung im Prinzip im Haushalt zu 
verankern. Das ist bei der Gesamtlage der Staats-
finanzen nicht möglich gewesen. Daraufhin habe ich 
versucht, eine Lösung zu konzipieren, die weder die 
Länderhaushalte noch den Bundeshaushalt in 
Anspruch nimmt. Ein solches Konzept ist etwas 
Neues. Es muß lange durchdacht werden. Man muß 
sich selber klarwerden. Man muß es mit Kollegen 
absprechen, man muß es mit dem Herrn Bundes-
kanzler, seinen Kollegen aus dem Kabinett erörtern, 
weiterhin mit anderen Politikern der Fraktionen, 
die für diese Fragen zuständig sind. Man muß es 
auch mit den Verbänden erörtern, und man muß es 
schließlich, Herr Kollege Schmidt, auch mit denen, 
die Wesentliches dazu mit zu sagen haben, nämlich 
mit den Regierungschefs in den Ländern, besprechen 
und für diesen Gedanken Freunde finden. Ich 
glaube, Sie werden verstehen, daß das alles lange 
Zeit braucht. Man muß sondieren, man muß das, 
was man dabei erfahren hat, neu durchdenken, 
überprüfen. Man muß versuchen, Alternativen zu 
finden, wenn irgendwo Widerstände auftreten, weil 
wir alle, auch die Regierung, wirklich das Ziel 
haben, einen Abschluß der Gesetzgebung, eine 
Lösung der aus den Folgen dieses zweiten Weltkrie-
ges sich ergebenden Fragen zu erreichen. 

Wir glauben, Herr Kollege Schmidt und Frau Kol-
legin Korspeter, durch die Arbeit der letzten 12 Mo-
nate haben wir soviel Fundament geschaffen, daß 
die Bundesregierung in der Lage ist, vor der Som-
merpause eine endgültige Entscheidung zu treffen. 
Bei der Auffassung des Hohen Hauses glaube ich, 
daß wir uns darin einig sind, daß wir alles ver-
suchen werden — aber, bitte, ohne daß das Staats-
ganze, die Staatsgesamtfinanzen dabei in Unordnung 
kommen —, eine vernünftige Lösung auch dieses 
Teiles der Folgen des zweiten Weltkrieges zu er-
reichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine wei-
teren Wortmeldungen. Die Aussprache ist geschlos-
sen. 

Ich lasse abstimmen über den Änderungsantrag 
der Fraktion der FDP Umdruck 417. Wer diesem 
Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Der Änderungsantrag Umdruck 417 ist 
abgelehnt. Über die Entschließungsanträge werden 
wir nach der dritten Lesung abstimmen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 26, Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? —
Gegen eine Anzahl von Gegenstimmen ist dieser 
Einzelplan in zweiter Lesung angenommen. 

Ich unterstelle das Einverständnis des Hauses, daß 
wir nunmehr aufhören. Wir werden morgen nach 
der Fragestunde mit dem Einzelplan 08 fortfahren 
und dann in der in der gedruckten Tagesordnung 
aufgeführten Reihenfolge hoffentlich die zweite 
Lesung beenden können. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages ein auf Donnerstag, den 4. April 1968, 
9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.13 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete() 	beurlaubt bis einschließlich 

Beurlaubungen 

Dr. Artzinger* 5. 4. 
Bauer (Wasserburg) 5. 4. 
Dr. Bechert (Gau-Algesheim) 3. 4. 
Berendsen 6. 4. 
Beuster 4. 4. 
Borm 5. 4. 
Dr. Brenck 5. 4. 
van Delden 3. 4. 
Diekmann 3. 4. 
Draeger *** 7. 4. 
Dr. Eckhardt 5. 4. 
Frau Dr. Elsner 6. 4. 
Frau Enseling 3. 4. 
Flämig *** 7. 4. 
Dr. Frey 30. 6. 
Freiherr von Gemmingen 3. 4. 
Hahn (Bielefeld) * 6. 4. 
Hamacher 6. 4. 
Hirsch 5. 4. 
Frau Dr. Hubert 1. 7. 
Dr. Jaeger 7. 4. 
Jahn (Marburg) 4. 4. 
Frau Klee * 8  5. 4. 
Klinker * 5. 4. 
Dr. Kreutzmann 5. 4. 
Freiherr von Kühlmann-Stumm 5. 4. 
Kunze 1. 6. 
Lemmer 6. 4. 
Lenz (Brühl) 31. 5. 
Lenze (Attendorn) *** 7. 4. 
Dr. Löhr * 4. 4. 
Dr. Marx (Kaiserslautern) 4. 4. 
Mauk * 5. 4. 
Frau Meermann 5. 4. 
Metzger * 5. 4. 
Müller (Aachen-Land) * 5. 4. 
Dr. Rinderspacher ** 5. 4. 
Dr. Schulz (Berlin) ** 3. 4. 
Dr. Süsterhenn 5. 4. 
Stein (Honrath) 5. 4. 
Steinhoff 15. 5. 
Dr. Freiherr von Vittinghoff-Schell 6. 4. 
Frau Dr. Wex 3. 4. 
Wienand 5. 4. 

* Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 

** Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen der Beraten-
den Versammlung des Europarats 

*** Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen der Ver-
sammlung der Westeuropäischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 	 Umdruck 399 

Änderungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Klepsch und Genossen zur zweiten Beratung des 
Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1968 

hier: Einzelplan 02 

Deutscher Bundestag 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2702 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 02 01 Tit. 302 a) werden 

1. folgende Worte angefügt: 

„sowie für die Anstellung von Hilfskräften (per-
sonelle Bürokosten) monatlich bis zu 2000 DM 
jeweils gegen Nachweis.", 

2. der Ansatz um 7 252 000 DM erhöht, 

3. folgende Erläuterung ausgebracht: 

„Zu Tit. 302 a) 

Der Vorstand des Deutschen Bundestages kann 
Richtlinien für die Handhabung dieser Bestim-
mung erlassen." 

Bonn, den 2. April 1968 

Dr. Klepsch 
Dr. Abelein 
Dr. Althammer 
Dr. Arnold 
Prinz von Bayern 
Blumenfeld 
Burger 
Damm 
Dichgans 
von Eckardt 
Frau Enseling 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Erpenbeck 
Franke (Osnabrück) 
Franzen 
Dr. Frerichs 
Frieler 
Dr. Giulini 
Frau Griesinger 
Härzschel 
Dr. Hammans 
Hanz (Dahlen) 
Dr. Hellige 
Dr. Hofmann (Mainz) 
Horstmeister 
Frau Holzmeister 
Dr. Huys 
Dr. Jahn (Braunschweig) 
Frau Kalinke 
Kiep 
Knobloch 
Köppler 
Dr. Kraske 

Dr. Lenz (Bergstraße) 
Dr. Marx (Kaiserslautern) 
Maucher 
Meister 
Müller (Berlin) 
Dr. von Nordenskjöld 
Orgaß 
Petersen 
Picard 
Dr. Prassler 
Dr. Preiß 
Rawe 
Dr. Rinsche 
Rollmann 
Rommerskirchen 
Prinz zu Sayn-
Wittgenstein-Hohenstein 

Schlager 
Schmidhuber 
Schmitt (Lockweiler) 
Dr. Schulze-Vorberg 
Dr. Schwörer 
Stahlberg 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Frau Stommel 
Stücklen 
Weigl 
Weiland 
Wendelborn 
Frau Dr. Wex 
Dr. Wörner 
Dr. Zimmermann 
Zink 
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Anlage 3 	 Umdruck 400 

Änderungsantrag der Abgeordneten Schmitt-
Vockenhausen, Frau Jacobi (Marl) und Genosse 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1968 

hier: Einzelplan 02 

Deutscher Bundestag 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2702 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Bei Kap. 02.01 Tit. 101 ist die Planstellenübersicht 
der Besoldungsgruppen A 16 und A 15 wie folgt zu 
fassen: 

„Bes.-Gr. A 16 5 (7) Ministerialräte, davon 1 ku 
in Bes.-Gr. A 15 

8 (—) Parlamentsräte 

„Bes.-Gr. A 16 13 (33) Regierungsdirektoren, davon 
1 ku in Bes.-Gr. A 14 

8 (—) Parlamentsräte 

1 	Regierungsbaudirektor 

8 (—) wissenschaftliche Direktoren" 

Bonn, den 2. April 1968 

Schmitt-Vockenhausen 
Frau Jacobi (Marl) 
Dichgans 

Anlage 4 	 Umdruck 415 

Entschließungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Arndt (Berlin/Köln), Mertes, Stein (Honrath) und 
Genossen zur dritten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1968 

hier : Einzelplan 09 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2709 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

erstmalig im Rechnungsjahr 1969 in den Haushalt 
des Bundesministers für Wirtschaft einen besonde-
ren Titel „Rat für Formgebung" mit einem Betrag 
von 600 000 DM aufzunehmen. 

Bonn, den 3. April 1968 

Dr. Arndt (Berlin/Köln) 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. 

Möller 
Schmitt-Vockenhausen 
Schulte 
Strohmayr  

Mertes 
Frau Funcke 
Frau Dr. Heuser 
Jung 
Logemann 
Dr. Mühlhan 
Peters (Poppenbüll) 
Dr. Staratzke 
Graaff 

Stein (Honrath) 
Brand 
Dr. Burgbacher 
Dr. Elbrächter 
Frau Geisendörfer 
Dr. Giulini 
Dr. Hudak 
Schmidhuber 
Dr. Serres 
Wieninger 

Anlage 5 	 Umdruck 402 

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD zur dritten Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Anpassung und Gesundung des deutschen Stein-
kohlenbergbaus und der deutschen Steinkohlenberg-
baugebiete — Drucksachen V/2078, V/2797 —. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Im Zuge des Anpassungsvorgangs des Steinkoh-
lenbergbaus können besondere Härten für diejeni-
gen mit ständigen Arbeiten unter Tage oder den mit 
gleichgestellten Arbeiten beschäftigten Arbeitneh-
mer entstehen, die seit dem 31. Dezember 1948 un-
unterbrochen im Bergbau tätig sind und nach Voll-
endung des 55. Lebensjahres ihren Arbeitsplatz 
durch Stillegung verlieren, ohne die notwendigen 
Anwartschaftszeiten für die Knappschaftsausgleichs-
leistung zu erfüllen. 

Der Deutsche Bundestag ersucht die Bundesregie-
rung, im Dritten Teil des Gesamtsozialplans für die-
sen Personenkreis eine Sonderregelung zu treffen, 
die, falls eine Weiterbeschäftigung im Bergbau nicht 
möglich ist, betriebliche Lohnbeihilfen bzw. betrieb-
liche Zuschüsse bei Arbeitslosigkeit vorsieht. 

Bonn, den 2. April 1968 

Dr. Barzel und Fraktion 
Schmidt (Hamburg) und Fraktion 

Anlage 6 	 Umdruck 401 

Änderungsantrag der Fraktionen der SPD, 
CDU, CSU, FDP zur zweiten Beratung des Entwurfs 
des Haushaltsgesetzes 1968 

hier: Einzelplan 09 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft 

— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2709 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 09 02 

1. Der Ansatz bei Tit. 616 — Jahresleistung an die 
„Stiftung Warentest" — wird um 500 000 DM 
auf 3 500 000 DM heraufgesetzt. 
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2. Der Ansatz bei Tit. 973 b) — Verpflichtungen des 
Bundes aus der Übernahme der Vermögens- 
und Kreditgewinnabgabe bei der Stillegung von 
Steinkohlenbergwerken -- wird um 500 000 DM 
auf 7 500 000 DM herabgesetzt. 

Bonn, den 2. April 1968 

Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
Dr. Barzel und Fraktion 
Mischnik und Fraktion 

Anlage 7 	 Umdruck 427 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Bundeshaushaltsplan 1968 

hier: Einzelplan 36 

Zivile Verteidigung 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2729 	 

Der Bundestag wolle Beschließen: 

1. In Kapitel 3604 Titel 305 wird die Zahl 
„12 800 000" durch die Zahl „10 000 000" ersetzt. 

2. In Kapitel 3604 Titel 306 wird die Zahl 
„15 400 000" durch die Zahl „11 400 000" ersetzt. 

3. In Kapitel 3604 Titel 307 wird die Zahl 
„14 500 000" durch die Zahl „10 500 000" ersetzt. 

4. In Kapitel 3604 Titel 308 wird die Zahl 
„18 500 000" durch die Zahl „11 500 000" ersetzt. 

5. In Kapitel 3604 Titel 309 wird die Zahl 
„15 000 000" durch die Zahl „10 000 000" ersetzt. 

6. In Kapitel 3604 Titel 879 	wird die Zahl 
„5 000 000" durch die Zahl „3 000 000" ersetzt. 

7. In Kapitel 3604 Titel 951 wird die Zahl 
„8 000 000" durch die Zahl „4 000 000" ersetzt. 

8. In Kapitel A 3604 Titel 950 wird die Zahl 
„15 000 000" durch die Zahl „1 500 000" ersetzt. 

Bonn, den 3. April 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 8 	 Umdruck 392 

Entschließungsantrag der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP zur dritten Beratung des Em-
wurts des Haushaltsgesetzes 1968, 

hier: Einzelplan 06, Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Innern 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2706 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

baldmöglichst den Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes vom 

30. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 815), zuletzt 
geändert durch das Finanzänderungsgesetz 1967 vom 
21. Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1259, 1276), 
vorzulegen. 

Bonn, den 2. April 1968 

Dr. Barzel und Fraktion 
Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 

Anlage 9 	 Umdruck 398 

Entschließungsantrag der Abgeordneten Ku-
bitza, Dorn und der Fraktion der FDP zur dritten 
Beratung des Entwurfs des  Haushaltsgesetzes 1968, 

h i e r : Einzelplan 06, Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Innern 
— Drucksachen V/2150, V/2706 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zur besseren Abgrenzung der Zuständigkeiten von 
Bund, Ländern und Gemeinden wird folgende Auf-
gabenteilung vorgenommen: 

1. Der Bund trägt allein die Kosten für die Errich-
tung der Leistungs- und Forschungszentren für 
den Sport und kommt auch für die Unterhaltung 
und  personelle Besetzung auf. Er beteiligt sich 
auch weiterhin am Bau der überörtlichen An-
lagen und gibt die Mittel gezielter als bisher in 
finanzschwache Länder, um die oft unterschied-
lichen Entwicklungen des Übungsstättenbaues in 
den einzelnen Ländern auszugleichen. 

2. Die Länder finanzieren mit den Gemeinden die 
örtlichen Sport-, Spiel- und Freizeitanlagen und 
sind mit dem Bund an der Errichtung von über-
örtlichen Sportstätten beteiligt. 

3. Der Bund sorgt gemeinsam mit den Ländern für 
die fortlaufende Anpassung des „Goldenen 
Plans" an die strukturellen Entwicklungen und 
die fortlaufende Modernisierung der einschlägi-
gen Gesetze, Verordnungen, Bestimmungen, 
Richtlinien usw. 

4. Der Bund fördert die Beratung und Forschung 
auf dem Gebiet des Sportstättenbaus und unter-
hält dazu das Institut für Sportstättenbau des 
Deutschen Sportbundes, das gleichzeitig zentrale 
Beratungsstelle der kommunalen Spitzen

-

verbände ist. 

Bonn, den 2. April 1968 

Kubitza 
Dorn 
Mischnick und Fraktion 
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Anlage 10 	 Umdruck 417 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgeset-
zes 1968 

hier: Einzelplan 26 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschä-
digte 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2721 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 2602 — Allgemeine Bewilligungen — 

1. In Tit. 302 — Währungsausgleich für Reichs-
marksparguthaben von Deutschen aus der 
sowjetischen Besatzungszone Deutschlands und 
dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin — 
wird ein Betrag von 1 000 000 DM eingesetzt. 

2. In Tit. 604 — Beihilfen zum Lebensunterhalt an 
Deutsche aus der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands und dem sowjetisch besetzten Sek-
tor von Berlin — wird anstelle des Betrages von 
7 500 000 DM ein Betrag von 6 500 000 DM ein-
gesetzt. 

Bonn, den 3. April 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 11 	 Umdruck 420 

Entschließungsantrag der Fraktion der FDP 
zur dritten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1968 

hier: Einzelplan 26 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschä-
digte 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2721 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung möge prüfen, ob die in 
Titel 607 vorgesehenen Mittel zur Finanzierung der 
Leistungen ausreichen, die sich aus dem einstim-
migen Beschluß des Ausschusses für Kriegs- und 
Verfolgungsschäden zur Anhebung der Einkommens-
grenze in § 7 des Flüchtlingshilfegesetzes ergeben 
und dem Bundestag darüber Bericht erstatten. 

Dieser Bericht soll gleichzeitig Vorschläge zu 
einer anderweitigen Finanzierung für den Fall 
enthalten, daß die Bundesregierung bei ihrer Prü-
fung zu dem Ergebnis gelangt, daß die in Titel 607 
eingesetzten Mittel zu gering sind. 

Bonn, den 3. April 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 12 	 Umdruck 421 

Entschließungsantrag der Fraktion der FDP 
zur dritten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1968 

hier: Einzelplan 26 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsge-
schädigte 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2721 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag teilt nicht die Bedenken der Bun-
desregierung hinsichtlich unvertretbarer finanzieller 
Auswirkungen auf Grund der Beschlüsse des Aus-
schusses für Kriegs- und Verfolgungsschäden zur 
20. Novelle zum Lastenausgleichsgesetz. 

Er schlägt daher der Bundesregierung vor, ihre 
vorgetragene Absicht, gegebenenfalls von Art. 113 
des Grundgesetzes Gebrauch zu machen, fallen zu 
lassen und einer baldmöglichsten Verabschiedung 
des Entwurfs in der Fassung der Ausschußbeschlüsse 
keine weiteren Hindernisse in den Weg zu legen. 

Bonn, den 3. April 1968 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 13 	 Umdruck 422 

Entschließungsantrag der Fraktion der FDP 
zur dritten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1968 

hier: Einzelplan 26 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsge-
schädigte 
— Drucksachen V/2150 Anlage, V/2721 — 

Der  Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, unter Be-
rücksichtigung der Äußerungen des zuständigen 
Ressortministers, von Hassel, im Ausschuß für 
Kriegs- und Verfolgungsschäden und der Gespräche 
zwischen dem Bundeskanzler mit Vertretern der 
Heimkehrer und der Sowjetzonenflüchtlinge unver-
züglich die Entwürfe 

1. eines Abschlußgesetzes zum Kriegsgefangenen-
entschädigungsgesetzes 

und 

2. eines Leistungsgesetzes für Deutsche der sowje-
tischen Besatzungszone und dem sowjetisch be-
setzten Sektor von Berlin 

vorzulegen. 

Bonn, den 3. April 1968 

Mischnick und Fraktion 
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Anlage 14 

Persönliche Bemerkung 

des Abgeordneten Dr. Müller (München) nach § 35 
GO. 

Zur Bemerkung des Präsidenten des Bundestages: 

Die „New York Times" erscheint in Europa nicht. 
In Europa erscheint eine Zeitung namens „Inter-
national Herald Tribune", an der die „New York 
Times" beteiligt ist. 

Anlage 15 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Jahn vom 
2. April 1968 auf die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Ollesch (Drucksache V/2753 Frage 125) : 

In welcher Form hat die Bundesregierung gegenüber der 
Weltöffentlichkeit die Behauptung der nordvietnamesischen 
Parteizeitung "Nhan Dan" zurückgewiesen, daß die Bundes-
republik Deutschland nach den USA an zweiter Stelle bei den 
militärischen Hilfeleistungen in Südvietnam stehe und mit 120 
Piloten und 2500 technischen Experten in amerikanischen Uni-
formen an dem Krieg selbst teilnehme? 

Das Auswärtige Amt hat alle in Bonn vertre-
tenen Presseagenturen unterrichtet, daß diese  Be

-

hauptung aus der Luft gegriffen ist. Ferner erfolgt 
die Richtigstellung über den Informationsfunk des 
BFA. Die nordvietnamesische Parteizeitung wieder-
holt im übrigen mit ihrer Behauptung einen Vorwurf, 
dessen die kommunistische Seite sich seit Jahren 
bedient, um die Bundesrepublik Deutschland zu ver-
leumden. Einen Höhepunkt erreicht die Kampagne 
im Herbst 1966, als der „Vietnam-Ausschuß des 
afro-asiatischen Solidaritätsausschusses der Deut-
schen Demokratischen Republik" ein 40 Seiten star-
kes Pamphlet über die angebliche Beteiligung der 
Bundesrepublik Deutschland am Vietnam-Kr ieg in 
Umlauf brachte. 

Die Bundesregierung hat niemals einen Zweifel 
daran aufkommen lassen, daß für sie ein militä-
risches Engagement in Vietnam nicht in Frage 
kommt. In der Aktuellen Stunde des Deutschen 
Bundestages am 15. September 1966 hat sich der 
damalige Bundesminister des Auswärtigen Dr. 
Sehräder die Ausführungen des Abgeordneten Dr. 
Häfele (CDU/CSU) zu eigen gemacht, daß nämlich 
„kein deutscher Bundeswehr-Angehöriger im Viet-
nam-Konflikt eingesetzt ist". Dies ist nach wie vor 
richtig. 

Die Bundesrepublik Deutschland sieht ihre Auf-
gabe in Vietnam allein darin, die Leiden der Zivil-
bevölkerung lindern zu helfen. Die Bundesregierung 
hat deshalb neben der Entwicklungshilfe die  deut-
sche  humanitäre Hilfe für Südvietnam ins Leben 
gerufen, für die auch in diesem Jahr 30 Mio DM zur 
Verfügung stehen werden. Dieser deutsche Beitrag 
steht unter der von über 30 Staaten der freien 
Welt geleisteten zivilen Hilfe nach den Leistungen 
der USA an zweiter Stelle. Nach der  jüngsten TET-
Offensive hat die Bundesregierung ein Sofort-Hilfe-
Programm im Werte von über 5 Mio DM eingeleitet. 

Anlage 16 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
3. April 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Jung (Drucksache V/2793 Fragen 19 
und 20) : 

Trifft es zu, daß die Altersgrenze für Bataillonskommandeure 
auf 35 Lebensjahre herabgesetzt worden ist? 

Wäre es nicht möglich und wünschenswert, denjenigen älteren 
Offizieren, die nicht mehr befördert werden können, dies offen 
mitzuteilen und ihnen die Möglichkeit der Wahl eines Auslauf-
kommandos zu geben, damit wenigstens die vielfach belastenden 
Versetzungen für diese Offiziere vermieden werden? 

Eine Altersgrenze für Bataillonskommandeure ist 
nicht festgelegt. Eine gewisse Altersbegrenzung er-
gibt sich lediglich dadurch, daß auf diesen Dienst-
posten im allgemeinen Majore, die zum Oberstleut-
nant heranstehen oder jüngere Oberstleutnante ver-
wendet werden sollen. 

Am 1. November 1967 betrug das Durchschnitts-
alter der Bataillonskommandeure des Heeres 46 
Jahre. Es entfielen auf das Lebensalter von 40-44 
Jahren 24,5 %, 45-49 Jahren 63,3 %, 50 und mehr 
Jahren 11,9 %. (Die letztgenannten Offiziere werden 
überwiegend in Bataillonen im Versorgungsbereich 
verwendet.) Lediglich ein Bataillonskommandeur der 
Heeresfliegertruppe war bei seiner Ernennung 35 
Jahre alt. 

Eine allgemeine Verjüngung dürfte eintreten, 
wenn — etwa zu Beginn der 70er Jahre — Ange-
hörige nichtkriegsgedienter Jahrgänge zur Verwen-
dung als Bataillonskommandeure in größerer Zahl 
heranstehen. 

Ob ein Offizier, der die formalen Laufbahnvor-
aussetzungen erfüllt, noch befördert werden kann, 
entscheidet sich häufig erst einige Jahre vor seiner 
Zurruhesetzung. In jedem Fall wird der Offizier 
durch ein Personalgespräch unterrichtet, daß eine Be-
förderung nicht mehr beabsichtigt ist. Es wird auch 
angestrebt, ihn im Rahmen der dienstlichen Erforder-
nisse in seiner Endverwendung in einen Standort zu 
versetzen, der seinen persönlichen Wünschen ent-
spricht. Leider ist dies nicht in jedem Falle möglich. 

Versetzungen von Offizieren, die ihren letzten 
Dienstgrad erreicht haben, werden nur aus zwingen-
den dienstlichen oder persönlichen Gründen vorge-
nommen. 

Anlage 17 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
3. April 1968 auf die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Cramer (Drucksache V/ 2793 Frage 24) : 

Treffen Zeitungsmeldungen zu, wonach dem Bundesverteidi-
gungsministerium bzw. den Wehrkreisverwaltungen Mittel für 
Lärmschutzmaßnahmen in der Nähe von Düsenjägerflugplätzen 
nicht zur Verfügung stehen? 
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Der Haushaltsplan des Bundesministeriums der 
Verteidigung enthält im Kapitel 14 12 einen Titel 
572 mit der Zweckbestimmung 

„Umsiedlung und Lärmschutzmaßnahmen im 
Zusammenhang mit dem Bau und dem Betrieb 
von Flugplätzen". 

Die bei dieser Haushaltsstelle für das Rechnungs-
jahr 1968 veranschlagten 12 Millionen DM sind fast 
ausschließlich für bereits eingeleitete Umsiedlungs-
maßnahmen bestimmt, die aus Gründen der Flug-
sicherheit durchgeführt werden müssen. Rechts-
grundlage hierfür ist das Luftverkehrsgesetz. 

Zuwendungen zu baulichen Schallschutzmaßnahmen 
in der Umgebung militärischer Flugplätze können 
nach den Erläuterungen zu oben genanntem Titel 
nur bei kleineren Baumaßnahmen (z. B. für Doppel-
fenster) in besonders begründeten Einzelfällen aus 
Billigkeitsgründen ohne Anerkennung einer Rechts-
pflicht erfolgen. 
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